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Stellungnahme zum Referentenentwurf f!r ein F!nftes  Gesetz zur "nderung des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitung f!r P flegebed!rftige, Pflegevorsor-
gefonds (F!nftes SGB XI-"nderungsgesetz - 5. SGB XI -"ndG) 

Grunds#tzliche Anmerkungen 

Im April 2014 wurde durch das Bundesministerium f•r  Gesundheit (BMG) der Referenten-
entwurf f•r ein F•nftes Gesetz zur €nderung des Elf ten Buches Sozialgesetzbuch - Leis-
tungsausweitung f•r Pflegebed•rftige, Pflegevorsorg efonds (F•nftes SGB XI-
€nderungsgesetz ± 5. SGB XI-€ndG) vorgelegt. Ziele des Gesetzes sind unter anderem, die 
Situation pflegender Angeh!riger zu verbessern und den Verbleib der pflegebed•rftigen 
Menschen in der gewohnten H"uslichkeit zu f!rdern. Hierf•r werden z. B. die Leistungen der 
Pflegeversicherung im Bereich der h"uslichen und te ilstation"ren Pflege ausgeweitet und 
flexibilisiert sowie die Inanspruchnahme der Kombinationsm!glichkeiten vereinfacht. Diese 
Bestrebungen des Gesetzgebers werden seitens des Parit"tischen ausdr•cklich begr•ût. 

Trotz der teilweise positiven Auswirkungen des vorl iegenden Gesetzesentwurfs auf 
die Situation von Pflegebed!rftigen und deren Angeh $rige fordert der Parit#tische 
weitere Gesetzes#nderungen und -anpassungen, insbes ondere in den folgenden Be-
reichen: 

Neuer Pflegebed!rftigkeitsbegriff 
Grundlegend wird an dem vorliegenden Gesetzesentwurf kritisiert, dass die seit langem be-
stehende Forderung einer Anpassung der Pflegeversicherung an einen neuen Pflegebed•rf-
tigkeitsbegriff wiederholt nicht erf•llt wird. Der Parit"tische vertritt die Auffassung, dass erst 
mit einem erweiterten Pflegebed•rftigkeitsbegriff n eue Leistungsanspr•che f•r die Versicher-
ten beschrieben werden k!nnen. Die Leistungen m•sse n dann dem neuen Pflegebed•rftig-
keitsbegriff folgen. Aufgrund der #bergangsleistung en sowie der zus"tzlichen Betreuung 
werden bereits heute bestehende Abgrenzungsprobleme ± insbesondere zwischen der Pfle-
geversicherung und der Eingliederungshilfe ± verst" rkt,  da die Leistungsausweitung nicht 
der Beurteilung der Pflegebed•rftigkeit folgt. Der Parit"tische fordert daher, den neuen Pfle-
gebed•rftigkeitsbegriff umgehend in der Pflegeversi cherung umzusetzen. Hierf•r ist im Pfle-
geversicherungsgesetz der entsprechende Rahmen zu setzen ± der Beirat zur #berpr•fung 
des Pflegebed•rftigkeitsbegriffs hatte in seinem Be richt m!gliche Alternativen, u. a. hinsicht-
lich der Einteilung der Bedarfsgrade, der Zuordnung von Leistungen sowie zum Bestand-
schutz, vorgelegt. Erst mit diesem Rahmen k!nnen ev entuelle Fragen, die mit der Einf•h-
rung eines neuen Pflegebed•rftigkeitsbegriffs und e ines entsprechenden Begutachtungsver-
fahrens zusammenh"ngen, gekl"rt und ein Zeitplan f• r die erforderlichen Umsetzungsschrit-
te erstellt werden. 
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Rechtsanspruch auf eine Familienpflegezeit 
Zu begr•ûen ist aus Sicht des Parit!tischen die Zie lstellung, die Pflegem"glichkeiten der 
Angeh"rigen von Pflegebed•rftigen zu erhalten bzw. zu st!rken. In dem nun vorliegenden 
Referentenentwurf des 5. SGB XI-€ndG werden hierf•r  u. a. Maûnahmen wie die Flexibilisie-
rung der Leistungsinanspruchnahme, die kombinatorische Gew!hrung von Leistungen der 
Kurzzeit- bzw. Verhinderungspflege sowie eine Erh"h ung von Pflegegeld und Pflegesach-
leistung realisiert. An dem grunds!tzlichen Dilemma , dass es nach wie vor keinen Rechtsan-
spruch auf eine Familienpflegezeit gibt und erwerbst!tige pflegende Angeh"rige in dem 
Spagat zwischen Beruf und Pflege weitestgehend allein gelassen und vom Wohlwollen ihres 
Arbeitgebers abh!ngig sind, !ndert dies zun!chst ni chts. 

Solidarische Finanzierung der Pflege 
Die Finanzierung der Pflege muss nach Auffassung des Parit!tischen grunds!tzlich solida-
risch getragen werden. Demnach lehnt der Parit!tisc he weiterhin die zus!tzliche private ka-
pitalgedeckte Pflegeabsicherung ab und fordert deren Abschaffung. Die geringe Zahl der 
Versicherungsabschl•sse seit Einf•hrung der private n zus!tzlichen Pflegeversicherung zeigt, 
dass das Angebot kaum in Anspruch genommen und somit seitens der Versicherten abge-
lehnt wird. Auch wurde durch die Einf•hrung einer w eiteren Finanzierungsquelle die Frag-
mentierung der Absicherung fortgeschrieben, ohne dass dies kurz- und mittelfristig zu positi-
ven Finanzierungseffekten gef•hrt hat. Der Parit!tis che fordert deshalb den solidarischen 
Ausbau der bestehenden Pflegeversicherung zu einer sozialen B•rgerversicherung durch 
Zusammenf•hrung der sozialen und der privaten Pfleg eversicherung. W!hrend die soziale 
Pflegeversicherung sich st!ndig am Rande der Finanz ierbarkeit bewegt, konnte die private 
Pflegeversicherung angesichts der g•nstigeren Risik en und der h"heren finanziellen Leis-
tungsf!higkeit der dort Versicherten enorme R•cklag en anh!ufen. 

Attraktivit!t des Pflegeberufes 
In Bezug auf den Fachkr!ftemangel in der Pflege sol lte im Rahmen von Gesetzes!nderun-
gen grunds!tzlich immer auch die Attraktivit!t des Pflegeberufes in den Blick genommen 
werden. Damit sich mehr Menschen f•r eine beruflich e Perspektive in der Pflege entschei-
den, muss die Pflegeausbildung dringend reformiert und die vertikale Durchl!ssigkeit ver-
bessert werden. Die f•r Ende 2011 avisierten Eckpun kte eines Berufsgesetzes zur Zusam-
menf•hrung der Ausbildungen in den unterschiedliche n Pflegeberufen stehen nach wie vor 
aus. Mit Blick auf den Europ!ischen und den Deutsch en Qualifikationsrahmen (EQR und 
DQR) ist weiterhin eine Akademisierung der Pflegeberufe geboten. Die neue Ausbildung 
muss Inhalte der Altenpflege in Theorie und Praxis enthalten. Es ist wichtig, dass in der Aus-
bildung der Pflege die Kernkompetenzen der Altenpflege ausgebaut und gesch!rft werden. 
Das gesamte Bildungssystem muss deutlich durchl!ssi ger gestaltet werden. Hier sind Ver-
besserungen beim Zugang zum Beruf, der berufsbegleitenden Aus- und Weiterbildung sowie 
der Anrechnung non-formal erworbener Qualifikationen (EQR/DQR) erforderlich, insbeson-
dere auch mit Blick auf die Generation 40+. Die Ausbildungskosten aller Pflegeberufe m•s-
sen aus dem Leistungssystem der Kranken- und Pflegeversicherung oder aus Steuermitteln 
finanziert werden. Solange die Zusammenf•hrung der Ausbildung der Pflegeberufe noch 
anh!ngig ist, sind die Kosten der Altenpflegeausbil dung bundesweit auf alle Versicherten der 
Pflegeversicherung umzulegen ± analog zum Umlageverfahren der Kosten der Krankenpfle-
geausbildung in den Krankenh!usern. Dies beinhaltet  auch die Kosten der praktischen Aus-
bildung (Praxisanleitung und Ausbildungsverg•tung),  die nicht zu Lasten personenzentrierter 
Hilfen gehen d•rfen. Plausibel kalkulierte, wirtsch aftliche Gestehungskosten einschlieûlich 
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der Kosten f•r die Qualit!ts- und Qualifikationsanf orderungen (Umsetzung Expertenstan-
dards, Maûst!be und Grunds!tze nach § 113 SGB XI, o rdnungsrechtliche Qualit!tsanforde-
rungen, Beratungsleistungen, Dokumentation etc.) sowie angemessene Zuschl!ge f•r Un-
ternehmerrisiko und Eigenkapitalverzinsung sowohl in ambulanten als auch teilstation!ren 
und station!ren Einrichtungen sind von den Kostentr !gern zu refinanzieren, wobei Tarifbin-
dung bzw. Tariforientierung immer als angemessen zu werten sind. Ohne ausk"mmliche 
Finanzierung k"nnen keine attraktiven Arbeitsbeding ungen f•r Pflegekr!fte realisiert werden. 

Vorrang der Krankenversicherung sicherstellen
Der aktuelle Pflegereport der BarmerGEK hat wieder einmal nachgewiesen, dass !ltere 
Menschen durchaus Leistungen der medizinischen Rehabilitation erhalten, dass diese aber 
abrupt nachlassen, sobald eine Pflegestufe nach SGB XI festgestellt ist. Gleiches ist f•r Leis-
tungen der h!uslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V  festzustellen. Diese Befunde ver-
wundern nicht, wenn man in Rechnung stellt, dass die Interessen der Pflegeversicherung 
denjenigen der Krankenkassen untergeordnet werden und sich die Mitarbeiter loyal zu ihren 
Dienstherren ± den Krankenkassen ± verhalten. Entweder die Pflegekassen m•ssen die 
Verantwortung f•r diese Leistungen erhalten und mit  einer Pauschalzuweisung aus Mitteln 
der Krankenkassen ausgestattet werden, oder die Pflegekassen m•ssen unabh!ngig von 
den Krankenkassen agieren k"nnen. Zu diesem Komplex  geh"rt auch, dass in teil- und voll-
station!ren Pflegeeinrichtungen die Kosten der Beha ndlungspflege von den Krankenkassen 
zu tragen sind. 

Rolle der Kommunen st!rken
In der Koalitionsvereinbarung ist richtigerweise vorgesehen, dass die Rolle der Kommunen in 
der Ausgestaltung der pflegerischen Infrastruktur und auch der Leistungen zu st!rken ist. 
Dieses Thema greift der Referentenentwurf leider nicht auf. 

Aufhebung der Pflicht zur Anwendung zwei paralleler  Verg"tungssysteme in der am-
bulanten Pflege 
Dar•ber hinaus wird gefordert, dass die durch das P NG erfolgten Gesetzes!nderungen hin-
sichtlich der Finanzierung in der ambulanten Pflege angepasst werden. Es hat sich in der 
Praxis gezeigt, dass das verpflichtende Nebeneinander von zwei Verg•tungssystemen die 
ambulanten Dienste vor groûe Probleme stellt: Einerseits wird die Zeitverg•tung bislang 
kaum in Anspruch genommen. Andererseits erweist sich die Umsetzung der Neuregelung 
aus verschiedenen Gr•nden als sehr schwierig: 

�  Die derzeitige Ausgestaltung der Zeitverg•tung: Mi nutenpflege 

Die Problematik der Zeitverg•tung in ihrer derzeiti gen Ausgestaltung liegt insbesondere da-
rin, dass die Leistung minutengenau erfasst und abgerechnet werden muss und Pauschalie-
rungen, etwa Abrechnung pro angefangene Viertelstunde, unzul!ssig sind: 

- Der Zeitaufwand f•r die (Pflege-)Leistungen kann deutlich schwanken, beispielsweise 
aufgrund der Tagesverfassung des Pflegebed•rftigen.  Damit schwanken auch die Preise 
f•r die Leistungen und sind f•r den Pflegebed•rftig en nicht exakt vorhersehbar.  

- Eine mit der Gesetzgebung angestrebte noch gr"ûer e Sicherheit f•r Verbraucher kann 
auf diese Weise nicht erreicht werden. 

- Die Minutenpflege bietet folglich ein erhebliches Konfliktpotential im Verh!ltnis Pflege-
bed•rftiger und Pflegedienst, wie viele Minuten f•r  die Erbringung einer bestimmten 
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Leistung (noch) angemessen sind. Pauschalierungen, die geeignet w!ren, dieses Kon-
fliktpotential abzumildern, sind untersagt.  

�  Das Nebeneinander der zwei Verg•tungsformen 

Weitere Probleme wirft das Nebeneinander der zwei alternativen Verg•tungsformen auf:  

- Das Nebeneinander der beiden alternativen Verg•tu ngssysteme f•hrt zu finanziellen 
Wechselwirkungen, die schwer kalkulierbar sind und bleiben. Der Mischkalkulation f•r 
die Leistungskomplexe wird die Grundlage entzogen, wenn Pflegebed•rftige mit einem 
zeitlichen Pflegeaufwand unterhalb des Durchschnittswertes eines Leistungskomplexes 
nun Leistungen der Zeitverg•tung w!hlen. Die Wechse lwirkungen lieûen sich allenfalls 
durch eine drastische Preiserh"hung in beiden Verg• tungssystemen ausgleichen. In 
seinem f•r den Parit!tischen Landesverband Berlin e rstellten Gutachten h!lt der Dipl.-
Kfm. Thomas Sieûegger  diesbez•glich Erh"hungen zwi schen 15% bis 30% f•r erforder-
lich (vgl. Gutachten, S. 65-67, 109). Ansonsten w•r de sich die ohnehin prek!re finanziel-
le Situation in der ambulanten Pflege noch versch!r fen, die daraus resultiert, dass die 
Verg•tungen f•r die ambulante Pflege seit Einf•hrun g der Pflegeversicherung nicht ent-
sprechend der Kostensteigerungen der Dienste erh"ht  wurden, die insbesondere im Be-
reich Personal und Qualit!t wurzeln.  

- Werden innerhalb eines Einsatzes sowohl Leistungen nach Zeit als auch Leistungskom-
plexe erbracht, welche bei den einzelnen Verrichtungen #berschneidungen aufweisen, 
so resultieren daraus erhebliche Abgrenzungsprobleme.  

- Die in § 120 SGB XI vorgeschriebenen umfangreichen Informations- und Dokumentati-
onspflichten des Pflegedienstes zu den alternativen Abrechnungsm"glichkeiten werden 
den Zeit- und B•rokratieaufwand und damit die Koste n der Pflegeleistung zus!tzlich 
deutlich erh"hen.  

- Fraglich ist bereits, inwieweit der in der Regel !ltere Verbraucher durch die F•lle der fort-
laufend bereit zu stellenden Information (Leistungskomplexe, aufgespaltene einzelne 
Verrichtungen, verschiedene Verg•tungsformen und ih re Kalkulationsgrundlagen) in die 
Lage versetzt werden kann, die f•r ihn richtigen Le istungen auszuw!hlen. Die Beurtei-
lung der kosteng•nstigsten Leistungszusammenstellun g wird zus!tzlich durch das oben 
beschriebene Problem erschwert, dass der Zeitaufwand f•r Pflegeleistungen nach den 
Umst!nden schwankt und der Endpreis f•r eine Leistu ng nach Zeitverg•tung nicht si-
cher vorhergesagt werden kann. Die in dieser Weise vollzogene Aufbereitung und Ge-
gen•berstellung von Leistungs- und Preisangeboten k "nnen nicht nur f•r pflegebed•rfti-
ge Menschen (und Angeh"rige) eine #berforderung bed euten, was aus verbraucher-
schutzrechtlicher Sicht zu erheblichen Bedenken f•h rt.    

Wir fordern daher,  

·  dass lediglich ein Verg•tungssystem zur Anwendung kommt und dass die Pflicht zur 
Anwendung von zwei Verg•tungssystematiken in § 89 A bs.3 SGB XI entf!llt. 

·   § 120 Abs. 3 SGB XI dahingehend zu !ndern, dass d ie Verpflichtung entf!llt, die zwei 
Verg•tungsformen fortlaufend schriftlich oder ander weitig gegen•berzustellen.  

·   Die strukturelle Unterfinanzierung in der ambulanten Pflege beseitigt wird.  
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Unabh!ngig davon ist jede Umsetzung der Zeitverg•tu ng nur unter bestimmten Bedingungen 
vorstellbar. Notwendig ist es, dass  

·  eine Mindestleistungszeit nicht unter 15 Minuten gesetzlich festgeschrieben wird,  

·  grunds!tzlich auch eine Zeittaktung als Grundlage f•r eine Abrechnung nach Zeit-
aufwand (bspw. 15 Minuten-Takt) festgelegt wird und  

·  der Pflegebed•rftige ein inhaltliches Wunsch- und Wahlrecht erh!lt, welche Leistung 
er in der vereinbarten Zeit in Anspruch nehmen m"ch te. 

Ausk mmliche!Refinanzierung!der!Einrichtungen!und!D ienste!
Gem!û § 84 SGB XI und § 89 SGB XI m•ssen Pfleges!tz e leistungsgerecht sein und der 
Pflegeeinrichtung bzw. dem Dienst bei wirtschaftlicher Betriebsf•hrung erm"glichen, den 
Versorgungsauftrag zu erf•llen. Leistungsgerecht be deutet, dass die Verg•tung sowohl der 
Leistungsmenge als auch deren Qualit!t gerecht wird . Infolge der Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts vom 14.12.2000 verstetigte sich die negative Entwicklung einer aus-
schlieûlich preis- und marktorientierten Kostentr!g erverhandlung, die sowohl Qualit!tsent-
wicklungen als auch tats!chlich notwendige Bezahlun gen von qualifizierten Mitarbeiter/-
innen zunehmend ausblendete. Die (mittels eines Personalbedarfsbemessungssystems) 
festgestellte Personalausstattung muss durch die Verg•tung auch tats!chlich leistbar sein. 
Mitursache des sich versch!rfenden Fachkr!ftemangel s ist das Image des Berufs, welches 
nicht unwesentlich bestimmt wird durch das zu erzielende Einkommen und die sich darin 
manifestierende Wertsch!tzung des Berufs. Der Parit !tische fordert, die Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts vom 29.01.2009 umzusetzen. Plausibel kalkulierte, wirtschaftliche 
Gestehungskosten einschlieûlich der Kosten f•r die Qualit!ts- und Qualifikationsanforderun-
gen (Umsetzung Expertenstandards, Maûst!be und Grun ds!tze nach § 113 SGB XI, ord-
nungsrechtliche Qualit!tsanforderungen, Beratungsle istungen, Dokumentation etc.) sowie 
angemessene Zuschl!ge f•r Unternehmerrisiko und Eig enkapitalverzinsung sind von den 
Kostentr!gern zu refinanzieren, wobei Tarifbindung bzw. Tariforientierung immer als ange-
messen zu werten sind.!!

Zu!den!vorgeschlagenen!Regelungen!im!Einzelnen!

Artikel!1!±!"nderung!des!Elften!Buches!Sozialgesetz buch!

§!8!Absatz!3!wird!wie!folgt!ge#ndert:!

a)! In!Satz!1!wird!das!Wort! ¹Modellvorhabenª!durch!d ie!W rter! ¹Maûnahmen!wie!Mo-
dellvorhaben,!Studien,!wissenschaftliche!Expertisen !und!Fachtagungenª!ersetzt.!

b)!In!Satz!7!und!Satz!8!wird!das!Wort!¹Modellvorhab enª!durch!das!Wort!¹Maûnahmenª!
ersetzt.!

Bewertung 
Die Ausweitung der Finanzierungsm"glichkeiten von M odellvorhaben auf Fachtagungen, 
wissenschaftliche Studien und Expertisen begr•ût de r Parit!tische. Hinsichtlich der F"rder-
kriterien bzw. der Auswahl der gef"rderten Projekte  und Studien w!re es jedoch w•n-



Stellungnahme zum Referentenentwurf f•r ein 5. Geset z zur €nderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch        S. 6 von 21

schenswert, wenn hierbei auch Leistungserbringerverb!nde beteiligt w•rden, um einseitige 
Interessenlagen und Zielsetzungen zu verhindern.  

In § 30 Satz 1 werden die W!rter ¹erstmals im Jahre  2014ª durch die W!rter ¹erneut im 
Jahre 2017ª ersetzt. 

Bewertung 
Eine Dynamisierung der Leistungen der Pflegeversicherung begr•ût der Parit!tische aus-
dr•cklich. Es besteht jedoch weiterhin ein Defizit in der Refinanzierung von Pflegeleistungen, 
welches sich aufgrund der ann!hernd stagnierenden L eistungen seit Einf•hrung der Pflege-
versicherung stetig erh"ht hat. Dies gilt f•r stati on!re, teilstation!re wie auch f•r ambulante 
Versorgungsformen von Pflegebed•rftigen.  

§ 36 wird wie folgt ge"ndert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt ge"ndert:  

 aa) In Nummer 1 wird folgender Buchstabe d angef#g t: ¹d) 468 Euro ab 1. Januar 
2015,ª 

 bb) In Nummer 2 wird folgender Buchstabe d angef#g t: ¹d) 1 144 Euro ab 1. Janu-
ar 2015,ª 

 cc) In Nummer 3 werden der Punkt durch ein Komma e rsetzt und folgender Buch-
stabe d angef#gt: ¹d) 1 612 Euro ab 1. Januar 2015. ª 

b) In Absatz 4 wird die Angabe ¹1 918ª durch die An gabe ¹1 995ª ersetzt. 

Bewertung 
Grunds!tzlich wird die Anhebung der ambulanten Sach leistung vom Parit!tischen begr•ût. 
Es besteht jedoch weiterhin die Kritik, dass die Unterscheidung der H"he der Sachleistungen 
der Pflegeversicherung nach der Wohnform des pflegebed•rftigen Menschen und dem Ort 
der Leistungserbringung zu einer Ungleichbehandlung von Menschen in ihrer jeweiligen indi-
viduellen Pflegesituation f•hrt. Auch widersprechen  die niedrigeren Sachleistungen in der 
ambulanten und teilstation!ren Pflege dem im § 3 SG B XI beschriebenen Grundsatz der 
vorrangigen Unterst•tzung der h!uslichen Pflege und  der Pflegebereitschaft der Angeh"ri-
gen und Nachbarn durch die Leistungen der Pflegeversicherung. Der Parit!tische regt an, 
den Sachleistungsbetrag der ambulanten Pflege auf die H"he des Sachleistungsbetrages f•r 
die vollstation!re Pflege anzuheben. 

§ 37 wird wie folgt ge"ndert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt ge"ndert: 

aa) In Nummer 1 wird folgender Buchstabe d angef#gt : ¹d) 244 Euro ab 1. Januar 
2015,ª 

bb) In Nummer 2 wird folgender Buchstabe d angef#gt : ¹d) 458 Euro ab 1. Januar 
2015,ª 

cc) In Nummer 3 werden der Punkt durch ein Komma er setzt und folgender 
Buchstabe d angef#gt: ¹d) 728 Euro ab 1. Januar 201 5.ª 
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b) In Absatz 3 Satz 4 werden die Angabe ¹21ª durch die Angabe ¹22ª und die Angabe 
¹31ª durch die Angabe ¹32ª ersetzt. 

Bewertung 
Die Anhebung des Pflegegeldes ist grunds!tzlich zu begr•ûen. Es wird jedoch in Bezug auf 
§ 37 SGB XI darauf verwiesen, dass die Verg•tung de r Beratungsleistungen nach § 37 Abs. 
3 Satz 4 in H"he von 22 bzw. 32 Euro weit unter den  von den Einrichtungen zu tragenden 
Personalkosten (ca. 45 Euro) liegt. 

In § 38a Absatz 1 wird die Angabe ¹200ª durch die A ngabe ¹205ª ersetzt. 

Bewertung 
Die Anhebung des Wohngruppenzuschlags ist zu begr•û en. Der Parit!tische weist jedoch 
darauf hin, dass mit der Verwendung des Begriffes ¹Pflegebed•rftigeª in § 38a SGB XI Per-
sonen mit erheblich eingeschr!nkter Alltagskompeten z in der sogenannten Pflegestufe 0, die 
nunmehr nach § 123 SGB XI auch Leistungen nach § 36, § 37 oder § 38 SGB XI erhalten, 
aus der gesetzlichen Regelung ausgeschlossen werden. 

§ 39 wird wie folgt gefasst: 

¹§ 39 H!usliche Pflege bei Verhinderung der Pflegep erson 

(1) Ist eine Pflegeperson wegen Erholungsurlaubs, K rankheit oder aus anderen Gr"n-
den an der Pflege gehindert, "bernimmt die Pflegeka sse die Kosten einer notwendigen 
Ersatzpflege f"r l!ngstens sechs Wochen je Kalender jahr; § 34 Absatz 2 Satz 1 gilt 
nicht. Voraussetzung ist, dass die Pflegeperson den  Pflegebed"rftigen vor der erstma-
ligen Verhinderung mindestens sechs Monate in seine r h!uslichen Umgebung ge-
pflegt hat. Die Aufwendungen der Pflegekassen k#nne n sich im Kalenderjahr auf bis 
zu 1 470 Euro ab 1. Juli 2008, auf bis zu 1 510 Eur o ab 1. Januar 2010, auf bis zu 1 550 
Euro ab 1. Januar 2012 und auf bis zu 1 612 Euro ab  1. Januar 2015 belaufen, wenn die 
Ersatzpflege durch Pflegepersonen sichergestellt wi rd, die mit dem Pflegebed"rftigen 
nicht bis zum zweiten Grade verwandt oder verschw!g ert sind und nicht mit ihm in 
h!uslicher Gemeinschaft leben. 

(2) Bei einer Ersatzpflege durch Pflegepersonen, di e mit dem Pflegebed"rftigen bis 
zum zweiten Grade verwandt oder verschw!gert sind o der mit ihm in h!uslicher Ge-
meinschaft leben, d"rfen die Aufwendungen der Pfleg ekasse regelm!ûig den Betrag 
des Pflegegeldes nach § 37 Absatz 1 Satz 3 f"r bis zu sechs Wochen nicht "berschrei-
ten, es sei denn, die Ersatzpflege wird erwerbsm!ûi g ausge"bt; in diesen F!llen findet 
der Leistungsbetrag nach Absatz 1 Satz 3 Anwendung.  Dabei k#nnen von der Pflege-
kasse auf Nachweis notwendige Aufwendungen, die der  Pflegeperson im Zusammen-
hang mit der Ersatzpflege entstanden sind, "bernomm en werden. Die Aufwendungen 
der Pflegekasse nach den S!tzen 1 und 2 d"rfen zusa mmen den in Absatz 1 Satz 3 
genannten Betrag nicht "bersteigen.  

(3) Bei einer Ersatzpflege nach Absatz 1 kann der L eistungsbetrag unter Anrechnung 
auf den f"r eine Kurzzeitpflege nach § 42 zustehend en Leistungsbetrag um bis zu 806 
Euro auf insgesamt bis zu 2 418 Euro erh#ht werden,  soweit f"r diesen Betrag noch 
keine Kurzzeitpflege im Kalenderjahr in Anspruch ge nommen wurde.ª 
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Bewertung 
Das Bestreben, den Leistungsanspruch nach § 39 SGB XI auf sechs Wochen im Kalenderjahr 
zu erh!hen, wird seitens des Parit"tischen grunds"t zlich begr•ût. Die Regelung wird in der 
Praxis jedoch nur umzusetzen sein, wenn gleichzeitig h!here finanzielle Mittel zur Verf•gung 
stehen. Bisher haben die f•r Pflegebed•rftige zur V erf•gung gestellte Leistungen durchschnitt-
lich f•r zwei Wochen gereicht, hieran wird sich ohn e sp•rbare Leistungsausweitung in § 39 
SGB XI nichts "ndern. Somit bleibt die Ausweitung d es Leistungsanspruchs von vier auf sechs 
Wochen in der Realit"t wirkungslos. Wir fordern des halb eine Anhebung des Leistungsan-
spruchs nach § 39 SGB XI auf den doppelten Betrag. 

F•r die Inanspruchnahme von Verhinderungspflege nac h § 39 SGB XI ist weiterhin Vorausset-
zung, dass die Pflegeperson den Pflegebed•rftigen v or der erstmaligen Verhinderung mindes-
tens sechs Monate in seiner h"uslichen Umgebung gep flegt hat. Grunds"tzlich ist davon aus-
zugehen, dass pflegende Angeh!rige bereits vor der Feststellung einer Pflegestufe pflegeri-
sche T"tigkeiten •bernehmen. In der Regel liegt bei  ¹einsetzender Pflegebed•rftigkeitª der 
Pflegeaufwand zun"chst unterhalb des zeitlichen Umf angs der Pflegestufe I, dar•ber hinaus 
besteht in diesen F"llen oftmals ein nicht unerhebl icher Aufwand an Betreuungsleistungen 
insbesondere bei Menschen mit eingeschr"nkter Allta gskompetenz bzw. bei dementiell er-
krankten Menschen. Der Parit"tische vertritt die Au ffassung, dass die Karenz von sechs Mona-
ten vor Inanspruchnahme von Verhinderungspflege, d. h. § 39 Satz 2 SGB XI, ersatzlos zu 
streichen ist.

§ 40 wird wie folgt ge!ndert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ¹31ª durch di e Angabe ¹40ª ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt ge!ndert: 

aa) In den S!tzen 2 und 3 werden die Angaben ¹2 557 ª durch die Angaben ¹4 
000ª ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird die Angabe ¹10 228ª durch die An gabe ¹16 000ª ersetzt. 

Bewertung 
Der Parit"tische begr•ût die Anhebung des Leistungs anspruches nach § 40 Abs. 4 SGB XI 
auf 4.000 Euro. Es sollte jedoch die Verwendungsm!g lichkeit des Leistungsanspruches nach 
§ 40 Abs. 4 SGB XI um die Maûnahmen des Ambient Assisted Living (AAL) erweitert wer-
den.  

Die Anhebung des Betrags f•r Pflegehilfsmittel ist zu begr•ûen, jedoch nicht ausreichend. 
Der Betrag bildet nicht die tats"chlichen Bedarfe d er Pflegebed•rftigen ab. So ist z. B. der 
Bereich der Inkontinenzpauschalen stark unterfinanziert, was gravierende Folgen f•r Be-
troffene und Angeh!rige nach sich zieht. 

Auûerdem wird darauf hingewiesen, dass bez•glich de r Hilfsmittelversorgung eine unplau-
sible Unterscheidung zwischen ambulanter und station"rer Pflege vorgenommen wird: Mit 
dem zum 01.01.2012 in Kraft getretenen GKV-Versorgungsstrukturgesetz hat der Gesetzge-
ber in § 40 Absatz 5 SGB V eine Teilung der Ausgaben f•r Hilfsmittel und Pflegehilfsmittel 
zwischen den Krankenkassen und den bei diesen eingerichteten Pflegekassen festgeschrie-
ben. Dies ist prinzipiell zu begr•ûen. Nicht nachvo llziehbar ist, warum Personen, die sich in 
station"rer Pflege befinden, von dieser Regelung au sgeschlossen sein sollen. Aus Sicht des 
Parit"tischen wurde hiermit die nicht tolerierbare Verschiebung von Leistungen der gesetzli-
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chen Krankenversicherung in das Teilleistungssystem der gesetzlichen Pflegeversicherung 
bzw. in die individuelle Verantwortung des einzelnen Pflegebed•rftigen fortgeschrieben. Die 
Krankenkassen •bernehmen ausschlieûlich die Kosten f•r Hilfsmittel zu Unterst•tzung medi-
zinischer Versorgung, z. B. wenn ein Dekubitus vorliegt, aber nicht zur Prophylaxe von De-
kubiti, und f•r Hilfsmittel, die aufgrund pers!nlic her Voraussetzungen individuell anzupassen 
sind. Diese Praxis stellt einen Verstoû gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung dar. Der 
Parit"tische fordert, dass die Kosten f•r Hilfsmitt el von in station"ren Pflegeeinrichtungen 
wohnenden Pflegebed•rftigen von den Pflegekassen un d Krankenkassen anteilig zu •ber-
nehmen sind. Die gesetzlichen Regelungen im SGB XI und SGB V sind entsprechend zu 
"ndern.   

§ 41 wird wie folgt ge!ndert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge!ndert: 

aa) Nach Nummer 1 Buchstabe c wird folgender Buchst abe d angef"gt: ¹d) 468 
Euro ab 1. Januar 2015,ª 

bb) Nach Nummer 2 Buchstabe c wird folgender Buchst abe d angef"gt: ¹d) 1 
144 Euro ab 1. Januar 2015,ª 

cc) In Nummer 3 Buchstabe c wird der Punkt durch ei n Komma ersetzt und fol-
gender Buchstabe d angef"gt: ¹d) 1 612 Euro ab 1. J anuar 2015.ª 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

¹Pflegebed"rftige k#nnen teilstation!re Tages- und Nachtpflege zus!tzlich zu ambu-
lanten Pflegesachleistungen, Pflegegeld oder der Ko mbinationsleistung nach § 38 in 
Anspruch nehmen, ohne dass eine Anrechnung auf dies e Anspr"che erfolgt.ª 

c) Die Abs!tze 4 bis 7 werden aufgehoben. 

Bewertung 
Die hier vorgeschlagenen Gesetzes"nderungen entspre chen weitestgehend den Forderun-
gen des Parit"tischen und werden demzufolge sehr be gr•ût. Sie vereinfachen einerseits das 
Leistungssystem, so dass es f•r potentielle Anspruc hsberechtige sowie deren Angeh!rige 
verst"ndlicher wird und f!rdern andererseits die Ve reinbarkeit von Familie und Beruf f•r pfle-
gende Angeh!rige. Die k•nftige h!here Flexibilit"t der Leistungsanspr•che wird den indivi-
duellen Bedarfen und Problemlagen der Pflegebed•rft igen bzw. deren Familien besser ge-
recht. 

Begr•ûenswert w"re dar•ber hinaus, wenn auch die zu s"tzlichen Kosten der Tages- und 
Nachpflege von der Pflegeversicherung •bernommen w• rden, wie z. B. Fahrtkosten und 
Investitionskosten. 

§ 42 wird wie folgt ge!ndert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt ge!ndert: 

aa) In Satz 2 werden das Wort ¹undª gestrichen und durch ein Komma ersetzt 
sowie hinter der Angabe ¹2012ª die Angabe ¹und 1 61 2 Euro ab 1. Januar 2015ª 
eingef"gt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angef"gt: 
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¹Der Leistungsbetrag nach Satz 2 kann unter Anrechn ung auf den f!r eine Ver-
hinderungspflege nach § 39 zustehenden Leistungsbet rag um bis zu 1 612 Euro 
auf insgesamt bis zu 3 224 Euro erh"ht werden, sowe it f!r diesen Betrag noch 
keine Verhinderungspflege im Kalenderjahr in Anspru ch genommen wurde. In 
diesem Fall erh"ht sich die Beschr#nkung des Anspru chs nach Satz 1 auf bis 
zu acht Wochen pro Kalenderjahr.ª 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die W"rter ¹Kindern bi s zur Vollendung des 25. Lebens-
jahresª durch das Wort ¹Pflegebed!rftigenª ersetzt.

Bewertung 
Die Anhebung der Leistungen f•r Kurzzeitpflege wird  vom Parit!tischen begr•ût, gleichzeitig 
weist der Parit!tische darauf hin, dass die Anhebun g um 4 Prozent nicht die Kostensteige-
rungen der vergangenen Jahre kompensiert.  

Die zeitliche Ausweitung des Anspruchs der Kurzzeitpflege von vier auf acht Wochen ist wie 
die Verl!ngerung des Anspruchs auf Verhinderungspfl ege nur dann tats!chlich wirksam, 
wenn gleichzeitig die finanzielle Grundlage ausgeweitet wird. Dies ist hier nicht gegeben, so 
dass die tats!chlichen M"glichkeiten der Inanspruch nahme von Kurzzeitpflege in der Praxis 
unver!ndert unter vier Wochen liegen. Der Parit!tis che fordert deshalb eine Leistungsanhe-
bung f•r Kurzzeitpflege auf mindestens den doppelte n Betrag. 

Der Parit!tische fordert weiterhin, dass die Kosten  der medizinischen Behandlungspflege in 
Einrichtungen der Kurzzeitpflege von der Krankenversicherung zu tragen sind.  

Die Aufhebung der Altersregelung in § 42 Absatz 3 Satz 1 entspricht einer Forderung des 
Parit!tischen und wird somit begr•ût. 

§ 43 wird wie folgt ge#ndert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge#ndert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ¹1 023ª durch die A ngabe ¹1 064ª ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ¹1 279ª durch die A ngabe ¹1 330ª ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird folgender Buchstabe d angef!gt : 

¹d) 1 612 Euro ab 1. Januar 2015,ª 

dd) In Nummer 4 werden der Punkt durch ein Komma er setzt und folgender 

Buchstabe d angef!gt: 

¹d) 1 995 Euro ab 1. Januar 2015,ª 

Bewertung
Die Anhebung der Leistungen in der station!ren Pfle ge wird seitens des Parit!tischen grund-
s!tzlich begr•ût. Gleichzeitig wird kritisiert, das s die Leistungen trotz der Anhebung weiterhin 
nicht den tats!chlichen Kosten in der station!ren P flege entsprechen.  

Gem!û § 84 SGB XI umfassen die Pfleges!tze die Leis tungen der Pflege, der medizinischen 
Behandlungspflege und der sozialen Betreuung. Sie m•ssen leistungsgerecht sein und es 
der Pflegeeinrichtung bei wirtschaftlicher Betriebsf•hrung erm"glichen, ihren Versorgungs-
auftrag zu erf•llen. Leistungsgerecht bedeutet, das s die Verg•tung sowohl der Leistungs-
menge als auch deren Qualit!t gerecht wird. Infolge  der Rechtsprechung des Bundessozial-
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gerichts vom 14.12.2000 verstetigte sich die negative Entwicklung einer ausschlieûlich preis- 
und marktorientierten Kostentr!gerverhandlung, die sowohl Qualit!tsentwicklungen als auch 
tats!chlich notwendige Bezahlungen von qualifiziert en Mitarbeiter/-innen zunehmend aus-
blendete.  

Als L"sung fordert der Parit!tische ein bundeseinhe itliches Personalbemessungssystem, an 
das eine realistische Kostenanalyse ankn•pfen und d ie Verg•tung der tats!chlichen Entste-
hungskosten der Einrichtungen umgesetzt werden kann. Im •brigen sind die Kosten der Be-
handlungspflege von der gesetzlichen Krankenversicherung zu tragen. 

In § 43a Satz 2 wird die Angabe ¹256ª durch die Ang abe ¹266ª ersetzt. 

Bewertung 
Auch pflegebed•rftige Menschen in Wohneinrichtungen  der Behindertenhilfe m•ssen die 
vollen Leistungen nach § 36 bzw. § 43 SGB XI erhalten. 

§ 45b wird wie folgt ge!ndert: 

a) Die "berschrift wird wie folgt gefasst: 

¹§ 45b Zus!tzliche Betreuungs- und Entlastungsleist ungenª 

b) Absatz 1 wird wie folgt ge!ndert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort ¹Betreuungsleistungenª durch die W#rter ¹Betreu-
ungs- und Entlastungsleistungenª ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe ¹100ª durch die Angab e ¹104ª und die Angabe 
¹200ª durch die Angabe ¹208ª ersetzt. 

cc) In Satz 4 erster Halbsatz wird das Wort ¹Betreu ungsbetragesª durch die 
W#rter ¹Betreuungs- und Entlastungsbetragesª ersetz t. 

dd) In Satz 5 wird das Wort ¹Betreuungsleistungenª durch die W#rter ¹Leistun-
gen der Betreuung oder Entlastungª ersetzt. 

ee) In Satz 6 Nummer 3 werden nach dem Wort ¹Betreu ungª die W#rter ¹oder 
Angebote der hauswirtschaftlichen Versorgungª einge f$gt und nach dem Wort 
¹Grundpflegeª die W#rter ¹und hauswirtschaftliche V ersorgungª gestrichen. 

ff) In Satz 6 Nummer 4 wird das Wort ¹Betreuungsang eboteª durch die W#rter 
¹Betreuungs- und Entlastungsangeboteª ersetzt. 

gg) Nach Satz 6 wird folgender Satz angef$gt: 

¹Die Erstattung der Aufwendungen erfolgt auch, wenn  f$r die Finanzierung der 
in Satz 6 genannten Betreuungs- und Entlastungsleis tungen Mittel der Verhin-
derungspflege gem!û § 39 eingesetzt werden.ª 

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingef$gt : 

¹(1a) Pflegebed$rftige, die nicht die Voraussetzung en des § 45a erf$llen, k#nnen eben-
falls zus!tzliche Betreuungs- und Entlastungsleistu ngen nach Absatz 1 in Anspruch 
nehmen. Die Kosten hierf$r werden bis zu einem Betr ag in H#he von 104 Euro monat-
lich ersetzt.ª 
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d) Absatz 2 wird wie folgt ge!ndert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort ¹Pflegebed"rftigenª dur ch das Wort ¹Anspruchsbe-
rechtigtenª und das Wort ¹Betreuungsleistungenª dur ch das Wort ¹Leistun-
genª ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach der Angabe ¹Absatz 1ª die  W#rter ¹sowie Absatz 1aª 
eingef"gt. 

e) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingef"gt:

¹(3) Versicherte, die nach Absatz 1 oder Absatz 1a anspruchsberechtigt sind, k#nnen 
Leistungen niedrigschwelliger Betreuungs- oder Entl astungsangebote in H#he von bis 
zu 50 vom Hundert der Leistungsbetr!ge nach den §§ 36 und 123 je Kalendermonat 
unter Anrechnung auf ihren Anspruch auf ambulante P flegesachleistungen zus!tzlich 
zu den in Absatz 1 und Absatz 1a genannten Betr!gen  in Anspruch nehmen, soweit f"r 
diese Leistungsbetr!ge noch keine ambulanten Pflege sachleistungen in Anspruch 
genommen wurden. Die Aufwendungen, die den Anspruch sberechtigten im Zusam-
menhang mit der Inanspruchnahme der Leistungen nach  Satz 1 entstehen, werden 
erstattet; Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. Die V erg"tungen f"r ambulante Pflegesa-
chleistungen sind vorrangig abzurechnen. Im Rahmen der Kombinationsleistung nach 
§ 38 gilt die Erstattung der Aufwendungen als Inans pruchnahme der dem Anspruchs-
berechtigten nach § 36 Absatz 3 und 4 sowie § 123 z ustehenden Sachleistung. Bezie-
hen Anspruchsberechtigte die Leistung nach Satz 1, findet § 37 Absatz 3 bis 5, 7 und 8 
Anwendung; f"r die Kostenerstattung nach Satz 2 gil t § 37 Absatz 6 entsprechend. § 
13 Absatz 3a findet auf die Inanspruchnahme der Lei stung nach Satz 1 keine Anwen-
dung.ª 

f) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie fol gt gefasst: 

¹Die Landesregierungen werden erm!chtigt, durch Rec htsverordnung das N!here 
"ber die Anerkennung der niedrigschwelligen Betreuu ngs- und Entlastungsangebote 
zu bestimmen.ª 

Bewertung 
Mit Verweis auf die Stellungnahme der  BAGFW nimmt der Parit!tische wie folgt Stellung:  

Mit der Einf•hrung des neuen Pflegebed•rftigkeitsbe griffs werden die Leistungen der Grund-
pflege, der pflegerischen Betreuung und der hauswirtschaftlichen Versorgung zu drei gleich-
berechtigten S!ulen der Pflegesachleistung. Bis dah in findet die "bergangsregelung h!usli-
che Betreuung nach § 124 SGB XI Anwendung. Danach setzt der Anspruch auf h!usliche 
Betreuung voraus, dass die Sicherstellung der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen 
Versorgung im Einzelfall gew!hrleistet sein muss.  Die Umwidmung des halben Sachleis-
tungsbetrags ist ohne die entsprechende Schaffung einer Gesetzesgrundlage f•r den neuen 
Pflegebed•rftigkeitsbegriff problematisch. Hier wer den bereits zwei Paragrafen ber•hrt, die 
als "bergangsregelungen bis zur Einf•hrung des neue n Pflegebed•rftigkeitsbegriffs mit der 
letzten Pflegeversicherungsreform eingef•hrt wurden . Mit dem neuen Pflegebed•rftigkeits-
begriff wird eine inhaltliche Zuordnung der Leistungen der h!uslichen Betreuung nach § 124 
SGB XI, der Leistungen nach § 45b SGB XI sowie der niedrigschwelligen Betreuungs- und 
Entlastungsleistungen nach § 45c SGB XI vorgenommen. Die Grundlage hierf•r fehlt aber 
gegenw!rtig und wird auch mit dem vorliegenden Refe rentenentwurf nicht geschaffen. Somit  
wird der zweite Schritt  vor dem ersten getan.  
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Die Umwidmung der Leistungen soll pflegestufenbezogen erfolgen. Mit der Einf•hrung des 
neuen Pflegebed•rftigkeitsbegriffs werden insbesond ere kognitiv und psychisch ver!nderte 
Menschen eine angemessenere und meist auch h"here Z uordnung in die neuen Pflegegrade 
erhalten. Auch dies ist zu abzuwarten, bevor analog zu den jetzigen Pflegestufen eine pfle-
gegradbezogene Leistungsver!nderung, die insbesonde re § 45b SGB XI betrifft, erfolgen 
soll. Nach der hier vorgeschlagenen Regelung sind die verschiedensten Kombinationen von 
Leistungen nach den §§ 36, 123 und 38 als umgewidmete Leistungen nach § 45b Abs. 3 
denkbar (ggf. auch in Kombination mit den Leistungsanspr•chen nach den §§ 39 und 45b 
Abs. 1 bzw. Abs. 1a.). Die durch diese Neuregelung entstehenden Kombinationsm"glichkei-
ten stehen aber einer m"glichen Komplexit!t den geg enw!rtigen Regelungen der Tagespfle-
ge nach § 41 Abs. 4 bis 6 in nichts nach. Diese Regelungen sollen durch das 5. SGB XI 
€ndG gerade ersatzlos gestrichen werden, mit der fo lgenden Begr•ndung: ¹Die bisherigen, 
sehr komplexen Regelungen zur Kombination der Leistungen werden aufgehoben. [¼] 
Durch die Neufassung von § 41 Absatz 3 wird diese Neuregelung im Gesetz eindeutig klar-
gestellt und damit f•r die Betroffenen unmittelbar verst!ndlich. Die bisherigen Kombinations-
regelungen hatten bei Pflegekassen und Leistungserbringern zudem zu einem erh"hten 
Verwaltungsaufwand im Rahmen der Abrechnung der Leistungen gef•hrt. Dieser Aufwand 
wird nun vollst!ndig eingespart. Damit leistet die Aufhebung der Kombinationsregelungen 
auch einen deutlichen Beitrag zum B•rokratieabbau.ª  (Begr•ndung zu Nr. 11 (§ 41), S 26)  

Erg!nzen m"chten wir, dass niedrigschwellige Betreu ungs- und Entlastungsleistungen sehr 
flexibel von den Betroffenen abgerufen werden und der  Umfang der pro Monat abgerufenen 
Entlastungs- und Betreuungsleistungen auch deutliche Schwankungen aufweisen kann. Da 
die Finanzierung der Leistungen im Wege der Kostenerstattung erfolgt, wird es f•r die pfle-
gebed•rftigen Menschen und ihre Angeh"rigen schwier ig zu ermessen, in welchem Leis-
tungsumfang ihnen die Pflegesachleistung, z.B. f•r die Grundpflege und die hauswirtschaftli-
che Versorgung, im jeweiligen laufenden Monat noch zur Verf•gung steht.  

L sungsvorschlag!

- Aufgrund der geschilderten Probleme schl!gt die B AGFW vor, die geplanten €nderungen 
des § 45b Abs. 3a ersatzlos zu streichen und stattdessen ± mindestens f•r den #bergang bis 
zur Einf•hrung und Umsetzung eines neuen Pflegebed• rftigkeitsbegriffs ± einen Entlas-
tungsbetrag einzuf•hren. 

- Die BAGFW hat in den Expertenbeirat zur konkreten Ausgestaltung des Neuen Pflegebe-
d•rftigkeitsbegriffs den Vorschlag eines ¹Entlastun gsbetragsª eingebracht. In diesen sollen 
die bereits heute den Versicherten zur Verf•gung st ehenden Mittel aus der Kurzzeitpflege 
nach § 42 SGB XI, der Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI sowie die Leistungen nach § 
45b SGB XI einflieûen. Fasst man alle diese Leistungen zusammen, k"nnte jedem pflegebe-
d•rftigen Menschen ein monatlicher Betrag von ca. 3 72,67 Euro oder ein j!hrlicher Betrag  
von 4.472 Euro zur Verf•gung stehen. Der Entlastung sbetrag gibt den pflegebed•rftigen 
Menschen und ihren Angeh"rigen eine hohe Flexibilit !t bei der Inanspruchnahme und Kom-
bination der heute schon vorhandenen Entlastungsm"g lichkeiten. Ein Betrag f•r Entlas-
tungsmaûnahmen erleichtert zudem wesentlich den #be rblick •ber die zur Verf•gung ste-
henden M"glichkeiten und erh"ht somit gegen•ber der  gegenw!rtigen Situation in hohem 
Maûe die Transparenz •ber die in Anspruch genommene n Leistungen. Aus dem Entlas-
tungsangebot k"nnten dann die folgenden Angebote im  Rahmen der Kostenerstattung in 
Anspruch genommen werden: 

- der Tages- oder Nachtpflege, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB XI, Ziffer 1) 
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- der Kurzzeitpflege, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB XI, Ziffer 2 ) 

- der zugelassenen Pflegedienste, sofern es sich um besondere Angebote der allge-
meinen Anleitung und Betreuung und nicht um Leistungen der Grundpflege und 
hauswirtschaftlichen Versorgung handelt, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB XI, Ziffer 3) oder  

- der nach Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Betreuungs- und Ent-
lastungsangebote, die nach § 45c gef!rdert oder f!r derungsf"hig sind. (§ 45 Abs.1 
Satz 6 SGB XI n. F.) 

- H"usliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperso n (§ 39 Abs. 1 SGB XI n. F.)  

Diese L!sung hat den Vorteil, dass die Mittel f•r E ntlastungsleistungen, die nicht ausge-
sch!pft wurden, bedarfsentsprechend und bedarfsgere cht f•r andere Entlastungsleistungen 
eingesetzt werden k!nnen. Perspektivisch k!nnten au ch die Leistungen der Tages- und 
Nachtpflege in einen solchen Entlastungsbetrag einflieûen, denn die Tages- und Nachtpflege 
wird mit dem vorliegenden Referentenentwurf zu einer eigenst"ndigen Leistung mit eigen-
st"ndigen Leistungsbetr"gen. Allerdings w"re dann d ie Teilleistung des Entlastungsbetrags 
nach Pflegestufen zu staffeln 

§ 45c wird wie folgt ge!ndert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eing ef"gt: 

¹Ebenso gef#rdert werden k#nnen aus den in Satz 1 g enannten Mitteln niedrigschwel-
lige Entlastungsangebote f"r Pflegebed"rftige im Si nne von § 45a mit erheblichem 
allgemeinem Betreuungsbedarf sowie f"r Pflegebed"rf tige, die nicht die Vorausset-
zungen des § 45a erf"llen, mit mindestens Pflegestu fe I.ª 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ¹Betreuungsange boteª durch die W#rter ¹Betreu-
ungs- und Entlastungsangeboteª und werden die W#rte r ¹Pflegebed"rftige mit erheb-
lichem allgemeinem Betreuungsbedarfª durch die W#rt er ¹Pflegebed"rftige im Sinne 
von § 45a mit erheblichem allgemeinem Betreuungsbed arf sowie f"r Pflegebed"rftige, 
die nicht die Voraussetzungen des § 45a erf"llen, m it mindestens Pflegestufe Iª er-
setzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt ge!ndert: 

aa) In Satz 1 werden die W#rter ¹Pflegebed"rftigen mit erheblichem Bedarf an 
allgemeiner Beaufsichtigung und Betreuungª durch di e W#rter ¹Pflegebed"rfti-
gen im Sinne von § 45a mit erheblichem Bedarf an al lgemeiner Beaufsichtigung 
und Betreuung sowie Pflegebed"rftigen, die nicht di e Voraussetzungen des § 
45a erf"llen, mit mindestens Pflegestufe Iª ersetzt  und hinter dem Wort ¹Ange-
h#rigeª die W#rter ¹und vergleichbar nahestehende P flegepersonenª eingef"gt. 

bb) In Satz 5 wird nach dem Wort ¹kommenª das Wort ¹insbesondereª einge-
f"gt. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingef"gt : 

¹(3a) Niedrigschwellige Entlastungsangebote im Sinn e des Absatzes 1 Satz 2 sind An-
gebote f"r Pflegebed"rftige im Sinne von § 45a mit erheblichem Bedarf an allgemeiner 
Beaufsichtigung und Betreuung sowie Pflegebed"rftig e, die nicht die Voraussetzun-
gen des § 45a erf"llen, mit mindestens Pflegestufe I, die der Deckung ihres Bedarfs an 
Unterst"tzung im Haushalt, insbesondere bei der hau swirtschaftlichen Versorgung, 
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bei der Bew!ltigung von allgemeinen oder pflegebedi ngten Anforderungen des Alltags 
oder bei der eigenverantwortlichen Organisation ind ividuell ben"tigter Hilfeleistungen 
dienen oder die dazu beitragen, Angeh"rige oder and ere Nahestehende in ihrer Eigen-
schaft als Pflegende zu entlasten. Sie beinhalten d ie Erbringung von Dienstleistungen, 
eine die vorhandenen Ressourcen und F!higkeiten st! rkende oder stabilisierende All-
tagsbegleitung, organisatorische Hilfestellungen, U nterst#tzungsleistungen f#r Ange-
h"rige und andere Nahestehende in ihrer Eigenschaft  als Pflegende zur Bew!ltigung 
des Pflegealltags oder andere geeignete Maûnahmen. Absatz 3 Satz 2 bis 4 gilt ent-
sprechend. Als grunds!tzlich f"rderungsf!hige niedr igschwellige Entlastungsangebo-
te kommen insbesondere in Betracht Agenturen f#r ha ushaltsnahe Dienst- und Ser-
viceleistungen, Alltagsbegleiter sowie Pflegebeglei ter.ª 

e) In Absatz 6 S!tze 1 und 2 wird jeweils das Wort ¹Betreuungsangeboteª durch die 
W"rter ¹Betreuungs- und Entlastungsangeboteª ersetz t. 

Bewertung 
Die Einf•hrung von niedrigschwelligen Entlastungsan geboten wird seitens des Parit!tischen 
grunds!tzlich begr•ût. Insbesondere die Begleitung bei allt!glichen Verrichtungen, wie z. B. 
einkaufen oder Beh"rdeng!ngen, kann somit f•r Pfleg ebed•rftige vereinfacht bzw. erm"g-
licht werden, und pflegende Angeh"rige sowie andere  nahestehende Menschen entlasten. 
Auch in der Lotsenfunktion der Helfenden erkennt der Parit!tische eine groûe Chance, das 
System der Pflegeleistungen f•r Pflegebed•rftige un d deren Angeh"rige verst!ndlicher zu 
machen. 

Die niedrigschwelligen Entlastungsangebote d•rfen n icht missbr!uchlich f•r Pflegeleistungen 
eingesetzt werden. Es besteht die Gefahr, dass Leistungen, die ausschlieûlich von qualifi-
zierten Kr!ften ausgef•hrt werden d•rfen, auf unqua lifizierte Helfer •bertragen werden. Bei 
Einf•hrung zus!tzlicher niedrigschwelliger Angebote  muss deshalb klar definiert sein, auf 
welche Leistungen sich die Angebote jeweils beschr! nken. Die f•r diese Angebote einge-
setzten Helfer brauchen passende Schulungsangebote, eine umfassende Einarbeitung und 
eine intensive Begleitung bzw. Supervision. 

§ 45e wird wie folgt ge!ndert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 3 folgender Satz eing ef#gt: ¹Dabei kann die Umgestal-
tungsmaûnahme auch vor der Gr#ndung und dem Einzug erfolgen.ª 

b) In dem neuen Satz 5 wird die Angabe ¹3ª durch di e Angabe ¹4ª ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ¹istª da s Komma und die W"rter ¹sp!tes-
tens aber am 31. Dezember 2015ª gestrichen. . 

Bewertung 
Das Bestreben, die Zahl der ambulant betreuten Wohngemeinschaften zu erh"hen, wird sei-
tens des Parit!tischen begr•ût. 

In § 46 Absatz 3 Satz 1 werden die W"rter ¹und bei der Berechnung der Erstattung 
sind die Beitragseinnahmen um die Beitragseinnahmen  zu vermindern, die dazu be-
stimmt sind, nach § 135 dem Vorsorgefonds der sozia len Pflegeversicherung zuge-
f#hrt zu werdenª angef#gt. 



Stellungnahme zum Referentenentwurf f•r ein 5. Geset z zur €nderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch        S. 16 von 21

Bewertung 
Der Parit!tische begr•ût diese Regelung. 

In § 55 Absatz 1 wird die Angabe ¹2,05ª durch die A ngabe ¹2,35ª ersetzt. 

Bewertung 
Der Parit!tische erkennt die Notwendigkeit der Beit ragssatzanpassung. Gleichzeitig weist er 
darauf hin, dass er sich f•r die Einf•hrung einer B •rgerversicherung ausspricht, in der sozia-
le und private Pflegeversicherung zusammen gef•hrt werden. 

Dem § 58 Absatz 3 wird folgender Satz angef!gt: 

¹Die Beitr"ge der Besch"ftigten erh#hen sich nicht,  wenn L"nder im Jahre 2017 den 
Reformationstag einmalig zu einem gesetzlichen Feie rtag erheben.ª 

Bewertung 
Diese Regelung wird seitens des Parit!tischen ausdr •cklich begr•ût. 

In 87a Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ¹1 536ª durc h die Angabe ¹1 597ª ersetzt. 

Bewertung 
Der Parit!tische begr•ût die Leistungserh"hung.  

§ 87b wird wie folgt ge"ndert: 

a) In der $berschrift werden die W#rter ¹Pflegebed! rftige mit erheblichem allgemei-
nem Betreuungsbedarfª durch die W#rter ¹zus"tzliche  Betreuung und Aktivierung in 
station"ren Pflegeeinrichtungenª ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt ge"ndert: 

aa) In Satz 1 werden die W#rter ¹mit erheblichem Be darf an allgemeiner Beauf-
sichtigung und Betreuungª durch die W#rter ¹sowie d er Versicherten, die einen 
Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und hauswirt schaftlichen Versorgung 
haben, der nicht das Ausmaû der Pflegestufe I errei cht, (anspruchsberechtigten 
Personen)ª ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt ge"ndert: 

aaa) In Nummer 1 wird das Wort ¹Heimbewohnerª durch  die W#rter ¹an-
spruchsberechtigten Personenª ersetzt. 

bbb) In Nummer 2 werden die W#rter ¹das Pflegeheimª  durch die W#rter 
¹die station"re Pflegeeinrichtungª und das Wort ¹He imbewohnerª durch 
die W#rter ¹anspruchsberechtigten Personenª ersetzt . 

ccc) In Nummer 3 werden die W#rter ¹jeden Heimbewoh ner mit erhebli-
chem allgemeinem Bedarf an Beaufsichtigung und Betr euungª durch die 
W#rter ¹jede anspruchsberechtigte Personª und das W ort ¹vierund-
zwanzigsteª wird durch das Wort ¹zwanzigsteª ersetz t. 
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ddd) In Nummer 4 wird das Wort ¹Heimbewohnerª durch  die W!rter ¹an-
spruchsberechtigte Personenª ersetzt. 

cc) In Satz 3 wird das Wort ¹Pflegeheimenª durch di e W!rter ¹station"ren Pfle-
geeinrichtungenª und wird das Wort ¹Pflegebed#rftig eª durch die W!rter ¹an-
spruchsberechtigte Personenª ersetzt. 

c) Absatz 2 wird wie folgt ge"ndert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort ¹Heimbewohnerª durch di e W!rter ¹anspruchsbe-
rechtigte Personenª ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort ¹Heimbewohnerª durch di e W!rter ¹an spruchsbe-
rechtigten Personenª ersetzt. 

cc) In Satz 4 werden die W!rter ¹der Pflegebed#rfti geª durch die W!rter ¹die 
anspruchsberechtigte Personª ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 1 werden die W!rter ¹der statio n"ren Versorgung der Pflegebed#rf-
tigenª durch die W!rter ¹station"ren Pflegeeinricht ungenª ersetzt. 

Bewertung 
Grunds!tzlich ist das Bestreben, die Leistungen f•r  zus!tzliche Betreuung auf alle Pflegebe-
d•rftige ± unabh!ngig ihrer kognitiven F!higkeiten ± auszuweiten, zu begr•ûen.  

Gleichzeitig muss jedoch angemerkt werden, dass hier einige Formulierungen unklar sind 
und vor Verabschiedung des Gesetzentwurfs entsprechend angepasst werden m•ssen: 

1. Durch die im Referentenentwurf nach § 87b Abs. Satz 1 SGB XI vorangestellte An-
ordnung, § 45a SGB XI anzuwenden, entsteht der unzutreffende Eindruck, es seien 
nur Personen anspruchsberechtigt, welche entsprechend der Definition des § 45a 
SGB XI erheblich in ihrer Alltagskompetenz eingeschr!nkt sind. "berdies erweckt der 
Begriff #Heimbewohner# den Eindruck es seien nur Pflegebed•rftige in vollstation!ren 
Einrichtungen gemeint. 

2. In der Begr•ndung zu Nr. 26/§ 87b Doppelbuchstabe a a, 4. Abs., 3. Satz ist zu lesen: 
¹Die zus•tzlichen Betreuungsleistungen sollen sie nu r unter Anleitung von qualifizier-
ten Pflegekr•ften, im Team und in enger Kooperation  mit weiteren Fachkr•ften er-
bringen und insoweit Pflegekr•fte unterst€tzen.ª Der hier dargelegte Bezug auf quali-
fizierte Pflegekr!fte ist in der Praxis nur schwer in jedem Fall umzusetzen, da Betreu-
ungsassistenten nach § 87b teilweise auch den Mitarbeitern des  Sozialdienstes un-
terstellt sind und hier nicht ausschlieûlich ausgebildete Pflegekr!fte t!tig sind. Somit 
wird die Formulierung Einrichtungen nicht gerecht, bei denen f•r Betreuung ein ei-
genst!ndiger Sozialdienst existiert, in dem Sozialp !dagogen und Sozialarbeiter, oder 
auch Kunsttherapeuten und Musiktherapeuten arbeiten. Pflege(fach)kr!fte hierar-
chisch oberhalb von akademisch qualifizierten Sozialdienstkr!ften anzusiedeln greift 
in die Organisationshoheit der Einrichtungen ein und verkennt die Leistungen, die 
durch Fachleute in einem eigenst!ndigen Funktionsbe reich Sozialdienst erbracht 
werden.

3. Ferner enth!lt § 87b Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB XI noc h immer die Regelung, dass nur 
Verg•tungszuschl!ge f•r die tats!chlich erbrachte z us!tzliche Betreuung und Aktivie-
rung vereinbart werden k$nnen. Damit tr!gt die stat ion!re Einrichtung das volle Risi-
ko f•r die Kosten des von ihr f•r alle anspruchsber echtigten Personen entsprechend 
des Betreuungsschl•ssels vorzuhaltenden Personals, denn die Verg•tungszuschl!ge 
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erh!lt sie nur, wenn die zus!tzlichen Angebote auch  tats!chlich in Anspruch genom-
men werden, worauf sie jedoch keinen Einfluss hat.

   
L•sungsvorschlag:   
Wir schlagen daher vor, in § 87b Abs. 1 Satz 1 SGB XI auf eine Bezugnahme auf den 
§ 45a SGB XI zu verzichten, oder ± sofern dies beabsichtigt ist ± seine Anwendbar-
keit ausdr•cklich auf die Versicherten mit einem Pf legebedarf unterhalb der Pflege-
stufe I zu beschr!nken. Ferner sollte die Begriffli chkeit des pflegebed•rftigen Heim-
bewohners durch eine Wortwahl ersetzt werden, die deutlich macht, dass auch Nut-
zer teilstation!rer Einrichtungen umfasst sind. Den kbar w!re etwa die Formulierung: 

        "Station•re Pflegeeinrichtungen haben [...] unter e ntsprechender Anwendung 
der §§ 85, 87a SGB XI f€r die zus•tzliche Betreuung  und Aktivierung der pflegebe-
d€rftigen Versicherten sowie der Versicherten, die einen Hilfebedarf im Bereich der 
Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung haben, der nicht das Ausmaû der 
Pflegestufe I erreicht (ggf.: "und welche die Voraussetzungen des § 45a SGB XI erf€l-
len"), (anspruchsberechtigten Personen) Anspruch auf Vereinbarung leistungsgerech-
ter Zuschl•ge zur Pflegeverg€tung."

4. Ferner fordern wir, § 87b Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB XI ersatzlos zu streichen.

In § 114 Absatz 5 werden nach Satz 1 folgende S!tze  eingef"gt: 

¹Gibt es im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder Wiede rholungspr"fung sachlich be-
gr"ndete Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pfleg e bei Pflegebed"rftigen, auf die 
sich die Pr"fung nicht erstreckt, sind die betroffe nen Pflegebed"rftigen unter Beach-
tung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen in die  Pr"fung einzubeziehen. Die 
Pr"fung ist insgesamt als Anlasspr"fung durchzuf"hr en.ª 

Bewertung 
Wir nehmen zu der vorgeschlagenen Gesetzes•nderung in Bezug auf die Stellungnahme der 
BAGFW zum 5. SGB XI-€nderungsG wie folgt Stellung: 

Die Qualit•tspr•fungs-Richtlinie in ihrer Neufassun g vom 17. Januar 2014 sieht bereits vor, 
dass Regel- und Wiederholungspr•fungen als Anlasspr •fung durchgef•hrt werden, sofern 
sich konkrete und begr•ndete Anhaltspunkte f•r eine  nicht fachgerechte Pflege ergeben, die 
nicht von der zufallsgesteuerten und nach Pflegestufen geschichteten Stichprobe erfasst 
werden. Dies gilt insbesondere f•r Pflegesituatione n bei Personen mit freiheitseinschr•nken-
den Maûnahmen, Dekubitus oder anderen chronischen Wunden, Ern•hrungsdefiziten, chro-
nischen Schmerzen, Kontrakturen, PEG-Sondern oder Blasenkathetern. (Ziffer 6 Pr•finhalte 
und Umfang der Pr•fung). Allerdings setzt die Durch f•hrung der Pr•fung als Anlasspr•fung 
voraus, dass das Pr•fteam die Gr•nde hierf•r den La ndesverb•nden der Pflegekassen dar-
gelegt hat und ein entsprechender Pr•fauftrag der L andesverb•nde der Pflegekasse ergan-
gen ist. Diese Regelung fehlt hier.  

Nach dem vorliegenden Wortlaut k‚nnen Regel- und Wi ederholungspr•fungen sowie auch 
Anlasspr•fungen auch ohne Pr•fauftrag, der auf der Grundlage der konkret dargelegten und 
begr•ndeten Anhaltspunkte erfolgen muss, sofort in eine Anlasspr•fung umgewandelt wer-
den. Damit kann grunds•tzlich jegliche Pr•fung in e ine Anlasspr•fung umgewandelt werden 
und die Stichprobe ver•ndert werden. Dies widerspri cht dem Grundsatz der Qualit•tspr•-
fung, wonach f•r jede Pr•fung ein Pr•fauftrag der L andesverb•nde der Pflegekassen vorlie-
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gen muss, der Angaben zur Pr•fart, zum Pr•fgegensta nd und zum Pr•fumfang enth!lt (vgl. § 
114 Abs. 1 Satz 2 SGB XI). Die Neuregelung ist daher abzulehnen.  

L•sungsvorschlag zu § 114 Abs. 5 
�  Die Regelung ist in der Qualit!ts-Pr•fungsrichtlin ie wie folgt zu konkretisieren: 

Liegen konkrete und begr•ndete Anhaltspunkte f•r ei ne nicht fachgerechte Pflege (z. B. 
bei freiheitseinschr!nkenden Maûnahmen oder Dekubit us) bei Pflegebed•rftigen vor, ist 
eine Erweiterung der Stichprobe um genau die Personen m"glich, bei denen diese An-
haltspunkte bestehen. In diesem Fall ist eine Anlasspr•fung in der Einrichtung durchzu-
f•hren. Diese ist an folgende Bedingungen gekn•pft:
- Der MDK hat die Gr•nde f•r die Durchf•hrung einer  Anlasspr•fung (d. h. die konkre-

ten und begr•ndeten Anhaltspunkte nicht fachgerecht er Pflege) gegen•ber den Lan-
desverb!nden der Pflegekassen schriftlich darzulegen .  

- Die Landesverb!nde der Pflegekassen geben einen e ntsprechenden Pr•fauftrag an 
den MDK. 

�  § 114 Abs. 5 ist nach Satz 1 daher wie folgt, neu zu formulieren: 
¹Gibt es im Rahmen einer Anlass-, Regel-  oder Wiederholungspr•fung sachlich begr•n-
dete Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebed•rftigen, auf die sich die 
Pr•fung nicht erstreckt, ist die Anlass-, Regel- od er Wiederholungspr•fung als Anlasspr•-
fung durchzuf•hren. Zur Durchf•hrung dieser Anlassp r•fung erteilen die Landesverb€nde 
der Pflegekassen dem Medizinischen Dienst der Krankenkassen und dem Pr•fdienst des 
Verbands der privaten Krankenversicherung e.V. einen Pr•fauftrag. Der Pr•fauftrag ent-
h€lt Angaben zur Pr•fart, zum Pr•fgegenstand und zu m Pr•fumfang. Dabei sind insbe-
sondere die Anhaltspunkte f•r eine nicht fachgerech te Pflege konkret und begr•ndet 
schriftlich darzulegen.ª 

§ 115 Absatz 1a wird wie folgt ge!ndert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingef"gt: 

¹Bei Anlasspr"fungen nach § 114 Abs. 5 bilden die P r"fergebnisse aller in die Pr"fung 
einbezogener Pflegebed"rftigen die Grundlage f"r di e Bewertung und Darstellung der 
Qualit!t.ª 

b) Nach dem bisherigen Satz 4 wird folgender Satz e ingef"gt: 

¹Bei der Darstellung der Qualit!t ist auf die Art d er Pr"fung als Anlass-, Regel- oder 
Wiederholungspr"fung hinzuweisen.ª 

Bewertung 
Der Parit!tische nimmt in Bezug auf die Stellungnah me der BAGFW zum 5. SGB XI-
€nderungsgesetzt wie folgt Stellung: 

Der Referentenentwurf widerspricht in seiner €nderung der durch die Schiedsstelle Quali-
t!tssicherung nach § 113b SGB XI mit Beschluss vom 15. April 2013 festlegten Stichproben-
ziehung der PTVS. Vielmehr entspricht die im Referentenentwurf beschriebene Regelung 
der Stichprobenziehung und der  Ver"ffentlichung de r alten Fassung der PTVS vom 7. De-
zember 2008, deren Beibehaltung die Bundesverb!nde der Tr!ger von Pflegeeinrichtungen 
in der Schiedsstelle beantragt hatten. Die Schiedsstelle ist in ihrem Spruch jedoch dem An-
trag des GKV-Spitzenverbands gefolgt,  die Stichprobe von einer zufallsgesteuerten Aus-
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wahl, die bezogen auf die Pflegestufenverteilung in einer Einrichtung repr!sentativ 10% der 
Bewohner (mindestens 5 und max. 15 Personen) in die Stichprobe einbezogen hat, in eine 
nach Pflegestufen geschichtete Stichprobe umzuwandeln.  Die neue Art der Stichprobenzie-
hung beruht auf einer vom GKV-Spitzenverband in Auftrag gegebenen wissenschaftlichen 
Untersuchung. Die im Referentenentwurf vorgenommene €nderung f•hrt dazu, dass die 
Vergleichbarkeit der Ergebnisse von Anlasspr•fung u nd Regelpr•fung aufgehoben wird. Dies 
ist nicht hinnehmbar. Eine Einbeziehung der Pr•ferg ebnisse von zus!tzlichen in die Stich-
probe einbezogenen Personen w•rde nach Auffassung d er BAGFW eine g!nzliche Neuord-
nung der allgemeinen Stichprobenregelung notwendig machen.  

Dar•ber hinaus hebt die Neuregelung eine Vereinbaru ng der Selbstverwaltung auf, die der 
Gesetzgeber selbst in die H!nde der Selbstverwaltun g im SGB XI gelegt hat. Nach Auffas-
sung der BAGFW sollten derartige Regelungen jedoch Aufgabe der Selbstverwaltung blei-
ben.  

L"sungsvorschlag zu § 115 Abs. 1a: 
Die €nderung ist ersatzlos zu streichen. 

§ 123 wird wie folgt ge!ndert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt ge!ndert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ¹120ª durch die Ang abe ¹123ª ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ¹225ª durch die Ang abe ¹231ª ersetzt. 

cc) Die Angabe ¹§§ 39 und 40ª wird durch die Angabe  ¹§§ 38a, 39, 40, 41, 42 
und 45eª ersetzt. 

dd) Nach Satz 1 wird folgender Satz angef"gt: 

¹Der Anspruch auf teilstation!re Pflege f"r Versich erte ohne Pflegestufe um-
fasst einen Gesamtwert von bis zu 231 Euro je Kalen dermonat.ª 

b) In Absatz 3 werden die Angabe ¹70 Euro auf 305 E uroª durch die Angabe ¹72 Euro 
auf 316 Euroª ersetzt, nach der Angabe ¹§ 36ª die A ngabe ¹sowie § 41ª eingef"gt und 
die Angabe ¹215 Euro auf bis zu 665 Euroª durch die  Angabe ¹221 Euro auf bis zu 689 
Euroª ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden die Angabe ¹85 Euro auf 525 E uroª durch die Angabe ¹87 Euro 
auf 545 Euroª ersetzt, nach der Angabe ¹§ 36ª die A ngabe ¹sowie § 41ª eingef"gt und 
die Angabe ¹150 Euro auf bis zu 1 250 Euroª durch d ie Angabe ¹154 Euro auf bis zu 1 
298 Euroª ersetzt. 

Bewertung 
Die Anhebung der #bergangsleistungen nach § 123 SGB  XI werden seitens des Parit!ti-
schen begr•ût, mit dem Hinweis, dass nach wie vor d ie Einf•hrung des Neuen Pflegebed•rf-
tigkeitsbegriffes ansteht und diese durch die Anhebung der #bergangsleistungen nicht weni-
ger dringlich wird. 

Nach dem Dreizehnten Kapitel wird folgendes Kapitel  angef"gt: 

¹Vierzehntes Kapitel 
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Bildung eines Pflegevorsorgefonds 

§ 131 Pflegevorsorgefonds 

In der sozialen Pflegeversicherung wird ein Sonderv erm!gen unter dem Namen ¹Vor-
sorgefonds der sozialen Pflegeversicherungª erricht et. 

Bewertung 
Die !berlegung, Reserven in der Pflegeversicherung zu bilden, verdient im Hinblick auf die 
demografische Entwicklung Anerkennung. In diesen Tagen bekannt gewordene wissen-
schaftliche Berechnungen haben allerdings gezeigt, dass die Wirkungen des geplanten Vor-
sorgefonds marginal sind. Das Finanzvolumen wird dagegen aktuell dringend gebraucht, der 
Unterfinanzierung der ambulanten Pflege entgegen zu wirken. 

Berlin, den 22.04.2012 
Deutscher Parit"tischer Wohlfahrtsverband ± Gesamtv erband e.V. 
Oranienburger Straûe 13-14, 10178 Berlin, http://www.der-paritaetische.de
Ansprechpartnerin: 
Anne Linneweber, Referentin f•r Altenhilfe und Pfle ge, altenhilfe@paritaet.org 
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I. Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften  Buches Sozialgesetzbuch 
– Leistungsausweitung für Pflegbedürftige, Pflegevor sorgefonds (Fünftes SGB XI-
Änderungsgesetz – 5. SGB XI-ÄndG) 
Bundestags-Drucksache 18/1798 vom 23.06.2014 

Zur Bewertung des Gesetzentwurfs in der Debatte über  eine Pflegereform 

Als Sozial- und Wohlfahrtsverband mit 230.000 Mitgliedern und ca. 16.000 Beschäftigten im 
sozialen Bereich, darunter in der Alten- und Krankenpflege, berühren die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen gesetzlichen Neu-Regelungen das Interesse der Volkssolidarität an einer 
umfassenden Reform der Pflege. 

Die Volkssolidarität fordert seit Jahren eine solche Reform ein, die insbesondere durch die 
Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs die Defizite überwindet, die sich nach wie 
vor aus einer vorwiegend verrichtungsbezogenen Pflege ergeben. Trotz bestimmter 
Leistungsverbesserungen und partieller Ansätze zur Überwindung der genannten Defizite – 
zuletzt 2012 mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz – sind die Empfehlungen der 
entsprechenden Expertenbeiräte des Bundesministeriums für Gesundheit aus den Jahren 
2009 und 2013 bisher nicht im Rahmen einer weitergehenden Pflegereform umgesetzt. 

Vor diesem Hintergrund hat die Volkssolidarität die im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und 
SPD im November 2013 in Aussicht gestellte Pflegereform mit dem Schwerpunkt, die 
Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs umzusetzen, ausdrücklich positiv 
bewertet.  

Dabei legt sie besonderen Wert darauf, dass mit der Einführung eines neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs drei grundlegende Fragen gelöst werden: 

- Die Ausweitung der Pflegeleistungen ist dringend notwendig, um allen wichtigen 
Pflegebedarfen zu entsprechen, einschließlich denen von demenziell erkrankten 
Menschen. 

- Die Überwindung der „Minutenpflege“ muss dazu beitragen, den Pflegeberuf 
attraktiver zu machen und damit auch dem Pflegefachkräftemangel entgegenzuwirken. 

- Ein klarer leistungsrechtlicher Rahmen sollte dazu beitragen, die Planbarkeit der 
Pflege-Finanzierung mittel- und längerfristig abzusichern. 

Der vorliegende Gesetzentwurf des BMG ist nur ein erster Schritt in diese Richtung. Das ist 
zu begrüßen, bleibt aber hinter den im Koalitionsvertrag geweckten Erwartungen zurück und 
vor allem hinter dem dringend notwendigen Handlungsbedarf, endlich einen grundlegenden 
Paradigmenwechsel in der Pflege herbeizuführen.  

Bei allem Verständnis dafür, dass die Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
verantwortungsvoll und auf soliden Grundlagen erfolgen soll, ist es schwer nachvollziehbar, 
dass nach Abschluss der am 8. April 2014 auf den Weg gebrachten Modellprojekte zur 
wissenschaftlichen Erprobung des neuen Begutachtungsverfahrens im Frühjahr 2015 erst 
2016 ein entsprechender Gesetzentwurf („Pflegestärkungs-Gesetz 2“) vorgelegt werden soll.  
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Ein solcher Zeitplan würde de facto zu einer Verzögerung von ca. eineinhalb Jahren führen, 
die kaum begründbar erscheint. Selbst wenn dann ab 2017 die zweite Stufe der Pflegereform 
in Kraft treten soll, wird die vollständige Umsetzung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
nach Schätzung von Pflegeexperten noch einmal mindestens 18 Monate dauern, also 
voraussichtlich frühestens ab Mitte des Jahres 2018 vollständig greifen. 

So lange können weder die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen warten noch die in der 
Pflege Beschäftigten. Jede unnötige Verzögerung verschärft den zunehmenden Mangel an 
Pflegefachkräften. 

Die Volkssolidarität fordert daher, keine weitere Verzögerung der Pflegereform zuzulassen 
und 2015 einen Gesetzentwurf vorzulegen, der verbindlich eine zeitnahe Einführung des 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs ermöglicht und somit noch in der gegenwärtigen 
Legislaturperiode voll wirksam wird.  

In diesem Sinne unterstützt die Volkssolidarität auch den Appell „Neuer 
Pflegebedürftigkeitsbegriff jetzt!“ des Bündnisses Gute Pflege. 

Zur Bewertung der hauptsächlichen Inhalte des Gesetze ntwurfs  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen insbesondere folgende Regelungen getroffen 
werden: 

- Dynamisierung der Leistungsbeträge und Anhebung des Beitragssatzes 

- Flexibilisierung und Ausbau von Leistungen zur Stabilisierung der häuslichen Pflege: 
Kurzzeit- und Verhinderungspflege, Tages- und Nachtpflege 

- Ausbau bestehender Betreuungsleistungen in der ambulanten Pflege und Einführung 
von Entlastungsleistungen zugunsten Pflegebedürftiger und ihrer Angehörigen 

- Ausweitung der zusätzlichen Betreuungsangebote nach § 87b in stationären 
Pflegeeinrichtungen auf alle pflegebedürftigen Bewohnerinnen und Bewohner, 
einschließlich auf Versicherte, die einen Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und 
der hauswirtschaftlichen Versorgung haben, der nicht das Ausmaß der Pflegestufe I 
erreicht, sowie Verbesserung der Betreuungsrelation 

- Einführung von neuen Entlastungsangeboten u.a. durch Ausbau der Hilfen zur 
Weiterführung des Haushalts 

- Über den für Betreuungs- und Entlastungsangebote vorgesehenen Betrag hinaus 
können Pflegebedürftige künftig auch den ihnen zustehenden ambulanten 
Sachleistungsbetrag zur Hälfte für niedrigschwellige Betreuungs- und 
Entlastungsangebote im Wege der Kostenerstattung flexibel nutzen (Umwidmung des 
halben Sachleistungsbudgets). 

- Ausbau der Zuschüsse für Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen und 
Vereinfachungen der Antragsvoraussetzungen bei der Anschubfinanzierung für 
ambulant betreute Wohnformen 

- Aufbau eines Pflegevorsorgefonds. 

Zu diesen Regelungen nimmt die Volkssolidarität wie folgt Stellung: 
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1. Dynamisierung der Leistungsbeträge 

Die Leistungen in der ambulanten und stationären Pflege sollen in allen Pflegestufen um vier 
Prozent angehoben werden, Übergangs-Leistungen nach § 123 SGB XI für Personen mit 
eingeschränkter Alltagskompetenz um 2,67 Prozent. 

Die Volkssolidarität begrüßt die Anhebung der Leistungsbeträge. Diese Anhebung gleicht 
jedoch nur den Wertverlust auf Grund von Preis- und Lohnsteigerungen seit 2012 bzw. bei 
den Leistungen nach § 123 SGB XI nur für die Jahre 2013 und 2014 aus. Erneut wird damit 
der längerfristige Wertverlust seit Einführung der Pflegeversicherung, der im Jahre 2008 bei 
etwa 20 Prozent lag, nicht kompensiert. Insofern bleibt die jetzt vorgesehene Anpassung 
unzureichend und nur nachholend auf die jüngere Vergangenheit bezogen.  

Denn trotz dieser Anpassung ist zu erwarten, dass Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 
auch künftig hohe bzw. wachsende Eigenanteile zur Pflege erbringen müssen. So betragen 
z. B. nach Angaben des BARMER GEK Pflegereports 2013 im stationären Bereich die 
Eigenanteile nur für die rein pflegebedingten Kosten je nach Pflegestufe monatlich zwischen 
346 und 760 Euro. Die zunehmende Anzahl pflegebedürftiger Menschen, die Hilfe zur Pflege 
nach den Bestimmungen des SGB XII benötigen, ist ein Anzeichen dafür, dass der Wertverlust 
bei den Pflegeleistungen das Risiko von Armut im Pflegefall erhöht.  

Auch für die Leistungserbringer ändert die Dynamisierung wenig, da es im Grundsatz bei der 
„Minutenpflege“ bleibt.  

Vor allem im Bereich der ambulanten Pflege wird die chronische Unterfinanzierung 
fortgeschrieben. Da die jetzt erfolgende Dynamisierung nur einen nachholenden Charakter 
hat, berücksichtigt sie auch in keiner Weise die ab 2015 anfallenden höheren Lohnkosten, die 
sich aus der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns sowie aus einer Anhebung des 
Mindestlohns in der Pflege ergeben. Das erschwert die Bemühungen zum Abbau des 
Fachkräftemangels zusätzlich. 

Die Volkssolidarität fordert daher eine regelgebundene Anpassung der Leistungsbeträge, die 
den Realwert der Leistungsbeträge mindestens sichert und sowohl die Preissteigerungsrate 
als auch die Erfordernisse einer besseren Vergütung für professionell erbrachte 
Pflegeleistungen berücksichtigt. 

Die Volkssolidarität unterstützt ferner die von einer breiten Mehrheit der Bundesländer 
getragene Forderung des Bundesrates, die Übernahme der Dynamisierungsbeträge für die 
vollstationäre Pflege in den Pflegestufen I und II für die jeweilige ambulante 
Pflegesachleistung vorzusehen (Stellungnahme des Bundesrates  zum Gesetzentwurf vom 
11.07.2014, Bundesrats-Drucksache 223/14 – Beschluss). Ein solches Vorgehen würde auch 
der Vorgabe des Koalitionsvertrags entsprechen, wonach Leistungen im ambulanten und 
stationären Bereich weiter angeglichen werden sollen. 

Schließlich spricht sich die Volkssolidarität erneut dafür aus, die Behandlungspflege im 
stationären Bereich sachgerecht über die Gesetzliche Krankenversicherung zu finanzieren. 

2. Anhebung des Beitragssatzes 

Die Anhebung des Beitragssatzes um 0,3 Prozent ab dem 1. Januar 2015 soll nicht nur die 
Dynamisierung der Leistungsbeträge und die Leistungsverbesserungen finanziell 
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untersetzen, sondern auch mit einem Drittel für einen neu zu errichtenden 
Pflegevorsorgefonds verwendet werden. In einer zweiten Stufe ist ab 2017 eine Anhebung 
des Beitragssatzes um weitere 0,2 Prozent vorgesehen. 

Die Volkssolidarität trägt die Anhebung des Beitragssatzes mit, soweit sie an spürbare 
Leistungsverbesserungen für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen gebunden ist. Dies 
ist bei der Dynamisierung der Leistungsbeträge und bei den vorgesehenen 
Leistungsausweitungen durchaus der Fall, nicht aber bei der im Gesetzentwurf beabsichtigten 
Errichtung eines Pflegevorsorgefonds, den die Volkssolidarität ablehnt (siehe dazu 
gesonderte Ausführungen im Abschnitt 4. Bildung eines Pflegevorsorgefonds). 

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass Rentnerinnen und Rentner den Beitrag zur 
Pflegeversicherung seit 2004 vollständig allein tragen, d. h. mit der im Koalitionsvertrag von 
CDU/CSU und SPD vereinbarten Beitragssteigerung um 0,5 Prozent ab 2017 in Höhe von 
insgesamt 2,55 Prozent (2,8 Prozent für Kinderlose). Angesichts des in den nächsten Jahren 
weiter sinkenden Rentenniveaus und steigender Gesundheitskosten wächst damit die 
Gesamtbelastung bei den Alterseinkünften in einer Weise, die großen Teilen der älteren 
Generation nicht zugemutet werden kann. 

Die Volkssolidarität fordert daher eine Rückkehr zur paritätischen Finanzierung der 
Pflegeversicherungsbeiträge auch bei Rentnerinnen und Rentnern, wie sie bis 2004 galt. 

Der Gesetzentwurf verdeutlicht erneut die Notwendigkeit einer solidarischen Finanzierung der 
Pflege. Es ist nichts dagegen einzuwenden, dass die Leistungsausweitungen auch für die 
Mitglieder der Privaten Pflegeversicherung gelten sollen. Aber es spricht für sich, wenn auf 
die Private Pflegeversicherung lediglich drei Prozent des Finanzvolumens entfallen, das die 
soziale Pflegeversicherung für die leistungsrechtlichen Änderungen tragen soll. 

Die Volkssolidarität fordert daher einen Finanzausgleich zwischen beiden 
Sicherungssystemen, um die auf Grund der unterschiedlichen Risikostrukturen vorhandene 
Benachteiligung der Versicherten in der sozialen Pflegeversicherung abzubauen. 

3. Leistungsausweitungen für Pflegebedürftige und fü r pflegende Angehörige 

Die Volkssolidarität begrüßt die im Gesetzentwurf vorgesehenen Leistungsausweitungen und 
anerkennt das Bemühen, mit den entsprechenden Regelungen 

•  im Vorgriff auf die Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs mehr Gerechtigkeit 
für pflegebedürftige Menschen zu schaffen – unabhängig davon, ob sie auf Grund von 
kognitiven oder somatischen Einschränkungen pflegebedürftig sind. 

•  eine größere Flexibilität bei der Inanspruchnahme von Pflegeleistungen zu ermöglichen, 
insbesondere bei der Kombination verschiedener Leistungsarten (Verhinderungspflege, 
Kurzzeitpflege, Tages- und Nachtpflege), und somit mehr Spielraum für eine bedarfsgerechte 
Nutzung der Leistungen zu schaffen, insbesondere im Bereich der ambulanten Pflege. 

•  verstärkt Entlastungsleistungen einzuführen (§ 45 c, Abs. 3a SGB XI – neu), darunter 
insbesondere hauswirtschaftliche Leistungen, und auf diese Weise sowohl präventiv 
Pflegebedürftigkeit hinauszuzögern als auch pflegende Angehörige bei der Bewältigung des 
Pflegealltags durch niedrigschwellige Angebote (§ 45 c SGB XI – neu) stärker zu entlasten. 



 

6 
 

•  Betreuungsleistungen auszuweiten, sie mit Entlastungsangeboten zu verbinden und sie 
einheitlich allen Pflegebedürftige zugänglich zu machen (§ 45 b SGB XI – neu), einschließlich 
im stationären Bereich (§87 b SGB XI – neu), wobei hier neben der Ausweitung des 
anspruchsberechtigten Personenkreises auch die Relation zwischen Betreuungskräften und 
betreuten pflegebedürftigen Menschen günstiger gestaltet werden soll (1 zu 20 statt bisher 1 
zu 24). 

•  für demenziell erkrankte Menschen, die nicht die Voraussetzungen für die Pflegestufe I 
erfüllen, die Möglichkeit zu schaffen, Leistungen zur pflegerischen Versorgung und Betreuung 
in ambulant betreuten Wohngruppen, Einrichtungen der Kurzzeitpflege sowie in teilstationären 
Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege zu nutzen (§ 123 Abs. 2 SGB XI – neu). 

•  zur Anhebung der Zuschüsse für Maßnahmen zur Verbesserung des individuellen 
Wohnumfeldes von bisher 2.557 auf 4.000 Euro je Maßnahme das Wohnen in der eigenen 
Wohnung bei Pflegebedürftigkeit besser zu unterstützen. 

Die beabsichtigten Neuregelungen werfen jedoch auch eine Reihe von Fragen und Problemen 
auf, von denen einige über den Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs hinausreichen. 

1. Die Volkssolidarität hätte einer grundlegenden Reform in einem Schritt den Vorzug 
gegeben. Nunmehr tritt eine Situation ein, in der viele – positive und begrüßenswerte 
– Neuregelungen einen vorübergehenden Charakter haben, weil sie bei einer 
Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs mit einem zweiten 
„Pflegestärkungsgesetz“ erneut auf den Prüfstand gestellt und ggf. verändert werden 
müssen. Dies schafft sowohl für pflegebedürftige Menschen und ihre Angehörigen als 
auch für die Leistungserbringer hohe Anforderungen, sich in diesem Prozess zu 
orientieren. 

Trotz einiger Bemühungen, mit dem Gesetzentwurf leistungsrechtliche Regelungen zu 
vereinfachen und übersichtlicher zu gestalten, erscheint das Leistungsrecht im Bereich 
des SGB XI sowohl für pflegebedürftige Menschen, pflegende Angehörige und 
Leistungserbringer insgesamt immer schwerer überschaubar. Nicht zuletzt, weil der 
Gesetzgeber in den vergangenen Jahren eher auf eine Vielzahl kleinerer Änderungen 
gesetzt und auf eine grundlegende Reform verzichtet hat. 

Die im Gesetzentwurf geplanten Neuregelungen verstärken die Notwendigkeit, 
Strukturen eines case-managements zu entwickeln und  eine Qualifizierung sämtlicher 
Beratungsstrukturen, sei es in Diensten und Einrichtungen, in Pflegestützpunkten oder 
in der ehrenamtlichen Beratung vor Ort, zu gewährleisten. Hier entstehen jedoch 
zusätzliche finanzielle Aufwendungen, die sich bei Diensten und Einrichtungen auch 
in einer höheren Vergütung niederschlagen müssen. 

2. Mit dem Ausbau von Betreuungs- und Entlastungsangeboten geht der Gesetzentwurf 
in eine richtige Richtung. Es ist jedoch auf eine Reihe von Problemen hinzuweisen: 

! In der Begründung des Gesetzentwurfs zu § 45 c Absatz 3 – neu wird darauf 
hingewiesen, dass die Anerkennung niedrigschwelliger Betreuungs- und 
Entlastungsangebote durch die Länder in zwei getrennten oder aber auch in einer 
gemeinsamen Rechtsverordnung geregelt werden kann. Somit bleibt es der 
Kompetenz der Länder überlassen, wie Anbieter ihre Qualifikation nachweisen sollen, 
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um eine Anerkennung als Leistungserbringer für niedrigschwellige Angebote im Sinne 
von § 45c zu erhalten. 

Sinnvoll wäre es, zwischen Bund und Ländern wenigstens eine Vereinbarung über für 
alle gleichermaßen gültige Anerkennungsvoraussetzungen zu treffen und damit eine 
gewisse Übersichtlichkeit und einen für alle Seiten verbindlichen Rahmen zu schaffen, 
an dem sich Leistungserbringer orientieren können. In diesen Rahmen gehören dann 
auch Vorgaben, die Dumpingangebote und prekäre Beschäftigung mit Niedriglöhnen 
ausschließen. Ferner sollte die Anerkennung für Anbieter, die seit Jahren bereits 
Leistungen in diesem Bereich in anerkannt guter Qualität erbringen, unbürokratisch 
erfolgen. 

• Die Volkssolidarität stimmt ausdrücklich der Aussage in der Begründung des 
Gesetzentwurfs zu § 45c Absatz 3 – neu zu, dass niedrigschwellige 
Entlastungsangebote die professionelle Pflege nicht ersetzen, sondern sie ergänzen 
bzw. in Kooperation mit zugelassenen Pflegeeinrichtungen erfolgen soll.  

Die o.a. Klarstellung in der Begründung des Gesetzentwurfs ist auch vor dem 
Hintergrund zu begrüßen, dass bei einer Reihe von Entlastungsangeboten auf die 
Rolle des ehrenamtlichen Engagements gesetzt wird. Auch hier muss gelten, dass das 
Ehrenamt nur eine ergänzende Rolle haben kann und nicht zum Ersatz für 
professionelle Leistungserbringer – in der Pflege ebenso wie in der 
hauswirtschaftlichen Versorgung bzw. bei kommunalen Dienstleistungen – gemacht 
werden darf. 

• Es bleibt fraglich, inwieweit die derzeit vorherrschende Praxis von Antragstellung und 
Kostenerstattung geeignet ist, die Inanspruchnahme entsprechender Angebote zu 
unterstützen. Vor allem bei niedrigschwelligen Angeboten sind unkomplizierte 
Verfahrensweisen erforderlich, damit die Leistungsverbesserungen auch zugunsten 
der Pflegebedürftigen und der pflegenden Angehörigen wirksam werden können. 

3. Die Absenkung der Relation zwischen Betreuungskräften und betreuten 
pflegebedürftigen Menschen im stationären Bereich ist zu begrüßen, zumal nunmehr 
auch eine Ausweitung auf alle pflege- und hilfebedürftigen Bewohner erfolgen soll.  

Angesichts des in einigen Regionen bereits gravierenden Mangels an Pflegekräften 
kann dieser Schritt eine entlastende Wirkung haben, die allerdings auf den stationären 
Bereich begrenzt bleibt und auch dort nicht überbewertet werden sollte.  

In vielen Einrichtungen der stationären Altenpflege ist der Anteil von Bewohnerinnen 
und Bewohnern mit demenziellen Erkrankungen bereits so hoch, dass sich die 
Ausweitung des Kreises der Anspruchsberechtigten kaum noch auswirkt. In 
Pflegeinrichtungen der Volkssolidarität wird nicht mit erheblichen Verbesserungen 
gerechnet – dazu müsste die Betreuungsrelation auf etwa 12 bis 15 Bewohnerinnen 
und Bewohner pro Betreuungskraft abgesenkt werden.  

Gleichzeitig sind dringend weitere Maßnahmen erforderlich, um dem 
Fachkräftemangel in der Pflege wirksam zu begegnen und den Pflegeberuf attraktiver 
zu gestalten, insbesondere im Bereich der Vergütung und durch eine Reform der 
Pflegeausbildung. 
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Die Volkssolidarität begrüßt die zwischen Bund und Ländern getroffene Vereinbarung, 
Anfang 2015 ein Pflegeberufegesetz auf den Weg zu bringen und die Pflegeausbildung 
künftig so zu finanzieren, dass sie für die Auszubildenden kostenfrei wird. 

4. Die Volkssolidarität begrüßt, dass mit dem Ausbau von Betreuungs- und 
Entlastungsangeboten Pflegebedürftige und pflegende Angehörige besser unterstützt 
werden sollen. Auch im Hinblick auf Prävention und soziale Teilhabe kann diese 
Entwicklungsrichtung nicht hoch genug eingeschätzt werden.  

Solche Angebote müssen im Rahmen der lokalen Infrastruktur entwickelt werden und 
können nicht vorrangig von der sozialen Pflegeversicherung finanziert werden. In einer 
„Gesellschaft des langen Lebens“ hängt die Entwicklung einer funktionierenden 
lokalen Pflegeinfrastruktur maßgeblich davon ab, wie Kommunen dafür finanzielle 
Mittel einsetzen und dazu beitragen können, ehrenamtliches Engagement und 
Nachbarschaftshilfen zu fördern. Die in vielen Kommunen zu beobachtende 
Entwicklung, dass freiwillige Leistungen wie die kommunale Altenhilfe rückläufig sind, 
muss dringend umgekehrt werden. Dieser Aspekt ist auch bei der vorgesehenen 
Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Kommunen stärker 
in den Blick zu nehmen. 

Die Volkssolidarität unterstützt die in diesem Kontext vorgelegten Hinweise des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private Vorsorge für die geplante Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zur Rolle der Kommunen in der Pflege vom 4. April 2014. 

5. Die Volkssolidarität kritisiert, dass die im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Leistungsverbesserungen – zumindest vorläufig bis zu einem zweiten 
„Pflegestärkungsgesetz“ –  ausschließlich auf die Pflegeversicherung nach dem SGB 
XI bezogen sind und damit nicht dem Personenkreis zugutekommen, der auf 
Pflegeleistungen nach dem SGB XII, Kapitel 7 (Hilfe zur Pflege) angewiesen ist. Erst 
im Zuge der Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und eines 
entsprechenden Begutachtungsverfahrens soll geprüft werden, ob und wie 
insbesondere leistungsrechtliche Regelungen nach den §§ 45b und 87b SGB XI auch 
auf den Bereich der Sozialhilfe angewendet werden sollen. 
Entsprechende Benachteiligungen wirken sich insbesondere bei den in wachsender 
Anzahl pflegebedürftig werdenden älteren Migrantinnen und Migranten sowie 
Übersiedlern aus der ehemaligen Sowjetunion aus. Damit wächst in bestimmten 
Regionen die Gefahr, dass sich in Einrichtungen der Altenpflege zunehmend ein 
Mehrklassensystem herausbildet, das durch Ungerechtigkeiten gekennzeichnet und 
für alle Beteiligten belastend ist. Dieser Zustand muss dringend überwunden werden. 

6. Die größere Flexibilität bei der Inanspruchnahme von Pflegeleistungen, insbesondere 
bei der Kombination verschiedener Leistungsarten (Verhinderungspflege, 
Kurzzeitpflege, Tages- und Nachtpflege) ist insgesamt positiv zu bewerten. 

Die Volkssolidarität regt darüber hinaus an, bei der Verhinderungspflege nach § 39 
SGB XI künftig auf die Wartezeit von 6 Monaten und auf die zeitliche Begrenzung auf 
sechs Wochen je Kalenderjahr zu verzichten. Die Wartezeit ist kontraproduktiv für 
pflegende Angehörige und auch nicht wirklich begründet. Auch die zeitliche 
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Begrenzung ist nicht zwingend erforderlich, da die Festlegung eines jährlichen 
Höchstbetrags völlig ausreichend ist. 

Die Volkssolidarität wertet die Ankündigung der Bundesregierung positiv, dass zeitnah zur 
Beschlussfassung über den vorliegenden Gesetzentwurf in einem gesonderten Gesetz die 
Einführung einer Lohnersatzleistung für Arbeitnehmer geregelt werden soll, die für 
pflegebedürftige nahe Angehörige in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine 
bedarfsgerechte Pflege organisieren oder eine pflegerische Versorgung sicherstellen und für 
bis zu zehn Tage der Arbeit fernbleiben (kurzzeitige Arbeitsverhinderung im Sinne des § 2 
Pflegezeitgesetz). 

Eine solche Regelung sollte möglichst schnell in Kraft treten. 

Darüber hinaus bleibt es notwendig, auch eine tragfähige Lösung für die pflegenden 
Angehörigen zu schaffen, die wegen der Pflege ihrer Angehörigen für einen längeren Zeitraum 
auf Erwerbseinkommen verzichten müssen, um die häusliche Pflege sicherstellen zu können.  

Die Volkssolidarität setzt sich weiterhin für eine entsprechende Regelung ein, die sich am 
Vorbild des Elterngeldes orientiert. 

4. Bildung eines Pflegevorsorgefonds 

Mit einem neu in das SGB XI einzufügenden Kapitel 14 „Bildung eines Pflegevorsorgefonds“ 
(§§ 131 bis 139 SGB XI – neu) soll laut Gesetzentwurf der Aufbau eines Pflegevorsorgefonds 
in der sozialen Pflegeversicherung sowie die Verwendung seiner Mittel geregelt werden. 

Gespeist werden soll der Fonds mit Mitteln in Höhe von 0,1 Beitragssatzpunkten. 2015 bringt 
dies laut Gesetzentwurf rund 1,21 Milliarden Euro. Bis 2018 soll der Betrag auf zunächst 1,31 
Milliarden Euro pro Jahr ansteigen. Geplant ist, dass der Aufbau des Sondervermögens mit 
der Zahlung für das Jahr 2033 endet. 

Der gewählte Ansparzeitraum wird damit begründet, „dass die Geburtsjahrgänge 1959 bis 
1967 mit 1,24 Millionen bis 1,36 Millionen Menschen deutlich stärker besetzt sind als die davor 
und danach liegenden Jahrgänge“. Im Jahr 2034 erreiche der erste dieser Jahrgänge das 75. 
Lebensjahr. Die Wahrscheinlichkeit, pflegebedürftig zu sein, steige damit deutlich an. „Etwa 
20 Jahre später ist ein größerer Teil dieses Personenkreises bereits verstorben und die 
erheblich schwächer besetzten Jahrgänge nach 1967 rücken in das Pflegealter vor.“ 

Faktisch ist beabsichtigt, mit dem Pflegefonds den zu erwartenden höheren Pflegebedarf  
zwischen 2034 und 2054 zu bewältigen und dabei vor allem den Beitragssatzanstieg zu 
begrenzen. 

Die Volkssolidarität hält diesen Weg für falsch und lehnt die Errichtung des 
Pflegevorsorgefonds aus mehreren Gründen ab. 

1. Die Begründung des Gesetzentwurfs für die Errichtung eines Pflegefonds ist 
fragwürdig, denn sie betont vorrangig die Ausgabenseite, während die Einnahmeseite 
der sozialen Pflegeversicherung vernachlässigt wird.  

Die Probleme nach 2030 ergeben sich aber vor allem aus der ungünstiger werdenden 
Relation zwischen der höheren Anzahl von Pflegebedürftigen und der sinkenden 
Anzahl von Beitragszahlern. Eine nachhaltige Lösung dieses Problems ist jedoch nach 
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Ansicht von Pflegeexperten mit einem Pflegevorsorgefonds nicht zu realisieren, 
sondern nur durch eine Stärkung der umlagefinanzierten sozialen Pflegeversicherung. 

Die Volkssolidarität setzt sich daher weiterhin für eine solidarische Pflegeversicherung 
ein, in der alle Bürgerinnen und Bürger versichert sind und in der auch weitere 
Einkommensarten zur Finanzierung der Leistungen beitragen. Die Tatsache, dass in 
der sozialen und privaten Pflegeversicherung die gleichen Leistungen erbracht 
werden, spricht zusätzlich für diesen Weg. 

2. Wenn aus Beiträgen der Versicherten jährlich 1,2 Mrd. Euro und mehr für den 
Pflegevorsorgefonds aufgewendet werden, so fehlen diese Mittel für 
Leistungsverbesserungen, die z. B. bei der Einführung eines neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs ab 2017 erforderlich werden. Denn dafür stehen dann 
lediglich ca. 2,4 Mrd. Euro zur Verfügung (einschließlich Sicherung des 
Bestandsschutzes), d. h. ein Betrag, der bei wachsender Anzahl der Pflegebedürftigen 
als unzureichend eingeschätzt werden muss. 

Die in den Pflegevorsorgefonds fließenden Mittel fehlen aber auch für die dringend 
notwendige Verbesserung der Rahmenbedingungen in der Pflege – insbesondere im 
Hinblick auf eine bessere Vergütung der Pflegekräfte und für die Finanzierung einer 
Reform der Pflegeausbildung. 

3. Ungeachtet der im Gesetzentwurf vorgesehenen Festlegung, dass der 
Pflegevorsorgefonds als „Sondervermögen“ – jedoch nach § 131 SGB XI – neu nicht 
als ein „Sondervermögen des Bundes“ – von der Bundesbank verwaltet (§134 SGB XI 
– neu) wird und die Verwendung der Mittel „nur zur Finanzierung der 
Leistungsaufwendungen der sozialen Pflegeversicherung“ erfolgen darf (§132 und 136 
SGB XI – neu), bestehen erhebliche Zweifel, ob diese Festlegung vor dem Hintergrund 
der Schuldenbremse im Grundgesetz und den Festlegungen im EU-Fiskalpakt auch 
auf längere Sicht ausreichend rechtlich abgesichert ist. 

Darauf verweist auch die Bundesbank selbst: „Nicht zuletzt die aktuelle Erfahrung 
zeigt, dass Rücklagen bei den Sozialversicherungen offenbar Begehrlichkeiten 
entweder in Richtung höherer Leistungsausgaben oder auch zur Finanzierung von 
Projekten des Bundes wecken.“ (Deutsche Bundesbank, Monatsbericht März 2014, S. 
10). 

Bereits die Begründung des Gesetzentwurfs zu § 132 auf Seite 52 lässt erhebliche 
Zweifel aufkommen, ob die angesparten Gelder der Versicherten ausreichend vor dem 
Zugriff Dritter abgesichert sind. Denn dort heißt es lediglich: „Das Sondervermögen 
darf nach Abschluss der Ansparphase ausschließlich zweckgebunden zur 
Stabilisierung des aufgrund der demografischen Entwicklung ansteigenden 
Beitragssatzes verwendet werden.“ Damit stellt sich die Frage, ob hier nicht eine 
Hintertür offen bleibt, um in der bis 2034 laufenden Ansparphase selbst Mittel für 
andere Zwecke zu verwenden. 

4. Es kommen die Erfahrungen der Finanzmarktkrise hinzu, dass das Setzen auf die 
Erwirtschaftung von Zinserträgen im Hinblick auf finanzielle Solidität problematisch ist.  
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Dagegen hat sich das Umlagesystem bewährt – es ist krisenfest und zukunftssicher. 
Es hat gegenüber dem Pflegevorsorgefonds den Vorteil, dass es der Kontrolle einer 
demokratischen Selbstverwaltung unterworfen und damit auch für die Versicherten 
transparenter ist als ein von der Bundesbank verwaltetes Sondervermögen, über das 
die Bundesregierung lediglich alle vier Jahre nach § 10 SGB XI (Pflegebericht der 
Bundesregierung) berichten soll. 

 

II. Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE 

 Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung 
solidarisch weiterentwickeln 

 Bundestags-Drucksache 18/1953 vom 01.07.2014 

Die Volkssolidarität begrüßt, dass die Fraktion DIE LINKE mit ihrem Antrag auf wichtige 
Aspekte des Reformbedarfs in der Pflege hinweist und entsprechend weitergehende 
Forderungen stellt. Grundsätzliche Kritikpunkte, wie z. B. der „Teilkasko“-Charakter der 
Sozialen Pflegeversicherung und die zunehmende Privatisierung von Pflegeleistungen 
(„Pflege-Bahr“), stehen dabei neben solchen, die sich auf Defizite im Zusammenhang mit dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung beziehen: die ausbleibende Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs, die unzureichenden Regelungen zur Dynamisierung der 
Pflegeleistungen, die zu kurz greifenden Maßnahmen zur besseren Anerkennung der 
Pflegeberufe, die Einrichtung eines kapitalgedeckten Pflegevorsorgefonds u. a. 

Die Volkssolidarität unterstützt eine Reihe von Punkten, die die Fraktion DIE LINKE im 
Forderungsteil ihres Antrags benennt. 

Richtig ist insbesondere, dass im Interesse der pflegebedürftigen Menschen, der pflegenden 
Angehörigen und der professionellen Pflegekräfte eine weitergehende Dynamisierung der 
Pflegeleistungen erforderlich ist, als dies im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehen 
ist. Allerdings ist es auch fraglich, ob und wie eine von der Fraktion DIE LINKE geforderte 
sofortige Erhöhung aller Pflegeleistungen um 25 Prozent und damit eine vollständige 
Kompensation des seit Mitte der 90-er Jahre eingetretenen Wertverlusts der Pflegeleistungen 
finanzierungsseitig umgesetzt werden soll. Möglich wäre dies nur, wenn entweder der 
Beitragssatz drastisch  erhöht oder relativ kurzfristig ein Finanzausgleich zwischen Sozialer 
und Privater Pflegeversicherung eingerichtet würde. Darüber hinaus steht auch die Frage, ob 
es nicht sinnvoller wäre, sich vorrangig auf weitergehende Verbesserungen im Bereich der 
unterfinanzierten ambulanten Pflege zu konzentrieren. 

Ebenfalls zu befürworten ist die Forderung nach einem konkreten Zeitplan für die Einführung 
eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs. 

Die Volkssolidarität setzt sich dafür ein, pflegende Angehörige stärker zu entlasten und ihre 
Pflegeleistung besser anzuerkennen. Die zu diesem Thema im Antrag formulierten 
Forderungen greifen jedoch teilweise zu kurz. Für die Organisation der Pflege und die erste 
pflegerische Versorgung bedarf es einer Lohnersatzleistung, die sich an entsprechenden 
Regelungen zum Krankengeld orientiert, aber mit einem realistischen Zeitrahmen begrenzt 
sein sollte. Im Übrigen ist die Bestimmung des Personenkreises der Anspruchsberechtigten 
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mit dem Hinweis auf „Erwerbstätige“ problematisch, da auch Selbständige zu den 
Erwerbstätigen zählen, sich aber mangels eines Arbeitgebers privat absichern müssten.  

Die größeren Probleme entstehen in den Fällen, in denen Angehörige längerfristig und oft 
zeitlich nicht überschaubar die Pflege übernehmen. Dafür reichen die im Antrag erwähnten 
Teilzeitvereinbarungen und flexible Arbeitszeitregelungen oft nicht aus. Deshalb sollte eine 
gesetzliche Regelung getroffen werden, die eine längerfristige Lohnersatzleistung bei Pflege 
von Angehörigen ermöglicht. Als Vorbild dafür kämen z. B. die Regelungen zum Elterngeld in 
Betracht. 

Der Antrag macht zu Recht deutlich, dass die bessere Anerkennung der Pflegeberufe 
maßgeblich – aber nicht allein – im Zusammenhang mit der Bezahlung der Pflegekräfte zu 
sehen ist.  

Allerdings reicht es nicht aus, hier einseitig die Anhebung des Pflege-Mindestlohns für 
Pflegehilfskräfte in den Vordergrund zu stellen. Dieser Schritt muss auch für die 
Leistungserbringer refinanzierbar sein, da ansonsten schon heute zu verzeichnende 
Engpässe für eine bessere Bezahlung von Pflegefachkräften  weiter verschärft werden und 
somit den Fachkräftemangel in der Pflege zusätzlich anfeuern. Die gegenwärtige Praxis von 
politisch Verantwortlichen in Bund und Ländern, das allein als ein Problem zwischen Kassen 
und Leistungserbringern zu behandeln, muss dringend beendet werden. Hier steht die Politik 
in der Verantwortung, Rahmenbedingungen für eine bessere Bezahlung der Pflegeberufe zu 
ermöglichen. 

Dies gilt auch für den Abbau der Unterschiede bei der Entlohnung in Ost und West. Es ist zu 
begrüßen, dass der Antrag der Fraktion DIE LINKE hier auf einen bundesweit einheitlichen 
Mindestlohn dringt. Die Volkssolidarität kritisiert, dass die am 5. September 2014 vom BMAS 
bekannt gegebene Mindestlohnregelung für die Pflege auch für die Folgejahre bis 
einschließlich 2017 geringere Mindestlöhne für die Pflege in den neuen Bundesländern 
vorsieht. Das von dieser Regelung ausgehende Signal, dass Pflege im Osten trotz gleich 
hoher Beiträge weniger wert ist, hat eine demotivierende Wirkung, die die Bemühungen vor 
Ort untergräbt, die Pflege mit ausreichendem Personal in hoher Qualität abzusichern. 

Ebenso wie der Antrag der Fraktion DIE LINKE lehnt die Volkssolidarität die Einrichtung eines 
Pflegevorsorgefonds aus den o. a. Gründen ab. Sie setzt sich für eine solidarische 
Finanzierung der Pflege ein, an der sich alle Bürgerinnen und Bürger entsprechend ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit beteiligen. Da ein solcher Umbau eine längerfristige 
Perspektive erfordert, sollte als erster Schritt zur Stärkung des umlagefinanzierten 
Solidarsystems ein Finanzausgleich zwischen Sozialer und Privater Pflegeversicherung auf 
den Weg gebracht werden. 
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Stellungnahme des 
Sozialverbands VdK 

Deutschland e.V.

zum

Gesetzentwurf der Bundesregierung

F!nftes Gesetz zur "nderung des Elften Buches Sozialge-
setzbuch ± Leistungsausweitung f!r Pflegebed!rftige, 

Pflegevorsorgefonds (5. SGB XI-"ndG) 
BT-Drucksache 18/1798

sowie 

dem Antrag der Fraktion DIE LINKE

Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen ± Soziale 
Pflegeversicherung solidarisch weiterentwickeln

BT-Drucksache 18/1953

Sozialverband VdK Deutschland e.V.
In den Ministerg!rten 4
10117 Berlin

Telefon: 030 72629 0404
Telefax: 030 72629 0499
e-mail: kontakt@vdk.de Berlin, den 17. September 2014
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1. Zielsetzung des Gesetzentwurfes

Ziel dieses Gesetzentwurfes ist die Sicherung der Pflege in hoher Qualit•t unter Beachtung 
der individuellen Bed€rfnisse pflegebed€rftiger Menschen als Ausdruck einer humanen Ge-
sellschaft.

Aus Sicht des Sozialverbandes VdK sind viele Regelungen in dem vorliegenden Gesetzent-
wurf zu begr€ûen. Vor dem Hintergrund der oben dargestellten Zielsetzung wird er aber 
dem gravierenden Handlungsbedarf in der Pflege nich t gerecht. Der Sozialverband 
VdK Deutschland fordert deshalb weiterhin eine groû e Pflegereform. ��Dies wird auch 
von weiten Teilen der Bev!lkerung so gesehen, wie die  Beteiligung an der k€rzlich abge-
schlossenen Bundestagspetition des Sozialverbands VdK Deutschland zeigt. Innerhalb von 
vier Wochen haben €ber 200.000 B€rgerinnen und B€rger die Forderung nach einer groûen
Pflegereform unterst€tzt. 

Zentrale Herausforderungen der Pflege werden in dem Gesetzentwurf nicht angegangen:��

In dem Gesetzentwurf wird nur angek€ndigt, dass noch in dieser Legislaturperiode nach vor-
heriger Erprobung der neue Pflegebed€rftigkeitsbegriff auf Grundlage der Empfehlungen des 
Expertenbeirats in Verbindung mit den notwendigen leistungsrechtlichen Bestimmungen ein-
gef€hrt werde. Aus Sicht des Sozialverbands VdK ist diese weitere Verschiebung nicht 
sachgerecht.

Pflege braucht kommunale L!sungen. Zwar sind hier zuvor derst die Kommunen gefordert, 
Bund und L•nder m€ssen aber entsprechende beg€nstigende  Rahmenbedingungen schaf-
fen. Das Thema wird auf eine noch zu gr€ndende Bund-L•nder-Arbeitsgruppe vertagt.

Schlieûlich finden sich im Gesetzentwurf wenige Ans•tze, Pr•vention und Rehabilitation vor 
und bei Pflege zu st•rken. Der Vermeidung von Pfleg ebed€rftigkeit kommt damit nach wie 
vor nicht der Stellenwert zu, der in einer alternden Gesellschaft angemessen w•re. 

Probleme der Verteilungsgerechtigkeit bleiben unber€cksichtigt. Das ungerechte Nebenei-
nander von privater und gesetzlicher Pflegeversicherung wird durch den Gesetzentwurf nicht 
beseitigt. W€rde ein Risikostrukturausgleich zwischen gesetzlicher und privater Pflegeversi-
cherung eingef€hrt, k!nnte der Beitragssatzanstieg um k napp 0,2 Prozent niedriger ausfal-
len.

2. Wohngruppenzuschlag (§§ 13 und 38)

Der Bundesrat schl•gt vor, in § 13 festzuschreiben, dass de r Wohngruppenzuschlag nach 
§ 38 nicht auf F€rsorgeleistungen angerechnet wird. 

Der VdK begr€ût den Vorschlag. Wer Hilfe zur Pflege erh•lt, ist in der Regel nicht in der 
Lage, die Organisation der Wohngruppe aus eigenen Mitteln zu bezahlen. Die Anrechnung 
wird in den Bundesl•ndern unterschiedlich gehandhabt. I n Bundesl•ndern, die den Wohn-
gruppenzuschlag auf F€rsorgeleistungen anrechnen, kommt es zu langwierigen und unn!ti-
gen Rechtsstreitigkeiten. 

Bewertung:
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3. Dynamisierung aller Leistungen (§ 30)

Nach § 30 •berpr•ft die Bundesregierung alle drei Jahr e die Notwendigkeit und H€he einer 
Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung. Der Entwurf sieht hierzu vor, die 
Leistungsbetr•ge zum 1. Januar 2015 entsprechend der Pre isentwicklung der letzten drei 
Jahre um 4 Prozent anzuheben Eine erneute ‚berpr•fung  soll im Jahr 2017 erfolgen.

Der Sozialverband VdK begr•ût die Anhebung der Leistun gen. Allerdings werden die in der 
Vergangenheit aufgelaufenen Kaufkraftverluste nicht ann•hernd ausgeglichen. Auch bleibt 
die derzeitige Ausgestaltung des § 30 SGB XI unbefriedigend. Erforderlich ist eine regelge-
bundene, j•hrliche Anpassung der Pflegeleistungen an die  Preisentwicklung. 

Bewertung:

4. Verhinderungspflege (§ 39)

Verhinderungspflege kann nun f•r sechs anstatt vier Woche n in Anspruch genommen wer-
den. Erg•nzend k€nnen zus•tzlich 50 % des Budgets f•r Kur zzeitpflege genutzt werden. 

Die Flexibilisierung und der Ausbau der Verhinderungspflege werden begr•ût. Allerdings 
wird nicht deutlich, warum diese Anrechnung auf 50 % beschr•nkt werden soll.

Bewertung:

Insbesondere f•r psychisch hilfebed•rftige Menschen und Kin der mit Behinderung ist ein 
Aufenthalt in einer Einrichtung h•ufig nicht m€glich.  F•r sie ist auch wichtig, dass sie in der 
vertrauten Umgebung bleiben. Damit die pflegenden Angeh€rigen entlastet werden k€nnen, 
muss also eine Pflegeperson in den Haushalt kommen.

Wenn die Verhinderungspflege stundenweise genutzt wird, sollte die Begrenzung auf sechs 
Wochen im Jahr aufgehoben werden. 

5. Pflegehilfsmittel und Wohnraumanpassung (§ 40)

Der Entwurf sieht vor, die Leistungsbetr•ge f•r zum Ve rbrauch bestimmte Hilfsmittel von 
31 ! auf 40 ! monatlich sowie die Zusch•sse f•r Maûnahmen zur  Verbesserung des Wohn-
umfeldes von 2 557 ! auf 4000 ! je Maûnahme anzuheb en.

Diese Leistungen wurden seit ihrer Einf•hrung 1995 nich t erh€ht. Eine Anpassung ist des-
halb unbedingt notwendig.

Bewertung:

Der Sozialverband VdK Deutschland begr•ût insbesondere di e Erh€hung f•r Wohnum-
feldanpassungen. Dies tr•gt den neuen technischen M€glichk eiten Rechnung, mit deren 
Hilfe Pflegebed•rftige l•nger zu Hause wohnen bleibe n k€nnen.
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6. Tages- und Nachtpflege (§ 42)

Die Anrechnung der Tages- und Nachtpflege auf die ambulanten Pflegeleistungen entf•llt.

Der Sozialverband VdK begr€ût diese Neuerung sehr. Damit werden wichtige Anreize f€r 
pflegende Angeh•rige gesetzt, Entlastungsangebote in An spruch zu nehmen. Das st•rkt 
einerseits die h•usliche Pflegesituation und sch€tzt ander erseits die Gesundheit der pfle-
genden Angeh•rigen.

Bewertung:

7. Kurzzeitpflege (§ 42)

Es wird klargestellt, dass Kurzzeitpflege um den Leistungsbetrag f€r Verhinderungspflege 
erh•ht und damit um bis zu vier Wochen auf acht Wochen  verl•ngert werden kann.

Menschen mit Behinderung k•nnen die Kurzzeitpflege nu n ohne Altersbegrenzung in  Ein-
richtungen der Behindertenhilfe nutzen. 

Die Flexibilisierung und der Ausbau der Kurzzeitpflege werden ebenfalls begr€ût. Die ¹stati-
on•re Verhinderungspflegeª ist zwar bereits vielfach Prax is. Die Klarstellung im Gesetz ver-
einfacht die Antragsstellung in einigen Bundesl•ndern. Umgekehrt sollte auch die Verhinde-
rungspflege um das volle Budget der Kurzzeitpflege erg•nzt werden k•nnen.

Bewertung:

Die Aufhebung der Altersgrenze f€r Menschen mit Behinderung wird begr€ût. 

8. Betreuungs- und Entlastungsleistungen (§§ 45b und 45c )

Der vom Beirat zur Ausgestaltung des neuen Pflegebed€rftigkeitsbegriffs empfohlene Aus-
bau der niedrigschwelligen Entlastungsleistungen wird umgesetzt. K€nftig sollen auch bei 
rein k•rperlichen Beeintr•chtigungen von den Pflegekas sen 104 ! bzw. 208 ! monatlich f€r 
zus•tzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen erstatte t werden.

Die ambulanten Pflegesachleistungen k•nnen zu 50 % f€r  diese Betreuungs- und Entlas-
tungsleistungen genutzt werden.

Der Sozialverband VdK begr€ût den Ausbau der zus•tzli chen Betreuungs- und Entlastungs-
leistungen und die Erweiterung des Personenkreises. Insbesondere durch die Unterst€t-
zungsleistungen f€r pflegende Angeh•rige und Nahestehe nde k•nnen h•usliche Be-
treuungssituationen stabilisiert werden. 

Bewertung:

Allerdings sollten diese Hilfen m•glichst fr€hzeitig ein setzen, und zwar bevor bereits eine
¹erhebliche Pflegebed€rftigkeitª besteht. Wenn bereits ¹erhebliche Pflegebed€rftigkeitª vor-
liegt, sind h•ufig schon die sozialen Kontakte und die F •higkeit zur hauswirtschaftlichen 
Selbstversorgung verlorengegangen. Mit dem Pflegegrad 1 des neuen Pflegebed€rftigkeits-
begriffs k•nnte hier besser interveniert werden.
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Die Entlastungs- und Betreuungsleistungen sollten weiterhin von Ehrenamtlichen und nied-
rigschwelligen Diensten erbracht werden k•nnen. Diese Strukturen st€rke n die Verankerung 
im Quartier oder der Gemeinde.

Der Sozialverband VdK unterst•tzt den Vorschlag des Bun desrates, die Leistungen als 
Jahres- und nicht als Monatsbudget abrufbar zu machen.

Auch die St€rkung der kommunalen Einrichtungen nach § 45c als niedrigschwellige Anlauf-
stelle begr•ût der Sozialverband VdK.

Die M•glichkeit, die ambulanten Sachleistungsbetr€ge zu  bis zu 50 Prozent f•r Betreuungs-
und Entlastungsleistungen zu nutzen, ist sachgerecht. Dies erm•glicht den Pflegebed•rftigen 
und ihren Angeh•rigen mehr Flexibilit€t und Gestaltu ngsm•glichkeiten f•r Entlastung.

9. Beitragssatz (§ 55)

Der Bundesrat schl€gt vor, den Beitragssatz bereits zum 1. Januar 2016 auf 2,55 Prozent-
punkte zu erh•hen, um f•r die Einf•hrung des neuen Pfl egebed•rftigkeitsbegriffs die not-
wendigen Mittel anzusparen.

Der Sozialverband VdK unterst•tzt diesen Vorschlag. D amit w•rde die Einf•hrung des neuen 
Pflegebed•rftigkeitsbegriffs bereits in diesem Gesetze ntwurf vorbereitet. Hierdurch w•rden 
die Chancen steigen, dass dieses Vorhaben noch in dieser Legislaturperiode umgesetzt
wird.

Bewertung:

Aufgrund der !berleitung der bestehenden Leistungsanspr •che in die neue Systematik wird 
es zu erheblichen Mehrkosten im ersten Jahr kommen. Diese m•ssen vorab angespart wer-
den.

10. Pflege-Wohngemeinschaften (§ 45e)

Leistungen zur Umgestaltung von Wohnungen zu Pflege-WGs k•nnen nun auch schon vor 
Gr•ndung und Einzug abgerufen werden.

Aus Sicht des Sozialverbands VdK ist diese Flexibilisierung sachgerecht. Es muss aber si-
chergestellt werden, dass Pflege-Wohngemeinschaften selbstbestimmte, neue Wohnformen 
bleiben und von Anbietern nicht dazu genutzt werden, die Auflagen f•r Pflegeheime zu um-
gehen.

Bewertung:

11. Reformationstag (§ 58)

Zur 500-Jahr Feier der Reformation kann 2017 ein einmaliger Feiertag geschaffen werden, 
ohne dass die Arbeitnehmerbeitr€ge zur Pflegeversicherung angehoben werden.

Diese Ausnahmeregelung ist sinnvoll. 

Bewertung:
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12. Betreuungskr•fte in Heimen (§ 87b)

Die Betreuungskr•fterelation wird auf 1:20 abgesenkt und auf alle Bewohner und G•ste aus-
gedehnt, einschlieûlich derer ohne eingeschr•nkte Alltag skompetenz und sogar ohne Pfle-
gestufe.

Der Sozialverband VdK begr€ût diese Neuerung. Hier wird konkrete Vorarbeit f€r die Umset-
zung des neuen Pflegebed€rftigkeitsbegriffs geleistet, bei dem es keine Unterscheidung zwi-
schen Menschen mit und ohne eingeschr•nkte Alltagskompete nz mehr geben soll. Eine 
mangelnde soziale Teilhabe in Einrichtungen ist vielfach direkte Folge einer unzureichenden
Personalausstattung.

Bewertung:

Da diese Regelung auch f€r teilstation•re Angebote gil t, wird durch die Einbeziehung von 
Menschen mit Hilfebedarf unterhalb der Pflegestufe 1 die M!glichkeit f€r niedrigschwellige 
Entlastung der pflegenden Angeh!rigen durch die Tagesp flege geschaffen.

13. Qualit•tspr!fung (§ 114)

Pflegebed€rftige, bei denen ein begr€ndeter Verdacht auf nicht fachgerechte Pflege besteht,
k!nnen in die Stichprobenpr€fung mit einbezogen werd en. Damit soll laut Gesetzesbegr€n-
dung die Umsetzung des neuen indikatorenbasierten Qualit•tsmesssystems beschleunigt 
werden.

Die Einbeziehung von Verdachtsf•llen ist sachgerecht. Das Grundproblem, dass es vom 
Zufall abh•ngt, ob schlechte Qualit•t in einer Einricht ung gefunden wird, wird aber nicht ge-
l!st.

Bewertung:

Um die Umsetzung des neuen Qualit•tsmesssystems zu beschleun igen, br•uchte es Struk-
turen in den Vereinbarungen zwischen Pflegekassen und Leistungserbringern, wie sie vor-
bildlich im Gemeinsamen Bundesausschuss bestehen. Zur kurzfristigen Abhilfe k!nnte im 
Gesetz eine Frist zur Umsetzung des indikatorengest€tzten Systems gesetzt werden.

14. Pflegevorsorgefonds (§§ 131ff)

Mit dem neuen vierzehnten Kapitel soll ein Pflegevorsorgefonds unter Verwaltung der 
Bundesbank geschaffen werden. Bis 2033 sollen Beitragsmittel im Wert von j•hrlich 
0,1 Prozentpunkten angespart werden. Ab 2035 bis 2055 sollen diese Mittel in einen Aus-
gleichsfonds der Pflegeversicherung zur€ckflieûen, um den Beitragssatz zu stabilisieren.

Aus Sicht des Sozialverbands VdK stellt der geplante Pflegevorsorgefonds keinen sinnvollen 
Beitrag f€r eine nachhaltige Pflegefinanzierung und mehr Generationengerechtigkeit dar. 

Bewertung:

Modellrechnungen von Prof. Dr. Heinz Rothgang von der Universit•t Bremen zeigen, dass 
der Beitragssatz im 21. Jahrhundert nicht mehr sinkt (Rothgang et al. 2011). Bez€glich des 
Beitragssatzes gibt es keinen ¹Bergª, der durch Anlegen eines Vorsorgefonds ¹untertunneltª 
werden kann, sondern den Anstieg auf ein ¹Hochplateauª. Ein tempor•rer Fonds impliziert, 
dass in den n•chsten 20 Jahren eingezahlt wird und diese  Mittel dann in den Jahren 2035 
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bis 2055 ausgegeben werden. Gerade, wenn die h•chste Zahl der Pflege bed€rftigen erreicht 
wird, n•mlich Mitte der 2050er Jahre, w•re der Fonds ersch•pft und der Beitragssatz w€rde 
wieder auf die H•he steigen, die er auch ohne Pflegev orsorgefonds erreicht h•tte 

Der Effekt eines Vorsorgefonds w•re also nicht nachhaltig .

Entscheidend ist aber aus Sicht des Sozialverbandes VdK, dass die zus•tzlichen Beitrags-
mittel f€r den Pflegevorsorgefonds nicht f€r die Verbesserung der Situation der Pflegebed€rf-
tigen und ihrer Angeh•rigen eingesetzt werden. Diese Mittel werden bei der Einf€hrung des 
neuen Pflegebed€rftigkeitsbegriffs fehlen.

R€cklagen in der Sozialversicherung sind im ‚brigen nur unzureichend vor dem Zugriff der 
Politik gesichert. In der Renten- und in der Krankenversicherung werden die R€cklagen ge-
rade zugunsten des Bundeshaushaltes abgebaut.
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zum 
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weiterentwickeln 
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�  Die PKV begr#ût, dass die Versicherten die Leistungen der Pflegeversicherung k#nftig 

noch flexibler und damit bedarfsgerechter einsetzen k"nnen. Kritisch wird die auch da-

mit wieder verbundene weitere Verkomplizierung des Leistungsrechts gesehen. Auch 

wenn die PKV sich mit COMPASS auf eine sehr leistungsf!hige Struktur zur Pflegebe-

ratung st#tzen kann, h!lt sie es f#r geboten, das L eistungsrecht der Pflegeversicherung 

zu vereinfachen und damit verbraucherfreundlicher zu machen. 

�  Die Weiterentwicklung des Systems der Pflege-Noten zu einer wirklichen Orientie-

rungshilfe f#r die Betroffenen sollte durch konkrete gesetzliche Rahmenregelungen ge-

f"rdert werden. 

�  Die vorgesehene Dynamisierung der Leistungsbetr!ge  der Pflegeversicherung ist zum 

Werterhalt notwendig. Die demographisch bedingten Finanzierungsprobleme der sozia-

len Pflegeversicherung werden dadurch aber weiter versch!rft.  

�  Durch den Pflegevorsorgefonds werden diese Finanzierungsprobleme nicht gel"st. 

Schwachpunkte sind dabei der zu geringe Umfang und die fehlende Zugriffssicherheit.  
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Gliederung 

A. Zusammenfassung und hervorzuhebende Aspekte 

I. Weiterentwicklung der Pflegeversicherung 

II. Dynamisierung der Leistungen 

III. Verhinderungspflege/Kurzzeitpflege 

IV. Betreuungs- und Entlastungsleistungen 

V. Qualit!tspr"fungen - Transparenznoten 

VI. Pflegevorsorgefonds 

VII. Gleichberechtigte Beteiligung der PKV bei der Ausgestaltung des f"r die Durch-

f"hrung der Pflegeversicherung erforderlichen Recht srahmens inklusive entspre-

chender Informationsrechte 

B. Antrag der Fraktion DIE LINKE / Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen ± Soziale 

Pflegeversicherung solidarisch weiterentwickeln, BT-Drs. 18/1953 

A. Zusammenfassung und hervorzuhebende Aspekte 

I. Weiterentwicklung der Pflegeversicherung 

Die PKV begr"ût die Weiterentwicklung der Pflegever sicherung mit dem Ziel, den Bedarfen 

und Bed"rfnissen der pflegebed"rftigen Menschen noc h besser gerecht zu werden. Ein Bei-

spiel daf"r ist die 50 %-Regelung in § 45 b Absatz 3 SGB XI (neu). Sorge bereitet jedoch die 

schon seit l!ngerem zu beobachtende Entwicklung, da ss das Leistungsrecht der Pflegever-

sicherung immer komplizierter wird und immer schwerer zu verstehen ist und dies selbst vie-

len Fachleuten Schwierigkeiten bereitet. Der Gesetzgeber scheint hier in dem Dilemma zwi-

schen einem m#glichst hohen Grad an Einzelfallgerechtigkeit und guter Verst!ndlichkeit zu 

sein. Dieser Eindruck ist auch bei den j"ngsten Ber atungen des Expertenbeirats f"r die Um-

setzung des neuen Pflegebegriffs entstanden. Die Bedeutung einer guten Pflegeberatung 

nimmt vor diesem Hintergrund immer mehr zu. Die PKV ist durch ihr Modell der zugehenden 

Pflegeberatung auf diese Entwicklung "ber das Gemei nschaftsunternehmen COMPASS Pri-

vate Pflegberatung besonders gut vorbereitet. Die Statistiken zeigen, dass Fragen des Leis-

tungsrechts tats!chlich einen sehr groûen und wicht igen Anteil in der Beratung haben. Der 

Wunsch nach noch besser verst!ndlichen und "bersich tlichen Regelungen verliert dadurch 

aber nicht seine Berechtigung. 

II. Dynamisierung der Leistungen 

Eine regelm!ûige Dynamisierung der Leistungen ist n otwendig, um den seit der letzten Leis-

tungserh#hung im Jahr 2012 inflationsbedingt eingetretenen Wertverlust der Pflegeversiche-

rung auszugleichen. Allerdings ist es so, dass durch die Leistungserh#hungen die demogra-

fisch bedingten Finanzierungsprobleme versch!rft we rden. Durch jede Leistungsausweitung 
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erh•ht sich die implizite Verschuldung kommender Ge nerationen, die die entsprechenden 

Zusagen einl•sen m€ssen. 

Die ebenfalls vorgesehene Beitragssatzerh•hung zeig t, dass der Inflationsausgleich ± zu-

sammen mit neuen zus•tzlichen Leistungen ± schon je tzt nicht mehr aus dem Beitragsauf-

kommen finanziert werden kann, obwohl die Beitragseinnahmen durch die auch 2015 erfol-

gende Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze und die damit verbundene Anhebung des 

H•chstbeitrages laufend steigen. Die PKV tritt demg egen€ber f€r eine nachhaltige und gene-

rationengerechte Finanzierung im Kapitaldeckungsverfahren ein. 

III. Verhinderungspflege/Kurzzeitpflege (§§ 39 und 42 SGB XI) 

Die weitere Flexibilisierung der Leistungen der Kurzzeit- und Verhinderungspflege wird sich 

positiv auf die ambulante Pflege auswirken. Es ergeben sich jedoch Unstimmigkeiten: unter-

schiedliche Anspruchsh•chstdauern f€r Kurzzeitpfleg e (28 Tage), Verhinderungspflege (42 

Tage) sowie Kurzzeitpflege, die €ber die Verhinderungspflege finanziert wird (56 Tage). Es 

erfolgt auch keine Anpassung des Anspruchs auf h•lf tiges Pflegegeld an die neuen An-

spruchsh•chstdauern. H•lftiges Pflegegeld soll weit erhin f€r jeweils 28 Tage w•hrend der 

Kurzzeitpflege und Verhinderungspflege gezahlt werden. 

Zur Vereinfachung schlagen wir vor: Es wird ein Gesamtanspruch Verhinderungspfle-

ge/Kurzzeitpflege in H•he von 3.224,00 Euro je Kale nderjahr ohne Anspruchsh•chstdauer 

als eine Leistungsart eingef€hrt. !ber diesen Anspruch k•nn en Leistungen der Verhinde-

rungs- und Kurzzeitpflege finanziert werden. Zu welchem Anteil jeweils Verhinderungspflege 

und Kurzzeitpflege in Anspruch genommen werden, bleibt den Versicherten €berlassen. Die 

Zahlung von Ersatzpflegegeld bei nicht erwerbsm•ûig er Verhinderungspflege durch nahe 

Angeh•rige oder durch Personen, die mit dem Anspruc hsberechtigten in h•uslicher Gemein-

schaft leben, wird beibehalten. Die Zahlung von Ersatzpflegegeld wird auf den Gesamtan-

spruch angerechnet. Die Regelung, dass h•lftiges Pf legegeld f€r jeweils 28 Tage w•hrend 

der Verhinderungspflege und der Kurzzeitpflege zu zahlen ist, wird aufgehoben. Stattdessen 

wird ein ungek€rztes Pflegegeld f€r 28 Tage, an denen der Gesamtanspruch der Verhinde-

rungspflege/Kurzzeitpflege in Anspruch genommen wird, gezahlt. Ziel ist die weitere Flexibi-

lisierung der Leistungen und eine vereinfachte Handhabung. 

IV. Betreuungs- und Entlastungsleistungen 

Die verbesserten Regelungen zur Inanspruchnahme von Betreuungs- und Entlastungsleis-

tungen (Art. 1 Nr. 17 e) durch die vorgesehene 50 %-Regelung und die Einbeziehung der 

hauswirtschaftlichen Versorgung durch Pflegedienste in die zus•tzlichen Betreuungs- und 

Entlastungsleistungen (Art. 1 Nr. 17 b) ee) aaa)), schaffen neue vielf•ltige Kombinationsm•g-

lichkeiten. 

Niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote und Leistungen der hauswirtschaft-

lichen Versorgung durch den Pflegedienst sollen zuk€nftig jeweils €ber mehrere Anspr€che 
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(§ 36/§ 123 und § 45b SGB XI) finanziert werden. Von einem wie in der Gesetzesbegr•n-

dung bereits beschriebenen Informations- und Beratungsbedarf ist daher auch hier auszuge-

hen. Vor diesem Hintergrund ist die vorgesehene Evaluation der Leistungsverbesserungen ± 

insbesondere dieser Neuregelungen ± sp€testens im Jahr 2020 ausdr•cklich zu bef•rworten. 

Begr•ûenswert ist die Vereinfachung der Regelung be i teilstation€rer Pflege (Art. 1 Nr. 11 b), 

c)). 

V. Qualit•tspr€fungen ± Transparenznoten 

Entsprechend dem Koalitionsvertrag sollen die Pflege-Transparenzvereinbarungen mit dem 

Ziel weiterentwickelt werden, die Qualit€tsunterschiede der Pflegeeinrichtungen f•r die Ver-

braucher deutlicher zu machen. Dies soll mit einer Reduzierung der Blockadem!glichkeiten 

und einer Straffung der Entscheidungsstrukturen der Selbstverwaltungspartner erfolgen. 

Von der vorgesehenen Ber•cksichtigung der Pr•fergeb nisse von Personen, die im Rahmen 

von Anlasspr•fungen zus€tzlich in die Qualit€tspr•f ungen nach den §§ 114 ff. SGB XI einbe-

zogen wurden, erwarten wir insofern bereits positive Effekte. Auch bei der Weiterverfolgung 

dieses Ziels sollte der Gesetzgeber in st€rkerem Maûe als bisher auf gesetzliche Rahmen-

regelungen setzen, um die Partner der Selbstverwaltung nicht zu •berfordern. Die PKV 

schlieût sich insoweit dem Vorschlag des Bundesrates (Nr. 16 - Drucksache 18/1798) an. 

VI. Pflegevorsorgefonds 

Mit den vorgesehenen Regelungen zum Aufbau eines Vorsorgefonds in der sozialen Pflege-

versicherung wird der Bedarf an kapitalgedeckter Vorsorge beziehungsweise das bestehen-

de Defizit an Generationengerechtigkeit in der umlagefinanzierten Pflegeversicherung aner-

kannt. Zu kritisieren ist der unzureichende Umfang der anzusparenden Mittel: Dem Gesetz-

entwurf zufolge w•rde die Gesetzliche Pflegeversich erung mit 70 Mio. Versicherten pro Jahr 

ca. 1,2 Mrd. Euro f•r die zuk•nftigen demografiebed ingten Mehrausgaben zur•ckstellen. 

Zum Vergleich: die Private Pflegepflichtversicherung (PPV) mit ihren 9 Mio. Versicherten 

f•hrt derzeit j€hrlich 1,5 Mrd. Euro ihrer Alterung sr•ckstellung zu. Dabei handelt es sich nicht 

etwa um "bersch•sse aus ersparten Leistungen, sonde rn um planm€ûige Ertr€ge, f•r die 

Teile des Beitrags ± wie beim geplanten Vorsorgefonds ± reserviert werden. 

Mangels Eigentumsschutz wird sich der Fonds leider als genauso wenig zugriffssicher wie 

z.B. der Gesundheitsfonds oder die Schwankungsreserve in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung erweisen. Die PKV pl€diert daf•r, Kapitalde ckung ausschlieûlich in privater Hand zu 

organisieren. 

VII. Gleichberechtigte Beteiligung der PKV bei der Ausgestaltung des f€r die Durch-

f€hrung der Pflegeversicherung erforderlichen Recht srahmens inklusive ent-

sprechender Informationsrechte 
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Die PKV ist an der Entwicklung von Vereinbarungen, Empfehlungen und Richtlinien nach 

dem SGB XI nur unzureichend beteiligt, was eine Ungleichbehandlung und teilweise eine 

Schlechterstellung der privat Pflegeversicherten gegen•ber den Versicherten der sozialen 

Pflegeversicherung darstellt. Gleiches gilt f•r den  Einbezug in den Informationserhalt zu am-

bulanten und station€ren Pflegeeinrichtungen. Die privaten Versicherungsunternehmen ha-

ben die gleichen Informationsbed•rfnisse wie die Pf legekassen, daher muss die PPV •berall 

dort gleichberechtigt beteiligt und einbezogen werden, wo die allgemeinen Grundlagen und 

Informationen zur Pflege, die f•r SPV und PPV gleic hermaûen gelten, betroffen sind. Dies 

gilt f•r die: 

·  Leistungs- und Preisvergleichsliste nach § 7 Abs. 3 Satz 3 SGB XI

Zur Unterst•tzung und Beratung der Pflegebed•rftige n bei der Aus•bung ihres Wahlrech-

tes nach § 2 Abs. 2 SGB XI sowie zur F!rderung des Wettbewerbs und der "berschau-

barkeit des vorhandenen Angebotes ben!tigt auch die  PPV sowie deren Pflegeberatung 

Informationen zu ambulanten und station€ren Pflegeeinrichtungen (wie z.B. Adresse, Te-

lefonnummer, Versorgungsvertrag, Verg•tung). Ein en tsprechender Beratungsauftrag der 

PKV ergibt sich u.a. aus § 7b Absatz 4 SGB XI. Dar• ber hinaus sind diesbez•gliche In-

formationen auch f•r die Pr•fung der Abrechnungen d er Pflegeeinrichtungen im Rahmen 

der Kostenerstattung (§§ 84 Abs. 3 und 89 Abs. 1 SGB XI) notwendig. Die privaten Ver-

sicherungsunternehmen haben daher die gleichen Informationsrechte wie die Pflegekas-

sen. 

·  Empfehlungen, Vereinbarungen und Richtlinien

Wie z.B. Empfehlungen zur Anzahl und Qualifikation von Pflegeberatern und Pflegebera-

terinnen nach § 7a Abs. 3 Satz 3 SGB XI; Richtlinie zur Feststellung der Pflegebed•rftig-

keit nach § 17 Abs. 1 SGB XI; Maûst€be und Grunds€tze zur Sicherung und Weiterent-

wicklung der Pflegequalit€t gem€û § 113 Abs. 1 SGB XI. 

·  Expertenstandards nach § 113a SGB XI

An den Kosten der Entwicklung und Aktualisierung von Expertenstandards hat sich die 

PPV mit 10 % zu beteiligen. An der Entscheidung •be r die Auftr€ge zur Entwicklung oder 

Aktualisierung von Expertenstandards ist die PPV jedoch nicht beteiligt. 

·  Schiedsstelle Qualit€tssicherung gem€û § 113b SGB XI

Der Schiedsstelle Qualit€tssicherung kann zwar ein Vertreter des Verbandes der Priva-

ten Krankenversicherung angeh!ren. An der Bildung d er Schiedsstelle ist die PPV jedoch 

nicht beteiligt. 

·  Informationen •ber die Regelungen zur €rztlichen, fach€rztlichen und zahn€rztlichen 

Versorgung sowie zur Arzneimittelversorgung in vollstation€ren Pflegeeinrichtungen nach 

§ 114 Abs. 1 SGB XI

Zur Information der Versicherten muss auch dem Verband der Privaten Krankenversiche-

rung e.V. neben der Ver!ffentlichung der Ergebnisse  aus Qualit€tspr•fungen, die er zu 

10 % durch seinen Pr•fdienst selbst durchf•hrt, auc h die Ver!ffentlichung der Versor-
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gungsinformationen nach § 114 Abs. 1 SGB XI erm•gli cht werden. Die bislang in § 114 

Abs. 5a enthaltene Regelung zur Vereinbarung mit dem Spitzenverband Bund der Pfle-

gekassen ist hierf€r nicht ausreichend. 

Zur Sicherstellung einer gleichwertigen Informationsbasis auch f€r die Versicherten der 

privaten Pflegepflichtversicherung schlagen wir daher eine •nderung des § 115 Abs. 1b 

(Ergebnisse von Qualit‚tspr€fungen) vor, die den Ve rband der Privaten Krankenversiche-

rung e.V. mit einbezieht.

·  Ergebnisse der Qualit‚tspr€fungen nach § 115 SGB X I

Trotz der Ber€cksichtigung der Versicherten der PPV in den durchgef€hrten Begutach-

tungen im Rahmen der Qualit‚tspr€fungen erfolgt bis lang keine Information des Verban-

des der Privaten Krankenversicherung e.V. sowie der privaten Versicherungsunterneh-

men, die die private Pflegepflichtversicherung betreiben, €ber die Ergebnisse der Quali-

t‚tspr€fungen. Dies w‚re jedoch Voraussetzung daf€r , um eine Unterst€tzung der Versi-

cherten der PPV, z. B. bei der Geltendmachung von Schadenersatzanspr€chen oder zur 

Vermittlung anderer Pflegeeinrichtungen bei Feststellung von schwerwiegenden M‚ngeln 

sowie der Durchsetzung von Anspr€chen bei Nicht- oder Schlechtleistung, vorzunehmen, 

wie dies bereits heute durch die Abs‚tze 3 bis 6 be i Versicherten der sozialen Pflegever-

sicherung vorgesehen ist. Erg‚nzend bedarf es der S icherstellung der datenschutzrecht-

lichen Befugnisse. 

Wir schlagen eine Anpassung des § 115 Abs. 1 (Ergebnisse von Qualit‚tspr€fungen) vor, 

wonach die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung, der Pr€fdienst des Verban-

des der privaten Krankenversicherung e.V. sowie die von den Landesverb‚nden der 

Pflegekassen f€r Qualit‚tspr€fungen bestellten Sach verst‚ndigen das Ergebnis einer je-

den Qualit‚tspr€fung sowie die dabei gewonnenen Dat en und Informationen den Lan-

desverb‚nden der Pflegekassen,  dem Verband der Privaten Krankenversicherung e.V., 

den zust‚ndigen Tr‚gern der Sozialhilfe, den nach d en heimrechtlichen Vorschriften zu-

st‚ndigen Aufsichtsbeh•rden im Rahmen ihrer Zust‚nd igkeit und bei h‚uslicher Pflege 

den zust‚ndigen Pflegekassen zum Zwecke der Erf€llu ng ihrer gesetzlichen Aufgaben 

sowie den betroffenen Pflegeeinrichtung mitzuteilen haben. 

Zudem sollten die privaten Versicherungsunternehmen, die die private Pflegepflichtversi-

cherung betreiben, sowie der Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. personen-

bezogene Daten erheben, verarbeiten und nutzen k•nn en, um Personen, die Leistungen 

der privaten Pflegepflichtversicherung erhalten, in einer Weise zu unterst€tzen, die den 

Maûnahmen nach den Abs‚tzen 3 bis 6 vergleichbar is t. 

B. Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE / Menschenrech t auf gute Pflege verwirklichen 

± Soziale Pflegeversicherung solidarisch weiterentw ickeln  (BT-Drs. 18/1953)

Eine Weiterentwicklung der gesetzlichen Pflegeversicherung zur Vollversicherung wird abge-

lehnt. Eine volle !bernahme aller Kosten st•ût bere its unter dem Gesichtspunkt auf Beden-
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ken, dass sich die notwendigen Kosten der Pflege und Betreuung kaum objektiv bestimmen 

lassen,. Die •ber die Umlage nicht l€sbare Herausfo rderung best•nde jedenfalls darin, den 

Leistungsrahmen um 60, 80 oder 100 % auszudehnen. Es ist nicht ansatzweise erkennbar, 

wie dies angesichts der demografischen Entwicklung sozialvertr•glich finanziert werden 

k€nnte. Eine B•rgerpflegeversicherung w•re jedenfal ls nicht die L€sung, was bei einem Ver-

sichertenanteil der PPV von 12 %, wovon rd. die H•l fte auf Versicherte mit Beihilfeberechti-

gung entf•llt, auf der Hand liegen d•rfte. Da finan ziell Bed•rftige Hilfe zur Pflege aus der 

Sozialhilfe erhalten, h•tten sie von einer Vollkost endeckung auch keinen wesentlichen Vor-

teil. Dagegen w•rden auf diese Weise in erheblichem  Maûe Einkommen und Verm€gen von 

Bev€lkerungsschichten geschont, die zur Eigenvorsorge ± durch eigenes Verm€gen oder 

Versicherungsanspr•che ± durchaus in der Lage und b ereit sind. Auch w•re mit einer Voll-

kostendeckung vermutlich ein starker Preisanstieg bei den Leistungen verbunden. Schon bei 

Einf•hrung der Pflegeversicherung war im ‚brigen di e Gefahr gesehen worden, dass die 

Vollkostendeckung einen starken Anreiz f•r eine Aus dehnung der institutionellen Pflege set-

zen w•rde (¹Heimsog-Effektª). 



 

 

 

 
 
 
 
 

Stellungnahme 
 

der Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zur Öffentlichen Anhörung zum 
 
 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitung für  
Pflegebedürftige, Pflegevorsorgefonds 
(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz - 5. SGB XI-ÄndG) 
BT-Drs. 18/1798 
 
sowie dem 
 
Antrag der Fraktion DIE LINKE.  
 
Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale 
Pflegeversicherung solidarisch weiterentwickeln 
BT-Drs. 18/1953 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe setzt sich als Selbsthilfevereinigung mit ca. 135.000 
Mitgliedern seit über 50 Jahren für die Belange von Menschen mit geistiger Behinderung und 
ihren Familien ein und verfolgt dabei die Leitlinien von Teilhabe und Inklusion, wie sie auch durch 
das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(UN-BRK) seit 2009 in Deutschland gesetzlich festgeschrieben sind. 

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. 
 

Bundesgeschäftsstelle 
Leipziger Platz 15 
10117 Berlin 
 
 

Bundesvereinigung@Lebenshilfe.de 
www.lebenshilfe.de 
 
17.09.2014 



 

 
 
 

 
Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V.  Seite 2 

Vorbemerkung  
 

1. Menschen mit Behinderung in der Pflegeversicheru ng nicht vergessen! 
 
Viele Menschen mit Behinderung sind auf Leistungen der Pflegeversicherung 
angewiesen. Darunter fallen ebenso junge Pflegebedürftige mit Behinderung und/oder 
Personen mit einer erheblich eingeschränkten Alltagskompetenz aufgrund einer geistigen 
Behinderung. Die Bundesvereinigung Lebenshilfe weist darauf hin, dass der 
Personenkreis der pflegebedürftigen Menschen mit Behinderung bei allen Reformen der 
sozialen Pflegeversicherung nicht vergessen werden darf. Es macht einen Unterschied, 
ob jemand bereits ab Geburt sein ganzes Leben lang auf pflegerische Leistungen 
angewiesen ist oder diese erst ab Hochaltrigkeit für eine kurze Dauer benötigt. Ein 
richtiger Schritt der breiteren Öffnung des anvisierten Personenkreises ist z. B. die 
Änderung im § 45c Abs. 3 Satz 5 SGB XI, durch die der Beispielskatalog für 
niedrigschwellige Betreuungsangebote offener gestaltet wurde. Es wird deutlicher, dass 
die Betreuungsgruppen für Demenzerkrankte „nur“ noch eine Möglichkeit von vielen sind. 
So können auch Angebote für (junge) Menschen mit Behinderung und Pflegebedürftigkeit 
wie auch eingeschränkter Alltagskompetenz stärker in den Fokus rücken.  

 
2. Flexibilisierung der Leistungen – Koordinierungsfunktion mitdenken! 

 
Die neuen Flexibilisierungsmöglichkeiten der Leistungen der Pflegeversicherung werden 
den Bedürfnissen Pflegebedürftiger und ihrer Angehörigen besser gerecht. Allerdings 
steigt bei den vielfältigen Kombinationsmöglichkeiten auch der Bedarf an Beratung und 
Koordinierungskompetenz erheblich. Gerade bei Personen mit eingeschränkter 
Alltagskompetenz wird die vorgesehene reguläre Pflegeberatung nach § 37 Abs. 3 Satz 5 
und 6 SGB XI nicht ausreichen, um einem Pflegebedürftigen ggf. ein hochflexibles 
Pflegesetting vorzustellen, seine Auswahl zu installieren und das Arrangement zeitnah 
und unbürokratisch zu überprüfen. Diese Funktion werden in der Regel die pflegenden 
Angehörigen neu übernehmen müssen. Hierfür bedarf es einer gesetzlich  niedergelegten 
zusätzlichen Unterstützung.  

 
3. Reform des § 43a SGB XI 

 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe weist seit vielen Jahren darauf hin, dass der § 43a 
SGB XI reformiert werden muss, da er in seiner gegenwärtigen Fassung Menschen mit 
Behinderung benachteiligt. Der § 43a SGB XI regelt und begrenzt für Menschen mit einer 
Behinderung, die in einer Einrichtung der Behindertenhilfe leben, die Leistung der 
Pflegeversicherung. In der Praxis führt dies zu Schwierigkeiten, wenn der Pflegebedarf 
ansteigt, weil mehr und stärker pflegebedürftige Menschen in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe leben als zum Zeitpunkt der Einführung der Pflegeversicherung. 
Zusätzlich wohnen dort mehr Menschen mit Behinderung in höherem Alter, da eine 
Generation alter Menschen mit Behinderung erstmals in Deutschland deutlich zunimmt. 
Die Einrichtungen der Behindertenhilfe stellen das „Zuhause“ für Menschen mit 
Behinderung dar, ein Ort wo sie häufig dauerhaft wohnen, und sind daher nicht mit 
Pflegeeinrichtungen, wo die durchschnittliche Verweildauer sechs Monate beträgt, 
vergleichbar. Die Zuordnung zur Eingliederungshilfe als leitendem System für Menschen 
mit Behinderung muss aus fachlichen Gründen erhalten bleiben. Eine Anpassung an den 
gestiegenen Pflegebedarf über die Gewährung von Leistungen aus der 
Pflegeversicherung ist jedoch unabdingbar. 
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Auch die nun angepasste Leistung von 266 Euro ist weit entfernt davon, die Kosten des 
tatsächlich abzudeckenden Pflegebedarfs des Versicherten abzubilden. Sogar 
Pflegebedürftige in häuslicher Betreuung ohne eine festgestellte Pflegestufe (Pflegestufe 
0) können nach § 123 SGB XI (123 Euro) zusammen mit den Leistungen nach § 45b 
SGB XI (208 Euro) mehr Leistungen beanspruchen als eine Person mit Pflegestufe 3, die 
in einer Einrichtung für behinderte Menschen wohnt.  
 
Pflegebedürftigen Menschen mit Behinderung müssen die Leistungen der 
Pflegeversicherung zur Verfügung stehen – unabhängig davon, wo sie leben. Eine 
Neuregelung des § 43a SGB XI soll inhaltlich im Zusammenhang mit der Schaffung eines 
Bundesteilhabegesetzes und im Sinne eines abgestimmten Gesamtkonzeptes erfolgen 
und muss dem gestiegenen Pflegebedarf auch in Einrichtungen der Behindertenhilfe 
Rechnung tragen. 

 
4. Gesetzliche Klarstellung zum Anspruch auf häusliche  Krankenpflege für Menschen, 

die in Wohneinrichtungen leben, erforderlich 
 
In der Presse wurde über Pläne berichtet, die Leistung der medizinischen 
Behandlungspflege in vollstationären Einrichtungen gesetzlich neu zu verorten und in den 
Zuständigkeitsbereich der Krankenversicherung zu verlagern.1 Die angedachte 
Veränderung bezüglich der häuslichen Krankenpflege hätte auch Auswirkungen auf den 
Bereich der vollstationären Einrichtungen der Behindertenhilfe und würde hier ein für die 
Praxis massives Problem lösen. 
 
Immer noch lehnen einige gesetzliche Krankenkassen, pauschal und ohne 
Einzelfallprüfung, die Gewährung von häuslicher Krankenpflege für Menschen, die in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe leben, ab. Dies wird damit begründet, dass die 
Einrichtungen keine Häuslichkeit im Sinne des § 37 SGB V sei. Viele gesetzliche 
Krankenkassen vertreten zudem die Ansicht, dass der Leistungsanspruch für 
pflegebedürftige Menschen auf medizinische Behandlungspflege in vollstationären 
Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen bereits durch den in § 43a Satz 2 
SGB XI genannten Betrag in Höhe von 256 EUR abgegolten sei. Daher bestehe für 
pflegebedürftige Bewohner von Einrichtungen der Behindertenhilfe per se kein Anspruch 
auf häusliche Krankenpflege nach § 37 SGB V zu Lasten der gesetzlichen 
Krankenversicherung.  
 
Diese Auffassung kann nicht hingenommen werden. Es wird dabei verkannt, dass diese 
Einrichtungen das Zuhause der Menschen sind. Menschen mit Behinderung, die in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe leben, sind schon dadurch benachteiligt, dass sie 
Leistungen der Pflegeversicherung nicht abrufen können, sondern nur den 
Pauschalhöchstbetrag nach § 43a SGB XI erhalten, der schon allein aufgrund seiner 
niedrigen Höhe gar nicht geeignet ist, neben allen Leistungen der Pflegeversicherung 
auch noch Leistungen der häuslichen Krankenpflege zu decken 
 
Das Bundessozialgericht hat in seinem Urteil vom 01.09.2005, Az: B 3 KR 19/04 
entschieden, dass die pauschale Abgeltung von Pflegeleistungen nach § 43a SGB XI 
dem Anspruch des Versicherten auf Leistungen der häuslichen Krankenpflege nach § 37 
SGB V nicht entgegenstehe, soweit die sonstigen Voraussetzungen dieser Norm erfüllt 
seien. Es führt aus: 

                                                 
1 http://www.sueddeutsche.de/gesundheit/koalition-krankenkassen-sollen-fuer-pflegereform-zahlen-
1.2034706. 
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"(..) Die Frage, ob in Einrichtungen der Behindertenhilfe lebende Personen einen 
Anspruch gegen ihre Krankenkasse auf häusliche Krankenpflege haben, hängt auch nicht 
davon ab, ob sie Leistungen aus der Pflegeversicherung beziehen. Deshalb ist nicht von 
Bedeutung, dass der Kläger zunächst noch Leistungen nach der Pflegestufe I bezogen 
hat, diese aber mit Wirkung zum 1. Dezember 1999 wegen Wegfalls der medizinischen 
Voraussetzungen eingestellt worden sind. Der Gesetzgeber sieht die Pflege in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe als integralen Bestandteil der Eingliederungshilfe an, 
die früher in den Vorschriften des BSHG und heute in den §§ 53 ff SGB XII geregelt ist. 
Die in § 43 Abs. 2 SGB XI normierte - vorläufige - Übernahme von Leistungen der 
medizinischen Behandlungspflege durch die Pflegekasse gilt für die Einrichtungen der 
Behindertenhilfe (§ 71 Abs. 4 SGB XI) nicht; deshalb sind Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung, soweit deren Voraussetzungen im Einzelnen gegeben sind, 
grundsätzlich auch beim Aufenthalt in einer Einrichtung nach §§ 71 Abs. 4, 43a SGB XI 
zu gewähren. Die pauschale Abgeltung der Pflegeleistungen nach § 43a SGB XI steht 
dem Anspruch eines krankenversicherten Pflegebedürftigen auf Leistungen der 
häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V ebenfalls nicht entgegen, 
soweit die sonstigen Voraussetzungen dieser Norm erfüllt sind. Entscheidend ist somit 
allein, ob ein eigener Haushalt in der Behinderteneinrichtung zur Verfügung steht. (..)" 

 
Die Lebenshilfe fordert daher, dass die gesetzlichen Krankenkassen pflegebedürftigen 
Menschen, die in Einrichtungen der Behindertenhilfe leben, einen so umfassenden 
Anspruch auf häusliche Krankenpflege gewähren, wie allen anderen gesetzlich 
Krankenversicherten auch. Die diesbezüglich bestehende höchstrichterliche 
Rechtsprechung muss durch alle gesetzlichen Krankenversicherungen anerkannt werden. 
Wir schlagen dazu folgende Änderungen im SGB V und SGB XI vor: 

 
I) § 37 SGB V wird wie folgt geändert: 

 
a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Versicherte erhalten in ihrem Haushalt, ihrer Familie oder sonst an einem 
geeigneten Ort, insbesondere auch in Wohneinrichtungen für behinderte 
Menschen, Schulen, Kindergärten und Werkstätten für behinderte Menschen, 
neben der ärztlichen Behandlung häusliche Krankenpflege durch geeignete 
Pflegekräfte, wenn Krankenhausbehandlung geboten, aber nicht ausführbar ist, 
oder wenn sie durch die häusliche Krankenpflege vermieden oder verkürzt wird.“ 

 
b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Versicherte erhalten in ihrem Haushalt, ihrer Familie oder sonst an einem 
geeigneten Ort, insbesondere auch in Wohneinrichtungen für behinderte 
Menschen, Schulen, Kindergärten und Werkstätten für behinderte Menschen, als 
häusliche Krankenpflege Behandlungspflege, wenn diese zur Sicherung des Ziels 
der ärztlichen Behandlung erforderlich ist; der Anspruch umfasst 
verrichtungsbezogene krankheitsspezifische Pflegemaßnahmen auch in den 
Fällen, in denen dieser Hilfebedarf bei der Feststellung der Pflegebedürftigkeit 
nach den §§ 14 und 15 des Elften Buches zu berücksichtigen ist.“ 

 
c) Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Anspruch nach Satz 1 besteht über die dort genannten Fälle hinaus auch für 
solche Versicherte in zugelassenen Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 43 des 
Elften Buches.“ 
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II. § 43 SGB XI wird wie folgt geändert: 
 

a) In Abs. 2 Satz 1 wird nach „pflegebedingte Aufwendungen“ das Komma gestrichen 
und das Wort „und“  eingefügt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 wird „und die Aufwendungen für Leistungen der medizinischen 
Behandlungspflege“ ersatzlos gestrichen.  

c) In Abs. 3 Satz 1 wird nach „pflegebedingte Aufwendungen“ das Komma gestrichen 
und das Wort „und“ eingefügt. 

d) In Abs. 3 Satz 1 wird „und die Aufwendungen für Leistungen der medizinischen 
Behandlungspflege“ ersatzlos gestrichen.  

 
 

5. Rentenleistungen für pflegende Angehörige 
 
Die Unterstützung und Entlastung der Pflegepersonen muss gestärkt werden. Dazu 
bedarf es der besseren gesetzlichen Absicherung und Honorierung ihrer 
Pflegeleistungen. In der Pflegestufe 1 besteht für Pflegepersonen nach wie vor eine 
Lücke in der rentenrechtlichen Absicherung, da Beiträge erst ab einem wöchentlichen 
Pflegeaufwand von 14 Stunden entrichtet werden (vgl. § 3 Abs. 1a SGB VI), die 
Pflegestufe 1 aber bereits ab einem Pflegeaufwand von 10,5 Stunden zuerkannt wird. 
Diese Lücke gilt es dringend zu schließen. Des Weiteren bitten wir zu prüfen, inwieweit 
die Bewertung der Zeiten der Pflege an die Bewertung der Zeiten für Kindererziehung in 
der Rente angepasst werden kann.  

 
 
Zu den Änderungen nehmen wir im Einzelnen wie folgt Stellung (redaktionelle 
Änderungen werden ausgespart): 
 
Zu § 7 SGB XI (Art. 1 Nr. 2)  
Der Bundesrat schlägt in seiner Stellungnahme vor, die mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz 
geschaffenen Beratungsgutscheine abzuschaffen. Dazu sieht er eine Streichung von § 7b 
SGB XI und eine Ergänzung des § 7 SGB XI um einen Absatz 2a vor.  
 
Vor der Aufnahme eines Absatzes 2a empfehlen wir jedoch zu prüfen, ob die insgesamt schon 
sehr langen Vorschriften der §§ 7 und 7a SGB XI nicht insgesamt neu (unter Einbeziehung der 
Regelung des §7b SGB XI) formuliert und sprachlich einfacher gestaltet werden könnten.  
 
 
Zu § 13 Abs. 3a SGB XI (Art. 1 Nr. 3a – neu –) 
Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll § 13 Abs. 3a SGB XI um den § 38a SGB XI ergänzt 
werden. Dies wird von der Bundesvereinigung Lebenshilfe uneingeschränkt unterstützt.  
 
Die beschriebenen Probleme seit Einführung des Wohngruppenzuschlages – nämlich der 
Verweis der Träger der Eingliederungshilfe, dass zunächst die Leistungen der Pflege abgerufen 
werden müssten – kennen wir zuhauf aus unserer Beratungspraxis. Möglicherweise kann hier 
eine Festschreibung der bisher nur in der Gesetzesbegründung des Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetzes enthaltenen Maßgabe zur Klarstellung auch für die Sozialverwaltungen beitragen.  
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Zu § 18 Abs. 3a SGB XI (Art. 1 Nr. 3b – neu –)  
Im § 18 Abs. 3a SGB XI, der die Verpflichtung zur Beauftragung unabhängiger Gutachter durch 
die Pflegekassen regelt, soll nach Ansicht des Bundesrates eine Ausnahmeregelung in 
Abhängigkeit des Verschuldens der Pflegekassen, vergleichbar der Regelung im § 18 Abs. 3b 
SGB XI, eingeführt werden. Der Bundesrat weist darauf hin, dass es durch die fehlende 
Ausnahmeregelung zu einem Fehlanreiz kommen könne, die Begutachtung möglichst schnell 
und daher eventuell unter Verzicht auf die relevanten Informationen oder nach Aktenlage 
abzuschließen. Aus unserer Beratungspraxis liegen uns keine Problemanzeigen zu dieser 
Vorschrift vor, was der Tatsache geschuldet sein kann, dass die Vorschrift erst seit dem 
01.06.2013 in Kraft und damit noch sehr jung ist. Hier ist zu bedenken, dass es gerade Intention 
der Fristenregel ist, das Begutachtungsverfahren möglichst schnell durchzuführen. Die starre 
Fristenregel hat hier den Vorteil, dass die Pflegekasse eben nicht mit dem Hinweis auf 
Verzögerungen im System (d. h. auch unverschuldet) ein längeres Begutachtungsverfahren 
durchführen kann und es tatsächlich zeitnah abzuschließen ist. Die Aufteilung in unverschuldete 
und verschuldete Verzögerungen würde hier der Pflegekasse wieder mehr Spielraum einräumen, 
dessen Überschreiten durch den Anspruchsberechtigten nur schwierig und mit einem Aufwand 
zu beweisen wäre, den die meisten Personen, die sich gerade in der Organisation einer neuen 
Pflegesituation befinden, wohl scheuen werden. Sollte es, wie der Bundesrat vorträgt, zu einer 
Häufung der Entscheidungen nach Aktenlage oder angreifbarer, da auf unvollständigen Angaben 
beruhenden Gutachten führen, kann dies durch eine Evaluation festgestellt werden.  
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe regt daher eine Evaluation der Regelung des § 18 Abs. 3a 
SGB XI an und empfiehlt eine Änderung des § 18 Abs. 3a SGB XI bis zum Vorliegen der 
Evaluationsergebnisse zurückzustellen. 
 
 
Zu § 18a SGB XI (Art. 1 Nr. 3c – neu –) 
Die Aufnahme der geriatrischen Rehabilitation in die Rehabilitationsempfehlung, wie dies der 
Bundesrat vorschlägt, begegnet keinen Bedenken.   
 
 
Zu § 30 SGB XI (Art. 1 Nr. 5) 
Die Dynamisierung der Leistungen der sozialen Pflegeversicherung ist eine dringend notwendige 
Maßnahme. Wir weisen jedoch darauf hin, dass in der Gesetzesbegründung der Rechenweg der 
gefundenen Erhöhungswerte nicht abgebildet wird. Dies sollte im weiteren 
Gesetzgebungsprozess ergänzt werden.  
 
Zudem schlägt die Bundesvereinigung Lebenshilfe vor, eine automatische Dynamisierung im 
Gesetz selbst zu verankern. Dies würde die alle paar Jahre neu vorzunehmende, separate 
Dynamisierung wesentlich einfacher gestalten und sicherstellen, dass Kaufkraftverluste zeitnah 
bereinigt werden und bei den Leistungsberechtigten schneller ankommen.  
 
 
Zu § 38a SGB XI (Art. 1 Nr. 8) 
§ 38a SGB XI ist erst durch das Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz eingeführt worden. Im 
Gegensatz zur Bundesregierung sieht der Bundesrat bereits erheblichen Veränderungsbedarf an 
der Vorschrift und schlägt einen komplett neu formulierten Paragrafen vor. Unter anderem soll es 
nach einem neuen Absatz 1 Nr. 4 für die Zuschlagsberechtigung davon abhängen, dass keine 
Versorgungsform vorliegt, die im Leistungsumfang einem Setting der vollstationären Pflege 
entspricht. Des Weiteren wird eine aktive Einbindung der eigenen Ressourcen sowie des 
sozialen Umfeldes für einen Anspruch gefordert.  
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Die Bundesvereinigung Lebenshilfe sieht beide Kriterien als hoch problematisch an. Das 
Abstellen auf den Umfang der Versorgung hätte zur Folge, dass eine Förderung ambulanter 
Wohnformen nur noch für Personen in Frage kommt, die keinen erheblichen Bedarf an Pflege 
haben. Personen, die dagegen einen hohen Unterstützungsbedarf, z. B. in Form einer 24-
Stunden-Hilfe haben, könnten den Zuschuss nicht in Anspruch nehmen. Auch für diesen 
Personenkreis gilt allerdings § 3 SGB XI mit seinem Grundsatz, möglichst lange vollstationäre 
Pflege zu vermeiden. Pflegefachlich gibt es keine Erkenntnisse, Personen mit einem hohen 
Unterstützungsbedarf von einer ambulanten Versorgung auszuschließen. Beispiele aus der 
Praxis zeigen vielmehr, dass auch Personen mit einem hohen Pflegebedarf ambulant betreut 
werden wollen und dies auch machbar ist.  
 
Aus den gleichen Gründen sieht die Lebenshilfe das Merkmal der Einbindung eigener 
Ressourcen kritisch. Auch dies würde Personen mit einem hohen Unterstützungsbedarf 
benachteiligen, deren eigene Ressourcen bezüglich Pflege und Haushaltsführung limitiert sind. 
Auch stellt sich für uns anhand der Gesetzesbegründung die Frage, wie eine Einbindung des 
sozialen Umfeldes nachzuweisen wäre oder was gelten soll, wenn kein soziales Umfeld, z. B. 
keine Angehörigen mehr vorhanden sind.  
 
Insgesamt verfehlt die vorgeschlagene Formulierung des Bundesrates auch die Zielsetzung, die 
seit der Einführung des § 38a SGB XI aufgetretenen strittigen Rechtsfragen zu klären, weil 
unklare Begrifflichkeiten übernommen bzw. keine Klarstellung zur systematischen Stellung des 
Wohngruppenzuschlages genommen wird. Zur Illustration sei hier auf die Entscheidungen des 
SG Münster zur Definition der „gemeinsamen Wohnung“ (Urteil vom 14.03.2014 – Az: S 6 P 
135/13), zum Merkmal „zum Zweck der gemeinschaftlich organisierten“ Pflege (Urteil vom 
17.01.2014 – Az: S 6 P 166/13) sowie  des SG Halle zum Verhältnis zur Hilfe zur Pflege nach 
dem SGB XII (Beschluss vom 06.03.2014 – Az: S 24 SO 223/13 ER) verwiesen (alle nicht 
rechtskräftig).  
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe empfiehlt dringend auf die vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Änderungen § 38a SGB XI, insbesondere auf die neu vorgeschlagene Ziffer 4 in Absatz 1 zu 
verzichten.  
 
 
Zu § 39 SGB XI (Art. 1 Nr. 9) 
Die Ausweitung des Leistungszeitraumes der Verhinderungspflege auf sechs Wochen und 
insbesondere die mögliche Umnutzung des hälftigen Kurzzeitpflegebetrages in Abs. 3 als 
häusliche Verhinderungspflege werden ausdrücklich begrüßt. Um einer Überlastung der 
pflegenden Angehörigen vorzubeugen und dem Ziel, der möglichst hohen Inanspruchnahme der 
Möglichkeit zur Entlastung Rechnung zu tragen, müsste jedoch auch die Voraussetzung der 
sechsmonatigen Wartezeit vor der erstmaligen Inanspruchnahme gestrichen werden. Es 
entspricht nicht mehr der sozialen Vorstellung, dass pflegende Angehörige zunächst ihre 
Energiereserven abbauen müssen, bevor ein unterstützendes Setting zur Anwendung kommen 
kann. Dies sieht auch der Bundesrat so.  
 
Größtes Hindernis für pflegende Angehörige bei Inanspruchnahme der Ersatzpflege ist jedoch 
weiterhin die Finanzierung der sog. „Hotelkosten“, also der Unterbringungs- und 
Verpflegungskosten, die nicht über die Leistungen der Pflegeversicherung finanziert werden. Es 
steht zu befürchten, dass die Ausweitung der Ersatzpflege auf bis zu sechs Wochen ins Leere 
läuft, weil die dadurch steigenden „Hotelkosten“ für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen 
nicht bezahlbar sind. Hier muss eine Lösung gefunden werden, um die Entlastungsleistung auch 
tatsächlich annehmen zu können. Denkbar wäre es den Eigenanteil der Versicherten für die 
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Übernahme der Hotelkosten auf die ersten 14 Tage der Inanspruchnahme der 
Verhinderungspflege zu begrenzen. Bei länger andauernder Verhinderungspflege sollten sodann 
die Kosten für  Unterbringungs- und Verpflegungskosten von der Pflegeversicherung 
übernommen werden. 
 
 
Zu § 40 SGB XI (Art. 1 Nr. 10) 
Die erhebliche Erhöhung des Betrages nach § 40 Abs. 4 SGB XI für wohnumfeldverbessernde 
Maßnahmen wird begrüßt. Die Erhöhung des Betrages für Pflegehilfsmittel folgt der 
Dynamisierung nach § 30 SGB XI. Allerdings ist der Betrag von nun 40 Euro immer noch sehr 
niedrig bemessen und reicht unseren Erfahrungen nach, z. B. für die Versorgung mit 
Inkontinenzprodukten, bei Weitem nicht aus. Die Bundesvereinigung Lebenshilfe fordert daher, 
dass dieser Betrag über die Dynamisierung hinaus erhöht wird.  
 
 
Zu § 41 SGB XI (Art. 1 Nr. 11) 
Die Erhöhung der Beträge folgt der Dynamisierung nach § 30 SGB XI und ist sinnvoll. Der 
Verzicht auf die tatsächlich schwierig nachzuvollziehenden und fehleranfällig zu berechnenden 
Anrechnungsvorschriften bei Kombination von Tages- und Nachtpflege mit Leistungen nach 
§§ 36, 37 und 38 SGB XI durch § 41 Abs. 3 SGB XI ist ein erheblicher Fortschritt bei der 
Vereinfachung der Leistungen der sozialen Pflegeversicherung und steigert den Anreiz zur 
Inanspruchnahme.  
 
 
Zu § 42 SGB XI (Art. 1 Nr. 12) 
Die Erhöhung der Beträge folgt ebenfalls der Dynamisierung nach § 30 SGB XI. Zusätzlich zur 
Dynamisierung wird die Möglichkeit der Aufstockung der Kurzzeitpflege um den Leistungsbetrag 
der Verhinderungspflege und eine Inanspruchnahmedauer von insgesamt acht Wochen in § 42 
Abs. 2 SGB XI neu gesetzlich verankert.  
 
Die Aufhebung der Altersgrenze in § 42 Abs. 3 SGB XI für die Unterbringung von 
pflegebedürftigen Personen zur Kurzzeitpflege in Einrichtungen der Behindertenhilfe, die bisher 
auf Personen bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres beschränkt war, wird ausdrücklich 
begrüßt. Damit wird eine langjährige Forderung der Bundesvereinigung Lebenshilfe nun 
gesetzlich festgeschrieben.  
 
 
Zu § 45b SGB XI (Art. 1 Nr. 17) 
Zusätzlich zur Dynamisierung der Leistungsbeträge enthält § 45b SGB XI zukünftig neben dem 
bisherigen Anspruch auf zusätzliche Betreuungsleistungen einen Anspruch auf Entlastungs-
leistungen. Entlastungsleistungen sind nach der Gesetzesdefinition des § 45c SGB XI Angebote, 
die der Deckung des Bedarfs an Unterstützung im Haushalt dienen, insbesondere  

 bei der hauswirtschaftlichen Versorgung,  
 bei der Bewältigung von allgemeinen oder pflegebedingten Anforderungen des Alltags 

oder 
 bei der eigenverantwortlichen Organisation individuell benötigter Hilfeleistungen,  

 oder  
 die dazu beitragen, Angehörige oder andere Nahestehende in ihrer Eigenschaft als 

Pflegende zu entlasten.  
Sie beinhalten  

 die Erbringung von Dienstleistungen,  
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 eine die vorhandenen Ressourcen und Fähigkeiten stärkende oder stabilisierende 
Alltagsbegleitung,  

 organisatorische Hilfestellungen,  
 Unterstützungsleistungen für Angehörige und andere Nahestehende in ihrer Eigenschaft 

als Pflegende zur Bewältigung des Pflegealltags oder  
 andere geeignete Maßnahmen.  

 
Als Dienstleister für grundsätzlich förderfähige niedrigschwellige Entlastungsangebote kommen 
insbesondere Agenturen für haushaltsnahe Dienst- und Serviceleistungen, Alltagsbegleiter sowie 
Pflegebegleiter in Betracht. Zu den zusätzlichen Entlastungsleistungen gehören gemäß dem in 
§ 45c SGB XI neu eingefügten Absatz 3a insbesondere auch Leistungen, die dazu dienen, trotz 
der vorliegenden Beeinträchtigung die eigene hauswirtschaftliche Versorgung weiterhin 
bewältigen und sicherstellen zu können.  
 
Die zusätzlichen Entlastungsleistungen ergänzen die zusätzlichen Betreuungsleistungen für die 
Bedarfe der Pflegebedürftigen, die nicht zur Personengruppe der Menschen mit erheblich 
eingeschränkter Alltagskompetenz nach § 45a SGB XI gehören. Gleichzeitig sollen sie der 
Entlastung pflegender Angehöriger dienen, für die der Expertenbeirat zur Ausgestaltung des 
konkreten Pflegebedürftigkeitsbegriffs 2013 die Möglichkeit einer eigenen Entlastungsleistung 
vorgeschlagen hatte.  
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe hält die Einbindung einer Entlastungsleistung für pflegende 
Angehörige in das Konzept der niedrigschwelligen Angebote nach § 45b SGB XI und damit in 
das Kostenerstattungsverfahren für richtig. Sie fordert jedoch, dass sich die neue Einbeziehung 
der Entlastungsleistungen auch finanziell in den Beträgen des § 45b Abs. 1 SGB XI 
widerspiegeln.  
 
Zur Begründung lohnt sich ein Blick auf die Pflegebedürftigen ohne einen Bedarf an Aufsicht und 
Betreuung. Diese können nach der neuen Regelung des § 45b Abs. 1a SGB XI in Zukunft neu 
einen Betrag von 104 Euro zur direkten Entlastung ihrer Angehörigen einsetzen, z. B. für die in 
der Gesetzesbegründung genannten Einkaufs- und Botengänge, Hilfen im Haushalt oder 
emotional stabilisierend wirkende und beratende Begleitung der Angehörigen selbst. Für den 
Personenkreis des § 45a SGB XI jedoch kann wie bisher der gleiche Betrag für die zusätzlichen 
Betreuungsangebote eingesetzt werden, die jedoch eben den Bedarf an Betreuung und 
Beaufsichtigung der Person mit eingeschränkter Alltagskompetenz zum Ziel haben, der durch 
den geltenden Pflegebedürftigkeitsbegriff nicht abgedeckt wird. Die zusätzliche Berücksichtigung 
der weiteren Unterstützungsbedarfe der Angehörigen, welche die neue Entlastungsleistung zum 
Ziel hat, können die Angehörigen nur zu Lasten der Betreuungsleistung in Anspruch nehmen. 
Einen zusätzlichen Spielraum auf Entlastung neben der Betreuungsleistung für ihre Angehörigen 
haben sie nicht. Dies steht im Widerspruch zum Anspruch des Gesetzgebers, der in der 
Gesetzesbegründung ausführt, dass „zusätzliche Betreuungsangebote und zusätzliche 
Entlastungsleistungen als sich gegenseitig ergänzende Hilfen angesehen werden sollen, die 
jeweils lediglich unterschiedliche Schwerpunkte in ihrer Arbeit setzen“. Die Bundesvereinigung 
Lebenshilfe fordert daher, dass eine entsprechende Erhöhung der Beträge des § 45b Abs. 1 
SGB XI, damit pflegende Angehörige von Versicherten mit erheblicher eingeschränkter 
Alltagskompetenz in dieser Gesetzesfassung in gleicher Weise wie Versicherte ohne 
eingeschränkte Alltagskompetenz von den neuen Entlastungsleistungen profitieren können.  
 
Absatz 1 Satz 2 
Der Bundesrat hat vorgeschlagen, den monatlichen Leistungsanspruch des § 45b Abs. 1 SGB XI 
wieder in einen Jahresanspruch umzuwandeln. Gegen diesen Vorschlag haben wir keine 
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Bedenken. Ein Jahresanspruch gewährt den Leistungsberechtigten im Gegensatz zu einem 
monatlichen Anspruch die höchstmögliche Flexibilität bei Einsatz der zusätzlichen 
Betreuungsleistungen.  
 
Absatz 3 
Zusätzlich zu dem Leistungsbetrag nach § 45b SGB XI kann die Hälfte des für die Leistung der 
ambulanten Pflegesachleistung vorgesehenen Betrages für ein Angebot der niedrigschwelligen 
Betreuungs- und Entlastungsleistung nach § 45b Abs. 1 Satz 6 Nr. 4 SGB XI eingesetzt werden. 
Dadurch wird die Sachleistung zu einer Art Sachleistungsbudget. Grundsätzlich ist die weitere 
Flexibilisierung der Inanspruchnahme verschiedener Leistungen ebenso zu begrüßen wie die 
Stärkung niedrigschwelliger Betreuungs- und Entlastungsangebote. Es läuft jedoch der 
Vereinfachungsintention des bisherigen unübersichtlichen Leistungskataloges der Pflegever-
sicherung zuwider, den Einsatz auf die Hälfte des Sachleistungsbetrages zu beschränken. 
Wenige Paragrafen zuvor wurden die schwierigen Kombinationsvorschriften des § 38 SGB XI 
aufgehoben. Daher ist es wenig konsequent, nun im Rahmen einer neuen Leistung neue 
Kombinationsvorschriften einzuführen.  
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe empfiehlt daher, den Sachleistungsbetrag komplett variabel 
zu gestalten.  
 
Absatz 3, Satz 7 
Im neuen § 45b Abs. 3 SGB XI a. E. wird bestimmt, dass bei einer Inanspruchnahme zusätzlicher 
Betreuungs- und Entlastungsleistungen unter Nutzung des neuen Sachleistungsbudgets die 
Anrechenfreiheit der zusätzlichen Leistungen bei den Fürsorgeleistungen der Pflege nach § 13 
Abs. 3a SGB XI entfällt. Dies ist zum einen missverständlich formuliert, weil unklar bleibt, ob 
dann auch der Leistungsbetrag, der im Sachleistungsbudget durch die Leistung nach § 45b 
SGB XI eingebracht wird, auf die Fürsorgeleistungen zur Pflege angerechnet wird. Dies ist sicher 
nicht gewollt, weil dann Personen, welche die neue Leistung des Sachleistungsbudgets in 
Anspruch nehmen, gegenüber Personen, welche die niedrigschwelligen Leistungen „lediglich“ im 
Umfang der Leistung des § 45b SGB XI beziehen, benachteiligt wären. Für letztere gilt nämlich 
weiterhin die Anrechenfreiheit des § 13 Abs. 3a SGB XI. Dies sollte daher gesetzlich eindeutiger 
formuliert werden.  
 
 
Zu § 45c SGB XI (Art. 1 Nr. 18) 
Die Öffnung der niedrigschwelligen Betreuungsangebote und der neuen Entlastungsleistung um 
Angebote für „vergleichbar nahestehende Personen“ und damit der Verzicht auf einen engen 
Angehörigenbegriff ist der richtige Schritt, um häusliche Pflegesettings auf breitere Füße zu 
stellen. Der demografische Wandel und veränderte Familienstrukturen zwingen dazu, neben 
direkten Angehörigen auch Freunde, Bekannte, Nachbarn etc. als pflegerisches Netzwerk zu 
stärken.  
 
Die Definition der zusätzlichen Entlastungsleistungen wird dankenswerterweise in der 
Gesetzesbegründung weiter konkretisiert. Das Angebot von Entlastungsleistungen soll vielfältig 
sein. Es richtet sich grundsätzlich an alle Menschen, die mit den Anforderungen eines ganz 
gewöhnlichen Alltags nicht mehr zurecht kommen und die Pflichten, Aufgaben und Tätigkeiten 
des täglichen Lebens aufgrund nachlassender eigener Ressourcen und in Ermangelung eines 
zur Unterstützung hierfür ausreichenden sozialen Netzwerkes nicht mehr bewältigen können und 
deshalb bedürfnis- und wunschgerechter entlastender Hilfe und Unterstützung bedürfen. 
Entlastende Alltagshilfen betreffen im Wesentlichen Serviceleistungen im Bereich des Haushalts 
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oder der unmittelbaren häuslichen Umgebung, die Übernahme von Fahr- und Begleitdiensten, 
Einkaufs- und Botengänge, die Beratung und praktische Hilfe bei Anträgen und 
Korrespondenzen oder die organisatorische Unterstützung bei der Bewältigung besonderer 
Alltagsanforderungen (beispielsweise bei einem Umzug in eine kleinere, altersgerechtere 
Wohnung).  
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe begrüßt, dass die Entlastungsleistung nach den 
Vorstellungen des Gesetzgebers wohl grundsätzlich in jeder Form denkbar ist, solange sie der 
Intention der Entlastung dient. Dies ist ein richtiger Schritt weg vom starren Leistungskatalog der 
Pflegeversicherung hin zu einer individuell angepassten Leistung. Jedoch sieht die 
Bundesvereinigung Lebenshilfe – ähnlich wie bei Einführung der zusätzlichen 
Betreuungsleistungen nach § 45b SGB XI – die Gefahr, dass durch den offenen Leistungskatalog 
der Entlastungsleistungen versucht werden wird, Leistungen anderer Sozialleistungsträger (z. B. 
der Eingliederungshilfe) in diesen Katalog zu verschieben. In der Vergangenheit kam es nach 
den letzten beiden Gesetzesänderungen im Bereich der Pflege zu vermehrten Widerspruchs- 
und Gerichtsverfahren zur Frage des zuständigen Leistungsträgers, die in der Regel eine lange 
Wartezeit für die Betroffenen zur Folge hatten. Auch wenn gesetzlich die Zuordnung der 
Leistungen klar geregelt ist (vgl. § 13 Abs. 3 Satz 3 SGB XI, § 13 Abs. 3a SGB XI), weisen wir 
darauf hin, dass vorausschauend eine Klarstellung der Geltung dieser Regeln auch in Bezug auf 
die zusätzlichen Entlastungsleistungen für die Praxis und die Durchsetzung der Ansprüche durch 
die Pflegebedürftigen hilfreich wäre.   
 
Den Vorschlag des Bundesrates, die Unterscheidung in Betreuungs- und Entlastungsleistung 
aufzuheben und beide Leistungen in einem Absatz 3 zu verankern, halten wir für gut. Der 
Unterschied in den Leistungen, sofern sich überhaupt immer ein Unterschied ergeben sollte, ist 
leistungsberechtigten Personen und pflegenden Angehörigen in der Praxis kaum erklärbar. Das 
ausdifferenzierte Leistungssystem der sozialen Pflegeversicherung ist für diese ohnehin schwer 
zu überblicken. Die Bundesvereinigung Lebenshilfe empfiehlt im Hinblick auf den Vorschlag des 
Bundesrates weiter zu prüfen, ob bei einer Zusammenlegung nicht auch eine sprachliche 
Vereinfachung möglich wäre.  
 
 
Zu § 45e SGB XI (Art. 1 Nr. 19) 
Die Aufhebung der zeitlichen Befristung der Auszahlung des Wohngruppenzuschlages sowie die 
Klarstellung, dass der Zuschlag auch bereits vor der Gründung und dem Einzug in eine 
ambulante Wohngemeinschaft erfolgen kann, werden begrüßt.  
 
 
Zu § 87b SGB XI (Art. 1 Nr. 26) 
§ 87b SGB XI regelt die Abdeckung des zusätzlichen Bedarfes, den Personen mit erheblich 
eingeschränkter Alltagskompetenz haben, in stationären Pflegeeinrichtungen. Für die 
Bundesvereinigung Lebenshilfe ist es nach wie vor nicht nachvollziehbar, dass der Bedarf an 
Beaufsichtigung und Betreuung sowohl in stationären Einrichtungen des SGB XI als auch im 
Bereich der ambulanten pflegerischen Versorgung durch § 45b SGB XI Anerkennung gefunden 
hat, jedoch die Personengruppe mit dem gleichen Bedarf in stationären Einrichtungen der 
Behindertenhilfe von jeglichen Leistungsverbesserungen über die Regelung des § 43a SGB XI 
ausgeschlossen wird. Die nun vorgesehene Verbesserung des § 87b SGB XI (gleiches gilt für 
den § 45b SGB XI) verdeutlicht zudem, dass dieser pflegerische Bedarf weiter steigt bzw. besser 
abgedeckt werden muss. Diese Erkenntnis muss auch für die stationäre Behindertenhilfe gelten 
und dementsprechend die Berücksichtigung pflegerischer Bedarfe in Einrichtungen des § 71 Abs. 
4 SGB XI insgesamt neu justiert werden.  
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Zu § 89 Abs. 1 SGB XI (Art. 1 Nr. 26a – neu –) 
Den Vorschlag des Bundesrates, die Berücksichtigung tarifvertraglich vereinbarter Vergütungen 
bei den Vergütungsregelungen gesetzlich festzuschreiben, unterstützen wir. Damit könnte eine 
Streitfrage, die Gerichte häufig beschäftigt, endlich gelöst werden und die Zielsetzung der 
Aufwertung von Pflegeberufen durch Anerkennung einer angemessenen Vergütung gestärkt 
werden. 
 
 
Zu § 123 SGB XI (Art. 1 Nr. 29) 
Die Erhöhung der Beträge folgt der Dynamisierung nach § 30 SGB XI und ist nicht zu 
beanstanden. Nunmehr können Versicherte mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz 
auch den Zuschlag für Mitglieder von ambulant betreuten Wohngruppen (§ 38a SGB XI) sowie 
die Anschubfinanzierungsleistungen für die Gründung ambulant betreuter Wohngruppen (§ 45e 
SGB XI), Leistungen der teilstationären Tages- und Nachtpflege (§ 41 SGB XI) und Leistungen 
der Kurzzeitpflege (§ 42 SGB XI) beziehen. Der Gesamtanspruch auf Tages- und Nachtpflege 
wird auf einen Betrag von 231 Euro für Versicherte ohne Pflegestufe begrenzt und entspricht 
damit dem Betrag für ambulante Pflegesachleistungen nach § 123 Abs. 2 SGB XI.  
 
Damit werden auch Versicherten mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz die bisher 
verwehrten Leistungsarten zugänglich gemacht und eine Gleichstellung bei der Inanspruch-
nahme von Leistungen zwischen somatisch und kognitiv eingeschränkten Pflegebedürftigen 
hergestellt. Die Bundesvereinigung Lebenshilfe begrüßt das.  
 
 
Zum 14. Kapitel (Art. 1 Nr. 30) 
In den §§ 131 ff SGB XI wird neu ein Sondervermögen unter dem Namen „Vorsorgefonds der 
sozialen Pflegeversicherung“ errichtet. Das Sondervermögen dient laut Gesetzeswortlaut der 
langfristigen Stabilisierung der Beitragsentwicklung in der sozialen Pflegeversicherung. Es darf 
nach Maßgabe des § 136 SGB XI nur zur Finanzierung der Leistungsaufwendungen der sozialen 
Pflegeversicherung verwendet werden. 
 
Die Lösung der bekannten Finanzierungsschwierigkeiten der sozialen Pflegeversicherung durch 
die zunehmende Zahl pflegebedürftiger Menschen über einen Vorsorgefonds hat enorme Kritik 
hervorgerufen. Sogar die für die Verwaltung des Vorsorgefonds vorgesehene Bundesbank ist bei 
der Wirksamkeit der Maßnahme skeptisch: „Mit dem Aufbau einer Rücklage können die heutigen 
Beitragszahler zwar stärker und mit dem Abschmelzen zukünftige Beitragszahler weniger 
zusätzlich belastet werden. Nach dem Verzehr der Finanzreserven wird das höhere 
Ausgabenniveau dann aber durch laufend höhere Beiträge gedeckt werden müssen. Inwiefern 
die beabsichtigte Beitragsglättung tatsächlich erreicht wird, hängt von den weiteren 
Politikreaktionen ab. Nicht zuletzt die aktuelle Erfahrung zeigt, dass Rücklagen bei den 
Sozialversicherungen offenbar Begehrlichkeiten entweder in Richtung höherer 
Leistungsausgaben oder auch zur Finanzierung von Projekten des Bundes wecken. Zweifel an 
der Nachhaltigkeit einer kollektiven Vermögensbildung unter staatlicher Kontrolle erscheinen 
umso eher angebracht, je unspezifischer die Verwendung der Rücklagen festgelegt wird.“2  
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe teilt diese grundsätzlichen Bedenken. Ein wirklich 
zukunftsfähiges Finanzierungskonzept, das die Finanzierung der Pflegeversicherung strukturell 
umbaut und über den für den Fonds zugrunde gelegten Kalkulationszeitraum von 20 Jahren 

                                                 
2 Deutsche Bundesbank, Monatsbericht März 2014, S. 10; abrufbar unter www.bundesbank.de.  
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hinausreicht, ist nicht zu erkennen. Hier regen wir dringend an, sich mit den in der Wissenschaft 
durchaus bestehenden unterschiedlichen Finanzierungskonzepten (z. B. den unterschiedlichen 
Modellen der Bürgerversicherung) auseinanderzusetzen.  
 
Für die Bundesvereinigung Lebenshilfe ist bei der Finanzierung der Pflege weiterhin 
entscheidend, dass die Finanzierung solidarisch geregelt ist. Eine Verlagerung der wesentlichen 
Finanzierungslast in die private Verantwortung lehnen wir ab. Menschen mit Behinderung können 
in der Regel bereits jetzt nicht an dem Modell des sog. Pflege-Bahrs teilnehmen, da Personen, 
die bereits vor der Volljährigkeit auf Pflege angewiesen sind, ausgeschlossen sind. Eine 
steigende private Vorsorge würde den Sozialversicherungszweig „Soziale Pflegeversicherung“ 
zudem massiv entwerten und die Abkehr vom solidarischen Grundprinzip nach § 1 SGB XI 
bedeuten. Eine ergänzende Versicherung würde je nach Leistungsfähigkeit der Versicherten zur 
Ausbildung eines unterschiedlichen Versicherungsniveaus und damit zu einer Spaltung der 
solidarischen Versichertengemeinschaft führen. Die entstehende Doppelstruktur hätte zudem 
höhere Verwaltungskosten zur Folge. Neue Koordinierungsprobleme zu den bestehenden 
Schnittstellen der Leistungen der verschiedenen Sozialleistungsträger wären vorprogrammiert. 
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STELLUNGNAHME 

des Sozialverbands Deutschland (SoVD) zur öffentlichen An hörung von 
Sachverständigen durch den Ausschuss für Gesundheit de s Deutschen 

Bundestages am 24. September 2014 zum 

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften B uches Sozialgesetzbuch 
– Leistungsausweitungen für Pflegebedürftige, Pflegevorsor gefonds (Fünftes SGB 
XI-Änderungsgesetz – 5. SGB XI-ÄndG) 
BT-Drucksache 18/1798 

und dem  

b) Antrag der Abgeordneten Pia Zimmermann, Sabine Zimmermann (Zwickau), Diana Gol-
ze, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung solida-
risch weiterentwickeln 
BT-Drucksache 18/1953. 
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Zu a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften B uches Sozialgesetzbuch 
– Leistungsausweitungen für Pflegebedürftige, Pflegevorsor gefonds (Fünftes SGB 
XI-Änderungsgesetz – 5. SGB XI-ÄndG) 
BT-Drucksache 18/1798 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf eines Fünften SGB XI-Änderungsgesetzes (5. SGB 
XI-ÄndG) sollen die Leistungen der Pflegeversicherung so weiterentwickelt werden, dass 
sie den sich verändernden Bedürfnissen und Bedarfen pflegebedürftiger Menschen und 
ihrer Angehörigen besser entsprechen und die Strukturen der Pflegeversicherung an die 
demographischen Entwicklungen unserer Gesellschaft angepasst werden.  

Der Gesetzentwurf enthält im Wesentlichen folgende Maßnahmen: 

1. Einmalige Anpassung vieler Leistungen an die Preisentwicklung der letzten drei 
(bzw. zwei) Jahre zum 1.1.2015 (Dynamisierung). 

2. Ausweitung der Betreuungsleistungen in § 45b SGB XI und § 87b SGB XI auf alle 
Pflegebedürftigen. 

3. Schaffung einer niedrigschwelligen Entlastungsleistung für häusliche Pflegeset-
tings. 

4. Flexibilisierung der Leistungen der Kurzzeit- und Verhinderungspflege. 

5. Erhöhung der Zuschüsse zu wohnumfeldverbessernden Maßnahmen. 

6. Anhebung des Beitragssatzes um 0,3 Prozentpunkte zum 1.1.2015. 

7. Aufbau eines Pflegevorsorgefonds bei der Bundesbank. 

I. Gesamtbewertung: 

1. Leistungen: Wichtige Verbesserungen vorgesehen – Fehlstellen bleiben 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird der erste Teil der dringend notwendigen 
umfassenden Pflegereform in Angriff genommen. Der SoVD begrüßt, dass der 
Gesetzentwurf viele notwendige und in die richtige Richtung gehende 
Leistungsverbesserungen etwa zur Stärkung der häuslichen Pflege, zur Unterstützung 
pflegender Angehöriger, zur Flexibilisierung vieler Pflegeleistungen sowie zur 
Ausweitung der Betreuungsleistungen auf vorrangig körperlich Betroffene vorsieht. Viele 
der vorgesehenen Leistungsausweitungen entsprechen den Empfehlungen des vom 
Bundesministerium für Gesundheit eingesetzten Expertenbeirats zur konkreten 
Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs, in dem auch der SoVD 
mitgearbeitet hat. 

Der SoVD begrüßt ganz besonders die neu geschaffene Möglichkeit zur 
Inanspruchnahme niedrigschwelliger Entlastungsangebote zur Stabilisierung des 
pflegenden Umfelds. Unter Verweis auf die immense Bedeutung dieser Angebote für 
Gelingen und Stabilität häuslicher Pflegearrangements hatte der SoVD im Beirat die 
Einführung einer Entlastungsleistung (auch) für pflegende Angehörige gefordert. 



3 

Wenngleich der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff in der vorliegenden ersten Stufe der 
Pflegereform noch nicht eingeführt wird, so können die vorgesehenen 
Leistungsverbesserungen doch als Vorgriff auf seine leistungsrechtliche Umsetzung 
gesehen werden.  

Kritisch bewertet der SoVD, dass etliche notwendige Verbesserungen mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf nicht aufgegriffen werden. Der SoVD vermisst insbesondere 
Maßnahmen zur besseren rentenrechtlichen Bewertung von Zeiten ehrenamtlicher 
Pflege, Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Selbstverwaltung im SGB XI und hierbei 
insbesondere zur Unterstützung der Betroffenenvertretung (analog § 140 f SGB V), 
Maßnahmen zur durchgreifenden Verbesserung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf1 
sowie Maßnahmen zur Überwindung der Gerechtigkeitsmängel bei Organisation und 
Finanzierung der Pflegeversicherung. 

2. Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff fehlt – Vorgehen ist unsystematisch. 

Viele der vorgesehenen Leistungsausweitungen entsprechen den Empfehlungen des 
vom Bundesministerium für Gesundheit eingesetzten Expertenbeirats zur konkreten 
Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs. Jedoch wird die vom Beirat und 
allen Experten vorgeschlagene Gesamtsystematik im Gesetzentwurf nicht berücksichtigt. 
Voraussetzung aller im Beirat diskutierten Empfehlungen war die Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des neuen Begutachtungsassessments (NBA). 
Stattdessen wird mit vorliegendem Entwurf erneut – wie schon beim 
Pflegeneuausrichtungsgesetz geschehen – der zweite Schritt vor dem ersten gemacht. 
Neue Leistungshöhen und –arten werden geschaffen und so die Besitzstände der 
Versicherten erhöht. Diese Besitzstände, das hat der SoVD stets betont, müssen bei 
Einführung eines Pflegebedürftigkeitsbegriffs durch einen umfassenden Bestandsschutz 
geschützt werden. Insofern müssen die vorgesehenen Leistungsverbesserungen so 
umgesetzt werden, dass die Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs möglichst 
reibunslos gelingt. 

Die fehlende Systematik in Bezug auf die Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs führt auch zu Widersprüchen, wie sich am Beispiel der 
häuslichen Betreuung zeigen lässt. Die häusliche Betreuung ist eine Sachleistung der 
Pflegeversicherung, wird aber bei Bemessung von Pflegezeiten ehrenamtlicher 
Pflegepersonen – und damit auch auf die Höhe ihrer erworbenen Rentenanwartschaften 
– nicht berücksichtigt. 

Darüber hinaus sieht der SoVD die große Gefahr, dass die für das Ende der 
Legislaturperiode unverbindlich angekündigte zweite Stufe der Pflegereform, in deren 
Rahmen der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und das neue Begutachtungsinstrument 
eingeführt werden sollen, ausbleiben könnte. Die Anfang April 2014 von 
Bundesgesundheitsministerium und GKV-Spitzenverband gestarteten Studien, in deren 
Rahmen viele bereits während der Beiratsarbeit abgesicherte wissenschaftliche 
Erkenntnisse noch einmal überprüft werden sollen, lassen den Eindruck zu, dass vor 
Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff erneut Zeit gewonnen werden soll. 
                                                
1 Diesbezüglich ist die Schaffung einer Lohnersatzleistung für die zehntägige Auszeit zur Organisation der 
Pflege, die gemäß der Ankündigungen des Bundesgesundheitsministeriums in einem eigenen Gesetz 
geregelt werden soll, aus Sicht des SoVD unzureichend. 
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Damit sichergestellt wird, dass der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff tatsächlich noch in 
dieser Legislaturperiode in Kraft tritt, muss im Rahmen des vorliegenden 5. SGB XI-
Änderungsgesetzes auch ein Zeitplan beschlossen werden, der verbindlich regelt, ab 
welchem Datum der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und das neue 
Begutachtungsverfahren gelten sollen, d. h. Pflegebedürftige nach dem neuen 
Begutachtungsassessment begutachtet und Leistungen nach dem neuen System 
gewährt werden. Darüber hinaus müssen alle zur Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs notwendigen flankierenden Vorbereitungen, wie 
beispielsweise die Schulung der Gutachterinnen und Gutachter sowie die Überarbeitung 
der vielen Richtlinien, unmittelbar begonnen werden, damit bei Inkrafttreten des neuen 
Begriffs nicht weitere Zeit verloren geht. 

3. Dynamisierung: Teilschritt erfolgt – Dynamisierungsautomatik fehlt. 

Die vorgesehene Anpassung der Pflegeversicherungsleistungen an die Preisentwicklung 
der letzten drei bzw. zwei Jahre ist grundsätzlich zu begrüßen, um dem fortschreitenden 
Wertverlust der Pflegeversicherungsleistungen entgegen zu wirken und so das mit 
Pflegebedürftigkeit verbundene Armutsrisiko zu mindern. Dringend notwendig ist jedoch 
die Schaffung einer Dynamisierungsautomatik in Form einer im Gesetz verankerten, 
jährlich automatisch wirkenden Anpassung, ohne dass der Gesetzgeber gesondert tätig 
werden muss. Als Bezugsgröße zur Berechnung der jährlichen Anpassung im Rahmen 
dieser Dynamisierungsautomatik schlägt der SoVD die Veränderung der Bezugsgröße 
nach § 18 SGB IV vor. Da diese sich an der Bruttolohnentwicklung orientiert, wäre so 
berücksichtigt, dass der Wertverlust der Pflegeversicherungsleistungen im 
Dienstleistungssektor Pflege maßgeblich mit der Entwicklung der Lohnkosten verknüpft 
ist. Die Funktion, den Wert von Sozialversicherungsleistungen zu erhalten, hat die 
Bezugsgröße nach § 18 SGB IV bereits für Teile des SGB V. Grundsätzlich weist der 
SoVD darauf hin, dass auch mittels der vorgesehenen Dynamisierung ein erheblicher 
Teil der Wertverluste der Pflegeversicherungsleistungen seit 1995 nach wie vor nicht 
ausgeglichen wird. 

4. Finanzierung: Anhebung der Beitragssätze stärkt Solida rprinzip – Pflegevor-
sorgefonds entzieht wichtige Mittel 

Die vorgesehene paritätische Anhebung der Beitragssätze zur Pflegeversicherung um 
0,3 Prozentpunkte zum 1.1.2015 ist richtig. Nur so können die dringend notwendigen 
Leistungsverbesserungen auch solidarisch finanziert werden. 

Der SoVD kritisiert, dass Mittel in Höhe von 0,1 Beitragssatzpunkten, etwa 1,2 Milliarden 
Euro pro Jahr, in einen bei der Bundesbank aufzubauenden Pflegevorsorgefonds fließen 
sollen. Die dort gesammelten Mittel werden der Solidargemeinschaft entzogen und 
können nicht für dringende Leistungsverbesserungen eingesetzt werden. 

Des Weiteren vermisst der SoVD Maßnahmen zur Beseitigung der grundsätzlichen 
Gerechtigkeitsmängel in Bezug auf Finanzierung und Organisation der 
Pflegeversicherung. Denn das Nebeneinander von Sozialer und Privater 
Pflegepflichtversicherung – ein deutscher Sonderweg – schafft eine Vielzahl von 
Problemen. Jedes solidarische Umlagesystem basiert auf dem grundlegenden Prinzip, 
dass Nichtbedürftige für Bedürftige eintreten. Bei der Pflegeversicherung bedeutet das, 
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dass reiche für arme und gesunde für pflegebedürftige Menschen eintreten. Dieses 
Prinzip wird in Deutschland elementar verletzt, indem finanziell leistungsfähige und 
potenziell weniger pflegebedürftige Menschen in einem Sondersystem versichert werden. 
Die Pflegeversicherung muss zu einer einheitlichen, öffentlich-rechtlich organisierten 
Versicherung für alle Bürgerinnen und Bürger weiterentwickelt werden. Dabei ist die 
Pflege-Bürgerversicherung nicht als bloßes Finanz- und Organisationskonzept zu 
verstehen. Durch ihre Einführung würden finanzielle Mittel frei, die in verbesserte 
Leistungen der Pflegeversicherung investiert werden könnten. 

II. Zu den Regelungen im Einzelnen: 

1. Pflegesachleistung (§ 36 SGB XI n.F.)  und Pflegegeld (§ 37 SGB XI n.F.)  

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Leistungsbeträge für Pflegesachleistung und Pflegegeld 
an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). 

SoVD-Bewertung: Eine Anpassung der Leistungen ist richtig. Die Dynamisierung um 4 % 
kann aber die Wertverluste seit Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995 nicht 
ausgleichen. Zudem ist zukünftig mit fortschreitendem Wertverlust zu rechnen, da eine 
„robuste“ jährliche Dynamisierungsautomatik nach wie vor fehlt. Dringend notwendig ist 
jedoch die Schaffung einer Dynamisierungsautomatik in Form einer im Gesetz 
verankerten, jährlich automatisch wirkenden Anpassung, ohne dass der Gesetzgeber 
gesondert tätig werden muss. Als Bezugsgröße zur Berechnung der jährlichen 
Anpassung im Rahmen dieser Dynamisierungsautomatik schlägt der SoVD die 
Veränderung der Bezugsgröße nach § 18 SGB IV vor. Da diese sich an der 
Bruttolohnentwicklung orientiert, wäre so berücksichtigt, dass der Wertverlust der 
Pflegeversicherungsleistungen im Dienstleistungssektor Pflege maßgeblich mit der 
Entwicklung der Lohnkosten verknüpft ist. Die Funktion, den Wert von 
Sozialversicherungsleistungen zu erhalten, hat die Bezugsgröße nach § 18 SGB IV 
bereits für Teile des SGB V.  

2. Wohngruppenzuschlag (§ 38 a SGB XI n.F.)  

Pflegebedürftige, die in ambulant betreuten Wohngruppen in einer gemeinsamen 
Wohnung mit häuslicher pflegerischer Versorgung leben, haben monatlich Anspruch auf 
einen pauschalen Zuschlag in Höhe von derzeit 200 Euro. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Wohngruppenzuschlag an die Entwicklung der letzten 
zwei Jahre anzupassen (um 2,67 %). 

SoVD-Bewertung: Eine Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe Begründung zu 
II.1.). 

3. Verhinderungspflege (§ 39 SGB XI n.F.) 

Ist eine Pflegeperson wegen Erholungsurlaub, Krankheit oder aus anderen Gründen an 
der Pflege gehindert, übernimmt die Pflegekasse die Kosten einer notwendigen 
Ersatzpflege für längstens vier Wochen je Kalenderjahr. 
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Der Gesetzentwurf sieht vor, den für die Verhinderungspflege zur Verfügung stehenden 
Leistungsbetrag an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). 
Darüber hinaus soll der Anspruch flexibler gestaltet werden. Verhinderungspflege soll 
zukünftig für bis zu sechs Wochen pro Kalenderjahr in Anspruch genommen werden 
können. Bisher sind es vier. Ergänzend soll Verhinderungspflege mit der Hälfte des für 
Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI zur Verfügung stehenden Betrags kombiniert werden 
können, so dass insgesamt bis zu 2.418 Euro pro Jahr zur Verfügung stünden.  

SoVD-Bewertung: Die Stärkung der Verhinderungspflege zur Entlastung pflegender 
Angehöriger ist grundsätzlich richtig. Zur möglichen Kombination von Verhinderungs- und 
Kurzzeitpflege wäre aus Sicht des SoVD eine Möglichkeit zur vollständigen Kombination 
der beiden zur Verfügung stehenden Leistungsbeträge wünschenswert. So könnten 
Betroffene flexibel selbst entscheiden, welches Entlastungssetting das für sie passende 
ist. 

4. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnahm en (§ 40 SGB XI 
n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den für Pflegehilfsmittel zur Verfügung stehenden 
Leistungsbetrag um 9 Euro auf monatlich 40 Euro zu erhöhen. Darüber hinaus ist 
vorgesehen, den Leistungsbetrag, den die Pflegekassen zu wohnumfeldverbessernden 
Maßnahme zuschießen können, um 1.443 Euro auf 4.000 Euro zu erhöhen sowie den 
bei Zusammenlegung mehrerer Bewohneransprüche (so genanntes „poolen“) zur 
Verfügung stehenden Gesamtbetrag pro Maßnahme auf 16.000 Euro anzuheben. 

SoVD-Bewertung: Für das Gelingen häuslicher Pflegearrangements ist die Herstellung 
eines barrierefreien Zustands der eigenen Häuslichkeit oft zwingende Voraussetzung. 
Die deutliche Erhöhung der Zuschüsse der Pflegeversicherung zu 
wohnumfeldverbessernden Maßnahmen begrüßt der SoVD aus diesem Grund sehr. 

5. Tages- und Nachtpflege (§ 41 SGB XI n.F.) 

Pflegebedürftige Menschen haben Anspruch auf teilstationäre Pflege in der Tages- oder 
Nachtpflege, wenn häusliche Pflege nicht in ausreichendem Umfang sichergestellt 
werden kann. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die zur Verfügung stehenden Leistungsbeträge an die 
Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). Darüber hinaus sollen 
zukünftig die Leistungsbeträge für Tages- und Nachtpflege nicht auf andere Leistungen 
angerechnet werden und so neben Pflegesachleistung, Pflegegeld oder 
Kombinationsleitung in Anspruch genommen werden können. 

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe 
Begründung zu II.1.). Die Möglichkeit zur teilstationären Pflege in Tages- und 
Nachtpflegeeinrichtungen trägt wesentlich zum Gelingen häuslicher Pflegearrangements 
bei. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Anrechnungsfreiheit kann Hemmnisse bei der 
tatsächlichen Inanspruchnahme von Tages- und Nachtpflege abbauen und bedeutet eine 
deutliche Ausweitung des im Einzelfall zur Verfügung stehenden Leistungsspektrums. 
Der SoVD begrüßt diese vorgesehene Regelung. 
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6. Kurzzeitpflege (§ 42 SGB XI n.F.) 

Wenn die häusliche Pflege zeitweise nicht oder noch nicht erbracht werden kann und 
auch teilstationäre Pflege nicht ausreicht, haben pflegebedürftige Menschen einen 
Anspruch auf Pflege in vollstatinoären Einrichtungen. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den zur Verfügung stehenden Leistungsbetrag für 
Kurzzeitpflege an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). Die 
Kurzzeitpflege soll darüber hinaus flexibler gestaltet werden. In Zukunft sollen die 
Beträge mit Verhinderungspflege vollständig kombiniert werden können, wenn diese 
noch nicht in Anspruch genommen wurden. Es stünden dann für die Kurzzeitpflege bis 
zu 3.224 Euro für bis zu acht Wochen pro Kalenderjahr zur Verfügung. 

Die Möglichkeit zur Kurzzeitpflege in Einrichtungen der Behindertenhilfe oder anderen 
geeigneten Einrichtungen soll zukünftig für alle zu Hause gepflegten Pflegebedürftigen 
gelten. Bisher gilt sie nur für zu Hause gepflegte Kinder bis 25 Jahre. 

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe 
Begründung zu II.1.). Die vorgesehene Kombinationsmöglichkeit der Kurzzeitpflege mit 
der Verhinderungspflege ist sehr gut und entspricht Vorschlägen, die der SoVD in die 
Diskussionen des vom Bundesministerium für Gesundheit eingesetzten Beirats 
eingebracht hat. Aus Sicht des SoVD sollte der addierte Gesamtbetrag aber auch 
vollständig für Verhinderungspflege eingesetzt werden können, um das Wunsch- und 
Wahlrecht der Betroffenen bei der Auswahl der für sie richtigen Leistungen zu stärken.  

Der SoVD begrüßt den Wegfall der Altersgrenze von 25 Jahren, bis zu der zu Hause 
gepflegte (behinderte) Menschen Kurzzeitpflege auch außerhalb von meist auf die Pflege 
hochaltriger Menschen spezialisierten stationären Pflegeeinrichtungen zum Beispiel in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe oder anderen geeigneten Einrichtungen in Anspruch 
nehmen können. Der SoVD und insbesondere die SoVD-Jugend haben immer wieder 
darauf hingewiesen, dass stationäre Pflegeeinrichtungen auf die Pflege junger 
behinderter Menschen oft nicht optimal eingestellt sind.  

7. Vollstationäre Pflege (§ 43 SGB XI n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die für die vollstationäre Pflege zur Verfügung stehenden 
Leistungsbeträge an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). 

SoVD-Bewertung: Eine Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe Begründung zu 
II.1.). 

8. Pflege in vollstationären Einrichtungen der Behinder tenhilfe 
(§ 43a SGB XI n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den zur Verfügung stehenden Leistungsbetrag an die 
Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). 

SoVD-Bewertung: Eine Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe Begründung zu 
II.1.). Grundsätzlich weist der SoVD aber darauf hin, dass Menschen mit Behinderung in 
der Regel selbst oder über die Familie in der Pflegeversicherung versichert sind. Sie 
müssen unabhängig vom Ort der Versorgung den gleichen Zugang zu Leistungen der 
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Pflegeversicherung erhalten wie nicht behinderte Menschen. Dies folgt auch aus der UN-
Behindertenrechtskonvention. Die Deckelung der Leistungen der Pflegeversicherung zu 
den Pflegeleistungen, die in Einrichtungen der Eingliederungshilfe erbracht werden, ist 
aus diesem Grund zu streichen. Behinderte Menschen müssen auch in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe die Leistungen der häuslichen Pflege erhalten. 

Ein weiteres Problem in Bezug auf die Regelungen des § 43a SGB XI betrifft die Frage 
der medizinischen Behandlungspflege. Es ist umstritten, ob die Aufwendungen für die 
medizinische Behandlungspflege von den Pflegeversicherungsleistungen – in diesem 
Fall folglich der Pauschale nach § 43a SGB XI – abgedeckt sind oder ob diese im Rah-
men der häuslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V übernommen werden müssen. Aus 
Sicht des SoVD ist die Rechtslage eindeutig. Einrichtungen der Behindertenhilfe gelten 
nach Ausweitung des Häuslichkeitsbegriff sowie der darauf aufbauenden Rechtspre-
chung grundsätzlich als Häuslichkeit im Sinne des § 37 SGB V. Zur Klarstellung fordert 
der SoVD, im § 43 a SGB XI eine Formulierung aufzunehmen, wonach die in Wohnein-
richtungen der Behindertenhilfe erbrachten Leistungen der medizinischen Behandlungs-
pflege nicht mit der Pauschale der Pflegeversicherung nach § 43a SGB XI abgegolten 
sind. 

9. Zusätzliche/niedrigschwellige Betreuungs- und Entla stungsleistung (§ 45a-
d SGB XI n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die zur Verfügung stehenden Leistungsbeträge an die 
Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 % auf 104 (Grundbetrag) bzw. 
208 Euro (erhöhter Betrag) (§ 45a SGB XI n.F.). 

Die Beträge sollen darüber hinaus zukünftig auch für niedrigschwellige 
Entlastungsleistungen einsetzbar sein, wie zum Beispiel die Bewältigung des 
Pflegealltags durch Sicherstellung der hauswirtschaftlichen Versorgung aber auch die 
Entlastung Angehöriger in ihrer Eigenschaft als Pflegende. Niedrigschwellige 
Entlastungsleistungen sollen zukünftig explizit auch dazu genutzt werden, pflegende 
Angehörige zu entlasten (§ 45b SGB XI n.F.). 

Der Personenkreis mit Anspruch auf Betreuungs- und Entlastungsleistungen in Höhe des 
Grundbetrages von 104 Euro soll explizit auch auf pflegebedürftige Personen ohne 
erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz ausgeweitet werden (§ 45b SGB SGB 
XI (n.F.) Abs. 1a (neu). 

Der Personenkreis mit Anspruch auf Betreuungs- und Entlastungsleistungen nach 
§ 45a SGB SGB XI kann sein Sachleistungsbudget (nach § 36 bzw. § 123 SGB XI) 
zukünftig zur Hälfte für niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote 
einsetzen (Umwidmung des halben Sachleistungsbudgets). 

SoVD-Bewertung: Eine Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe Begründung zu 
II.1.). Die Erweiterung des Leistungsspektrums, für das Aufwendungen erstattet werden, 
um zusätzlicher Entlastungsleistungen, begrüßt der SoVD sehr. Er hatte sich bereits im 
vom Bundesministerium für Gesundheit eingesetzten Expertenbeirat zur konkreten 
Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs für die Weiterentwicklung der 
Leistungen nach § 45b SGB XI zu einem „Entlastungsbudget“ eingesetzt und dies mit der 
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großen Bedeutung niedrigschwelliger Betreuungs- und Entlastungsangebote für das 
dauerhafte Gelingen häuslicher Pflegearrangements begründet. Vor diesem Hintergrund 
begrüßt der SoVD auch sehr, dass diese Leistungen ausweislich der 
Gesetzesbegründung ausdrücklich auch dazu beitragen sollen, Angehörige in ihrer 
Eigenschaft als Pflegende zu entlasten. Die Erweiterung des berechtigten 
Personenkreises auch auf Menschen mit Pflegestufe ohne erheblich eingeschränkte 
Alltagskompetenz ist grundsätzlich richtig. Diese Erweiterung war eine Empfehlung des 
o.g. Beirats. Sie müsste aber logisch und systematisch richtig eine Folge der Einführung 
des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs sein, der eine Sondergruppe Personen mit 
eingeschränkter Alltagskompetenz nicht mehr vorsieht. So erfolgt erneut der zweite 
Schritt vor dem ersten. 

10.  Förderung ambulant betreuter Wohngruppen – Anschubfinanzierung 
(§ 45e SGB XI n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die zeitliche Befristung der Förderung bis 31.12.2015 
abzuschaffen. Der Kreis der förderfähigen Umbaumaßnahmen soll ausgeweitet werden 
auf Maßnahmen, die bereits vor offizieller Gründung der Wohngruppe bzw. Einzug in die 
gemeinsame Wohnung durchgeführt werden. Zu diesem Zeitpunkt besteht in der Regel 
noch kein Anspruch auf den Wohngruppenzuschlag (nach § 38a SGB XI). 

SoVD-Bewertung: Der SoVD begrüßt die geplanten Änderungen. Sie sind geeignet, 
Neugründungen von für viele Betroffenen attraktiven ambulant betreuten 
Wohngemeinschaften weiter anzuregen. 

11. Beitragssatz (§ 50 SGB XI n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung von 2,05 
auf 2,35 Prozent der beitragspflichtigen Einnahmen anzuheben. 

SoVD-Bewertung: Der SoVD hält im Hinblick auf die begrenzten Leistungen der 
Pflegeversicherung und auf die dringend notwendigen Leistungsverbesserungen eine 
moderate Beitragssatzanhebung für notwendig. Er vermisst jedoch weitere Schritte zur 
Stärkung der Einnahmen im bewährten solidarischen Umlageverfahren, wie 
beispielsweise eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze, die Einbeziehung aller 
Bürgerinnen und Bürger sowie die Heranziehung weiterer Einkommensarten. Die 
Verwendung eines Teils der zusätzlichen Einnahmen zum Aufbau eines 
Pflegevorsorgefonds hält der SoVD für verfehlt. Die zusätzlichen Mittel sollten besser 
komplett für notwendige Leistungsverbesserungen zur Verfügung stehen. 

12.  Zahlung des Heimentgelts (§ 87a SGB XI n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Sonderzahlungsbetrag, den die Pflegekasse an eine 
Pflegeeinrichtung bei erfolgreicher aktivierender oder rehabilitativer Maßnahme mit 
Rückstufung in eine niedrigere Pflegestufe zahlt, an die Preisentwicklung der letzten drei 
Jahre anzupassen (um 4 %). 

SoVD-Bewertung: Eine Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe Begründung zu 
II.1.). 
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13.  Zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stationären  Pflegeeinrichtungen 
(§ 87b SGB XI n.F.) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die von der Pflegeversicherung finanzierten 
zusätzlichen Betreuungskräfte zukünftig allen Versicherten zur Verfügung stehen sollen, 
also auch vorwiegend körperlich Betroffenen, insbesondere auch jenen, die keiner 
Pflegestufe zugeordnet sind. Darüber hinaus soll der Betreuungsschlüssel auf 1:20 
verändert werden. Das würde bedeuten, dass zukünftig in der Regel eine zusätzliche 
Betreuungskraft für 20 Bewohnerinnen und Bewohner einer Einrichtung zur Verfügung 
stehen. Bisher stand eine Betreuungskraft für 24 Personen mit erheblichem allgemeinem 
Betreuungsbedarf zur Verfügung. 

SoVD-Bewertung: Der SoVD begrüßt die vorgesehene Ausweitung der zusätzlichen 
Betreuung auf alle in der stationären Pflegeeinrichtung lebenden Menschen sehr. Er 
hatte sich bereits im vom Bundesministerium für Gesundheit eingesetzten Expertenbeirat 
zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs für eine solche 
Ausweitung der zusätzlichen Betreuung in stationären Pflegeeinrichtungen eingesetzt. Er 
weist darauf hin, dass der Bedarf an qualifizierten Pflegekräften durch diese Maßnahme 
nicht verringert werden kann, weil zusätzliche Betreuungskräfte nicht in grund- und 
behandlungspflegerische Maßnahmen eingebunden werden dürfen. 

14.  Qualitätsprüfungen (§ 114 SGB XI n.F.)  

Bei den Prüfungen der Pflegequalität durch die medizinischen Dienste handelt es sich 
um Stichprobenprüfungen. Mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen Neuregelung soll 
klargestellt werden, dass Pflegebedürftige, die nicht in der überprüften Stichprobe sind, 
deren Fall im Rahmen einer Qualitätsprüfung aber begründete Hinweise auf nicht 
fachgerechte Pflege gibt, in die Prüfung mit einbezogen werden. Eine solche Prüfung soll 
in solchen Fällen stets als Anlassprüfung durchgeführt werden. 

SoVD-Bewertung: Der SoVD begrüßt die vorgesehene Regelung sehr. Pflegemängel 
müssen bei Bekanntwerden zum Schutze der betroffenen pflegebedürftigen Menschen 
unverzüglich abgestellt werden. Insofern müssen solche Personen, bei denen im 
Rahmen einer Prüfung Hinweise auf nicht fachgerechte Pflege bekannt werden, in die 
Qualitätsprüfung unbedingt einbezogen werden. 

Der SoVD begrüßt auch die Ausführungen in der Gesetzesbegründung, die die Erfüllung 
des Auftrags in § 113 Absatz 1 Nr. 4 zur Schaffung eines indikatorengestützten 
Verfahrens zur vergleichenden Messung und Darstellung von Ergebnisqualität im 
stationären Bereich und darauf aufbauend zur Umstrukturierung von Prüfinhalten und 
Prüfgeschehen anmahnen. Aus Sicht des SoVD können die Verhandlungen der 
Vereinbarungspartner nach § 113 nur durch verbesserte Selbstverwaltungsstrukturen 
zielorientierter erfolgen. 

15.  Darstellung der Ergebnisse von Qualitätsprüfungen 
(§ 115 Abs. 1a SGB XI n.F.)  

Durch die im Gesetzentwurf vorgesehene Änderung soll klargestellt werden, dass die 
Ergebnisse aller geprüften Personen im Transparenzbericht („Pflegenoten“) darzustellen 
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sind. Zukünftig soll im Transparenzbericht auch deutlich dargestellt werden, welche Art 
Prüfung Grundlage des Berichtes ist (Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung). 

SoVD-Bewertung: Der SoVD begrüßt die vorgesehenen Regelungen. Sie erhöhen die 
Aussagekraft der Transparenzberichte. 

16.  Verbesserte Leistungen für Personen mit eingeschr änkter Alltagskompe-
tenz (Übergangsregelung) (§ 123 SGB XI n.F.)  

Der Gesetzentwurf sieht vor, die zur Verfügung stehenden Leistungsbeträge ambulant 
und stationär an die Preisentwicklung der letzten zwei Jahre anzupassen (um 2,67 %). 
Darüber hinaus sollen die Ansprüche von Personen mit eingeschränkter 
Alltagskompetenz ohne Pflegestufe erweitert werden. Sie sollen zukünftig auch den 
Wohngruppenzuschlag (§ 38a), die Anschubfinanzierung für ambulant betreute 
Wohngruppen (§ 45e), Tages- und Nachtpflege (§ 41) sowie Kurzzeitpflege (§ 42) in 
Anspruch nehmen können. Außerdem soll für Personen mit eingeschränkter 
Alltagskompetenz ohne Pflegestufe zur Inanspruchnahme von Tages- und Nachtpflege 
(teilstationärer Pflege) zukünftig ein Leistungsbetrag von 231 Euro zur Verfügung stehen. 

SoVD-Bewertung: Eine Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe Begründung zu 
II.1.). Der SoVD begrüßt die Ausweitung des Leistungsanspruchs von Personen mit 
eingeschränkter Alltagskompetenz ohne Pflegestufe auf weitere Leistungen der 
Pflegeversicherung, vor allem die Leistungen teilstationärer Pflege ist richtig. Personen 
mit eingeschränkter Alltagskompetenz werden so zunehmend Personen mit vorwiegend 
körperlichen Einschränkungen gleichgestellt. 

Allerdings kritisiert der SoVD die zunehmende Unübersichtlichkeit über zustehende 
Leistungsansprüche, die in vorgenannten Neuregelungen besonders sichtbar wird. 
Grund ist das unsystematische Vorgehen des Gesetzgebers, Leistungen, die zusammen 
mit dem Pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt werden müssten, bereits im Vorgriff 
einzuführen. Der SoVD erneuert seine Forderung, die Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs zum Ausgangspunkt einer umfassenden Pflegereform zu 
machen. 

17.  Bildung eines Pflegevorsorgefonds (Vierzehntes Ka pitel, §§ 131 –
139 SGB XI neu)  

Der Gesetzentwurf sieht vor, in der sozialen Pflegeversicherung ein Sondervermögen 
namens „Vorsorgefonds der sozialen Pflegeversicherung“ einzurichten. Es soll die 
Beitragsentwicklung langfristig stabilisieren und darf nur zur Finanzierung der 
Leistungsaufwendungen der sozialen Pflegeversicherung verwendet werden. Das 
Sondervermögen soll von der Deutschen Bundesbank verwaltet und unter marktüblichen 
Bedingungen angelegt werden. Die Mittel sollen dem Sondervermögen vierteljährlich 
vom Bundesversicherungsamt in Höhe eines Betrages von 0,025 Prozent der 
Einnahmen der sozialen Pflegeversicherung zugeführt werden. Die Zuführung der Mittel 
soll erstmals zum 15. April 2015 erfolgen und mit der Zahlung für das Jahr 2033 enden. 
Das Sondervermögen soll vom übrigen Vermögen der Pflegeversicherung getrennt 
gehalten werden. Ab dem Jahr 2035 soll das Sondervermögen zur Sicherung der 
Beitragssatzstabilität in der sozialen Pflegeversicherung durch jährliche Zahlungen an 



12 

den Ausgleichsfonds verwendet werden, wenn der sonst notwendige Beitragssatzanstieg 
nicht auf einer über eine Dynamisierung hinausgehende Leistungsverbesserung beruht. 
Die ab 2035 jährlich an den Ausgleichsfonds abzuführenden Mittel sollen auf fünf 
Prozent des Realwerts des Sondervermögens zum 31.12.2034 begrenzt werden. In 
einem Jahr nicht zugeführte Mittel sollen in den Folgejahren abgerufen werden können. 
Das Sondervermögen soll nach vollständiger Auszahlung seines Vermögens als 
aufgelöst gelten. 

SoVD-Bewertung: Der SoVD bedauert, dass mit der Bildung eines Pflegevorsorgefonds 
der sozialen Pflegeversicherung Mittel für dringend notwendige 
Leistungsverbesserungen in Höhe von etwa 1,2 Milliarden Euro pro Jahr entzogen 
werden. Der SoVD teilt die Bedenken der Bundesbank gegenüber der Sicherheit des 
angesparten Geldes vor Begehrlichkeiten. Darüber hinaus ist der Vorsorgefonds allen 
Kapitalmarktrisiken ausgesetzt. Aus Sicht des SoVD haben die solidarisch finanzierten 
Umlagesysteme besonders während der zurückliegenden Finanz- und Wirtschaftskrise 
ihre Überlegenheit gegenüber dem Kapitalmarkt unter Beweis gestellt. Der Aufbau eines 
Pflegevorsorgefonds sollte unterbleiben.  



13 

III. Zusammenfassung: 

Im Gesetzentwurf des fünften SGB XI-Änderungsgesetzes sind viele 
Leistungsverbesserungen, Leistungsausweitungen und Leistungsflexibilisierungen 
vorgesehen. Viele dieser Maßnahmen sind geeignet, die Situation pflegebedürftiger 
Menschen, insbesondere jener mit vorwiegend kognitiven Einschränkungen sowie ohne 
Pflegestufe, und ihrer Angehörigen zu verbessern. Der SoVD begrüßt ganz besonders 
die Einführung einer auch zur Entlastung pflegender Angehöriger vorgesehenen 
niedrigschwelligen Entlastungsleistung sowie die Flexibilisierung der Mittel der 
Verhinderungs- und Kurzzeitpflege. Für beides hatte sich der SoVD bereits als Mitglied 
im vom Bundesministerium für Gesundheit eingesetzten Beirat zur konkreten 
Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs eingesetzt. 

Auch die vorgesehene Dynamisierung der Leistungen ist richtig. Eine Anpassung an die 
Kaufkraftentwicklung der letzten drei bzw. zwei Jahre aber kann die erlittenen 
Wertverluste seit Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995 nicht ausgleichen. 
Darüber hinaus ist zukünftig mit weiter fortschreitendem Wertverlust zu rechnen, da eine 
„robuste“ jährliche Dynamisierungsvorschrift nach wie vor fehlt. Notwendig ist die 
Schaffung einer Dynamisierungsautomatik in Form einer im Gesetz verankerten, jährlich 
automatisch, d.h. ohne jeweilige Gesetzgebung, wirkenden Anpassung. Als 
Bezugsgröße zur Berechnung der jährlichen Anpassung im Rahmen dieser 
Dynamisierungsautomatik könnte die Bezugsgröße nach § 18 SGB IV verwendet 
werden. 

Der SoVD bedauert, dass der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und das neue 
Begutachtungsverfahren nicht Grundlage – und somit erster Schritt – der geplanten 
Pflegereform sind. Das Vorgehen, im ersten Schritt einige vom Expertenbeirat 
empfohlene wesentliche Leistungsverbesserungen umzusetzen, den vom Beirat aber 
explizit als dafür unabdingbare Voraussetzung geforderten neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff samt neuem Begutachtungsinstrument nicht einzuführen, folgt 
der falschen Systematik, macht die Leistungsansprüche der Versicherten noch 
unüberschaubarer und konstruiert Widersprüche. In jedem Fall muss sichergestellt 
werden, dass der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff verbindlich noch in dieser 
Legislaturperiode in Kraft tritt. Absichtserklärungen in der Gesetzesbegründung reichen 
hier nicht aus. Vielmehr muss im Rahmen des 5. SGB XI-Änderungsgesetzes auch ein 
Zeitplan beschlossen werden, der verbindlich regelt, ab welchem Datum der neue 
Pflegebedürftigkeitsbegriff und das neue Begutachtungsverfahren gelten sollen. Alle zur 
Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs notwendigen flankierenden 
Vorbereitungen, wie beispielsweise die Schulung der Gutachterinnen und Gutachter 
sowie die Überarbeitung der vielen Richtlinien, müssen unmittelbar begonnen werden, 
damit bei Inkrafttreten des neuen Begriffs nicht weitere Zeit verloren geht. 

Viele Herausforderungen, mit denen das Pflegesystem in Deutschland konfrontiert ist, 
lassen sich zurückführen auf die grundsätzlich konstruktiven Merkmale, mit denen die 
Pflegeversicherung 1995 unter Inkaufnahme politischer Kompromisse eingeführt wurde. 
Von Anfang an handelte es sich bei der Pflegeversicherung um ein Teilleistungssystem, 
welches den pflegebedingten Bedarf nie vollständig abdeckte. Vorrangiges Ziel der 
Pflegeversicherung war es stets, ein Abrutschen in die Sozialhilfebedürftigkeit aufgrund 



14 

der hohen Ausgaben für Pflegeleistungen bei Eintreten von Pflegebedürftigkeit zu 
verhindern. Dieses Ziel wurde in den letzten Jahren zunehmen verfehlt. 
Pflegebedürftigkeit ist vor allem bei stationärer Pflege wieder stärker zum Armutsrisiko 
geworden, was vor allem auf die mangelhafte Dynamisierung der Leistungen der 
Pflegeversicherung zurückzuführen ist. Anstatt dieser Entwicklung entgegen zu wirken, 
wurden weiter Leistungen privatisiert. Hinzu kommt, dass das überwiegend 
familienbasierte Pflegesystem in Deutschland, in dem die Hauptlast der Pflege auf den 
pflegenden Angehörigen lastet, dazu beiträgt, dass Pflegende oft an ihre 
organisatorischen, physischen, psychischen und finanziellen Belastungsgrenzen geraten. 
Schließlich werden auch die Potenziale von Prävention und Rehabilitation zur 
Vermeidung oder Milderung von Pflegebedürftigkeit nur unzureichend genutzt, weil die 
bestehenden Regelungen zum Beispiel im Bereich der Rehabilitation von den 
verantwortlichen Kostenträgern und Leistungserbringern nicht oder nur unzureichend 
umgesetzt werden. Die Weiterentwicklung der Pflegeversicherung ist eine der 
wichtigsten sozialpolitischen Aufgaben für die Zukunft unserer Gesellschaft. 

Vor diesem Hintergrund vermisst der SoVD im Gesetzentwurf zum 5. SGB XI-
Änderungsgesetz weitergehende notwendige Maßnahmen beispielsweise zur 
durchgreifenden Verbesserung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, der Stärkung 
beruflich Pflegender, der besseren rentenrechtlichen Bewertung von Zeiten 
ehrenamtlicher Pflege, zur Stärkung der Selbstverwaltung im SGB XI, zur sachgerechten 
Verlagerung der Finanzierungsverantwortung für die medizinische Behandlungspflege in 
stationären Pflegeeinrichtungen in die Krankenversicherung sowie zur Einführung einer 
Pflege-Bürgerversicherung, die spätestens in der angekündigten zweiten Stufe der 
Pflegereform in dieser Legislaturperiode aufgegriffen werden sollten. 
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Zu b) Antrag der Abgeordneten Pia Zimmermann, Sabine Zimmermann (Zwickau), Diana 
Golze, weiter Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung solida-
risch weiterentwickeln 
BT-Drucksache 18/1953 

Im Antrag Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung 
solidarisch weiterentwickeln (BT-Drucksache 18/1954) befasst sich die 
Bundestagsfraktion DIE LINKE mit den Unzulänglichkeiten der heutigen 
Pflegeversicherung und stellt Anforderungen an eine Grundlegende Reform der 
Pflegeabsicherung auf. Im Wesentlichen wird gefordert: 

1. die Pflege orientiert am individuellen Bedarf vollumfänglich auszufinanzieren (Voll-
versicherung), 

2. den Realwertverlust der Pflegeleistungen rückwirkend auszugleichen, 

3. die Leistungen der Pflegeversicherung um 25 % anzuheben, 

4. eine gesetzliche, verbindliche jährliche Leistungsdynamisierung einzuführen,  

5. den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und das Neue Begutachtungsassessment 
(NBA) unverzüglich einzuführen, 

6. eine vom Arbeitgeber bezahlte sechswöchige Pflegezeit zur Organisation der Pflege 
einzuführen, 

7. die Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen zu verbessern, 

8. den im Gesetzentwurf eines 5. SGB XI-Änderungsgesetzes vorgesehenen Pflege-
vorsorgefonds nicht einzuführen, 

9. die staatliche Förderung bestimmter privater Pflegezusatzversicherungen (sog. 
Pflege-Bahr) rückabzuwickeln, 

10. den Pflegemindestlohn für Helferinnen und Helfer auf 10,00 € bzw. 12,50 € (bei 
überwiegender Pflegetätigkeit) anzuheben, 

11. die Personalbemessung bundeseinheitlich und wissenschaftlich fundiert auszuge-
stalten, 

12. die Fachkraftquote von 50 % einzuhalten sowie 

13. eine solidarische Bürgerinnen- und Bürgerversicherung in der Pflege einzuführen. 

I. Zu den Forderungen im Einzelnen: 

1. Pflege orientiert am individuellen Bedarf vollumfäng lich ausfinanzieren 
(Vollversicherung) 

Aus Sicht des SoVD muss Ziel der Pflegepolitik perspektivisch eine stärkere Orientierung 
der Leistungen der Pflegeversicherung an den Bedarfen Betroffener sein. Solange be-
darfsdeckende Leistungen der Pflegeversicherung nicht sichergestellt worden sind, muss 
zumindest die Lücke zwischen den anfallenden und den von der Pflegeversicherung 
übernommenen Kosten bei eintretender Pflegebedürftigkeit deutlich verringert werden – 
im ersten Schritt auf den Stand bei Einführung der Pflegeversicherung. Langfristig muss 
auch eine Weiterentwicklung der Pflegeversicherung zu einer Versicherung mit 
Sachleistungscharakter diskutiert werden. Vorbedingung für eine Weiterentwicklung der 
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Pflegeversicherung zu einer echten Sachleistungsversicherung ist allerdings die 
Entwicklung wissenschaftlicher Kriterien zur Messung des objektiven Pflegebedarfs von 
Betroffenen. 

2. Realwertverlust der Pflegeleistungen rückwirkend au sgleichen 

Bei Einführung der Pflegeversicherung war es vorrangiges Ziel, ein Abrutschen in die 
Sozialhilfebedürftigkeit aufgrund der hohen Ausgaben für Pflegeleistungen bei Eintreten 
von Pflegebedürftigkeit zu verhindern. Dieses Ziel wurde weitgehend verfehlt. In den 
letzten Jahren hat die Zahl der Menschen, die wegen des hohen Eigenkostenanteils bei 
den Pflegekosten auf Sozialhilfeleistungen angewiesen sind, insbesondere bei 
vollstationärer Versorgung, wieder stetig zugenommen. Diese Entwicklung wird durch die 
bis 2008 fehlende und seither unzureichende Dynamisierung der Leistungen der 
Pflegeversicherung noch verschärft, die zu einem fortlaufenden Wertverlust der 
Leistungen der Pflegeversicherung führt. Um diese Entwicklung auszugleichen, muss 
erstens eine Dynamisierungsautomatik eingeführt (s.u.) sowie die Leistungsbeträge der 
Pflegeversicherung so angepasst werden, dass die relative Leistungshöhe bei 
Einführung der Pflegeversicherung wiederhergestellt ist. 

3. Leistungen der Pflegeversicherung um 25 % anheben 

Perspektivisch muss die Lücke zwischen den Pflegekosten und den von der Pflegeversi-
cherung übernommenen Zuschüssen geschlossen werden. Eine Anhebung der Leistun-
gen der Pflegeversicherung kann dazu beitragen. Allerdings müsste sorgfältig geprüft 
werden, welche Einzelleistungen in welcher Höhe anzupassen wären.  

4. Gesetzliche, verbindliche jährliche Leistungsdynami sierung einführen 

Die Schaffung einer Dynamisierungsautomatik ist für den Werterhalt der 
Pflegeversicherungsleistungen dringend notwendig. Sie muss als eine im Gesetz 
verankerte, jährlich automatisch wirkende Anpassungsregelung ausgestaltet werden, 
damit der Gesetzgeber nicht jeweils gesondert tätig werden muss. Als Bezugsgröße zur 
Berechnung der jährlichen Anpassung im Rahmen dieser Dynamisierungsautomatik 
schlägt der SoVD die Veränderung der Bezugsgröße nach § 18 SGB IV vor. Da diese 
sich an der Bruttolohnentwicklung orientiert, wäre so berücksichtigt, dass der Wertverlust 
der Pflegeversicherungsleistungen im Dienstleistungssektor Pflege maßgeblich mit der 
Entwicklung der Lohnkosten verknüpft ist. Die Funktion, den Wert von 
Sozialversicherungsleistungen zu erhalten, hat die Bezugsgröße nach § 18 SGB IV 
bereits für Teile des SGB V.  

5. Neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und das Neue Begut achtungsassessment 
(NBA) unverzüglich einführen 

Alle Menschen mit Pflegebedarf haben das gleiche Recht auf eine würdevolle und eine 
qualitativ hochwertige Pflege. In der Pflegeversicherung muss deshalb allen Menschen 
mit Pflegebedarf gleicher Zugang zu Leistungen gewährt werden. Um die systematische 
Benachteiligung von aufgrund kognitiver Einschränkungen pflegebedürftig gewordenen 
Menschen zu überwinden, muss schnellstmöglich ein neuer an Selbstbestimmung und 
Teilhabe ausgerichteter Pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt und umgesetzt werden. 
Alle zur Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs notwendigen flankierenden 
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Vorbereitungen, wie beispielsweise die Schulung der Gutachterinnen und Gutachter 
sowie die Überarbeitung der vielen Richtlinien, müssen unmittelbar begonnen werden, 
damit bei Inkrafttreten des neuen Begriffs nicht weitere Zeit verloren geht. 

6. Vom Arbeitgeber zu bezahlende sechswöchige Pflegezeit zur Organisation 
der Pflege einführen 

Die Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von familiärer Pflege und Berufstätigkeit müssen 
verbessert werden. In Bezug auf die Regelungen der Pflegezeit müssen die geltende 
Mindestbetriebsgröße heruntergesetzt sowie die Möglichkeiten eines kurzfristigen 
Ausstiegs für bis zu zehn Tage zur Organisation eines akut aufgetretenen Pflegefalls und 
zum sechsmonatigen Ausstieg zur Übernahme der Pflege erhalten bleiben und mit einer 
Lohnersatzleistung versehen werden. In Bezug auf die Regelungen der 
Familienpflegezeit muss ein Rechtsanspruch eingeführt und die Ausfallversicherung von 
der Pflegekasse der gepflegten Person übernommen werden. 

7. Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen verbe ssern 

Die Pflegekassen übernehmen Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen, die 
mindestens 14 Stunden in der Woche pflegen. Die Höhe der Beiträge bestimmt sich der-
zeit nach der jeweiligen Pflegestufe und dem Zeitaufwand. Der SoVD fordert, die Ren-
tenversicherungsansprüche während der Pflegetätigkeit den Elternzeitansprüchen anzu-
gleichen. Ebenso wie die Kindererziehung ist die Pflege eine gesamtgesellschaftlich 
wertvolle und wichtige Tätigkeit. 

8. Den im Gesetzentwurf eines 5. SGB XI-Änderungsgesetze s vorgesehenen 
Pflegevorsorgefonds nicht einführen 

Der SoVD bedauert, dass mit der Bildung eines Pflegevorsorgefonds der sozialen Pfle-
geversicherung Mittel für dringend notwendige Leistungsverbesserungen in Höhe von 
etwa 1,2 Milliarden Euro pro Jahr entzogen werden. Der SoVD teilt die Bedenken der 
Bundesbank gegenüber der Sicherheit des angesparten Geldes vor Begehrlichkeiten. 
Darüber hinaus ist der Vorsorgefonds allen Kapitalmarktrisiken ausgesetzt. Aus Sicht des 
SoVD haben die solidarisch finanzierten Umlagesysteme besonders während der zurück-
liegenden Finanz- und Wirtschaftskrise ihre Überlegenheit gegenüber dem Kapitalmarkt 
unter Beweis gestellt. Der Aufbau eines Pflegevorsorgefonds sollte unterbleiben. 

9. Staatliche Förderung bestimmter privater Pflegezusatzvers icherungen (sog. 
Pflege-Bahr) rückabwickeln 

Der SoVD hält an seiner Einschätzung bei Einführung der staatlichen Förderung 
bestimmter privater Pflegezusatzversicherungen fest, wonach diese zur weiteren Öffnung 
der sozialen Kluft führt, unwirtschaftlich ist und eine Absicherung existenzieller Risiken 
wie Pflegebedürftigkeit am Kapitalmarkt grundsätzlich kein sachgerechter Weg ist. 
Insofern sollte, bevor der Staat private Pflegezusatzversicherungen fördert, das 
gesamtgesellschaftliche Risiko der Pflegebedürftigkeit durch die umlagefinanzierte 
Sozialversicherung bedarfsdeckend abgesichert werden. 
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10.  Pflegemindestlohn für Helferinnen und Helfer auf 10,00 € bzw. 12,50 € (bei 
überwiegender Pflegetätigkeit) anheben 

Qualifizierte Pflege gibt es nicht zum Nulltarif. Die Bezahlung der Pflegekräfte muss der 
wichtigen und qualifizierten Arbeit angemessen sein. Dazu gehört zur Absicherung nach 
unten auch ein sachgerechter Mindestlohn. Die auch nach 2015 weiter geltende 
Unterscheidung zwischen Ost und West ist nach 25 Jahren Wiedervereinigung 
unzeitgemäß und diskriminierend.  

Grundsätzlich darf der Wettbewerb unter den Pflegeeinrichtungen und Pflegediensten 
nicht länger über die Löhne der Beschäftigten geführt werden. Die Zulassung von 
Pflegeeinrichtungen nach § 72 Abs. 3 Nr. 2 SGB XI muss uneingeschränkt an die 
Zahlung von Tariflöhnen beziehungsweise – wo nicht vorhanden – einer ortsüblichen 
Vergütung gekoppelt werden. Die von den Verhandlungsparteien vereinbarten 
Pflegesätze müssen eine tarifliche Bezahlung der Pflegekräfte ermöglichen. 

11.  Die Personalbemessung bundeseinheitlich und wis senschaftlich fundiert 
ausgestalten 

Teil der notwendigen Stärkung der professionellen Pflege muss die Einführung eines 
wissenschaftlich fundierten, verbindlichen und bundeseinheitlichen 
Personalbemessungssystems sein. Dies ist Voraussetzung für die sachgerechte 
Festellung einer ausreichenden Personalausstattung in Pflegeeinrichtungen. 

12.  Fachkraftquote von 50 Prozent einhalten 

Die Heimpersonalverordnung legt einen Fachkräfteanteil in stationären Pflegeeinrichtun-
gen von 50 Prozent fest. Bei dieser Quote handelt es sich um eine personelle Mindestan-
forderung, die bei pflegeintensiven Bewohnerinnen und Bewohnern gesteigert werden 
muss. In verschiedenen Berichten des MDS wurde nachgewiesen, dass eine höhere 
Fachkraftquote eine bessere Pflege sichert. So ist z. B. die Versorgungsqualität bei der 
Dekubitusprophylaxe um 40 Prozent besser, wenn Pflegefachkräfte fachgerecht einge-
setzt werden. Dennoch wird selbst die Mindestfachkraftquote von 50 Prozent in zahlrei-
chen Pflegeeinrichtungen bis heute nicht erreicht und ihre Erfüllung auch nicht ausrei-
chend kontrolliert. Insbesondere in den Nacht- und Wochenenddiensten gibt es hier er-
hebliche Mängel. 

Der SoVD fordert zumindest die Fachkraftquote von 50 Prozent zu sichern, um eine qua-
litätsgerechte Betreuung und Pflege zu gewährleisten. Diese Quote muss in allen Ar-
beitsschichten des Einrichtungsbetriebs erfüllt werden. Die Bundesländer sind in ihrer 
Verantwortung für das Heimrecht nach der Föderalismusreform aufgefordert, die durch 
die Heimpersonalverordnung festgelegte Fachkraftquote nicht nach unten zu verändern 
oder die fachlichen Voraussetzungen für eine Einstufung als Pflegefachkraft zu verrin-
gern. Zudem fordert der SoVD, die gesetzlichen Vorgaben des SGB XI zu erfüllen und 
verbindliche Personalbemessungsverfahren einzuführen, die die Einrichtungsträger und 
Leistungserbringer gegenüber den Kostenträgern auch geltend machen können. 
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13.  Solidarische Bürgerinnen- und Bürgerversicheru ng in der Pflege einführen  

Der SoVD setzt sich dafür ein, die Pflegeversicherung zu einer einheitlichen, öffentlich-
rechtlich organisierten Versicherung für alle Bürgerinnen und Bürger weiterzuentwickeln. 
Dabei ist die Pflege-Bürgerversicherung nicht als bloßes Finanz- und Organisationskon-
zept zu verstehen. Vielmehr würden durch ihre Einführung finanzielle Mittel frei, die in 
verbesserte Leistungen der Pflegeversicherung investiert werden könnten. Der SoVD hat 
seine Anforderungen an eine Pflege-Bürgerversicherung in einem detaillierten Positions-
papier zusammengefasst.2 

II. Zusammenfassung: 

Der SoVD unterstützt die grundsätzliche Stoßrichtung sowie viele Einzelforderungen im 
vorliegenden Antrag. Bei einigen Forderungen, wie der Einführung einer 
Dynamisierungsautomatik oder verbesserten Regelungen zur Vereinbarkeit von 
familiärer Pflege und Berufstätigkeit, schlägt der SoVD im Detail andere Maßnahmen vor. 
Seine Forderungen zur einer notwendigen umfassenden Reform der Pflegeversorgung 
hat der SoVD jüngst in dem Positionspapier „Solidarische Pflege-Bürgerversicherung - 
Anforderungen des SoVD an eine leistungsfähige gesetzliche Pflegeversicherung“ 
zusammengefasst.3 

 

Berlin, den 18. September 2014 
 
DER BUNDESVORSTAND  
Abteilung Sozialpolitik 

                                                
2 
http://sovd.de/fileadmin/downloads/presse/druck_solidarische_pflege_buergerversicherung_2013_ohne_beschnitt
zugabe.pdf 
3 Ebenda. 



 

 

 

 

 

 

 
Stellungnahme 

der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di 

zur Öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Gesundheit des Deutschen Bundestages             

am Mittwoch, 24. September 2014 

 

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung:                                                                           
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch            
– Leistungsausweitung für Pflegebedürftige, Pflegevorsorgefonds (5. SGB XI-ÄndG)                 
– BT-Drs. 18/1798 

 
b) Antrag der Abgeordneten Pia Zimmermann, … und der Fraktion DIE LINKE:                        

Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung solidarisch 
weiterentwickeln – BT-Drs. 18/1953 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
Berlin, den 17. September 2014 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di 
Bundesvorstand – Ressort 9 – Bereich Gesundheitspolitik 
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin 
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Vorbemerkung zu allen Anträgen 

 

Pflege muss für alle Menschen, die auf sie angewiesen sind, bezahlbar bleiben. Deshalb hat sich 
die Bundesregierung im Koalitionsvertrag vorgenommen, die Pflegebedürftigkeit besser anzuer-
kennen, um die Situation der Pflegebedürftigen, von Angehörigen und von Menschen, die in der 
Pflege arbeiten, zu verbessern. Ganz vorn haben die Koalitionsparteien die Umsetzung des neu-
en Pflegebedürftigkeitsbegriffs auf der Grundlage der Empfehlungen des Expertenbeirats ge-
nannt. Zudem sollte für Angehörige die Vereinbarkeit von Familie und Beruf besser unterstützt 
und gute Pflege durch qualifiziertes und motiviertes Personal ermöglicht werden. Hierzu sind im 
Koalitionsvertrag u.a. Personalmindeststandards und Maßnahmen in der Ausbildung, wie Kos-
tenfreiheit und erleichterter Wechsel zwischen den Pflegeberufen angekündigt.  

Diese Vorhaben der Großen Koalition werden von ver.di ausdrücklich unterstützt. Alle Versicher-
ten sollen die Gewissheit haben können, dass sämtliche im Pflegefall entstehenden Kosten im 
erforderlichen Maße finanziert sein werden. Nicht der Geldbeutel soll über Umfang und Qualität 
der Pflege entscheiden – von den Leistungen sollen alle im gleichen Maße profitieren. Deshalb 
sieht die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di die umlagefinanzierte Pflegeversicherung 
als eigenständiger Säule der Sozialversicherung als ein Erfolgsmodell an. Die Pflegeversicherung 
hat sich grundsätzlich als solidarisches Sicherungssystem bewährt und genießt in der Bevölke-
rung hohe Akzeptanz. Trotzdem steht die Pflegeversicherung vor einer Reihe aktueller und künf-
tiger Herausforderungen.  

Der Erfolg der Pflegereform muss sich daran messen  lassen, ob für die betroffenen Menschen 
im Pflege- und Betreuungsgeschehen deutliche Verbesserungen erzielt werden. Betroffene sind 
dabei Pflegebedürftige und ihre Angehörigen sowie die Beschäftigten in der Pflege gleicherma-
ßen. 

Ein grundlegendes Problem besteht darin, dass die Pflegeversicherung keine Vollkosten- sondern 
nur eine Teilkostenversicherung ist. Hohe Eigenanteile der Pflegekosten verbleiben auch bei allen 
Leistungsverbesserungen bei den Pflegebedürftigen oder sind vom Sozialhilfeträger zu finanzie-
ren. Soll es zukünftig deshalb nicht zu einer ausgeprägten Mehrklassenpflege in der pflegeri-
schen Versorgung kommen, sind weitergehende Reformschritte erforderlich, um das Pflegerisiko 
insgesamt solidarisch besser abzusichern. Nachhaltig kann Pflege nur finanziert werden wenn 
dies solidarisch und paritätisch geschieht und von der gesamten Bevölkerung und allen Genera-
tionen gleichermaßen getragen wird. Auf der Einnahmeseite bieten dazu Modelle wie die Bür-
gerversicherung und auf der Ausgabenseite die von ver.di vorgeschlagene und finanzierbare 
Pflegevollversicherung gute Ansätze. Diese Wege werden jedoch derzeit von der Bundesregie-
rung noch nicht eingeschlagen.  

Um eine qualitativ gute und menschenwürdige Pflege dauerhaft sicherzustellen, bedarf es Re-
formmaßnahmen, die die Qualität und Struktur der Leistungen für Pflegebedürftige weiterent-
wickeln, die Arbeits- und sonstigen Bedingungen für beruflich Pflegende verbessern, die gute 
Rahmenbedingungen für die in der häuslichen Pflege engagierten Angehörigen darstellen sowie 
die solidarische Finanzierung dauerhaft sichern.  

Einen erheblichen Reformbedarf hinsichtlich der Verbesserung der Qualität und der Leistungen 
in der Pflege sieht die Gewerkschaft ver.di insbesondere für Menschen mit eingeschränkter All-
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tagskompetenz. Hier bietet der vorgelegte Reformvorschlag Teillösungen. ver.di stimmt der 
Bundesregierung zu, dass damit der Bedarf von Menschen mit eingeschränkter Alltagskompe-
tenz nicht befriedigt ist und weitere Reformen, insbesondere die Einführung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs erforderlich sind. Zu dessen Einführung bedarf es wie bei allen großen 
Reformvorhaben allerdings einer konkreten zeitlichen Festlegung, um allen Akteuren eine plan-
bare Perspektive zu ermöglichen. Solche gesetzlichen Vorgaben hat es beispielsweise zur Um-
stellung von tagesgleichen Pflegesätzen auf pauschale Vergütungen in den Krankenhäusern und 
den psychiatrischen Einrichtungen gegeben. Zwar zeigen die dort gewonnenen Erfahrungen, 
dass nicht jeder Reformschritt in der vorgegebenen Zeit erreicht werden konnte. Unbestritten ist 
aber, dass die Zeitvorgaben die Realisierung wesentlich beschleunigt haben.  

 

 

 

 

zu 
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung:                                                                           

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften Buches                                  
Sozialgesetzbuch  – Leistungsausweitung für Pflegebedürftige,                                      
Pflegevorsorgefonds (5. SGB XI-ÄndG)   – BT-Drs. 18/1798 

 

 

Mit dem Gesetzentwurf will die Bundesregierung  

° die Flexibilisierung und den Ausbau von Leistungen zur Stabilisierung der häuslichen 
Pflege, insbesondere durch Kurzzeit- und Verhinderungspflege, Tages- und Nachtpflege, 

° den Ausbau bestehender Betreuungsleistungen in der ambulanten Pflege und Einfüh-
rung von Entlastungsleistungen zugunsten Pflegebedürftiger und ihrer Angehörigen, 

° die Ausdehnung der zusätzlichen Betreuungsangebote nach § 87b in stationären Pflege-
einrichtungen und die Verbesserung der Betreuungsrelation, 

° die Einführung von neuen Entlastungsangeboten u.a. durch Ausbau der Hilfen zur Wei-
terführung des Haushalts,  

° über den für Betreuungs- und Entlastungsangebote vorgesehenen Betrag hinaus Pflege-
bedürftigen künftig auch den ihnen zustehenden ambulanten Sachleistungsbetrag zu-
kommen lassen, der zur Hälfte für niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsange-
bote im Wege der Kostenerstattung flexibel genutzt werden kann, 

° Zuschüsse für Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen und Vereinfachungen der An-
tragsvoraussetzungen bei der Anschubfinanzierung für ambulant betreute Wohnformen 
ausbauen, 

° die Dynamisierung der Leistungsbeträge  sowie 

° den Aufbau eines Pflegevorsorgefonds. 
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Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di begrüßt die Verbesserungen der Leistungen für 
die Pflegebedürftigen und deren Angehörigen. Sie müssen jedoch im Zusammenhang mit der 
Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs stehen. Wie alle großen Reformvorhaben 
müssen Pflegebedürftigkeitsbegriff und neues Begutachtungsassessment (NBA) mit einer klaren 
zeitlichen Perspektive bereits im Gesetzestext ausgewiesen werden, damit sich die Selbstverwal-
tung wie auch die Gutachter des medizinischen Dienstes rechtzeitig auf die Änderungen einstel-
len, erforderliche Vorarbeiten erledigen und Qualifizierungen veranlassen können.  

Ebenso unterstützt ver.di die Auffassung, dass die soziale Pflegeversicherung als umlagefinan-
zierter Zweig der Sozialversicherung auf ein ausgewogenes Verhältnis der Generationen ange-
wiesen ist. Allerdings ist ein Vorsorgefonds bei der Bundesbank kein Instrument, um einen sol-
chen Ausgleich zu erreichen. ver.di schlägt vor, die 0,1 Prozentpunkte nicht bei der Bundesbank 
anzulegen, sondern nachhaltig und generationengerecht in Ausbildung in der Altenpflege zu 
investieren. Damit hätte die Verwendung dieses Betrags Vorteile für alle gesellschaftlichen 
Gruppen, sowie für weitere im Koalitionsvertrag genannte Reformvorhaben, wie eine gemein-
same Ausbildung in den Pflegeberufen. 

 

 

Zeitrahmen für die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs                                     
im Gesetzestext aufnehmen  

In der im Jahr 1995 eingeführten Pflegeteilkostenversicherung wird der geltende verrichtungs-
bezogene Pflegebedürftigkeitsbegriff vielfach kritisiert. Danach haben somatisch, kognitiv und 
psychisch beeinträchtigte Pflegebedürftige keinen ausreichenden Leistungsanspruch. Wesentli-
che Aspekte wie die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben werden ausgeblendet und der Bedarf 
an allgemeiner Betreuung, Beaufsichtigung und Anleitung, insbesondere bei Menschen mit ein-
geschränkter Alltagskompetenz, wird zu wenig berücksichtigt. Die Zuordnung dieser Menschen 
zu einer Pflegestufe 0 wird deren Betreuungs- und Hilfebedarf nicht gerecht.  

Seit langem strebt die Bundesregierung eine Überarbeitung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs an. 
Im Jahr 2006 wurde aus diesem Grund ein Expertenbeirat zur Überprüfung des Pflegebedürftig-
keitsbegriffs beauftragt, konkrete und wissenschaftlich fundierte Vorschläge für einen neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein darauf aufbauendes Begutachtungsverfahren zu erarbeiten. 
Im Jahr 2009 wurde der fertige Bericht des Beirats an die damalige Bundesgesundheitsministerin 
übergeben. Im Jahr 2012 wurde dann erneut ein Beirat beauftragt, Umsetzungsvorschläge vor-
zulegen. Seit Juni 2013 liegt nunmehr auch dessen Abschlussbericht der Bundesregierung vor. 

Mittlerweile gibt es seit fast acht Jahren einen breiten gesellschaftlichen Konsens darüber, den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff sowie das von den Beiräten empfohlene neue 
Begutachtungsassessment (NBA) in der Pflegeversicherung einzuführen. Die wissenschaftlichen 
Grundlagen als auch ein konkreter Zeitplan für die Umsetzung, eine sogenannte „Roadmap“, 
liegen vor. Nunmehr fehlt noch die gesetzliche Grundlage für die Umsetzung in die Praxis.  

Mit dem vorliegenden Referentenentwurf wird nicht das Ziel verfolgt, diese gesetzliche Grundla-
ge zur Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des neuen 
Begutachtungsassessment (NBA) zu schaffen. Dies soll erst in einer zweiten Stufe erfolgen. Es 
werden jedoch Vorziehleistungen eingeführt. Die mit dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff 
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einhergehende Begutachtungssystematik wird derzeit auf ihre Umsetzbarkeit und Praktikabilität 
hin erprobt und wissenschaftlich ausgewertet.  

Notwendig wäre es bereits in dieses Gesetz einen verbindlichen Zeitplan aufzunehmen, mit dem 
geregelt wird, wann welche Umsetzungsschritte für den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff erfol-
gen. Im Gesetzentwurf wird lediglich als Lösung erwähnt, dass der neue Pflegebedürftigkeitsbe-
griff als zweiter Schritt in dieser Legislaturperiode eingeführt wird. Eine Entsprechung im Geset-
zestext selbst, findet sich allerding nicht.  

Somit ist das Gesamtkonzept für die angekündigte umfassende Reform des Elften Sozialgesetz-
buchs noch nicht erkennbar. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - ver.di hält es für erfor-
derlich, dass durch einen im Gesetz festgelegten Zeitplan deutlich gemacht wird, dass die Bun-
desregierung willens ist zu handeln. Die neue Anspruchsgrundlage muss in dieser Legislatur 
auch in der Praxis wirksam werden.  

Der Expertenbeirat hat mit seiner „Roadmap“ deutlich gemacht, dass die Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des neuen Begutachtungsassessments (NBA) mindestens 18 
Monate in Anspruch nehmen werden. Dazu gehört bspw. Curricula für die Gutachter zu entwi-
ckeln, zu pilotisieren und zu evaluieren, entsprechende Qualitätssicherungsverfahren für die Be-
gutachtung und Beratung sowie die notwendige Software zu entwickeln, zu erproben und ein-
zuführen, etc. 1 Berücksichtigt werden müssen auch Schulungsbedarf für Gutachter und Bera-
tungsstellen sowie Richtlinien der Pflegekassen. 

ver.di hat in der Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen, dass die gesetzliche Grund-
lage für den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff im Jahr 2014 geschaffen werden muss. Zu be-
rücksichtigen ist dabei, dass sich die vom Beirat veranschlagte Zeitspanne ab Inkrafttreten eines 
entsprechenden Gesetzes bezieht. Addiert werden muss somit die Phase, die für die Erarbeitung, 
Beratung und Verabschiedung eines Reformgesetzes notwendig ist. ver.di dringt darauf, dass die 
im Koalitionsvertrag versprochene Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des 
NBA in der 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestags umgesetzt ist.   

ver.di fordert die Bundesregierung daher auf, die politischen Weichenstellungen für die Umset-
zung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs vorzunehmen und einen verbindlichen Zeitrahmen 
für die Umsetzung mit Wirkung zum 1. Januar 2015 zu schaffen.  

    

 

Die beste Vorsorge – die höchste Rendite:                                                                                        
Gewinnung von Fachkräften 

Ca. 75 Prozent aller Kosten in der Altenpflege sind Personalkosten, aus diesem Grund ist die 
Investition in Personal am ertragreichsten. Schon heute in bessere Arbeitsbedingungen zu inves-
tierten zeigt sich vor dem Hintergrund der bundesweiten Zunahme an Pflegebedürftigen und 
dem damit verbundenen hohen zusätzlichen Pflegekräftebedarf bis 2030 von rund 325.000 
Vollkräften in der Altenpflege, darunter etwa 140.000 Pflegefachkräfte, als dringend geboten.2 

                                                
1 Dazu gehört die Ermittlung und Festlegung der Äquivalenzziffern für die Gestaltung der Leistungsbeiträ-
ge in der vollstationären Versorgung 
2 Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Der Arbeitsmarkt in Deutschland 2011 – Gesundheits- und Pflegeberufe 
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Der Fachkräftemangel in der Pflegebranche wird somit in den kommenden Jahren immer akuter, 
sofern nicht heute schon gegengesteuert wird. Bereits Ende 2016 fehlen voraussichtlich knapp 
19.000 examinierte Altenpflegefachkräfte, heißt es seitens der Bundesagentur für Arbeit (BA). 
Die Arbeitslosigkeit unter examinierten Pflegern sei in den fünf Jahren von August 2008 bis Au-
gust 2013 um 52 Prozent zurückgegangen. Hingegen sei die Nachfrage nach Pflegefachkräften 
im gleichen Zeitraum um 126 Prozent gestiegen. Im Schnitt der letzten zwölf Monate seien auf 
100 gemeldete Stellen lediglich 39 arbeitslose Altenpflegefachkräfte gekommen, so der Bericht. 
Schon heute können innerhalb von 3 Monaten nur 39 von 100 offenen Stellen in der Altenpfle-
ge besetzt werden.  

Um die jährlich mehr als 10.000 zusätzlichen Pflegefachkräfte zu gewinnen, die benötigt wer-
den, um den Fachkräftemangel abzuwenden, bedarf es somit besonderem Engagement und 
besonderer Strategien. Nur durch die Aufwertung des Pflegeberufs und dessen Ausbildung wird 
in Zukunft dem Fachkräftemangel begegnet werden können. Derzeit befinden sich 59.365 Al-
tenpfleger/-innen in der Ausbildung 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie hat 2013 in einer Broschüre mit dem 
Titel „Chancen zur Gewinnung von Fachkräften in der Pflegewirtschaft“ auf Seite 15 erwähnt: 
„Unter der Annahme, dass der Anteil der Teilzeitbeschäftigten in der Pflege dem Anteil der Teil-
zeitbeschäftigten an allen Beschäftigten – dieser entspricht 34,5 % - angeglichen werden könn-
te, würde sich die Zahl der in Vollzeit beschäftigten um knapp 48.000 im ambulanten und 
knapp 77.500 im stationären Bereich (zusammen 125.500 VZÄ) erhöhen.“ 

Die starke Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung in Pflegeberufen dürfte nur zum Teil durch per-
sönliche Lebensumstände der Beschäftigten erklärbar zu sein, beispielsweise die Betreuung von 
Kindern. Die hohe Teilzeitquote scheint vielmehr vor allem Ergebnis eines veränderten Arbeits-
platzangebotes der Einrichtungen und einer durch Unterbesetzung verursachten chronischen 
Überlastung des Pflegepersonals zu sein. Die steigende Arbeitsbelastung veranlasst wiederum 
Pflegekräfte, ihre Arbeitszeit zu reduzieren, um gesundheitliche Schäden zu vermeiden bzw. 
nicht zu verschlimmern. Das ist ein zentraler Grund dafür, dass die Teilzeitquote bei Pflegekräf-
ten fast doppelt so hoch ist wie die der übrigen Beschäftigten im Gesundheitswesen. Sie beträgt 
in der ambulanten Pflege 75 Prozent und in der stationären Pflege 67 Prozent. 

Personalabbau und Arbeitsverdichtung haben bereits negative Auswirkungen auf die Ausbildung 
und die Attraktivität der Pflegeberufe, wie der „Ausbildungsreport Pflegeberufe 2012“ dok u-
mentiert. Für einen Großteil der Auszubildenden stellt das Arbeiten unter Zeitdruck eine große 
Belastung dar, und nur rund die Hälfte würde ihrem Freund oder ihrer Freundin eine Ausbildung 
in einem Pflegeberuf empfehlen. Angesichts des Fachkräftemangels wäre zu vermuten, dass 
eine unbefristete Übernahme in Vollzeit kein Problem darstellt. Leider ist dem nicht so: Die Be-
fragungsergebnisse aus dem Jahr 2012 zeigen, dass die Ungewissheit groß und die Beschäfti-
gungsperspektiven unterschiedlich sind.3 

Nicht zuletzt muss gute Pflege auch gut bezahlt werden. ver.di macht sich dafür stark, dass in 
Vollzeit beschäftigte Pflegefachkräfte monatlich mindestens 3.000 Euro brutto verdienen. Zur-
zeit beträgt das Durchschnittseinkommen aller Pflegeberufe 2.410 Euro. Examinierte Altenpfle-
gerinnen liegen mit durchschnittlich 2.190 Euro deutlich darunter (WSI Tarifarchiv 2012). Das ist 
angesichts der hohen Belastung und Verantwortung nicht hinnehmbar.  

                                                
3  Ausbildungsreport Pflegeberufe 2012, www.gesundheit-soziales.verdi.de/ueber-uns/jugend 
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Zum Vergleich: Im Durchschnitt aller Branchen verdiente ein Vollzeitarbeitnehmer im vergange-
nen Jahr 3.462 Euro brutto im Monat.4 

Das Pflege-Neuausrichtungsgesetz (PNG), das seit dem 1. Januar 2013 in Kraft ist, sollte u.a. 
dazu beitragen, die Rahmenbedingungen für die Arbeit der Pflegekräfte zu verbessern. Bezogen 
auf die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Pflegekräfte hat das Gesetz statt Verbesserungen 
deutliche Verschlechterungen gegenüber dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz von 2008 ge-
bracht. Die Zahlung der ortsüblichen Vergütung als  Zulassungsvoraussetzung für Pflegeeinrich-
tungen (§ 72 SGB XI) wurde auf Fälle begrenzt, in denen kein Mindestlohn wirksam ist. Eine 
Verbesserung der Finanzierung der Ausbildung (zum Beispiel analog der Gesundheits- und Kran-
kenpflege) wurde nicht in das Gesetz aufgenommen. Es gab keine Personalbemessung zur Ver-
besserung der Versorgungsqualität und keine Lösung für den Fachkräftemangel. Stattdessen 
wurde der vermehrte Einsatz von Hilfskräften gefördert.  

Aus Sicht der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft lassen sich mehr Menschen für das Ausbil-
dungs-, Berufs- und Beschäftigungsfeld Altenpflege dann gewinnen, wenn sich die beruflichen 
Perspektiven und die Ausbildungsbedingungen insgesamt deutlich besser darstellen. In diesem 
Zusammenhang erachtet es ver.di für sinnvoller, die 1,2 Mrd. Euro  bzw. 1.31 Mrd. Euro (ab 
2018) jährlich, die in den angekündigten Pflegeversorgungsfonds zur Abfederung zukünftiger 
Beitragssatzsteigerungen fließen sollen, bereits heute in die Altenpflegeausbildung zu investie-
ren.  

Die jährlichen Ausbildungskosten für eine Auszubildende, einen Auszubildenden in der Alten-
pflege werden auf durchschnittlich 17.236 Euro beziffert.5 Damit betragen die Ausbildungskos-
ten für eine dreijährig ausgebildete examinierte Fachkraft ca. 51.708 Euro. Mit den 1,2 Mrd. 
Euro, die jährlich in den Vorsorgefonds fließen könnten pro Jahr fast 70.000 Ausbildungsplätze 
finanziert werden. Das sind etwa 10.000 Ausbildungsplätze mehr als bisher angeboten. Investi-
tionen zur Beseitigung des Fachkräftemangels lohnen sich zeitnah und nicht nur erst ab dem 
Jahr 2035 in dem begonnen wird, den Kapitalstock zu verwenden.6  Zudem fließen aus dem 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitseinkommen mehr als 19 Prozent allein auf Arbeitnehmer-
seite zurück in die Sozialversicherung. Die von ver.di erhobene Kritik an der Nützlichkeit des 
Pflegevorsorgefonds wird zusätzlich gestützt durch die Bewertung der Bundesbank, die Zweifel 
an der Nachhaltigkeit einer kollektiven Vermögensbildung unter staatlicher Kontrolle erhebt.7 

 

 

 

Zum gesamten Referentenentwurf verweisen wir zudem auf die von allen Mitgliedsgewerkschaf-
ten getragene Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB). 

 

                                                
4 Quelle: Destatis, 3. Quartal 2013, ohne Zulagen 
5 vgl. Ergebnisbericht zum Forschungsgutachten des Wissenschaftlichen Instituts der Ärzte Deutschlands 
(WIAD) gem. e.V. zur Finanzierung eines neuen Pflegeberufegesetzes im Auftrag des Bundesministerium 
für Gesundheit (BMG) und des Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) - 
überarbeitete Fassung vom 14. Oktober 2013  
6 s.a. ver.di Stellungnahme zu Kapitel 14 SGBXI 
7Monatsbericht 03/2014 der Bundesbank 
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Im Einzelnen nimmt ver.di wie folgt Stellung:  

 

 

Geplante Leistungsverbesserungen  

§§ 38a, 39, 40, 41, 42, 45b, 45c, 45d, 45e, 123 Sozialgesetzbuch XI 

 

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf sollen Pflegebedürftige und ihre Angehörigen die Möglich-
keit erhalten, sich künftig flexibler in Abstimmung mit Pflegediensten auf die Leistungen zu ver-
ständigen, die sie individuell benötigen und entsprechend ihrer Wünsche auswählen können. 
Damit werden die Wahlmöglichkeiten bei der Gestaltung und Zusammenstellung des von ihnen 
gewünschten Leistungsangebots in der Kurzzeit- und Verhinderungspflege sowie in der Tages- 
und Nachtpflege gestärkt. Geplant ist auch der Ausbau der Hilfen zur Weiterführung des Haus-
halts (u.a. im Sinne der sog. Umwidmung des halben Sachleistungsbudgets). Vor dem Hinter-
grund, dass der Wunsch vieler Pflegebedürftiger groß ist, möglichst lange in der vertrauten 
Häuslichkeit verbleiben zu können, sind flexiblere niedrigschwellige Betreuungs- und Entlas-
tungsangebote vorgesehen. Dies soll im Wege der Kostenerstattung erfolgen.  

Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen sollen durch Zuschüsse unterstützt werden. Ebenso 
beinhaltet der Entwurf die Streichung der Antrags-Deadline sowie die Vereinfachungen der An-
tragsvoraussetzungen bei der Anschubfinanzierung für ambulant betreute Wohnformen.  

Insgesamt werden diese Maßnahmen von ver.di begrüßt. Sie führen zu raschen Leistungsverbes-
serungen, bedürfen jedoch zwingend der Ergänzung durch die zeitnahe Umsetzung des Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs. Zu achten ist auch darauf, dass nicht auf erforderliche Fachpflegeleistun-
gen verzichtet wird und ein Verschiebebahnhof zwischen professioneller Pflegearbeit und nied-
rigschwelliger Betreuungsarbeit entsteht. Die Leistungen müssten daher on Top gewährt wer-
den. Die Lösung könnte auch in einem Sachleistungsbezug liegen. 

 

 

Vergütungszuschläge für Pflegebedürftige mit erheblichem allgemeinem Betreuungs-
aufwand 

§87b SGB XI 

Der Referentenentwurf sieht die Aufstockung von Betreuungspersonal nach §87b SGB XI in der 
Pflege vor. Dadurch sollen ca. 21.000 zusätzliche Betreuungskräfte in stationären und teilstatio-
nären Pflegeeinrichtungen eingestellt werden. Der Betreuungsschlüssel verbessert sich damit von 
24:1 auf 20:1.  

Diese Maßnahme wird von ver.di begrüßt. Mit der geplanten Ausweitung des Betreuungsange-
botes auf alle Pflegebedürftigen im voll- und teilstationären Bereich wird den Forderungen des 
Expertenbeirats zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs Rechnung 
getragen.  

Der Einsatz von Betreuungskräften trägt jedoch nicht zur Abwendung des Fachkräftemangels 
bei. Aufgabenspektrum und Qualifikation der zusätzlichen Betreuungskräfte in stationären Pfle-
geeinrichtungen sind in der Richtlinie nach § 87b Abs. 3 SGB XI (Betreuungskräfte-Rl) vom 19. 
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August 2008 in der Fassung vom 6. Mai 2013 klar und eindeutig geregelt. Demnach ist Aufgabe 
der Betreuungskräfte u. a. Betroffene in enger Kooperation mit den Pflegekräften bei alltägli-
chen Aktivitäten wie Spaziergängen, Gesellschaftsspielen, Lesen, Basteln usw. zu begleiten und 
zu unterstützen. 8 Es handelt sich dabei nicht um originäre Pflegetätigkeiten. Vielmehr unterstüt-
zen Betreuungskräfte vorwiegend das therapeutische Angebot.  

 

 

Dynamisierung von Leistungen  

§30 SGB XI 

Es wird eine Leistungsdynamisierung vorgesehen. Bislang wurden seit Einführung der gesetzli-
chen Pflegeversicherung im Jahre 1995 bis zum Jahr 2008 keine Leistungsanpassungen vorge-
nommen. Somit ist ein schleichender Realwertverlust durch Inflation und Kostensteigerungen im 
Pflegebereich entstanden. Parallel dazu erhöhte sich kontinuierlich der Eigenanteil der Pflegebe-
dürftigen.  

Prof. Rothgang, Universität Bremen, hat dargelegt: „In der stationären Pflege übersteigt der 
insgesamt aufzubringende Eigenanteil die Pflegeversicherungsleistungen inzwischen die Pflege-
versicherungsleistungen in allen Pflegestufen deutlich, und auch bei den rein pflegebedingten 
Kosten, die gemäß der ursprünglichen Planung bei Einführung der Pflegeversicherung vollstän-
dig von der Versicherung übernommen werden sollten, betrugen die durchschnittlichen Eigen-
anteile Ende 2011 bereits monatlich 346 Euro (Pflegestufe I), 532 Euro (Pflegestufe II) bzw. 760 
Euro (Pflegestufe III).“9 Auf diesem Wege wurde eine zunehmende Privatisierung der Kosten 
herbeigeführt, die maßgeblich zu Lasten von Pflegebedürftigen, deren Angehörigen und den 
beruflich Pflegenden geht. Die Pflegeversicherung wurde somit in der Vergangenheit immer 
mehr entwertet.  

Die Pflege ist personalintensiv, ca. 75 bis 80 Prozent der Kosten sind Personalkosten. Die Einrich-
tungen in der Pflege haben ihre Effizienzgewinne und Innovationsspielräume der vergangenen 
Jahre in starkem Maße auf Kosten der Beschäftigten ausgeschöpft – mit der Konsequenz von 
Personalreduzierung, Qualitätsproblemen, Leistungsintensivierung und schlechten Arbeitsbedin-
gungen. So sagen dreiviertel der Beschäftigten in den Pflegeberufen, sie können sich nicht vor-
stellen, ihre Tätigkeit bis zur Rente auszuüben. Dieser Wert hat sich seit 2008 (51 Prozent) weiter 
verschlechtert und betrug 2012 74 Prozent (vgl. Ergebnisse einer Sonderauswertung der bun-
desweiten Repräsentativumfrage zum DGB-Index Gute Arbeit 2012).10  

Aufgrund der demografischen Entwicklung nehmen die Herausforderungen in der Pflege weiter 
zu. Schon heute besteht ein Mangel an Fachkräften. Vor dem Hintergrund der bundesweiten 
Zunahme an Pflegebedürftigen wird mit einem hohen zusätzlichen Pflegekräftebedarf bis 2030 
von rund 325.000 Vollkräften in der Altenpflege, darunter etwa 140.000 Pflegefachkräfte ge-
rechnet (Bundesagentur für Arbeit, Der Arbeitsmarkt in Deutschland 2011 – Gesundheits- und 
Pflegeberufe).  

 

                                                
8 GKV Spitzenverband, Pflege Richtlinien zu §87b SGB XI Stand 06.05.2013 
9 Barmer-GEK Pflegereport-2013  
10 verdi-gute-arbeit.de 
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Im Gesetzentwurf heißt es, dass die Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Januar 2015 um 4 
Prozent angehoben werden, um die Entwicklung der Preise in den letzten drei Jahren zu berück-
sichtigen. ver.di kritisiert, dass die angestrebte Dynamisierung von 4 Prozent zu gering ausfällt, 
der durch die fehlende bzw. unzureichende Dynamisierung entstandene Kaufkraftverlust wird 
unzureichend ausgeglichen, womit zu befürchten ist, dass die Pflegeversicherung dauerhaft 
entwertet bleibt.   

ver.di sieht es als dringend geboten an, den entstandenen Kaufkraftverlust mit den durch die 
geplante Beitragssatzerhöhung von 0,5 Prozent zukünftig zur Verfügung stehenden Finanzmit-
teln auszugleichen und für die Zukunft entsprechend der Regelung in § 30 SGB XI zu gewähr-
leisten, dass der Kaufkraftverlust in regelmäßigen Abständen erhoben und in voller Höhe ver-
pflichtend ausgeglichen wird.  

 

 

Bildung eines Pflegevorsorgefonds 

Vierzehntes Kapitel SGB XI   

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass 0,1 Beitragssatzpunkte jährlich in eine Rücklage unter dem 
Namen  „V orsorgefonds der sozialen Pflegeversicherung“ fließen, der von der Bundesbank ver-
waltet wird. Die Zuführung von Mitteln in Höhe von 0,1 Beitragssatzpunkten in den Vorsorge-
fonds führt bezogen auf das Jahr 2015 zu Mehrausgaben von rund 1,21 Milliarden Euro. Bis 
2018 steigt der Betrag auf 1,31 Milliarden Euro. 

Die Bundesregierung unterstreicht, dass die soziale Pflegeversicherung als umlagefinanzierter 
Zweig der Sozialversicherung auf ein ausgewogenes Verhältnis der Generationen angewiesen 
ist. Diese Auffassung wird auch von ver.di unterstützt. Allerdings hält die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft einen Vorsorgefonds bei der Bundesbank für einen falschen Weg. Dieser 
Fonds ist nicht nachhaltig und gaukelt lediglich Generationengerechtigkeit vor.  Gegenüber dem 
Referentenentwurf wurde das Anlagerisiko sogar noch weiter erhöht. So ist ab dem Jahr  2035 
über einen Zeitraum von höchstens 10 Jahren – also bis 2045 - eine Anlage in Aktien und Ak-
tienfonds abzubauen. Im Referentenentwurf war noch vorgesehen, dass Anlagen in Aktien oder 
Aktienfonds spätestens zum 31. Dezember 2030 nicht mehr Bestandteil des Portfolios sein dür-
fen. 

 

ver.di kritisiert diesen spekulativen Umgang mit Sozialversicherungsbeiträgen. Die Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft schlägt anstelle des Vorsorgefonds einen anderen Weg vor, der 
nachhaltig und generationengerecht ist.  

Die 0,1 Prozentpunkte sollen nicht bei der Bundesbank angelegt, sondern in Ausbildung in der 
Altenpflege investiert werden. Analog der Regelungen in § 17 a KHG soll die Finanzierung der 
Ausbildungsvergütung und Praxisanleitung in der Altenpflege und Altenpflegehilfe in  § 82a 
SGB XI durch die Pflegeversicherung erfolgen.  Damit hätte die Verwendung dieses Betrags 
mehrere Vorteile für alle gesellschaftlichen Gruppen, sowie für weitere Reformvorhaben: 

1. Die prognostizierte Zunahme der Pflegebedürftigen erfordert eine kontinuierlich anstei-
gende größere Zahl von Pflegefachkräften. Es kann nicht davon ausgegangen werden, 
dass diese Fachkräfte 2030 und in den Folgejahren aus einer immer kleiner werdenden 
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Zahl von Schulabgängern gewonnen werden können. Ebenso wenig ist der Bedarf aus 
dem Ausland zu decken. Es ist daher erforderlich bereits heute die Ausbildungsanstren-
gungen zu verstärken. In der Krankenpflege hat die Änderung im Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz (§ 17a KHG) unter der damaligen Großen Koalition zu einem erhöhten Aus-
bildungsangebot geführt. Damit konnten erstmals nach Jahren des Rückgangs im Jahr 
2011 mehr  Absolventen mit bestandener Abschlussprüfung an den Krankenpflegeschu-
len verzeichnet werden. Aufgrund der Erfahrungen in der Krankenpflege könnten die er-
forderlichen Fachkräfte im Beruf der Altenpflege aufbauend gewonnen werden. Mit ei-
nem Fonds, der erst im Jahr 2035 zur Ausschüttung kommt, stünden diese Fachkräfte 
nicht zur Verfügung 

2. Die Maßnahme bietet zudem bereits in den nächsten Jahren die Grundlage für eine 
deutliche Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Wie bereits oben erwähnt meinten 
2012  74 Prozent der Pflegekräfte, dass sie unter den derzeitigen Anforderungen Ihre 
jetzige Tätigkeit  nicht bis zum Rentenalter ausüben können. 2008 gaben 51 Prozent an, 
dass sie es voraussichtlich nicht bis zum Rentenalter schaffen würden (DGB-Index für gu-
te Arbeit). Mehr Fachkräfte in Verbindung mit verbesserter Prozessorganisation in den 
Einrichtungen führen zu weniger Arbeitsbelastung und mehr Arbeitszufriedenheit. Damit 
wird die Attraktivität des Berufs  deutlich erhöht. 

3. Die junge Generation profitiert sofort durch ein größeres Ausbildungsplatzangebot in 
der Altenpflege. 0,1 Prozentpunkte reichen aus, die Kosten der praktischen Ausbildung 
für mehr als 70.000 Auszubildende gem. § 82a SGB XI zu finanzieren. Die Länder finan-
zieren derzeit den schulischen Anteil mit ~212 Mio. Euro. (Prognos, wiad, Forschungs-
gutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberufegesetzes im Auftrag: Bundesminis-
terium für Gesundheit –BMG, Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend –BMFSFJ), Bonn, Berlin, Düsseldorf, überarbeitete Fassung vom 14. Oktober 2013 – 
Übersicht 2.3, Seite 11). Rechnerisch würde sich der schulische Anteil in den Ländern 
durch die höhere Ausbildungszahl um ~30 Mio. Euro erhöhen. Allerdings stünden vor-
handene berufsbildende Schulen und deren Lehrkräfte aufgrund sinkender Ausbildungs-
zahlen in anderen Ausbildungsgängen der BBiG-Berufe zur Verfügung.   

4. Für die Pflegeeinrichtungen wird in allen Bundesländern der Anreiz verstärkt Ausbil-
dungsplätze in der Altenpflege anzubieten. Lediglich in vier Bundesländern (BaWü, NRW, 
R-Pf, SL) werden bisher die Kosten für die praktische Ausbildung auf alle Pflegeeinrich-
tungen umgelegt. In allen anderen Bundesländern werden diese Kosten gem. § 82a, 
Abs. 2 SGB XI nur von den ausbildenden Pflegeeinrichtungen erhoben und in der Vergü-
tungsvereinbarung zusätzlich ausgewiesen. Damit erhöht sich derzeit für alle Pflegebe-
dürftigen dieser Einrichtung das Entgelt. Ausbildende Pflegeheime haben somit aktuell 
einen Wettbewerbsnachteil gegenüber Einrichtungen, die nicht ausbilden. Dieser Nach-
teil würde entfallen. In der Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive Altenpflege wurde 
die Vereinbarung getroffen, dass in allen Ländern geprüft werden soll, ob ein Umlage-
verfahren zur Finanzierung der Ausbildungsvergütung in der Altenpflege eingeführt 
werden kann. Dies zeigt den bestehenden Handlungsbedarf auf. 

5. Die Beitragszahler profitieren durch mehr sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze.  
Auszubildende und spätere Arbeitnehmer/-innen in der Altenpflege finanzieren mit ihren 
Sozialversicherungsbeiträgen unser gesamtes Sozialsystem. Damit gewinnt nicht nur die 
soziale Pflegeversicherung, sondern auch das umlagefinanzierte Sozialsystem insgesamt.  
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6. Mit der vorgeschlagenen Maßnahme werden nicht nur Verwerfungen durch unter-
schiedliche Regelungen in den Bundesländern beseitigt, sondern auch eine Anpassung 
der Finanzierung der praktischen Altenpflegeausbildung an die der Gesundheits- und 
Krankenpflege vorgenommen. Ebenso ist die zwischen den Regierungsparteien verein-
barte Mindestpersonalbesetzung leichter in der Praxis umsetzbar, wenn Fachpersonal in 
ausreichender Zahl vorhanden ist. 

 

 

 

 

Erforderliche Nachjustierungen  

Zusätzlich zu den im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen hält es ver.di für erforderlich, im 
laufenden Verfahren Nachjustierungen vorzunehmen, um unter geänderten Rahmenbedingun-
gen   

- die Zulassung zur Pflege durch Versorgungsvertrag weiterhin an die Zahlung einer orts-
üblichen Vergütung zu knüpfen 

- das Wunsch und Wahlrecht von Pflegebedürftigen auf ambulante Versorgung auch im 
Falle des Bezugs von Hilfe zur Pflege zu stärken 
 
 

§ 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 SGB XI sollte wie folgt geändert werden: 

 
„2.  die Gewähr für eine leistungsfähige und wirtschaftliche pflegerische Versorgung bieten 

sowie Arbeitsvergütung entsprechend der Verordnung über Mindestentgeltsätze auf-
grund des Gesetzes über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend ent-
sandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
(Arbeitnehmerentsendegesetz), mindestens aber die ortsübliche Arbeitsvergütung an ihre 
Beschäftigten zahlen,“  

 

Begründung: Mit dieser Änderung wird gewährleistet, dass auch künftig die Zulassung zur Pfle-
ge durch Versorgungsvertrag an die Zahlung einer ortsüblichen (in der Regel tariflichen oder der 
tariflichen Vergütung vergleichbaren) Vergütung gebunden ist.  

Nach der seit 2012 geltenden Regelung müssen Pflegeeinrichtungen für Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen, die von der Mindestlohnregelung erfasst sind, keinen Nachweis mehr führen, 
dass eine ortsübliche Vergütung erfolgt. Kassen müssen unabhängig von der Bezahlung des 
Personals einen Versorgungsvertrag mit der Einrichtung abschließen, wenn die übrigen Voraus-
setzungen erfüllt sind. Sie haben weder eine Pflicht, noch ein Recht darauf einen Nachweis für 
diese Beschäftigten zu verlangen. Die Kasse kann einen Versorgungsvertrag sogar dann nicht 
verweigern, wenn (widerrechtlich) eine Bezahlung der Pflegekräfte unterhalb des Mindestlohns 
erfolgt. Somit wird Billigkonkurrenz zu gut geführten und hochwertigen Einrichtungen wachsen. 
Dies führt zu Wettbewerbsverzerrungen mit Belegungseinbrüchen bei tarifgebundenen Einrich-
tungsträgern.  
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§19 Abs.6 SGB XII sollte wie folgt geändert werden: 

"Der Anspruch der Berechtigten auf Leistungen für Pflegeeinrichtungen, Pflegediensten oder auf 
Pflegegeld steht, soweit die Leistung den Berechtigten erbracht worden wäre, nach ihrem Tode 
demjenigen zu, der die Leistung erbracht oder die Pflege geleistet hat." 

 

Begründung:  

In §19 Abs.6 SGB XII heißt es bisher "Der Anspruch der Berechtigten auf Leistungen für Einrich-
tungen oder auf Pflegegeld steht, soweit die Leistung den Berechtigten erbracht worden wäre, 
nach ihrem Tode demjenigen zu, der die Leistung erbracht oder die Pflege geleistet hat." 
ist geregelt, dass in einem solchen Falle die Sozialhilfe die Kosten übernimmt. Nach der Recht-
sprechung - BSG, Urteil vom 13. 7. 2010 - B 8 SO 13/09 R bezieht sich diese Vorschrift aus-
schließlich auf Pflegeheime. Pflegedienste haben die entstehenden Ausfallkosten selbst zu tra-
gen. In der Folge wird diese Personengruppe ambulant pflegerisch entweder  

- nur unter Vorliegen einer vorläufigen Kostenzusage des Sozialamtes oder  
- nicht versorgt, weil der Pflegedienst nicht bereit ist dieses finanzielle Risiko zu tragen. 

Um einer drohenden Unterversorgung zu entgehen, bleibt den Hilfebedürftigen in diesem Falle 
nur der Einzug in ein Pflegeheim. Dem Sozialhilfeträger entstehen dadurch erhöhte Aufwen-
dungen wegen eines Heimaufenthalts. Ebenso wird das Wunsch und Wahlrecht des Betroffenen 
eingeschränkt. Durch die vorgeschlagene gesetzliche Klarstellung wird bewirkt, dass sowohl 
ambulante, wie auch stationäre pflegerische Einrichtungen erfasst sind. 
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b) Antrag der Abgeordneten Pia Zimmermann, … und der Fraktion DIE LINKE:                        
Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung               
solidarisch weiterentwickeln – BT-Drs. 18/1953 

 
 
Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di setzt sich für die Verbesserung der Leistungen 
für Pflegebedürftige, pflegende Angehörige sowie für verbesserte Rahmenbedingungen beruf-
lich Pflegender ein. Der vorliegende Antrag enthält viele Vorschläge, die an die Bewertung von 
ver.di zum Fünften SGB XI-Änderungsgesetz anknüpfen. 

Auch ver.di hält es für geboten, das Teilleistungssystem in der Pflege auf den Prüfstand zu stel-
len. Die Einführung der gesetzlichen Pflegeversicherung im Jahr 1994 war ein Meilenstein. Sie 
hat Pflegebedürftige aus der Sozialhilfeabhängigkeit geführt und zur Entwicklung einer Pflege-
infrastruktur beigetragen.  Als Teilkostenversicherung stößt  sie allerdings an Grenzen. Inzwi-
schen  nehmen Versorgungs- und Qualitätsdefizite zu. Auch die finanziellen Belastungen sind 
für viele Pflegebedürftige – vor allem für Frauen - zu hoch, weil nur ein Teil der Kosten solida-
risch getragen wird. Die Abhängigkeit von Hilfe zur Pflege wächst.  

Der Zugang zu den pflegerischen Dienstleistungen hängt somit vom individuellen Einkommen 
oder von privaten Finanzierungsquellen ab. Dies führt dazu, dass immer mehr pflegebedürftige 
Menschen auf staatliche Hilfe angewiesenen sind. Sowohl private Haushalte mit Pflegebedürfti-
gen  als auch Städte und Landkreise stoßen an ihre finanziellen Grenzen.  

Mit einem Gutachten „Vollversicherung in der Pflege – Quantifizierung von Handlungsoptio-
nen“ Lüngen, Osnabrück, 2012, hat ver.di den  Anstoß gegeben, die Weiterentwicklung der 
Pflegeversicherung zu einer Vollversicherung zu prüfen. Dabei sollen die erbrachten Leistungen, 
analog zur gesetzlichen Krankenversicherung, auch in der Pflegeversicherung ausreichend, 
zweckmäßig und wirtschaftlich ausgestaltet sein. Das Maß des Notwendigen soll nicht über-
schritten werden. Die Pflegevollversicherung könnte zudem als paritätisch finanzierte Bürgerin-
nen- und Bürgerversicherung auf ein solides Fundament gestellt werden. Frauen profitieren am 
meisten von einer Pflegevollversicherung. Sie haben im Pflegefall etwa doppelt so hohe Auf-
wendungen wie Männer.   

ver.di teilt die Forderungen nach dringender Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegrif-
fes anhand eines konkreten Zeitplanes sowie jene nach einer ausreichenden Finanzierung der 
Leistungen. Die Einführung einer Pflege-Bürgerversicherung ist dazu der richtige Weg. ver.di hat 
hierzu gemeinsam mit allen DGB Gewerkschaften eigene Vorschläge entwickelt, die in eine ähn-
liche Richtung gehen. 

Unterstützt wird ebenfalls die Stärkung der Rolle der Kommunen, um die pflegerische Versor-
gung vor Ort bedarfsgerecht auszugestalten. 

Auch die Forderung, gemeinsam mit den Ländern gezielte Maßnahmen gegen den Personal-
mangel in der Pflege zu ergreifen, wird von ver.di geteilt. Die Einführung einer bundesweit ab-
gestimmten gesetzlichen Personalbemessung, die dem tatsächlichen Bedarf in der Pflege gerecht 
wird, fordert ver.di seit langem. Dabei ist zwingend darauf zu achten, dass die Lohn- und Ar-
beitsbedingungen den erheblichen physischen und psychischen Anforderungen entsprechen. 

Die Forderungen nach verbesserten Rahmenbedingungen im Sinne von erweiterten Freistel-
lungsmöglichkeiten inklusive Lohnersatzleistungen für pflegende Angehörige werden von ver-di 
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unterstützt und mitgetragen. Hierzu gibt ver.di im Rahmen des Gesetzentwurfes der Bundesre-
gierung zum Pflegezeitgesetz eine gesonderte Stellungnahme ab. 

Die vorgeschlagenen Verbesserungen der rentenrechtlichen Anerkennung von Pflege werden 
ebenfalls begrüßt. Wer eine längere Zeit für die Pflege von Angehörigen seine Erwerbstätigkeit 
einschränkt darf in Bezug auf die Höhe der Rentenanwartschaften keine Nachteile erleiden. Die 
Grundlage der Berechnung der Anwartschaften darf nicht der Grad der Pflegebedürftigkeit der 
zu pflegenden Person sein. Die Zeiten der Pflege müssten sich – analog zur Elternzeit - renten-
begründend und rentensteigernd auswirken. Als Berechnungsgrundlage müsste daher – ähnlich 
wie beim Elterngeld - der Durchschnittsverdienst aller Versicherten herangezogen werden. 
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Öffentliche Anhörung am 24.9.2014 zu 
 
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung  

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elfte n Buches Sozialgesetz-
buch – Leistungsausweitung für Pflegebedürftige, Pflegevor sorgefonds  
(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz – 5. SGB XII-ÄndG) 
BT-Drs. 18/1789 

b) Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung solida-
risch weiterentwickeln 
BT-Drs. 18/1953 
 
 

Sehr geehrter Herr Dr. Franke, 
 
für die Einladung zur öffentlichen Anhörung am 24.9.2014 sagen wir herzlichen Dank. Die 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände wird in der Anhörung vertreten wer-
den durch Frau Beigeordnete Dr. Irene Vorholz vom Deutschen Landkreistag.  
 
Vorab nehmen wir gerne wie folgt schriftlich Stellung. Dies erfolgt zum einen aus Sicht der 
Landkreise und kreisfreien Städte als örtliche Sozialhilfeträger, die für die Hilfe zur Pflege 
und die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen verantwortlich sind. Zum andern wid-
men die Kommunen insgesamt der pflegerischen Versorgung ihrer Bürgerinnen und Bürger 
ein besonderes Augenmerk.  
 
Zu a) 
Gesetzentwurf der Bundesregierung: Fünftes SGB XI-Änd erungsgesetz  
 
1. Grundsätzliche Bewertung 
 
Grundsätzlich begrüßen wir, dass die Versorgung pflegebedürftiger Menschen, und zwar 
insbesondere solcher mit eingeschränkter Alltagskompetenz und allgemeinem Betreuungs-
bedarf, erleichtert bzw. verbessert werden soll. Dazu gehört vor allem auch, dass der Ver-
bleib im gewohnten Umfeld stärker gefördert wird. Aufgrund der demografischen Entwicklung 
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und der sich verändernden Strukturen auch familiärer Unterstützungssysteme liegen hier 
große Herausforderungen für die Zukunft. 
 
Insofern sind die vorgesehenen Leistungsverbesserungen positiv zu würdigen.  
 
Mit Blick auf die an verschiedenen Stellen der Begründung zu findende Darstellung, der 
Entwurf setze wesentliche Vorschläge des Expertenbeirats zur konkreten Ausgestaltung des 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs um, geben wir zu bedenken, dass der eigentliche Vor-
schlag des Expertenbeirats, eben die Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs, 
nach wie vor nicht umgesetzt ist. Es verstärkt sich daher unsere schon beim Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetz geäußerte Sorge, dass die neuerlichen Leistungsverbesserungen 
die leistungsrechtliche Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs erschweren und 
Mittel binden, die später dann kaum zur Verfügung stehen werden. Wir begrüßen insoweit 
die wiederholten Zusicherungen des Bundesgesundheitsministers sowie der pflegepoliti-
schen Sprecher der Regierungsfraktionen, dass der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff im Jahr 
2016 eingeführt werden solle. 
 
2. Anpassung an die Preisentwicklung  
 
Die Anpassung der Sach- und Geldleistungen der Pflegeversicherung an die Preisentwick-
lung ist grundsätzlich richtig. Die schleichende Abwertung der Leistungen der Pflegeversi-
cherung wurde von den pflegebedürftigen Menschen bzw. im Fall von deren Hilfebedürftig-
keit von der Sozialhilfe aufgefangen.  
 
Es erschließt sich uns jedoch nicht, wieso lediglich die Entwicklung der letzten drei Jahre 
berücksichtigt werden soll. Zugleich befürworten wir eine regelhafte Dynamisierung der Leis-
tungen. 
 
3. Leistungen für stationär betreute behinderte Mensch en  
 
Erstmals seit 1996 soll die Leistung der Pflegekasse für Pflegebedürftige in Behindertenein-
richtungen nach § 43a SGB XI angehoben werden, allerdings nur geringfügig von 256 € auf 
266 €. Dies gleicht nicht einmal die Preisentwicklung aus.  
 
Vorrangig möchten wir jedoch unsere grundlegenden Bedenken gegenüber der Beibehaltung 
der Regelung der §§ 13 Abs. 3, 43a SGB XI wiederholen. Menschen mit Behinderungen 
werden bei vollstationärer Unterbringung in einer Behinderteneinrichtung trotz vollständiger 
und gleichberechtigter Einbeziehung in die Beitragspflicht die Leistungen der gesetzlichen 
Pflegeversicherung nach wie vor weitgehend vorenthalten. Dies steht in eklatantem Wider-
spruch nicht nur zum Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz, sondern 
auch zur Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen, die seit mittlerweile fünf Jah-
ren von Deutschland ratifiziert und in Bundesrecht überführt worden ist.  
 
Die rechtliche Ungleichbehandlung nach dem Wohnort bzw. der leistungsrechtlichen Klassi-
fizierung der Einrichtung ist unzulässig und muss dringend aufgehoben werden. Dies bedeu-
tet zugleich, die steuerfinanzierte Sozialhilfe wieder auf ihre Auffangfunktion als nachrangi-
ges Sicherungssystem zu beschränken. Eine Durchbrechung des Nachranggrundsatzes 
zugunsten einer beitragsfinanzierten Versicherung ist nicht zu rechtfertigen. 
 
4. Ambulant betreute Wohngruppen 
 
Wir erlauben uns, an dieser Stelle den Vorschlag der Bundesrates zur Neufassung des 
§ 38a SGB XI (BT-Drs. 18/2379) zu unterstützen. Die derzeitige Definition der ambulant be-
treuten Wohngruppen stößt in der Praxis auf Schwierigkeiten. Die vom Bundesrat vorge-
schlagene umfängliche Neuformulierung würde den Belangen der Praxis stärker Rechnung 
tragen.  
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5. Niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsleis tungen 
 
Vorbehaltlich der ausstehenden Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs ist es ein 
wichtiger Schritt, dass der Anspruch aus § 45b SGB XI-E für Menschen mit dauerhaft erheb-
lich eingeschränkter Alltagskompetenz nicht nur zusätzliche Betreuungsleistungen, sondern 
nunmehr auch zusätzliche Entlastungsleistungen umfassen soll. Zugleich ist es richtig, dass 
auch (andere) Pflegebedürftige die Leistungen in Anspruch nehmen können sollen. 
 
Allerdings wird sich die Schnittstelle zu den Leistungen der Sozialhilfe (Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen wie Hilfe zur Pflege) damit weiter vergrößern. Für die Praxis müs-
sen diese Schnittstellen spätestens mit der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs gelöst werden. 
 
Bereits heute geraten bürgerschaftlich getragene niedrigschwellige Betreuungsangebote in 
Konkurrenz zu professionellen Betreuungsangeboten. Die Qualität der bürgerschaftlich ge-
tragenen Angebote ist häufig hoch. Diese Angebote sollten nicht erschwert, sondern viel-
mehr weiter gefördert werden. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die Verknüpfung haus-
haltsnaher Dienstleistungen mit Betreuungsleistungen, die unseres Erachtens im Wider-
spruch zum Fördergedanken des § 45c SGB XI steht. 
 
Bei der vorgesehenen Anrechnung von Entlastungsleistungen auf nicht ausgeschöpfte Pfle-
gesachleistungen muss der Aufwand sowohl für die pflegebedürftigen Menschen und ihre 
Angehörigen als auch für die Verwaltung so weit wie möglich reduziert werden. Das Leis-
tungsrecht wird nicht gerade einfacher.  
 
In diesem Zusammenhang möchten wir noch einmal anregen, das bislang nach §§ 8 Abs. 3, 
45c SGB XI geförderte Modellprojekt der Häuslichen Tagespflege für Demenzkranke 
(„SOwieDAheim“ im Main-Kinzig-Kreis) auf eine regelhafte Rechtsgrundlage zu stellen, die 
diese zukunftsweisende Betreuungsform nicht gegenüber anderen Leistungen benachteiligt. 
 
6. Lücken in der Versicherungspflicht 
 
Auch heute, fast 20 Jahre nach Einführung der Pflegeversicherung, gibt es immer noch 
Menschen, die nicht krankenversichert und, daran gekoppelt, auch nicht pflegeversichert 
sind.  
 
Die kommunalen Spitzenverbände setzen sich seit langem für eine Einbeziehung aller Bür-
gerinnen und Bürger, auch der Empfänger von Fürsorgeleistungen, in die Krankenversiche-
rungspflicht ein. Wir bitten, auch diese Lücke bei der Weiterentwicklung der Pflegeversiche-
rung zu schließen. 
 
Zu b) 
Antrag der Fraktion DIE LINKE.: Menschenrecht auf g ute Pflege verwirklichen – Sozia-
le Pflegeversicherung solidarisch weiterentwickeln 
 
Wir teilen uneingeschränkt die Problemdarstellung, dass die Versorgungslücke zwischen den 
Leistungen der Pflegeversicherung und dem tatsächlichen Pflegebedarf sich immer weiter 
vergrößert (hat). Die im Antrag geforderte Abschaffung des Teilkostenprinzips in der Pflege-
versicherung wäre mit Blick auf die davon profitierenden Pflegebedürftigen sowie die nach-
rangig eintretende Sozialhilfe zu begrüßen. Der Antrag sieht dann aber „nur“ eine Erhöhung 
um 25 % vor. 
 
Richtig ist auch der weitere Ausbau alternativer Wohn- und Versorgungsformen für Pflege-
bedürftige. Der – in der Sache zweifellos richtige – Hinweis, dass den Kommunen hierfür 
finanzielle Mittel zur Verfügung stehen müssen, wirft allerdings die Frage auf, wem der 
Sicherstellungsauftrag obliegt. Hier zeigt sich die bekannte Schwäche in den Anfangspara-
graphen des SGB XI. § 8 SGB XI nennt die pflegerische Versorgung der Bevölkerung eine 
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„gesamtgesellschaftliche“ Aufgabe. Länder, Kommunen, Pflegeeinrichtungen und Pflegekas-
sen haben eng zusammen zu wirken, um eine leistungsfähige, ortsnahe und aufeinander 
abgestimmte Versorgung zu gewährleisten. Angesichts der Vielzahl der Beteiligten und ins-
besondere der Heterogenität besteht der Eindruck, der Gesetzgeber habe die organisierte 
Unverantwortlichkeit im Blick gehabt. Ein konkreter Handlungsauftrag mit einer bestimmten 
Verantwortung für bestimmte Adressaten lässt sich daraus schwerlich ableiten. 
 
Die Forderung des Antrags nach einer deutlichen Erhöhung des Mindestlohns in der Pflege 
teilen wir dagegen nicht. Die kommunalen Spitzenverbände tragen vielmehr die von der 
Zweiten Kommission zur Erarbeitung von Arbeitsbedingungen in der Pflegebranche (Pflege-
kommission) am 4.9.2014 vereinbarten Steigerungen des Mindestlohns mit. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
In Vertretung  

  

  
Verena Göppert 

Beigeordnete des 
Deutschen Städtetages 

Dr. Irene Vorholz 
Beigeordnete des 

Deutschen Landkreistages 

 
Uwe Lübking 

Beigeordneter des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
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Zusammenfassung

Die positiven Ans•tze im F €nften Gesetz zur •nderung des Elften Sozialgesetzbuche s (5. 

SGB XI-•ndG), insbesondere f€r pflegende Angeh‚rige, werden vom Deutschen

Berufsverband f€r Pflegeberufe e.V. (DBfK) ausdr€cklich begr€ût. Der DBfK sieht in dem 

vorgelegten Gesetzentwurf das Bestreben der Bundesregierung, Verbesserungen f€r 

Pflegebed€rftige und deren Angeh‚rige in ihrer oftmals sehr belastenden h•uslichen 

Situation zu schaffen. Die verst•rkte Flexibilisierung von Pflegeversicherungsleistungen

sowohl f€r somatisch als auch f€r kognitiv und psychisch beeintr•chtigte Personen sehen wir 

in diesem Zusammenhang als wichtiges Signal und richtigen Schritt hin zu mehr Wahlfreiheit 

f€r die Pflegebed€rftigen.

Eine Ausweitung der Betreuungsleistungen im ambulanten und station•ren Bereich wird als 

wichtiger Schritt gewertet, um die Lebensqualit•t der Pflegebed€rftigen zu er h‚hen. Der 

DBfK bef€rwortet eine Gleichbehandlung von Personen mit eingeschr•nkter 

Alltagskompetenz und allen weiteren pflegebed€rftigen Personen im Leistungs- und 

Verg€tungsrecht.

Wir m‚chten jedoch darauf hinweisen, dass der zunehmende  Einsatz von un- bzw. 

angelerntem Betreuungspersonal die schlechte Personalausstattung im Pflegebereich nicht 

kompensieren kann. Der zunehmende Einsatz von un- bzw. angelerntem 

Betreuungspersonal f€hrt zu einer Deprofessionalisierung in der Leistungserbringung der 

Pflegeversicherung und einer Losl‚sung von Qualit•tsanfo rderungen f€r diesen 

Versorgungsbereich. Speziell f€r Pflegebed€rftige mit demenziellen Erkrankungen sind

Rahmenempfehlungen f€r herausforderndes Verhalten bei Demenz1 erarbeitet worden. In 

diesen wird betont, dass die Versorgung der oben beschriebenen Personengruppe 

erheblicher Fachexpertise bedarf, um den Betreuungs- und Versorgungsaufgaben gerecht 

zu werden. Zudem beweist eine Studie von Gr•ssel, Elm ar et al.2, dass Formen von 

Aggressionen und herausforderndem Verhalten bei Menschen mit Demenz seltener 

auftreten, wenn sie von Fachpflegepersonal betreut werden.

F€r eine qualitativ hochwertige Betreuung und Versorgung aller Pflegebed€rftigen sowie 

einer ad•quaten Unterst€tzung der pflegenden Angeh‚ rigen wird zuk€nftig verst•rkt 

pflegerisches Fachpersonal ben‚tigt. Der DBfK fordert wei terhin, ein ausgewogenes 

Verh•ltnis von Fachpersonal und ungelerntem Personal im  Betreuungsschl€ssel 

festzuschreiben.

1https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/redaktion/pdf_publikationen/Forschungsbericht_Rahme
nempfehlungen_Umgang_Demenz.pdf
2 Gr•ssel Elmar, Wiltfang Jens, Kornhuber Johannes (2 003). Non-drug therapies for dementia: an
overview of the current situation with regard to proof of effectiveness. Dementia and Geriatric
Cognitive Disorders 15(3): 115-125.
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Grunds•tzlich ist anzumerken, dass ohne eine Investition in die Arbeitsbedingungen und 

Qualifizierung von Pflegefachpersonen perspektivisch jegliche Reform ihren Zweck 

verfehlen wird. Wir ben!tigen ausreichend und vor al lem sehr gut qualifizierte 

Pflegefachpersonen. Um dies zu erreichen, muss in die Rahmenbedingungen pflegerischer 

Arbeit investiert werden. Das beinhaltet die Personalbemessung ebenso wie die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Durch eine generalistische Ausbildung und die 

Ansiedlung einer Ausbildung an Hochschulen m"ssen die Qualifikationen den heutigen 

Erfordernissen angepasst werden. Der DBfK sieht in der zwischen Bund und L•ndern 

getroffenen Vereinbarung, Anfang 2015 ein Pflegeberufegesetz auf den Weg zu bringen, 

einen richtungsweisenden Schritt.

Der DBfK begr"ût die Anhebung der Leistungsbeitr•ge in  der ambulanten und station•ren 

Pflege um vier Prozent. Wir m!chten jedoch darauf auf merksam machen, dass die 

Anhebung den seit Einf"hrung der Pflegeversicherung ei ngetretenen Realwertverlust bei 

weitem nicht ausgleichen kann. Die vorgesehene Dynamisierung der Leistungen bleibt 

somit unzureichend. Das hat zur Folge, dass Pflegebed"rf tige und ihre Angeh!rigen einen 

steigenden Eigenanteil erbringen m"ssen und alle Besch•f tigten in Pflegeeinrichtungen eine 

zunehmende Arbeitsverdichtung erfahren und nicht angemessen entlohnt werden. Aus Sicht 

des DBfK sollte zuk"nftig ein automatischer regelhafter Inflationsausgleich sowohl f"r den 

ambulanten als auch station•ren Bereich erfolgen, ohne dass es jeweils einer

Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf.

Vom DBfK abgelehnt wird die Regelung, dass die vorgesehen Stichprobe bei einer Regel-

oder Wiederholungspr!fung aufgrund von ¹sachlich begr"ndeten Hinweisenª zuk"nft ig 

ausgeweitet werden darf. Diese Regelung entbehrt jeglicher objektiver fachlicher Grundlagen 

und erm!glicht ein willk"rliches Vorgehen durch die Pr"fer . Die vorherrschende 

Misstrauenskultur gegen"ber der Altenpflege wird hierd urch noch verst•rkt. Der DBfK fordert

stattdessen die z"gige Umsetzung einer auf Ergebnis- und  Lebensqualit•tsindikatoren 

gest"tzten Pr"fung.

Der DBfK sieht in dem Vorhaben der Bundesregierung, den neuen

Pflegebed!rftigkeitsbegriff in dieser Legislaturperiode umzusetzen, ein wichtiges Signal. 

Der DBfK bem•ngelt jedoch, dass eine Novellierung des P flegebed"rftigkeitsbegriffes in 

diesem Gesetz nicht vorgenommen wird. In dem vorgelegten Entwurf werden Leistungen - in 

Bezugnahme auf den Expertenbeirat zur Umsetzung des neuen Pflegebed"rftigkeitsbegriffs -

vorgezogen, allerdings ohne diese Leistungen in ein schl"ssiges Gesamtkonzept zur 

kompletten Umsetzung des neuen Pflegebed"rftigkeitsbeg riffs einzubinden. Der DBfK fordert
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daher, mit vorbereitenden Maûnahmen zeitnah zu beginnen, damit noch in dieser 

Legislaturperiode mit der Umsetzung des neuen Pflegebed•rftigkeitsbegriffs sowie des 

neuen Neuen Begutachtungsassessments begonnen werden kann.

Zum Abschluss m€chten wir noch darauf hinweisen, dass es einen dringenden 

Handlungsbedarf hinsichtlich der gesonderten Verg•tung von behandlungspflegerischen 

Leistungen in der station!ren Versorgung gibt, der in diesem Entw urf unber•cksichtigt 

bleibt. Das derzeit zur Anwendung kommende pauschale Leistungssystem (§ 43 Abs. 2 

SGB XI) l!sst den gestiegenen behandlungspflegerischen  Aufwand unber•cksichtigt. Der 

DBfK fordert daher eine Anpassung an den tats!chlichen A ufwand sowie eine Verg•tung der 

behandlungspflegerischen Maûnahmen durch die Krankenkassen.

Der DBfK als Mitglied des Deutschen Pflegerates e.V. (DPR) tr!gt dessen Stellungnahme in 

allen Teilen mit und nimmt hier zu einigen Punkten erg!nzend bzw. insbesondere unter der 

Perspektive der Leistungserbringer (ambulante Pflegedienste und Tagespflegeeinrichtungen)

gesondert Stellung.
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Zu den geplanten •nderungen im Einzelnen:

Zu Nummer 5 (§ 30), Dynamisierung

Gesetzentwurf

Der Gesetzgeber sieht vor, die Leistungsbeitr•ge mit Wi rkung zum 1. Januar 2015 um 4% 

anzuheben und damit die Entwicklung der Preise in den letzten drei Jahren zu 

ber€cksichtigen. Bei Leistungen, die erst 2012 mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz 

(PNG) eingef€hrt worden sind, ist eine Dynamisierungsregelung von 2,67% vorgesehen.

Stellungnahme

Wir begr€ûen grunds•tzlich die Anhebung der Leistungsbe itr•ge, allerdings halten wir die 

Dynamisierungsrate von 2,67% bzw. 4% f€r zu gering. Da die Leistungen der 

Pflegeversicherung von 1995 bis 2008, also dreizehn Jahre lang, nominal konstant geblieben

sind, ist es bereits zu einem groûen Kaufkraftverlust gekommen. Erst 2008 wurde im 

Pflegeweiterentwicklungsgesetz eine Leistungsanpassung vorgesehen. Ein Realwertverlust 

konnte dadurch bis heute nicht ausgeglichen werden.

•nderungsvorschlag

Aus Sicht des DBfK sollte ein automatischer regelhafter Ausgleich auf der Basis eines 

geeinten Preisindexes sowohl f€r den ambulanten als auch station•ren Bereich erfolgen.

Zu Nummer 9 (§ 39), H!usliche Pflege bei Verhinderung  der Pflegeperson

Gesetzentwurf

Die Verhinderungspflege kann zuk€nftig f€r bis zu sechs Wochen, statt bisher vier Wochen, 

im Kalenderjahr in Anspruch genommen werden. Die hierf€r entstehenden Aufwendungen 

werden mit bis zu 1612 ! von den Pflegekassen gef"rdert. Hierbei kann erg•nz end bis zu 

50% (max. 806 !) des Kurzzeitpflegebudgets (§ 42) der B etrag auf maximal 2418 ! erh"ht 

werden, soweit f€r diesen Betrag noch keine Kurzzeitpflege in Anspruch genommen wurde.

Stellungnahme

Die M"glichkeit, das Kurzzeitpflegebudget auf die Verh inderungspflege anrechnen zu 

k"nnen, ist generell sinnvoll. Wir halten die Regelun g, nur maximal die H•lfte des Budgets

anrechnen zu k"nnen, jedoch f€r nicht weit reichend genu g. Diese Regelung wird den 

Anforderungen in der Praxis nicht gerecht. Angeh"rige  von Pflegebed€rftigen verzichten 

h•ufig bewusst auf eine Kurzzeitpflege, weil sie dem P flegebed€rftigen eine kurzzeitige 
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Umstellung in einem ungewohnten Umfeld ersparen m•ch ten bzw. gar keinen geeigneten 

Kurzzeitpflegeplatz finden.

Seit dem Inkrafttreten des Pflegeneuausrichtungsgesetzes stellen der § 37 Abs. 2 Satz 2 und 

der § 38 Satz 4 SGB XI sicher, dass trotz der Inanspruchnahme von Verhinderungspflege 

nach § 39 bis zu 4 Wochen anteiliges Pflegegeld gezahlt wird. Um hier auch weiterhin der 

urspr€nglichen gesetzlichen Intention zu folgen, muss aus unserer Sicht die anteilige 

Zahlung des Pflegegeldes zeitlich auf 6 Wochen erweitert werden.

•nderungsvorschlag

Wir schlagen vor - analog zur neu getroffenen Regelung in § 42 - den kompletten 

Leistungsbetrag der Kurzzeitpflege von 1612 ! auf die Verhinderungspflege anrechnen 

lassen zu k•nnen.

Weiterhin sehen wir es als notwendig an, dass auch der § 37 Abs. 2 Satz 2 und der § 38 

Satz 4 SGB XI entsprechend angepasst werden.

Im Sinne einer Verbesserung der Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf regen wir an, 

einen uneingeschr"nkten Anspruch auf wahlweise stundenweise oder t ageweise 

Verhinderung - auch bei Inanspruchnahme von Kombinations- und Sachleistungen oder der 

Verhinderung wegen einer Urlaubsreise oder eines Reha- bzw. Klinikaufenthalts ±

aufzunehmen.

Zu Nummer 11 (§ 41), Tages- und Nachtpflege

Gesetzentwurf

Anspr€che auf teilstation"re Leistungen und Anspr€che auf ambulante Pflegeleistungen 

(Sachleistungen, Geldleistungen und Kombinationsleistungen) werden gleichrangig gestellt.

Die bisherigen, sehr komplexen Regelungen werden vollst"ndig aufgehoben.

Stellungnahme

Die Gleichstellung der Leistungen ist positiv zu bewerten. Im Sinne der Pflegebed€rftigen ist 

nunmehr eine verst"ndliche und nachvollziehbare Regelu ng gefunden worden, die zu einer

deutlichen Entlastung der pflegenden Angeh•rigen beit r"gt.

Wir m•chten jedoch darauf hinweisen, dass die Fahrtkoste n, Investitionskosten sowie 

Kosten f€r Unterkunft und Verpflegung immer privat zugezahlt werden m€ssen. Dies stellt 

eine erhebliche Zusatzbelastung f€r die Pflegebed€rftigen bzw. deren unterhaltspflichtige 

Pflegepersonen dar, zumal zur Deckung des Pflegebedarfs h"ufig bereits eine Zuzahlung zu 
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den Sachleistungen erforderlich ist. Wenn Pflegebed•rftige dieses Geld nicht zur Verf•gung 

haben, dann wird das Angebot der Tages- und Nachtpflege nicht angenommen.

•nderungsvorschlag

Der DBfK regt an, dass auch bei der Tages- und Nachtpflege die gesamten Aufwendungen 

(pflegebedingter Aufwand, inklusive Fahrtkosten, Investitionskosten, Unterkunft und 

Verpflegung) verg•tet werden analog der Inanspruchnah me von zus!tzlichen

Betreuungsleistungen als Tages- und Nachtpflegeleistungen nach § 45 b Abs. 1 SGB XI.

Zu Nummer 17 + 18 (§§ 45b und 45c), Betreuungs- und En tlastungsleistungen

Gesetzentwurf

Zur Entlastung der Pflegebed•rftigen und der pflege nden Angeh"rigen sowie anderen 

Nahestehenden, die ehrenamtlich Pflegeverantwortung • bernommen haben, soll es 

zus!tzlich zu den bisherigen niedrigschwelligen Betreuung sangeboten auch 

niedrigschwellige Entlastungsangebote geben. Das Angebot soll vielf!ltig sein und sich an 

Personen richten, die die Anforderungen und Verpflichtungen des t!glichen Lebens nicht 

mehr bew!ltigen k"nnen. Hierbei ist es unerheblich, ob die Person eine eingeschr!nkte 

Alltagskompetenz (§ 45 a) oder mindestens Pflegestufe 1 aufweist. Als konkrete Beispiele f•r 

Entlastungsleistungen nennt die Begr•ndung zum Gesetzen twurf Einkaufs- und Boteng!nge, 

Fahr- und Begleitdienste, Unterst•tzung und praktische Hilf e bei Antr!gen sowie

Serviceleistungen im Bereich des Haushalts. Pflegebegleiter sollen insbesondere pflegenden 

Angeh"rigen und vergleichbare Nahestehenden eine orga nisatorische, beratende, aber auch 

emotionale Unterst•tzung bieten, damit der Pflegeallt ag besser bew!ltigt werden kann. Die 

Anerkennung von niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangeboten soll durch die 

L!nder in zwei getrennten oder aber auch in einer gem einsamen Rechtsverordnung geregelt 

werden.

Stellungnahme

Der DBfK begr•ût das Bestreben der Bundesregierung, Pfl egebed•rftigen ein 

eigenverantwortliches und selbstbestimmtes Leben im gewohnten Wohnumfeld - so lange es 

geht - zu erm"glichen. Wir sehen in den zus!tzlichen Ent lastungsleistungen einen Baustein 

f•r das Konzept ¹Pflege im Quartierª, bei dem verantw ortliche Partner wie Kommunen, 

Wohnungsbauunternehmen, Pflegedienste und Ehrenamtliche zusammenarbeiten.

Der DBfK sieht jedoch die Gefahr, dass auf der Basis des Ehrenamtes oder des zweiten

Arbeitsmarktes eine Ungleichbehandlung der Pflegedienste erfolgt. Die Betreuung und 
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hauswirtschaftliche Versorgung vorwiegend •ber niedrigeschwellige Entlastungsleistungen  

zu sichern, ist nicht zu akzeptieren. Vergleichbare Maûnahmen zur Qualit€tssicherung, wie 

es das Gesetz flankierend zur Leistungserbringung von ambulanten, teilstation€ren und 

station€ren Einrichtungen fordert, sind nicht vorgesehen. Es liegt in der Kompetenz der 

L€nder, wie Anbieter ihre Qualifikation nachweisen sollen, um eine Anerkennung f•r 

niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote zu erhalten.

Das Beraten und Anleiten von pflegenden Angeh•rigen u nd vergleichbaren Nahestehenden 

erfordert Fachexpertise und ist bereits im § 7a und § 45 geregelt. Es ist nicht zielf•hrend,

eine weitere beratende Instanz mit deutlich geringerem Fachwissen einzusetzen. Es besteht 

die Gefahr, dass der Beratungsprozess durch eine uneinheitliche Beratung erschwert wird.

Die Erweiterung des Personenkreises von Pflegebed•rftig en, welche von den zus€tzlichen 

Betreuungs- und Entlastungsangeboten profitieren, unterst•tzen wir.

Wir sehen jedoch den Taylorismus von Pflege- und Betreuungs- bzw. Entlastungsangeboten 

weder f•r die Pflegebed•rftigen noch f•r die professi onell agierenden Pflegenden als hilfreich 

an. Pflegebed•rftige w•nschen sich in erster Linie eine  professionelle und zuverl€ssige 

Pflege ¹aus einer Handª. Menschen mit Demenz leiden oft zus€tzlich an anderen 

chronischen Erkrankungen, wie beispielsweise Mobilit€tseinschr€nkungen und 

Essst•rungen. Diese Aspekte sind in der Betreuung besonders zu ber•cksichtigen und 

erfordern pflegerische Fachkompetenz. Ein nicht fachgem€ûes Handeln kann zu erheblichen 

Beeintr€chtigungen des Wohlbefindens und der Gesundheit f•hren. Besonders Menschen 

mit einer eingeschr€nkten Alltagskompetenz belastet der Einsatz von unterschiedlichen 

¹Alltagsbegleiternª, ¹Pflegebegleiternª, ¹Ehrenamtlichenª und Pflege(fach-)personen enorm. 

Sowohl f•r die agierenden Dienste als auch f•r die pfleg enden Angeh•rigen und f•r die  

zuk•nftigen Erbringer von niedrigschwelligen Angeboten erh•ht sich das Koordinierungs-

und Schnittstellenmanagement. Dies ist nach unserer Auffassung nicht n•tig, da die 

aufgef•hrten Leistungen entweder bereits Bestandteil d er Sachleistungen nach SGB XI sind 

(z.B. Einkauf, W€schepflege, Wohnungsreinigung) bzw. tagt€glich von Pflegediensten 

erbracht werden, ohne diese Leistung bisher den Kostentr€gern in Rechnung stellen zu 

k•nnen (z.B. Wechseln einer Gl•hbirne, Unterst•tzung b ei Antr€gen, Boteng€nge). Das 

Beraten von Angeh•rigen zur Verbesserung der Pflegesit uation ist ebenfalls ein 

Aufgabenbereich, der in das Aufgabenfeld von professionell Pflegenden f€llt. 

•nderungsvorschlag

Betreuungs- und Entlastungsleistungen sind Bestandteil einer personenzentrierten,

professionellen pflegerischen Betreuung. Die Deprofessionalisierung und damit 
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einhergehende Qualit•tsminderung in der Leistungserbr ingung der Pflegeversicherung ist 

abzuwenden. Wir regen an, dass die Anerkennungsvoraussetzungen l•nder€bergreifend 

geregelt werden. Die Qualifikation der Alltags- und Pflegebegleiter sollte analog der 

Richtlinien nach § 87b Abs. 3 SGB XI zur Qualifikation und zu den Aufgaben von 

zus•tzlichen Betreuungskr•ften in Pflegeheimen (Betreu ungskr•fte-Rl vom 19. August 2008)

geregelt werden. Der Einsatz von Alltags- und Pflegebegleitern muss unter Anleitung und 

Aufsicht qualifizierter Pflegefachpersonen stattfinden.

Zu Nummer 26 (§ 87b), Verg•tungszuschl€ge f•r Pflegebed•rftige mit e rheblichem 

allgemeinen Betreuungsbedarf

Gesetzentwurf

Die M!glichkeit des zus•tzlichen Angebotes an Betreuung  und Aktivierung wird nicht mehr 

nur auf Personen mit eingeschr•nkter Alltagskompetenz begrenzt. Es kann auch von

pflegebed€rftigen Bewohner/-Innen bzw. Pflegeg•sten sowie Versicherten, die einen 

Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung haben, der 

nicht das Ausmaû der Pflegestufe 1 erreicht, genutzt werden. Die Vertragsparteien sollen in 

der Regel eine Betreuungskraft f€r 20 anspruchsberechtigte Versicherte vorsehen und die 

damit bedingte Erh!hung des Verg€tungszuschlages entsprech end vereinbaren. Die 

Betreuungsrelation ist hierbei eine Orientierungsgr! ûe.

Stellungnahme

Der DBfK begr€ût, dass das zus•tzliche Angebot an Betre uung und Aktivierung nun einem 

gr!ûeren Kreis von Bewohner-/Innen bzw. G•sten zur Ve rf€gung gestellt wird.

Allerdings ist dies bei weitem nicht ausreichend. Ausgehend von einem 8 - Stunden -

Arbeitstag pro Betreuungskraft und einem Ausfall von 20 % f€r Urlaub, Krankheit, 

Fortbildung, Besprechungen, Dokumentations- und Koordinationsaufwand bleiben maximal 6 

Stunden pro Arbeitstag. Aufgeteilt auf 20 Bewohner ergibt dies 18 Minuten pro Bewohner 

und Tag.

Zu Nummer 27 (§ 114 Absatz 2) Qualit€tspr•fungen

Gesetzentwurf

Zuk€nftig k!nnen w•hrend einer Anlass-, Regel- oder Wie derholungspr€fung 

Pflegebed€rftige, auf die sich die Pr€fung nicht erstreckt, in die Pr€fung einbezogen werden. 

Voraussetzung hierf€r ist, dass ¹sachlich begr€ndeteª Hinweise auf eine nicht fachgerechte 
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Pflege vorliegen. Die Pr•fung wird dann als Anlasspr•fung durchgef•hrt. Durch diese 

Erg€nzung soll das Vertrauen in die Belastbarkeit der Ergebnisse von Qualit€tspr•fungen 

gest€rkt werden.

Wenn bei folgenden Pflegesituationen Anhaltspunkte f•r  eine nicht fachgerechte Pflege

vorliegen, kann die Pr•fung ausgeweitet werden: Freih eitseinschr€nkende Maûnahmen, 

Dekubitus oder andere chronische Wunden, Ern€hrungsdefizite, chronische Schmerzen, 

Personen mit Anlage einer PEG-Sonde sowie Personen mit Blasenkatheter.

Stellungnahme

Der DBfK sieht in diesem Vorgehen die ¹Misstrauenskulturª in der Pflege verst€rkt. Es ist 

unbestritten, dass die Qualit€tspr•fungsrichtlinien (QPR)  im Zusammenhang mit der 

Pflegetransparenzvereinbarung f•r den station€ren sow ie den ambulanten Bereich (PTVS/ 

PTVA) nicht geeignet sind, ein objektives Bild der Pflegequalit€t einer Pflegeinrichtung 

abzubilden. Allerdings rechtfertigt dies nicht, aufgrund von subjektiven Einsch€tzungen

seitens der Pr•fer, eine Erweiterung der Stichprobe vorzu nehmen und eine Anlasspr•fung

durchzuf•hren. Aus den aufgef•hrten Pflegesituationen l€sst sich nicht per se auf eine nicht-

fachgerechte Pflege schlieûen. Die offene Formulierung im Gesetzestext l€sst es zu, jede 

Pr•fung generell in eine Anlasspr•fung umzuwandeln.

 nderungsvorschlag

Das bisherige Qualit€tspr•fungssystem ist durch ein Indik atoren- gest•tztes Pr•fverfahren

abzul!sen, welches die Ergebnisqualit€t objektiv darstellen kann. Hierzu liegen mit dem 

Abschlussbericht ¹Entwicklung und Erprobung von Instrumenten zur Beurteilung der 

Ergebnisqualit€tª des Bundesministeriums f•r Gesundheit  sowie des Bundesministeriums f•r 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend f•r den station €ren Bereich bereits ausreichende 

Erkenntnisse vor. Der DBfK setzt sich auf Bundesebene verst€rkt daf•r ein, dieses Projekt 

zur Umsetzung zu bringen.
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zur Öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Gesund heit des  
Deutschen Bundestages am 24. September 2014  
 
zum  
 
Gesetzentwurf der Bundesregierung  
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Elften Buches  Sozialgesetzbuch  
– Leistungsausweitung für Pflegebedürftige, Pflegevo rsorgefonds 
– Fünftes SGB XI- Änderungsgesetz – 5. SGB XI- ÄndG  
 
BT- Drucksache 18/1798 vom 23.06.2014 

 

Grundsätzliche Vorbemerkung  

Der DEUTSCHE FRAUENRAT als Vereinigung von über 50 bundesweit aktiven Frauenver-
bänden und -organisationen nimmt Stellung zu Gesetzen mit gleichstellungspolitischer Rele-
vanz auf der Grundlage seiner Beschlüsse. Die nachfolgende Argumentation zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Leistungsausweitung 
für Pflegebedürftige, Pflegevorsorgefonds findet ihre Grundlage in den Beschlüssen der Mit-
gliederversammlungen.  

 

Zu begrüßende Aspekte 

Der DEUTSCHE FRAUENRAT fordert seit Jahren, die besondere Betroffenheit der Frauen 
im Bereich der Pflege anzuerkennen und entsprechend zu würdigen. Deshalb wertet es der 
DEUTSCHE FRAUENRAT zunächst auch positiv, dass die besondere Betroffenheit von 
Frauen, sowohl auf Seiten der Pflegebedürftigen als auch auf Seiten der haupt- wie ehren-
amtlich Pflegenden, ausdrücklich Erwähnung findet. Bislang fand diese Tatsache keine Be-
rücksichtigung. Das – oft unentgeltlich – geleistete Engagement vieler tausender Frauen 
wurde vielmehr vorausgesetzt. Insbesondere ohne dieses täglich erbrachte Ehrenamt wäre 
die Pflege hierzulande in der jetzigen Ausgestaltung längst nicht mehr leistbar. Eine Honorie-
rung, indem man diese Leistung der pflegenden Angehörigen zumindest benennt und damit 
anerkennt, ist deshalb überfällig und mehr als angemessen. 
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Der DEUTSCHE FRAUENRAT begrüßt die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, dem individuel-
len Bedarf der Anspruchsberechtigten und deren Angehörigen besser gerecht zu werden. 
Die Maßnahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs schaffen bessere Voraussetzungen, um 
Sach-, Pflege- und Betreuungsleistungen flexibler einzusetzen und miteinander zu kombinie-
ren. Dies kann  aus der Sicht des DEUTSCHEN FRAUENRATES durchaus der Entlastung 
pflegender Angehöriger dienen. Denn durch die Kombinationsmöglichkeiten mehrerer Leis-
tungen und die Möglichkeit, die Hälfte des Pflegesachleistungsanspruchs für Betreuung und 
Entlastung einzusetzen, wird ein individuelleres Pflegekonzept für jeden Einzelfall ermöglicht.  

Auch vermerkt der DEUTSCHE FRAUENRAT wohlwollend, dass alle diese Leistungen für 
Personen mit „erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz“ ohne Pflegestufe, wie auch für 
Personen mit Pflegestufe aber ohne Einschränkung der Alltagskompetenz zur Verfügung 
gestellt werden. 

Positiv würdigt der DEUTSCHE FRAUENRAT auch die Anpassung der Leistungen an die 
Preisentwicklung der letzten Jahre, weist jedoch nachdrücklich darauf hin, dass es sich kei-
neswegs um eine Leistungsverbesserung im Sinne einer Leistungssteigerung handelt. Viel-
mehr ist dies ein längst überfälliger Schritt, um zumindest das Ausgangsniveau der Leistun-

gen – wenn auch auf niedrigem Niveau aufrechtzuerhalten.  

Gemäß dem vorliegenden Entwurf soll die teilstationäre Tages- und Nachtpflege zukünftig 
zusätzlich zu ambulanten Pflegesachleistungen, Pflegegeld oder der Kombinationsleistung 
nach § 38 in Anspruch genommen werden können, ohne dass eine Anrechnung auf diese 
Ansprüche erfolgt. Darüber hinaus soll die stationäre Pflege eine, wenn auch geringfügige 
Änderung des Personalschlüssels erfahren. Beide Maßnahmen begrüßt der DEUTSCHE 
FRAUENRAT.  

 

Kritische Aspekte 

Obgleich einzelne Überlegungen des Gesetzentwurfs zu begrüßen sind, gibt es aus der 
Sicht des DEUTSCHEN FRAUENRATES grundsätzliche und breite Kritik.  

Gleichstellungspolitischer Nachbesserungsbedarf 

Nach Auffassung des DEUTSCHEN FRAUENRATES ist insbesondere aus gleichstellungs-
politischer Perspektive Kritik angebracht. Wie erwähnt betreffen die Änderungen des vorlie-
genden Gesetzentwurfs in weiten Teilen Frauen. Zwar wird die besondere Betroffenheit von 
Frauen benannt – dies nimmt der DEUTSCHE FRAUENRAT wohlwollend auch zur Kenntnis. 
Doch eine tatsächliche Konsequenz daraus zieht der vorliegende Gesetzentwurf nicht. So 
werden keine weitergehenden Überlegungen angestellt, in welcher Weise sich das Geset-
zesvorhaben tatsächlich auf sie auswirkt, und ihre Lebensverhältnisse spielen im Gesetz 
oder in der Begründung keine Rolle. Der Anspruch der Genderprüfung kann aus der Sicht 
des DEUTSCHEN FRAUENRATES jedenfalls so nicht erfüllt werden. Wie gehabt wird wei-
terhin davon ausgegangen, dass Pflege zuhause und weitestgehend als ehrenamtliche Tä-
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tigkeit von ganz überwiegend Frauen (Töchtern, Ehefrauen, Schwiegertöchtern usw.) er-

bracht wird – übernehmen sie die Ersatzpflege erhalten sie darüber hinaus auch noch einen 

geringeren Leistungsbetrag als dies nichtverwandten Pfleger/innen zusteht (vgl. § 39)! Diese 
Regelung ist aus der Sicht des DEUTSCHEN FRAUENRATES gänzlich inakzeptabel.  

Ebenso sind auch die Beschäftigten in den pflegerischen Berufen zum Großteil Frauen. Der 
Gesetzentwurf sieht ein weiteres Mal keinerlei nachhaltige Verbesserungen der in der Pflege 
herrschenden Arbeitsbedingungen vor. Zwar wird der Personalschlüssel erhöht, dies jedoch 
in einer solch marginalen Weise, dass dies nur als unzureichend betitelt werden kann. An 
den Arbeitsbedingungen in den Pflegeberufen wird dies wenig ändern, denn zunächst einmal 
müssen die durch die unzureichende finanzielle Ausstattung der Pflegeversicherung ent-
standenen Personallücken behoben werden. 

Gefragt werden muss an dieser Stelle deshalb, wer die zusätzlichen Stellen eigentlich be-
kleiden soll, wird doch gerade in den Pflegeberufen ein eklatanter Fachkräftemangel beklagt. 
Dieser jedoch ist keinesfalls auf den prognostizierten Rückgang der Erwerbsbevölkerung 
zurückzuführen, sondern vielmehr auf die Tatsache der überdurchschnittlich schlechten Ar-
beitsbedingungen in diesen Berufen. So sind Pflegekräfte hierzulande im Durchschnitt nicht 
nur zu gering entlohnt, ein immer größerer Teil wird darüber hinaus nur noch in Teilzeitarbeit 

sowie Minijobs angeboten – Erwerbsformen, die keine eigenständige Existenzsicherung ge-

nerieren. Hinzu kommt eine körperlich wie psychisch sehr anstrengende Arbeit. Dies führt 
dazu, dass jährlich viele aus Pflegeberufen aussteigen, da sie der Belastung schlicht nicht 
mehr gewachsen sind. All dies führt darüber hinaus zu einem geringen Ansehen der Pflege-

berufe in der Bevölkerung – ein Aspekt, der den Fachkräftemangel weiter verschärft. Dies 

bedeutet: solange sich nicht grundsätzlich etwas an den Arbeitsbedingungen ändert, werden 
sich nicht mehr Menschen bereit finden, diesen anstrengenden Beruf auszuüben. Der hier 
vorliegende Gesetzentwurf findet hierfür jedoch keine Antworten. 

Neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff mit konkretem Zeitplan umsetzen 

Der DEUTSCHE FRAUENRAT wertet es als außerordentlich unbefriedigend, dass der Be-
griff der Pflegebedürftigkeit erneut nicht von einer gesetzlichen Regelung gefasst wird. Das 
Vorhaben, das der Referentenentwurf vorsieht, den Pflegebedürftigkeitsbegriff erst nach ei-
ner Erprobungsphase einzuführen, wird vom DEUTSCHEN FRAUENRAT strikt abgelehnt. 
Es gibt zum Pflegebedürftigkeitsbegriff kein Wissensdefizit – was fehlt ist aus der Sicht des 
DEUTSCHEN FRAUENRATES der politische Wille zur Umsetzung. 

Ganz grundsätzlich muss es kritisch gesehen werden, wenn sogenannte „Vorziehleistungen“ 
in Auftrag gegeben werden, ohne dass ein Gesamtkonzept zur Umsetzung sowie die not-
wendigen Maßnahmen zur Flankierung vorliegen.  

Zudem sieht der DEUTSCHE FRAUENRAT grundsätzlich die Gefahr, dass der Begriff der 
Pflegebedürftigkeit dem vorhandenen Handlungsrahmen und den jeweiligen finanziellen 
Möglichkeiten angepasst wird. Um dieser Befürchtung entgegenzuwirken, sollte bei der Ver-
abschiedung des Gesetzes klar und öffentlich gestellt werden, dass sich der Bundestag be-
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wusst ist, dass nach der Neudefinition des Pflegebedürftigkeitsbegriffs ggf. eine erneute und 
umfassende Neufassung der gesetzlichen Regelung zur Pflege ansteht. 

Geplanter Vorsorgefonds wird die Erwartungen nicht erfüllen können 

Der DEUTSCHE FRAUENRAT wertet den geplanten Vorsorgefonds aus verschiedenen 
Gründen tendenziell kritisch. Zwar soll mit Hilfe des Vorsorgefonds die jüngere Generation 
entlastet werden. Doch dies geschieht unsinnigerweise dadurch, dass schon heute auch für 
die jüngere Generation der Beitrag erhöht wird. Gleichzeitig ist es schwerlich heute zu be-
rechnen, ob und inwieweit die durch den Vorsorgefonds generierten Mittel ausreichen wer-
den, um die damit geplanten Ziele – die Versorgung der dann gestiegenen Anzahl von Pfle-
gebedürftigen sowie die Stabilisierung des Beitragssatzes – zu erreichen. Dies alleine schon, 
da es die aktuelle Lage auf den Finanzmärkten sehr erschwert, das Geld gewinnbringend 
anzulegen. Doch selbst bei guter Kapitalanlage wird die vorgesehene Entlastung der Bei-
tragszahler/innen marginal bleiben, denn sowohl die Anspar- als auch die Nutzungszeit sind 
jeweils auf 20 Jahre konzipiert. Das bedeutet, jedes einbezahlte Jahr muss später auch für 
ein Jahr Auszahlung reichen. 

Nach Auffassung des DEUTSCHEN FRAUENRATES ist es weitaus sinnvoller, auf näher 
liegende Lösungen zurückzugreifen. So ist aus seiner Sicht darüber nachzudenken, die Bei-
tragsbemessungs- und Versicherungspflichtgrenzen auszuweiten in Verbindung mit einer 
dynamischen Beitragserhöhung. Damit könnte die Finanzierung der Pflegeversicherung zu-
künftig auf einer wesentlich breiteren Basis lasten. Zudem sollten gesellschaftspolitische 
Leistungen der Pflegeversicherung über Steuern finanziert werden.  

Solidarische gesetzliche Pflegeversicherung stärken 

Bedauerlich ist aus Sicht des DEUTSCHEN FRAUENRATES, dass der vorliegende Gesetz-
entwurf nicht von der in der letzten Pflegereform eingeführten privaten Pflegeversicherung 
abrückt. Der DEUTSCHE FRAUENRAT plädiert ausdrücklich für das Prinzip einer solidari-
schen und paritätischen Finanzierung der Pflegeversicherung. Private Pflegeversicherung 
privatisiert und individualisiert die Risiken der Pflegebedürftigkeit und führt zwangsläufig zu 
einer Zweiklassenversorgung. Aus Sicht des DEUTSCHEN FRAUENRATES muss gerade in 
diesem Bereich das Solidaritätsprinzip in unserer Gesellschaft gestärkt werden. 

Mehrfach aufgestellte Forderungen des Deutschen Frauenrates endlich berücksichtigen 

Der DEUTSCHE FRAUENRAT weist bereits seit Jahren in seinen Stellungnahmen – zuletzt 
in der Stellungnahme zum Pflegeneuausrichtungsgesetz (PNG) vom 16.05.2012 – auf das 
Fehlen einiger, aus seiner Sicht, wichtigen Aspekte hin. Leider finden sie sich einmal mehr, 
auch in dem hier vorliegenden Gesetzentwurf, nicht wieder. So ist bei der Körperpflege von 
Frauen das Schminken oder die angemessene Berücksichtigung im Bereich der Monatshy-
giene bei jüngeren Frauen kein Luxus. Beides trägt sowohl zum Wohlbefinden als auch zur 
Stärkung des Selbstwertgefühls von Frauen sowie auch dem Erhalt ihrer Würde und Selbst-
bestimmung bei. Dem DEUTSCHEN FRAUENRAT ist es deshalb völlig unverständlich, dass 
bei Männern die tägliche Rasur zur üblichen Körperpflege gehört, bei Frauen aber das 
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Schminken nicht als Bestandteil der Gesichtspflege und somit als Hilfebedarf anerkannt wird 
und fordert hier Nachbesserungen. 

Ebenfalls wieder nicht berücksichtigt sind die Unterschiede aufgrund von Kultur, Tradition 
und Religion. Dies ist besonders mit Blick auf die wachsende Gruppe der zu pflegenden Mig-
rantinnen und Migranten erforderlich. Zudem sind auch unter den Pflegenden nicht wenige 
Migrantinnen und Migranten. Aus diesem Grund ist der Gesetzentwurf durch Elemente kul-
tursensibler Pflege und den sich daraus ergebenden Konsequenzen zu erweitern. 

Auch fehlen dem Gesetzentwurf nach wie vor Überlegungen, wie der Gewalt in der Pflege 
begegnet werden kann. Ein Grund für das Auftreten von Gewalt kann mit den häufig zu ho-
hen Anforderungen an die zu wenigen Pflegekräfte zusammenhängen; ob hier der Ausbau 
des bürgerschaftlichen Engagements ein geeignetes Gegenmittel ist, darf bezweifelt werden. 

 

Zusammenfassende Bewertung 

Zusammenfassend hat aus Sicht des DEUTSCHEN FRAUENRATES der Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Leistungsausweitung für Pflege-
bedürftige, Pflegevorsorgefonds zwar einige Ansätze, die als positiv zu werten sind. Insge-
samt muss jedoch konstatiert werden, dass die eigentlich wichtigen und zentralen Punkte, 
die die solidarische Pflegeversicherung langfristig sowie nachhaltig auf ein solides, zukunfts-
orientiertes Fundament stellen könnten, wieder nicht berücksichtigt werden.  

Vor dem oben beschriebenen Hintergrund ist der nun vorliegende Gesetzentwurf deshalb 
unterm Strich aus der Sicht des DEUTSCHEN FRAUENRATES sehr enttäuschend. Auch 
dieser Gesetzentwurf – wie alle Pflegereformen zuvor – liefert keine nachhaltige Lösung für 
die Kernprobleme der Pflege. Vielmehr werden wieder einmal einzelne Stellschrauben be-
wegt, die die Probleme und Herausforderungen aber keinesfalls grundsätzlich verbessern 
werden.  

Der DEUTSCHE FRAUENRAT fordert daher die Bundesregierung noch einmal auf, die drin-
gend gebotenen, politischen Weichenstellungen – insbesondere für die Umsetzung des neu-
en Pflegebedürftigkeitsbegriffs – anzugehen sowie einen verbindlichen politischen und zeitli-
chen Rahmen für deren Umsetzung zu schaffen. 

 

Berlin, 18.09.2014 

 

 

Hannelore Buls     Mechthild von Luxburg 
Vorsitzende      Vorstand 
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Stellungnahme des Deutschen Roten Kreuzes zum Gesetzentwur f der Bundesre-

gierung (Kabinettsentwurf, Stand: 23.06.2014) eines Fünf ten Gesetzes zur Ände-

rung des Elften Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsauswe itung für Pflegebe-

dürftige, Pflegevorsorgefonds (Fünftes SGB XI - Änderung sgesetz - 5. SGB XI - 

ÄndG) 

 

A. Allgemein 

B. Fünftes SGB XI - Änderungsgesetz - 5. SGB XI - Än dG 

C. Nicht im Kabinettsentwurf enthalten – vom DRK geforderte Änderungen 

 

Zu A: Allgemein 

Die Reform des Pflegeversicherungsgesetzes ist aus Sicht des DRK wesentlich aus zwei 

Gründen notwendig: 

Ÿ Umsetzung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs mit entsprechend differenzierten 

Begutachtungsinstrumenten sowie bedürfnisorientierter Wahlmöglichkeiten im Leis-

tungsbereich für die Versicherten 

Ÿ Nachhaltige Finanzierung im Hinblick auf die Herausforderungen, die sich aus der de-

mografischen Entwicklung ableiten sowie die Möglichkeit, eine verbindliche, regelmäßi-

ge und angemessene Dynamisierung langfristig festzuschreiben 

 

Darüber hinaus hält der Koalitionsvertrag der jetzigen Bundesregierung von 2013 im Rahmen 

des SGB XI folgende Ziele fest: 

Ÿ die Stärkung der ambulanten und sozialräumlichen Pflege 

Ÿ die Aufwertung der Pflegeberufe und das neue Pflegeberufegesetz 

Ÿ Weiterentwicklung der Qualitätssicherungsverfahren gemäß wissenschaftlicher Stan-

dards, Stichwort: Pflege-Transparenz 

 

Insgesamt soll damit – auch aus Sicht des DRK – erreicht werden, dass den tatsächlichen 

Pflegesituationen besser entsprochen werden kann. Das DRK hält das Prinzip der Sozialraum-

gestaltung in der Alten- und Behindertenhilfe sowie Altenpflege weiterhin für die wesentliche 

Zukunftsausrichtung. Diese Sozialraumorientierung setzt in erster Linie darauf, alle notwendi-

gen Unterstützungen und Hilfeleistungen im ambulanten Bereich zu stärken. Die jetzt durch die 

Bundesregierung eingeleiteten Leistungsverbesserungen sind in dieser Hinsicht hilfreich. Je-

doch muss davon ausgegangen werden, dass der Kontext eines neuen, umgesetzten Pflege-
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bedürftigkeitsbegriffs noch weitreichendere, strukturelle Fragen hinsichtlich der Leistungs- und 

Finanzierungsseite der Pflegeversicherung nach sich ziehen wird.  

 

Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 

Seit Einführung der Pflegeversicherung wird der Begriff der Pflegebedürftigkeit als zu eng und 

zu verrichtungsbezogen diskutiert. Besonders der Bedarf an allgemeiner Betreuung, Beaufsich-

tigung und Anleitung, den etwa Menschen mit Demenz häufig haben, wird bisher zu wenig be-

rücksichtigt. Deshalb wurde im November 2006 der Beirat zur Überprüfung des Pflegebedürf-

tigkeitsbegriffs beauftragt, konkrete und wissenschaftlich fundierte Vorschläge für einen neuen 

Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein darauf aufbauendes Begutachtungsverfahren zu erarbeiten. 

Am 29. Januar 2009 hatte der Vorsitzende des Beirates Dr. h.c. Jürgen Gohde den Bericht des 

Beirats an die damalige Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt übergeben. Ergänzend hat 

der Beirat im Mai 2009 Vorschläge zur Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs vor-

gelegt. In der vergangenen Legislaturperiode wurde dann erneut ein Beirat beauftragt, Umset-

zungsvorschläge vorzulegen. Dessen Abschlussbericht ist am 27. Juni 2013 dem damaligen 

Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr übergeben worden. 

 

Seitdem gibt es einen breiten gesellschaftlichen Konsens, den neuen Pflegebedürftigkeitsbe-

griff in der Sozialen Pflegeversicherung einzuführen. Offen sind seither weniger die techni-

schen Fragen der Einführung als vielmehr die politischen Weichenstellungen zur Umsetzung.  

 

Vor diesem Hintergrund ist der nun vorliegende Kabinettsentwurf enttäuschend. Er enthält kei-

nen Ansatz zu den offenen politischen Fragestellungen zur Umsetzung eines neuen Pflegebe-

dürftigkeitsbegriffs. Die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs wird kurz und knapp 

mit einem Satz im Kabinettsentwurf auf einen zweiten Schritt vertagt. Stattdessen werden er-

neut so genannte Vorziehleistungen eingeführt. Das DRK begrüßt die Leistungsverbesserun-

gen, hatte jedoch grundsätzlich ein anderes Implementierungsvorgehen bei der Einführung des 

neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs eingefordert. Die nochmalige Erprobung des Pflegebedürf-

tigkeitsbegriffs ist schwer nachzuvollziehen, da die Inhalte der mittlerweile siebenjährigen, fach-

lichen Vorarbeiten als hinreichend zu betrachten sind. Grundsätzlich hätte das DRK eine 

gleichzeitige und vernetzte Einführung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des neuen Begut-

achtungsassessments zusammen mit den notwendigen Leistungsverbesserungen für sinnvoll 

erachtet. Denn erst durch den Begriff der Pflegebedürftigkeit und das neue Begutachtungsas-

sessment wird der Rahmen für Umfang, Arten und Inhalte der Leistungen der Pflegeversiche-

rung gesetzt. Bei der vorgezogenen Leistungsverbesserung wird das Risiko gesehen, dass 
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zum einen die finanziellen Mittel für die spätere Umsetzung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs 

möglicherweise nicht ausreichend sein werden. Zum anderen wird befürchtet, dass die vorge-

zogenen Leistungsverbesserungen eine möglicherweise zukünftig nicht angemessene Leis-

tungsstruktur zementieren und sich Umsetzungsschwierigkeiten ergeben könnten, sofern neue 

Leistungen infolge der Einführung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs erforderlich werden. 

 

Leider ist auch der nun vorliegende Kabinettsentwurf der Bundesregierung nicht den wesentli-

chen Empfehlungen der Wohlfahrtsverbände sowie der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 

Wohlfahrtspflege (BAGFW) gefolgt, erst nach der Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeits-

begriffs in einem zweiten Schritt die neuen Leistungen folgen zu lassen. Die Vorwegnahme 

dieser Leistungsansprüche birgt somit weiterhin die Gefahr einer zukünftig erhöhten Komplexi-

tät der Regelungen in der Pflegeversicherung. 

 

Das DRK fordert daher die Bundesregierung weiterhin auf, die dringenden politischen Wei-

chenstellungen für die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs anzugehen und ei-

nen verbindlichen politischen und zeitlichen Rahmen für die Umsetzung zu schaffen. Im Kon-

sens mit der BAGFW unterstützt deshalb auch das DRK ausdrücklich die Forderungen des 

Bundesrates in dessen Stellungnahme, im Vorgriff auf ein weiteres Gesetzgebungsverfahren 

zur Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs mit vorbereitenden Maßnahmen zu des-

sen Unterstützung zu beginnen, um den vom Expertenbeirat veranschlagten Zeitbedarf für die 

Implementierung von 18 Monaten nach Verabschiedung der gesetzlichen Grundlagen des 

zweiten Reformschrittes wirksam zu verkürzen. 

 

Nachhaltige Finanzierung 

Parallel zu  der zügigen Umsetzung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs sollte sich die Bundesre-

gierung auch weiterhin den dringenden strukturellen Finanzierungsfragen innerhalb der Pflege-

versicherung stellen. Die seit Einführung der Pflegeversicherung fehlende regelmäßige Dyna-

misierung der Leistungen hat die Pflegebedürftigen und deren Angehörige finanziell immer 

schlechter gestellt. Auch die punktuellen Leistungsverbesserungen seit 2008 konnten bis heute 

nicht den Realwertverlust auffangen. Nach Ansicht des DRK sollte die Sicherung der Realwert-

konstanz bei den Pflegeversicherungsleistungen durch eine regelmäßige und angemessene 

Leistungsdynamisierung erfolgen. 

 

Die gesetzlichen Grundlagen müssen es den Trägern von Einrichtungen und Diensten ermögli-

chen, die Handlungsbedingungen so zu gestalten, dass sie professionelle Pflege in hoher Qua-
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lität und zu guten Lohn- und Arbeitsbedingungen für die Pflegekräfte anbieten können. Eine 

höhere Wertschätzung der Leistungen der Pflegenden und eine leistungsorientierte, bessere 

Bezahlung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Pflege sind unerlässliche Voraussetzun-

gen, um die Personalsituation angemessen zu gestalten und damit die Qualität der Pflege und 

die Lebensqualität pflegebedürftiger Menschen eindeutig zu verbessern. Pflege in guter Quali-

tät, die den Werten dieser Gesellschaft entspricht, fordert die gesamtgesellschaftlich verankerte 

Verantwortung, welche sich sowohl im Engagement als auch in der Bereitschaft zur Finanzie-

rung der notwendigen Leistungen niederschlägt. Diese Verantwortung bedingt auch, dass be-

stehende, komplexe und in der Praxis kaum zu handhabende Finanzierungsstrukturen, wie das 

derzeitige Nebeneinander von zwei alternativen Vergütungsformen in der ambulanten Pflege, 

hinsichtlich ihrer Effektivität überprüft und verbessert werden müssen. 

 

So spricht sich das DRK ausdrücklich für eine langfristig nachhaltige, paritätische, demografie- 

und krisensichere Finanzierung der Pflegeversicherung aus, welche die nachfolgenden Gene-

rationen nicht über Gebühr belastet. Im Rahmen dieser Prämisse spricht sich das DRK auch 

für eine systemgerechte Finanzierung der Leistungen der medizinischen Behandlungspflege 

aus der gesetzlichen Krankenversicherung aus und bedauert, dass der Gesetzgeber die Zu-

ordnung dieser Leistungsfinanzierung im aktuellen 5. SGB XI – ÄndG bei der Pflegeversiche-

rung belassen hat. 

 

Das DRK begrüßt prinzipiell den Aufbau eines Pflegevorsorgefonds als einen ernstgemeinten 

Einstieg in eine nachhaltige Finanzierung, um die Beitragssteigungen für nachfolgende Gene-

rationen zu begrenzen. 

 

B. Zum vorliegenden Fünften SGB XI - Änderungsgesetz -  5. SGB XI - ÄndG  

 

Positionierungen des DRK zu den einzelnen Paragraphen 

 

Zu § 30 Dynamisierung 

Das DRK begrüßt grundsätzlich die Dynamisierungen der Leistungen nach § 30, fordert aber 

für die aktuelle Pflegereform eine wesentlich höhere Leistungsdynamisierung als die vorge-

schlagenen 4 %.  

 

Die Anpassung aller Leistungen der Pflegeversicherung ist dringend erforderlich. In der Zeit 

von 1995 bis 2008 hat generell keine Dynamisierung der Leistungen des SGB XI stattgefun-
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den, so dass schon in diesem Zeitraum ein Realwertverlust bei den Versicherungsleistungen 

erfolgte. Auch die seit 2008 punktuell erfolgten Leistungsanpassungen verhinderten nicht einen 

weiteren Realwertverlust. Nach Angaben des Bundesgesundheitsministeriums lag der Real-

wertverlust der Pflegeversicherungsleistungen seit dem Jahr 1995 bis zum Jahr 2011 bei rund 

21 % (BT Drucksache 17/7239, S. 40). 

 

In der Folge stieg zwangsläufig der Eigenanteil der Versicherten bei den genutzten Leistungen 

weiter. Somit wächst auch der Anteil derjenigen Pflegebedürftigen, die ergänzende Sozialhilfe 

zur Begleichung von Aufwendungen für die Pflege beantragen müssen. In diesem Zusammen-

hang weist das DRK darauf hin, dass die Unabhängigkeit von Sozialhilfebezug einer der Grün-

de für die Einführung der Pflegeversicherung war. 

 
Aktuell ist z. B. in der stationären Pflege zu beobachten, dass die bislang ausgebliebene Dy-

namisierung zu einer steigenden Deckungslücke, insbesondere bei den Pflegestufen I und II, 

geführt hat. Im Interesse der Einrichtungen und Dienste hält das DRK deshalb eine Anpassung 

der Versicherungsleistungen ausschließlich anhand der Preisentwicklung für unzureichend. In 

der personalintensiven Pflege wird die Kostenentwicklung neben der Preissteigerung haupt-

sächlich durch Personalkostensteigerungen, z. B. durch Tariferhöhungen, beeinflusst. Deshalb 

sollte zur Sicherung des Realwertes der Pflegeversicherungsleistungen eine verbindliche und 

regelmäßige Leistungsdynamisierung spätestens alle drei Jahre erfolgen, die sich stärker an 

der allgemeinen Lohnentwicklung orientiert.  

 

Zu § 37 Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilf en 

Der Einbezug der Leistung in die Dynamisierung nach § 30 ist positiv, aber unzureichend - ins-

besondere mit Blick auf die Erhöhung von Leistungen an anderer Stelle (vgl. die rund 

56-prozentige Erhöhung nach § 40 Abs. 4). Das DRK fordert daher eine leistungsgerechte Er-

höhung der Vergütung von Pflegeberatungsbesuchen. In der Vergangenheit hat das DRK 

mehrfach darauf hingewiesen, dass eine qualifizierte Pflegeberatung erforderlich ist, die eine 

entsprechende Vergütung voraussetzt.  

 

Gesundheitsministerium, Leistungsträger und Leistungserbringer sind sich seit langer Zeit ei-

nig, dass der Pflegeberatungsbesuch nach § 37 Abs. 3 in hoher Qualität mit entsprechend qua-

lifizierten Pflegekräften und mit ausreichender Zeit durchzuführen ist. Durch die Fortschreibung 

der Vergütung von 21 Euro seit Einführung der Pflegeversicherung ist dies im Hinblick auf die 
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erforderliche Fachlichkeit und dem zu erbringenden Zeitaufwand völlig unzureichend.  

 

Zur § 39 Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pfle geperson  
 
Die Möglichkeit, die Leistungen für die Ersatzpflege durch die Anrechnung der Leistungen für 

die Kurzzeitpflege um bis zu 806 Euro zu erhöhen, wird vom DRK zwar mit Blick auf die Be-

troffenen begrüßt. Gleichzeitig ist sie aber, als eine der so genannten Vorziehleistungen, deren 

Einbezug in den konzeptionellen Rahmen des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs nicht ausrei-

chend deutlich wird, kritisch zu betrachten. 

 

Das DRK verweist an dieser Stelle auf die Stellungnahme der BAGFW zum § 45b Abs. 3 des 

Referentenentwurfs und den dort dargestellten Vorschlag, wie ein Entlastungsbetrag in Inhalt 

und Höhe auszugestalten wäre. 

 

Zu § 45b Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleist ungen 
 
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass über den für Betreuungs- und Entlastungsangebote in § 45b 

SGB XI vorgesehenen Betrag hinaus pflegebedürftige Personen künftig auch den ihnen zu-

stehenden ambulanten Sachleistungsbetrag nach den §§ 36 und 123 zur Hälfte für nied-

rigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote im Wege der Kostenerstattung flexibel 

nutzen können. Des Weiteren ist auch eine Kombination von niedrigschwelligen Betreuungs- 

und Entlastungsleistungen, ambulanten Pflegesachleistungen und Pflegegeld möglich. 

 

Das DRK sieht grundsätzlich den Nutzen dieser Gesetzesänderung für die Pflegebedürftigen. 

Im vorliegenden Fall kritisiert das DRK aber auch  

 

·  die fehlende konzeptionelle Einbindung in den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und die 

Auswirkungen einer Leistungserhöhung im Pflegestufensystem vor Umwandlung in ein 

Pflegegradsystem und den noch zu beschließenden notwendigen Leistungsbezugsan-

passungen in den einzelnen Pflegegraden. Nach den Praxiserfahrungen mit der Umset-

zung der Kombinationsleistung von Pflegesachleistung und Tagespflegeleistung und 

den Erfahrungen mit der Umsetzung der Zeitvergütung sieht das DRK den im Referen-

tenentwurf getätigten Vorstoß, mehrere Leistungen (§§ 36, 38, 39, 45b und 123) mitei-

nander zu kombinieren, als nicht praktikabel und konfliktträchtig an. Auch zum Ansatz 

der Entbürokratisierung passt diese Gesetzesänderung nicht. 

·  die seit dem Inkrafttreten des PNG weiter bestehenden inhaltlichen Abgrenzungsprob-
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leme zwischen § 45b und § 124 SGB XI. Hier erbringen unterschiedlich qualifizierte 

Personengruppen gleiche oder ähnliche Leistungen zu unterschiedlichen Kosten- und 

Refinanzierungsbedingungen. 

 

Das DRK empfiehlt nach einer Abwägung daher, den § 45b Abs. 3 zu streichen und vorüber-

gehend einen Entlastungsbetrag einzuführen (siehe hierzu auch die Stellungnahme der 

BAGFW zum Referentenentwurf). 

 
Zu § 45c Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen  
 

Durch die Neugestaltung des § 45c Abs. 3a wird die Modellförderung in möglichem Leistungs-

umfang und angesichts der möglichen Leistungserbringer(-strukturen) erweitert. 

Nun sind neben den bisherigen niedrigschwelligen Betreuungsangeboten zukünftig auch nied-

rigschwellige Entlastungsangebote vorgesehen. Diese sollen zur Entlastung von Menschen, die 

auf Pflege und Betreuung angewiesen sind, sowie zur Entlastung der pflegenden Angehörigen 

und anderen Nahestehenden beitragen, die Pflegeverantwortung auf ehrenamtlicher Basis 

übernommen haben.  

 

Mit Blick auf die Pflegebedürftigen wird in der Begründung zum Kabinettsentwurf konkretisiert, 

dass sich die Entlastungsangebote grundsätzlich an alle (insbesondere alleinlebende) Men-

schen richten, die mit den Anforderungen eines ganz gewöhnlichen Alltags nicht mehr zurecht-

kommen. Mit Blick auf die Pflegenden werden neben den Angehörigen auch „Nahestehende“, 

wie Partner/innen, Freunde, Nachbarn oder sonstige Personen angeführt, die sich stetig der 

Pflege, Betreuung und Versorgung eines auf Pflege angewiesenen Menschen verantwortungs-

voll annehmen.   

 

Mit den niedrigschwelligen Entlastungsangeboten ist eine deutliche Ausweitung der Leistungen 

der sozialen Pflegeversicherung sowie des Personenkreises verbunden, der diese Angebote in 

Anspruch nehmen kann. Das DRK begrüßt diese Ausweitungen grundsätzlich, da sie der Inten-

tion des neuen, noch einzuführenden Pflegebedürftigkeitsbegriffs entsprechen und der Förde-

rung und dem Erhalt der Selbständigkeit und Selbstbestimmung der Pflegebedürftigen dienen. 

Hierin wird ein wichtiger Schritt zur Stabilisierung der Pflege und Betreuung in der häuslichen 

Umgebung gesehen. Die Ausweitung der Leistungen und des Personenkreises entspricht der 

Zielsetzung der Sozialraumgestaltung, welche aus Sicht des DRK die wesentliche Zukunftsaus-

richtung darstellt. Die Sozialraumorientierung setzt in erster Linie darauf, alle notwendigen Un-

terstützungen und Hilfeleistungen im ambulanten Bereich zu stärken. 
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Gleichwohl erfordern mehrere Punkte aus Sicht des DRK eine Klärung: 

1. Im Kabinettsentwurf wird angeführt, dass die niedrigschwelligen Entlastungsangebote 

durch Serviceangebote für haushaltsnahe Dienstleistungen, Alltagsbegleiter sowie Pfle-

gebegleiter förderungsfähig sind. Anders als die zugelassenen ambulanten Pflegediens-

te müssen die Serviceangebote für haushaltsnahe Dienstleistungen keine in ambulan-

ten Pflegediensten ortsübliche Arbeitsvergütung zahlen. Laut Begründung des Kabi-

nettsentwurfs sind sie lediglich dazu verpflichtet, eine legale und sozialversicherungs-

rechtlich einwandfreie Beschäftigung des von ihnen eingesetzten Personals oder der 

von ihnen eingesetzten ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer zu gewährleisten. Auch 

unterliegen sie – anders als die zugelassenen Pflegedienste – keinen umfassenden 

Qualitätsanforderungen nach § 112ff SGB XI, sondern müssen lediglich ein Konzept zur 

Qualitätssicherung vorlegen. Diese Ungleichbehandlung  führt zu ungleichen Wettbe-

werbsbedingungen und benachteiligt die zugelassenen ambulanten Pflegedienste, die 

aufgrund der gesetzlichen Anforderungen ihre Angebote an hauswirtschaftlichen Hilfen 

dann gegebenenfalls teurer als die Serviceangebote für haushaltsnahe Dienstleistun-

gen anbieten müssen. 

Damit keine Parallelstrukturen aufgebaut werden, fordert das DRK, dass die Servicean-

gebote für haushaltsnahe Dienstleistungen in die vorhandene Struktur der professionel-

len ambulanten Versorgung integriert werden. Es besteht das Risiko, dass ein ungere-

gelter Arbeitsmarkt entsteht, der qualitativ nicht ausreichend durch landesspezifische 

Regelungen kontrolliert werden kann und mittelfristig zu einer weitreichenden Verände-

rung der Versorgungsstrukturen führt. Die Ausweitung der niedrigschwelligen Entlas-

tungsangebote darf nicht zu einer Ausweitung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse 

mit nur sehr geringen Qualifikationsanforderungen  führen. Denn damit würde eine De-

Professionalisierungsentwicklung gefördert werden, die zahlreichen anderen Initiativen 

zur Steigerung der Attraktivität der Altenhilfe - zum Beispiel der „Ausbildungs- und Qua-

lifizierungsoffensive Altenpflege“ –  zuwiderläuft.  

2. Niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsleistungen, die auch von gewerblichen 

Anbietern bereit gestellt werden können, lassen sich kaum von ehrenamtlichen Betreu-

ungsangeboten abgrenzen. Dies birgt das Risiko, dass ehrenamtliche Betreuungsange-

bote verdrängt werden könnten.  

3. In der Begründung des Kabinettsentwurfes wird angeführt, dass als niedrigschwellige 

Entlastungsangebote auch Servicestellen qualifizierter Einzelhelfer in Betracht kommen, 

die ein zielgruppengerechtes Konzept verfolgen. Hier ist eine Klärung erforderlich, was 
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unter „Servicestellen qualifizierter Einzelhelfer“ zu verstehen ist.  

 
Zu § 45e Anschubfinanzierung zur Gründung von ambulan t betreuten Wohngruppen 
 

Das DRK begrüßt grundsätzlich Neugründungen von ambulanten Wohngemeinschaften. Initia-

tiven, wie die Anschubfinanzierung in § 45e, sollen Impulse für diese Wohnform setzen.  

 

Erfahrungen aus der Praxis lassen jedoch vermuten, dass es nicht nur finanzielle Gründe sind, 

die Neugründungen verhindern. Daher empfiehlt das DRK vorrangig eine Untersuchung mögli-

cher Hindernisse, um gegebenenfalls die Rahmenbedingungen zu verbessern und, falls not-

wendig erst im zweiten Schritt, finanzielle Förderungen zielgerichteter einsetzen zu können. 

 

 
Zu § 87b Vergütungszuschläge für Pflegebedürftige mi t erheblichem allgemeinen Be-
treuungsbedarf 
 

Das DRK begrüßt die Ausweitung der Betreuungsleistungen gem. § 87b auf alle Heimbewoh-

ner, sowie die Anpassung des Personalschlüssels auf 1: 20. Damit wird den Forderungen der 

Praxis nachgekommen, dass aufgrund der Ambulantisierung ältere Menschen zunehmend spä-

ter in die Pflegeeinrichtungen einziehen und demzufolge der Intensivbetreuungsanteil im stati-

onären Bereich zunehmen wird. Mittelfristig müssen deshalb die Betreuungsrelationen dem 

Bedarf entsprechend weiter verbessert werden. 

 

Wünschenswert wäre zudem eine grundlegende Klarstellung, dass auch im Rahmen der stati-

onären Verhinderungspflege ein Anspruch auf § 87b besteht. In der Praxis besteht oft Unsi-

cherheit darüber, ob überhaupt für Pflegebedürftige aus dem ambulanten Bereich, die Betreu-

ungsleistungen gem. § 45b beziehen, gleichzeitig ein Anspruch auf Betreuungsleistungen ge-

mäß § 87b besteht.  

 
 
Zu § 114 Qualitätsprüfungen und § 115 Ergebnisse von Qualitätsprüfungen 
 
Wir verweisen zu diesen Punkten auf die Stellungnahme der BAGFW, in welche die DRK-

Position eingeflossen ist (s. Anhang zu dieser Stellungnahme) 

 

Zu § 131 Pflegevorsorgefonds  
 
Das DRK unterstützt den Aufbau eines Pflegevorsorgefonds als einen ernstgemeinten Einstieg 

in eine demografiesichere Finanzierung der Pflege.  
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Bei der Einrichtung des Vorsorgefonds fordert das DRK jedoch dazu auf, die Nachhaltigkeit 

dieses Instrumentes zu gewährleisten. Nach Ansicht von Fachexperten sinkt nach Abklingen 

der geburtenstarken Jahrgänge der 50er- und 60er-Jahre die Zahl der Pflegebedürftigen ab 

2055 wieder und damit auch die Finanzierungslast. Jedoch sinkt zum gleichen Zeitpunkt auch 

die Zahl der Beitragszahler. Somit besteht für die Zukunft die Gefahr, dass auch der geschaffe-

ne Fonds den demografiebedingten, wachsenden Finanzierungsbedarf in der Pflege nicht voll-

ständig abdecken wird. 

 

 

C. Nicht im Kabinettsentwurf enthalten – vom DRK geforderte Änderungen 
 

Zu § 28 Leistungsarten, Grundsätze 

Da die Sozialhilfeträger in Einzelfällen die Übernahme von Leistungen der häuslichen Betreu-

ung nach § 124 mit dem Verweis auf dessen fehlende Aufnahme in den Leistungskatalog der 

Pflegeversicherung (§ 28) verweigern, sieht das DRK hier Nachbesserungsbedarf.   

 

Zeitvergütung in der ambulanten Pflege 
 
Seit dem 01.01.2013 sind die ambulanten Pflegedienste nach § 89 SGB XI dazu verpflichtet, 

ihren pflegebedürftigen Kunden alternativ zu den pauschalen Leistungspaketen (oder Komplex-

leistungen) auch eine Vergütung nach dem tatsächlichen Zeitaufwand für diese Leistungen 

(Zeitvergütung) anzubieten. Die nun obligatorische Zeitvergütung ist minutengenau abzurech-

nen (Minutenpflege). Nach § 120 Abs. 3 SGB XI ist im Pflegevertrag jede Leistung oder Kom-

plexleistung einschließlich aller hierfür mit den Kostenträgern vereinbarten Vergütungen ge-

sondert zu beschreiben. Der Pflegedienst hat ferner den Pflegebedürftigen vor Vertragsab-

schluss sowie bei jeder wesentlichen Veränderung darüber zu unterrichten, wie sich die vom 

Zeitaufwand unabhängige Vergütung im Vergleich zu einer rein zeitbezogenen Vergütung dar-

stellt und den Kunden auf seine Wahlmöglichkeiten bei der Zusammenstellung dieser Vergü-

tungsformen hinzuweisen. Die Gegenüberstellung muss in der Regel schriftlich erfolgen, also 

etwa durch die Vorlage von zwei Kalkulationen für die Durchführung des konkreten Pflegeauf-

trages. Sie ist Grundlage der Entscheidung des Pflegebedürftigen und wie diese im Pflegever-

trag zu dokumentieren. Trotz intensiver Verhandlungen auf Landesebene ist es bislang nur 

einigen Bundesländern zu Abschlüssen über eine Zeitvergütung gekommen. Die Erfahrungen 

zeigen, dass die Zeitvergütung bislang kaum in Anspruch genommen wurde. Die Umsetzung 

der Neuregelung erweist sich aus vielerlei Gründen als sehr schwierig:  
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1. Die derzeitige Ausgestaltung der Zeitvergütung: Minutenpflege 

Die Problematik der Zeitvergütung in ihrer derzeitigen Ausgestaltung liegt insbesondere darin, 

dass die Leistung minutengenau erfasst und abgerechnet werden muss und Pauschalierungen, 

etwa Abrechnung pro angefangene Viertelstunde, unzulässig sind: 

o Der Zeitaufwand für die (Pflege-) Leistungen kann deutlich schwanken, beispielsweise 

aufgrund der Tagesverfassung des Pflegebedürftigen. Damit schwanken auch die Prei-

se für die Leistungen und sind für den Pflegebedürftigen nicht exakt vorhersehbar.  

o Eine mit der Gesetzgebung angestrebte noch größere Sicherheit für Verbraucher kann 

auf diese Weise nicht erreicht werden. 

o Die Minutenpflege bietet folglich ein erhebliches Konfliktpotential im Verhältnis Pflege-

bedürftiger und Pflegedienst, wie viele Minuten für die Erbringung einer bestimmten 

Leistung (noch) angemessen sind. Pauschalierungen, die geeignet wären, dieses Kon-

fliktpotential abzumildern, sind untersagt.  

 

2. Das Nebeneinander der zwei Vergütungsformen 

Weitere Probleme wirft das Nebeneinander der zwei alternativen Vergütungsformen auf:  

o Das Nebeneinander der beiden alternativen Vergütungssysteme führt zu finanziellen 

Wechselwirkungen, die schwer kalkulierbar sind und bleiben. Der Mischkalkulation für 

die Leistungskomplexe wird die Grundlage entzogen, wenn Pflegebedürftige mit einem 

zeitlichen Pflegeaufwand unterhalb des Durchschnittswertes eines Leistungskomplexes 

nun Leistungen der Zeitvergütung wählen. Die Wechselwirkungen ließen sich allenfalls 

durch eine drastische Preiserhöhung in beiden Vergütungssystemen ausgleichen. In 

seinem für den Paritätischen Landesverband Berlin erstellten Gutachten hält der Dipl.-

Kfm. Thomas Sießegger1 diesbezüglich Erhöhungen zwischen 15 % bis 30 % für erfor-

derlich (vgl. Gutachten, S. 65-67, 109). Ansonsten würde sich die ohnehin prekäre fi-

nanzielle Gesamtausstattung der ambulanten Pflege noch verschärfen. Diese prekäre 

finanzielle Gesamtausstattung der ambulanten Pflege resultiert daraus, dass die Vergü-

tungen, die insbesondere im Bereich Personal und Qualität wurzeln, für die ambulante 

Pflege seit Einführung der Pflegeversicherung nicht entsprechend der Kostensteigerun-

gen der Dienste erhöht wurden.  

                                                      
1  „Diskussion zu den Wechselwirkungen von Stundensätzen neben einem System der Abrechnung nach 
Leistungskomplexen im Zuge der Umsetzung der Anforderungen des Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetzes“, 2013 
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o Werden innerhalb eines Einsatzes sowohl Leistungen nach Zeit als auch Leistungs-

komplexe erbracht, welche bei den einzelnen Verrichtungen Überschneidungen aufwei-

sen, so resultieren daraus erhebliche Abgrenzungsprobleme.  

o Die in § 120 SGB XI vorgeschriebenen umfangreichen Informations- und Dokumentati-

onspflichten des Pflegedienstes zu den alternativen Abrechnungsmöglichkeiten werden 

den Zeit- und Bürokratieaufwand und damit die Kosten der Pflegeleistung zusätzlich 

deutlich erhöhen.  

o Fraglich ist bereits, inwieweit der in der Regel ältere Verbraucher durch die Fülle der 

fortlaufend bereitzustellenden Information (Leistungskomplexe, aufgespaltene einzelne 

Verrichtungen, verschiedene Vergütungsformen und ihre Kalkulationsgrundlagen) in die 

Lage versetzt werden kann, die für ihn richtigen Leistungen auszuwählen. Die Beurtei-

lung der kostengünstigsten Leistungszusammenstellung wird zusätzlich durch das oben 

beschriebene Problem erschwert, dass der Zeitaufwand für Pflegeleistungen nach den 

Umständen schwankt und der Endpreis für eine Leistung nach Zeitvergütung nicht si-

cher vorhergesagt werden kann. Die in dieser Weise vollzogene Aufbereitung und Ge-

genüberstellung von Leistungs- und Preisangeboten können nicht nur für pflegebedürf-

tige Menschen (und Angehörige) eine Überforderung bedeuten, was aus verbraucher-

schutzrechtlicher Sicht zu erheblichen Bedenken führt. 

 

Vor diesem Hintergrund hält das DRK die parallele Anwendung zweier Vergütungssysteme 

weder für geeignet noch sachgerecht, das vom Gesetzgeber avisierte Ziel zu erreichen, dass 

„Pflegebedürftige […] sich flexibler als bisher und orientiert an ihren persönlichen Bedürfnissen 

die Leistungen zusammenstellen können, die Pflegedienste im Rahmen von Pflegeeinsätzen 

erbringen“ (BT-Drucks. 17/9369, S. 47).  

 

Wir fordern daher,  

o dass lediglich ein Vergütungssystem zur Anwendung kommt und dass die Pflicht zur 

Anwendung von zwei Vergütungssystematiken in § 89 Abs.3 SGB XI entfällt 

o § 120 Abs. 3 SGB XI dahingehend zu ändern, dass die Verpflichtung entfällt, die zwei 

Vergütungsformen fortlaufend schriftlich oder anderweitig gegenüberzustellen  

o dass die strukturelle Unterfinanzierung in der ambulanten Pflege beseitigt wird  

Unabhängig davon ist jede Umsetzung der Zeitvergütung nur unter bestimmten Bedingungen 

vorstellbar. Notwendig ist es, dass 

o eine Mindestleistungszeit nicht unter 15 Minuten gesetzlich festgeschrieben wird 

o grundsätzlich auch eine Zeittaktung als Grundlage für eine Abrechnung nach Zeitauf-



 
 
 
   

 
 
 September 2014 

 
 
  13 

wand (bspw. 15 Minuten-Takt) festgelegt wird 

o der Pflegebedürftige ein inhaltliches Wunsch- und Wahlrecht erhält, welche Leistung er 

in der vereinbarten Zeit in Anspruch nehmen möchte  
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Stellungnahme 

zum Gesetzentwurf für ein  
Fünftes Gesetz zur Änderung des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch – 
Leistungsausweitung für Pflegebedürf-
tige, Pflegevorsorgefonds  

(Drs. 18/1789) 
 
 
 
 

A. Einleitung 
Der Gesetzentwurf sieht zahlreiche Leistungsverbesserungen für pflegebedürftige Menschen 
mit und ohne eingeschränkte Alltagskompetenz vor. Wir begrüßen, dass die Sachleistungen 
erhöht werden, wenngleich das Volumen nicht ausreicht, um den Kaufkraftverlust der vergan-
genen Jahre gänzlich auszugleichen. Positiv zu bewerten ist auch, dass die Tagespflege eine 
eigenständige Leistung wird. Dies wird dazu beitragen, dass diese Leistung, die Pflegeperso-
nen im Alltag wirksam entlasten kann, noch besser in Anspruch genommen wird als heute. Ins-
gesamt lässt der Gesetzesentwurf die Tendenz erkennen, die häusliche Pflege zu stärken, was 
der Deutsche Caritasverband nachdrücklich unterstützt. Dringend erforderlich ist der Ausbau 
der niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote und hier insbesondere die Förde-
rung ehrenamtlicher Betreuungs- und Entlastungspersonen. Länder und Kommunen haben 
gemeinsam mit der Pflegeversicherung und den Pflegediensten und -einrichtungen eine ge-
samtgesellschaftliche Strukturverantwortung, der nach § 8 SGB XI auch endlich stärker Rech-
nung getragen werden muss. Dennoch wirft der im Gesetzentwurf gewählte Ansatz, einen ei-
genständigen Sektor an niedrigschwelligen Entlastungsangeboten nach § 45c Abs. 3a SGB XI 
GE zu schaffen und diese bis zu 50 Prozent auf die Pflegesachleistung nach § 36 anrechenbar 
zu machen, Probleme auf. Dieser Schritt erfolgt im Vorgriff auf die Einführung eines neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs und ohne, dass erkennbar wird, welches Gesamtkonzept die Bun-
desregierung zu dessen Umsetzung verfolgt. Damit wird der zweite Schritt vor dem ersten ge-
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tan. Der erste Schritt besteht darin, pflegerische Betreuung neben der Grundpflege und der 
hauswirtschaftlichen Versorgung zu einer gleichberechtigten Leistung der Pflegeversicherung 
zu machen. Zur pflegerischen Betreuung zählen neben der mit dem Pflege-
Neuausrichtungsgesetz neu geschaffenen häuslichen Betreuung nach § 124 auch die nied-
rigschwelligen Betreuungsangebote, die der Entlastung der Pflegepersonen dienen. Der Exper-
tenbeirat zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs hat zur Umset-
zung dieses Konzepts und zur Ausgestaltung von § 45b SGB XI unterschiedliche Vorschläge 
diskutiert. Mehrheitlich hat er sich für das von der Bundesarbeitsgemeinschaft für Freie Wohl-
fahrtspflege ausgearbeitete Konzept eines Entlastungsbetrags aus Kurzzeitpflege, Verhinde-
rungspflege und den Leistungen nach § 45b SGB XI ausgesprochen. Der Deutsche Caritasver-
band setzt sich dafür ein, diesen Vorschlag im Gesetzentwurf umzusetzen.  

 

 

B. Zum Gesetzentwurf im Einzelnen 

Zu Artikel 1 

Modellvorhaben (§ 8 Abs. 3 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Es wird klargestellt, dass der Spitzenverband Bund der Pflegekassen in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Gesundheit zur Weiterentwicklung der pflegerischen Versorgung und 
der Pflegeversicherung nicht nur Modellvorhaben, sondern auch weitere Maßnahmen wie Stu-
dien, wissenschaftliche Expertisen und Fachtagungen fördern kann. 
 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband hält diese Klarstellung für sachgerecht. 
 

Dynamisierung (§ 30 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Die Leistungsbeträge werden zum 1. Januar 2015 um 4 Prozent angehoben. Bei Leistungen, 
die erst durch das Pflege-Neuausrichtungsgesetz, das am 1. Januar 2013 in Kraft getreten ist, 
eingeführt wurden, erfolgt eine Leistungsanpassung um 2,67 Prozent. Damit ist der Prüfauftrag 
für 2014 erfüllt. Für 2017 ist ein erneuter Prüfauftrag vorgesehen. Erhöht werden die Leis-
tungsbeträge für die Pflegesachleistung (§ 36), das Pflegegeld (§ 37), die Vergütung für die Be-
ratungen im Rahmen der Pflegepflichteinsätze (§ 37 Abs. 3), die zusätzlichen Leistungen für 
Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen (§ 38a), die Verhinderungspflege (§ 39), 
die Tages- und Nachtpflege (§ 41), die Kurzzeitpflege (§ 42), die vollstationäre Pflege (§ 43), 
der Wert der Aufwendungen für die Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behin-
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derte Menschen (§ 43a) sowie die zusätzlichen Betreuungs- und Entlastungsleistungen (§ 45b) 
und die Übergangsleistungen für Personen mit eingeschränkter Alltagskompetenz (§ 123). 
 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband begrüßt die Anhebung der Leistungsbeträge nachdrücklich. Da-
bei ist jedoch anzumerken, dass die vorgenommene Erhöhung um 4 Prozent den realen Kauf-
kraftverlust nicht ausgleichen kann, denn die Höhe der Leistungsbeträge der Pflegeversiche-
rung ist zwischen den Jahren 1995 und 2008 nahezu unverändert geblieben. Durch die Anhe-
bung der Beträge profitieren diesmal auch pflegebedürftige Menschen in stationären Pflegeein-
richtungen sowie in Einrichtungen der Behindertenhilfe von den Leistungsverbesserungen, 
denn diese Leistungsberechtigten waren von der Anhebung der Leistungssätze in den Refor-
men der vergangenen Jahre weitgehend ausgeschlossen. Aus diesem Grund müssten die 
Leistungsbeträge für die vollstationäre Pflege zumindest in den Pflegestufen I und II sowie der 
Zuschuss nach § 43a SGB XI eigentlich noch stärker angehoben werden. Wir weisen in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass für die Schnittstelle zwischen Eingliederungshilfe und Pflege 
in § 43a SGB XI im Zuge der Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs oder bei der 
Reform der Eingliederungshilfe eine angemessene Lösung zu finden ist. Die bisherige Rege-
lung des § 55 SGB XII, wonach Eingliederungshilfeleistung in stationären Einrichtungen der 
Behindertenhilfe auch die Pflege umfasst, erachtet der Deutsche Caritasverband im Grundsatz 
als systemgerecht. Dennoch ist der maximale Zuschuss aus der Pflegekasse für die Pflegeleis-
tungen in Höhe von 266 Euro angesichts der Tatsache, dass Menschen mit einer Behinderung 
in vollem Umfang Beiträge in die Pflegeversicherung leisten, zu niedrig. Der Deutsche Caritas-
verband schlägt daher vor, den Zuschuss von 266 Euro deutlich zu erhöhen und ggf. nach 
Pflegestufen zu staffeln. Klarzustellen ist darüber hinaus, dass dieser Zuschuss nicht die Auf-
wendungen für die häusliche Krankenpflege umfasst.  
 
Der Deutsche Caritasverband bedauert, dass der Gesetzgeber weiterhin keinen Regel-
mechanismus für eine Dynamisierung einführt, sondern für das Jahr 2017 einen erneuten Prüf-
auftrag vorsieht. Auch die Regelung, dass eine Dynamisierung mit Verweis auf gesamtwirt-
schaftliche Rahmenbedingungen ausgesetzt werden kann, bleibt bestehen. Der Deutsche Cari-
tasverband setzt sich dafür ein, die Dynamisierung regelhaft grundsätzlich an die Bruttolohn-
entwicklung anzuknüpfen, da die Kosten der Pflege überwiegend durch die Lohnkosten be-
stimmt werden.  
 
Eine Anpassung der Vergütung des Pflegepflichteinsatzes nach § 37 Abs. 3 SGB XI ist drin-
gend notwendig, da sie seit 1995 nicht an die Lohnentwicklung angepasst wurde. Leider wer-
den diese Vergütungen nun im Gesetzentwurf wieder auf einen Betrag festgeschrieben, sodass 
sie nur durch eine erneute gesetzliche Änderung angepasst werden können. Dies halten wir auf 
Dauer für eine nicht sachgerechte Lösung. Darauf hatten wir schon in der Stellungnahme zum 
Pflege-Weiterentwicklungsgesetz verwiesen. Die Erhöhung um nur 1 Euro ist weitaus zu gering 
bemessen. Die Vergütungssätze werden zudem auch weiterhin nach Schwere der Pflegebe-
dürftigkeit gestaffelt - dies ist dem mit dem Einsatz verbundenen Auftrag nicht angemessen. Bei 
der Beratung sollten nicht nur medizinisch-pflegerische Aspekte, sondern auch das Alltagsma-
nagement und die Entlastung der pflegenden Angehörigen im Mittelpunkt stehen. Der zeitliche 
Umfang der Beratungseinsätze nach § 37 Abs. 3 SGB XI muss so ausgestaltet sein, dass eine 
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ganzheitliche Beratung der pflegebedürftigen Menschen möglich ist. Der Umfang der Bera-
tungsleistung hängt jedoch nicht unmittelbar von der Pflegestufe ab: gerade bei einer höheren 
Pflegestufe ist oft eine bereits länger andauernde Pflegebedürftigkeit vorangegangen und der 
Beratungsbedarf des pflegenden Angehörigen kann geringer sein als zu Beginn einer Pflege-
bedürftigkeit. Deshalb sollten die Vergütungssätze für die Beratung für alle Pflegestufen einheit-
lich sein und mit Blick auf die hohe Bedeutung der Beratung für die Entlastung und Gesund-
heitsförderung pflegender Angehöriger erhöht werden. Um einer erneuten Entwertung der Be-
ratungsleistung über die Jahre entgegenzuwirken, sind die Leistungssätze nicht im Gesetz 
festzuschreiben, sondern als Leistung in die Verträge nach § 75 SGB XI (Rahmenverträge über 
die pflegerische Versorgung) und 89 SGB XI (Verträge zur Vergütung) aufzunehmen. Auf dem 
Wege der Verhandlung können sie so an die allgemeine Lohnentwicklung angepasst werden 
und sind zudem schiedsstellenfähig.  
 
Grundsätzlich vertritt der Deutsche Caritasverband die Auffassung, dass die Pflegeberatungs-
einsätze nach § 37 SGB XI künftig ausschließlich von neutralen, d.h. von den Kosten- und Leis-
tungsträgern unabhängigen Beratern erbracht werden sollten, wenn sie eine Kontroll- und 
Schutzfunktion übernehmen sollen.  
 

Lösungsvorschlag 

In § 30 werden Satz 1und 2 SGB XI wie folgt neu formuliert: 
„Die Bundesregierung dynamisiert alle drei Jahre, erstmalig im Jahr 2017, die Leistungen der 
Pflegeversicherung. Als Orientierungswert für die Anpassungsnotwendigkeiten dient die Brutto-
lohnentwicklung im gleichen Zeitraum.“ 
 
§ 30 Satz 3 SGB XI wird gestrichen. 
 
Die Vergütung für den Pflegepflichteinsatz in § 37 Abs. 3 SGB XI ist, wie folgt, neu zu regeln. 
 
In § 37 Abs. 3 ist Satz 4 zu streichen. 
 
In § 89 Abs. 1 Satz 1 sind nach den Wörtern „der hauswirtschaftlichen Versorgung“ die Wörter 
„und die Vergütung für die Beratung nach § 37 Abs. 3“ einzufügen. 

 

 

Verhinderungspflege (§ 39 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Der Anspruch auf Verhinderungspflege wird ausgebaut und flexibler ausgestaltet. Die Verhin-
derungspflege kann künftig für sechs statt bisher vier Wochen pro Kalenderjahr in Anspruch 
genommen werden. Ergänzend zum bisherigen Leistungsbetrag für die Verhinderungspflege 
können künftig bis zu 50 Prozent des Leistungsbetrags für die Kurzzeitpflege in Anspruch ge-
nommen werden, sofern die Kurzzeitpflege in diesem Umfang nicht in Anspruch genommen 
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wurde. Bei der Ersatzpflege durch Pflegepersonen, die mit dem Pflegebedürftigen bis zum 
zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder mit ihm in häuslicher Gemeinschaft le-
ben, kann die Pflegekasse künftig Aufwendungen im Umfang des bis zu 1,5-fachen Betrags 
des Pflegegeldes in der jeweiligen Pflegestufe übernehmen. 
 
Bewertung  
Die Erweiterung und Flexibilisierung der Verhinderungspflege ist im Grundsatz zu begrüßen. 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege hatte sich im Expertenbeirat zur 
konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs für eine Zusammenfassung 
und Flexibilisierung der Leistungen, die spezifisch der Entlastung pflegender Angehöriger die-
nen, ausgesprochen. Vorgeschlagen ist, die Leistungen der Verhinderungspflege nach § 39, 
der Kurzzeitpflege nach § 42 und die zusätzlichen Betreuungsleistungen nach § 45b zu einer 
Teilleistung zur Entlastung des Pflegesettings zusammenzufassen, damit sie ganz flexibel je 
nach Bedarf eingesetzt und kombiniert werden können. Dieses Modell hat neben der höheren 
Flexibilität in der Inanspruchnahme von Entlastungsleistungen den weiteren Vorteil, dass der 
pflegebedürftige Mensch und seine Pflegepersonen durch die Zusammenfassung der Leistun-
gen zu einem Leistungsbetrag eine wesentlich größere Transparenz über die bereits ver-
brauchten und noch zur Verfügung stehenden Mittel haben. Der Expertenbeirat hatte sich 
mehrheitlich für dieses Modell ausgesprochen. Der Deutsche Caritasverband setzt sich im 
Rahmen dieses Gesetzgebungsverfahrens für die Umsetzung dieses Vorschlags ein (s. auch 
die Ausführungen zu § 45b SGB XI GE). 
 
Sollte dieser Vorschlag nicht umgesetzt werden, plädieren wir zumindest dafür, dass die Leis-
tungen der Verhinderungspflege und der Kurzzeitpflege wechselseitig und beliebig miteinander 
kombiniert werden können. Um im hier vorgesehenen Kostenrahmen zu bleiben, sollten beide 
Leistungen zusammen für maximal bis zu acht Wochen in Anspruch genommen werden kön-
nen. Das hier vorgeschlagene Modell einer Erweiterung der Verhinderungspflege um 50 Pro-
zent, sofern Leistungen der Kurzzeitpflege in diesem Umfang nicht ausgeschöpft wurden, er-
achten wir hingegen als zu bürokratisch. Der Gesetzgeber intendiert mit diesem Gesetzentwurf, 
das Anrechnungsmodell der Inanspruchnahme der Leistungen von Tages- und Nachtpflege auf 
die häuslichen Pflegesachleistungen, das Pflegegeld und die Kombinationsleistung abzuschaf-
fen und führt gleichzeitig ein vergleichbares Anrechnungsverfahren für die Bereiche der Kurz-
zeit- und Verhinderungspflege ein.  
 
Der Deutsche Caritasverband plädiert daher dafür, für die Verhinderungspflege flexibel den vol-
len Leistungsbetrag aus nicht ausgeschöpften Mitteln der Kurzzeitpflege für die Dauer von bis 
zu acht Wochen einsetzbar zu machen. 
 
Zudem setzt sich der Deutsche Caritasverband erneut dafür ein, die Wartezeiten von sechs 
Monaten für die Inanspruchnahme von Verhinderungspflege zu streichen. Dies fordert auch der 
Bundesrat. 
 
Zur Erleichterung der Inanspruchnahme der Verhinderungspflege soll der Versicherte künftig 
nicht mehr jede einzelne Leistung der Ersatzpflege, wie z.B. bei stundenweiser Verhinderung 
einzeln beantragen und begründen müssen. Die Pflegekassen sollen im Sinne der Transparenz 
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und leichteren Inanspruchnahme der Ersatzpflege verpflichtet werden, ein einheitliches, ver-
ständliches und unbürokratisches Formular für den Nachweis der notwendigen Aufwendungen 
zu entwickeln. Es soll klargestellt werden, dass bei stundenweiser Inanspruchnahme von Er-
satzpflege unter acht Stunden am Tag keine Anrechnung auf die Höchstanspruchsdauer pro 
Kalenderjahr erfolgt. Das Pflegegeld darf bei stundenweiser Inanspruchnahme nicht gekürzt 
werden. 
 

Lösungsvorschlag 

In § 39 Absatz 1 Sätze 1 bis 3 werden wie folgt formuliert: 
„Ist eine Pflegeperson wegen Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen Gründen an der 
Pflege gehindert, übernimmt die Pflegekasse die Kosten einer notwendigen Ersatzpflege bei 
einer tageweisen Inanspruchnahme  für längstens sechs  Wochen je Kalenderjahr; § 34 Ab-
satz 2 Satz 1 gilt nicht. Voraussetzung ist, dass die Pflegeperson den Pflegebedürftigen vor der 
erstmaligen Inanspruchnahme mindestens sechs Monate in seiner häuslichen Umgebung ge-
pflegt hat. Die Ersatzpflege kann darüber hinaus auch stundenweis e in Anspruch ge-
nommen werden. Bei einer stundenweisen Inanspruchnah me von Ersatzpflege unter 
acht Stunden pro Tag erfolgt keine Anrechnung auf di e Höchstanspruchsdauer von bis 
zu sechs Wochen pro Kalenderjahr. Bei stundenweiser Inanspruchnahme ist das Pflege-
geld nicht zu kürzen .“ 
 
§ 39 Absatz 3 wird wie folgt formuliert: 
„Der Leistungsbetrag nach Absatz 1 Satz 2 kann unter Anrechnung auf den für eine Kurzzeit-
pflege nach § 42 zustehenden Leistungsbetrag um bis zu 1612 Euro auf insgesamt bis zu 3224 
Euro erhöht werden, soweit für diesen Betrag noch keine Kurzzeitpflege im Kalenderjahr in An-
spruch genommen wurde. In diesem Fall erhöht sich die Beschränkung des Anspruchs nach 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 auf bis zu acht Wochen pro Kalenderjahr“. 
 
Zur Aufhebung der sechsmonatigen Wartefrist ist § 39 Abs. 1 Satz 2 ersatzlos zu streichen.  
 
Zudem ist auch eine Anpassung der Fortgewährung des Pflegegeldbezugs in § 37 Abs. 2 Satz 
2 erforderlich, da die Kurzzeitpflege jetzt bis zu 8 Wochen in Anspruch genommen werden 
kann, sofern die Mittel für Verhinderungspflege nicht ausgeschöpft wurden.  
 
§ 37 Abs. 2 Satz 2 ist daher wie folgt anzupassen 
„Die Hälfte des bisher bezogenen Pflegegeldes wird während einer Kurzzeitpflege nach § 42 
für bis zu acht Wochen und während einer Verhinderungspflege nach § 39 jeweils bis zu sechs 
Wochen je Kalenderjahr fortgewährt.“ 
 
§ 38 Satz 4 SGB XI neu ist wie folgt anzupassen: 
„Anteiliges Pflegegeld wird während einer Kurzzeitpflege nach § 42 bis zu acht Wochen oder 
einer Verhinderungspflege nach § 39 jeweils für bis zu sechs Wochen je Kalenderjahr in der zu-
letzt vor Beginn der Kurzzeit- oder Verhinderungspflege geleisteten Höhe fortgewährt.“ 
 
Der Deutsche Caritasverband setzt sich weiterhin dafür ein, dass das Pflegegeld nicht nur hälf-
tig, sondern in vollem Umfang während der Kurzzeit- und Verhinderungspflege fortgewährt 
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wird. Für diesen Fall wären in § 37 Abs. 2 Satz 2 die Worte „Die Hälfte des bisher bezogenen 
Pflegegeldes“ zusetzen durch „Das bisher bezogene Pflegegeld“.  
 
Da sich der Deutsche Caritasverband des Weiteren dafür einsetzt, dass auch die Verhinde-
rungspflege aus nicht ausgeschöpften Mitteln der Kurzzeitpflege für bis zu 8 und nicht nur bis 
zu 6 Wochen in Anspruch genommen werden kann, wäre in § 37 Abs. 2 Satz 2 in entsprechen-
der Anpassung die Zahl „sechs“ durch „acht“ zu ersetzen. 
 
 

Pflegehilfsmittel (§ 40 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Der Wert der zum Verbrauch bestimmten Pflegehilfsmittel wird von monatlich 31 auf 40 Euro 
erhöht. Des Weiteren werden die Zuschüsse für Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen von 
derzeit 2.557 Euro je Maßnahme auf 4.000 Euro erhöht. Nehmen mehrere pflegebedürftige 
Personen den Zuschuss für dieselbe Maßnahme in Anspruch, erhöht sich die Leistung von 
derzeit 10.228 Euro auf 16.000 Euro. 
 

Bewertung 

Der Betrag für die zum Verbrauch bestimmten Pflegehilfsmittel ist seit Einführung der Pflege-
versicherung nicht erhöht worden, obwohl pflegebedürftige Menschen einen hohen Bedarf an 
diesen Mitteln haben. Die Erhöhung um 9 Euro ist daher überfällig.  
 
Sachgerecht ist auch die seit Einführung der Pflegeversicherung erstmalige Anhebung des Be-
trags für die Wohnumfeld verbessernden Leistungen. Die Erhöhung der Mittel dient der Stär-
kung der häuslichen Pflege und damit der Umsetzung des Grundsatzes „ambulant vor statio-
när“.  
 
 

Tages- und Nachtpflege (§ 41 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Die Tages- und Nachtpflege wird zu einer eigenständigen Leistung im SGB XI. Künftig entfällt 
somit der Anrechnungsmodus der Tages- und Nachtpflegeleistungen auf die häuslichen Pfle-
gesachleistung, auf das Pflegegeld oder die Kombinationsleistung. Die bisherigen sehr kom-
plexen Regelungen zur unterschiedlichen Kombination dieser Leistungen sowie der Leistungen 
nach § 123 SGB XI, des Pflegegelds nach § 37 SGB XI oder der Kombinationsleistung nach § 
38 SGB XI werden aufgehoben.  
 

Bewertung 
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Die Neuregelung ist uneingeschränkt zu begrüßen. Sie entspricht einer langjährigen Position 
des Deutschen Caritasverbands. Bereits durch die Möglichkeit, Tages- und Nachtpflege zu-
sammen mit der häuslichen Pflegesachleistung auf einen Leistungsumfang von 150 Prozent 
kumulieren zu können, hat zu einer vermehrten Inanspruchnahme der Tages-pflege und zu ei-
nem Ausbau der Infrastruktur in diesem Bereich geführt. Die Tagespflege ist ein wesentliches 
Entlastungselement für pflegende Angehörige. Es ist davon auszugehen, dass die Aufstockung 
des Leistungsbetrags und vor allem auch der Wegfall des bürokratischen und für pflegende 
Angehörige oft undurchsichtigen Anrechnungsmodells zu einer noch besseren Inanspruch-
nahme dieser Entlastungsleistung führen werden. 
 
 

Kurzzeitpflege (§ 42 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Die Kurzzeitpflege wird flexibler gestaltet und ausgebaut. Die Kurzzeitpflege kann um den Leis-
tungsbetrag der Verhinderungspflege nach § 39 aufgestockt werden und um bis zu vier Wo-
chen auf nun mehr acht Wochen verlängert werden, sofern die Leistungen der Kurzzeitpflege 
im entsprechenden Umfang nicht in Anspruch genommen wurden. 
 
Des Weiteren können künftig alle Menschen mit einer Behinderung, die zuhause leben und ge-
pflegt werden, in Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen und auch in anderen geeig-
neten Einrichtungen Kurzzeitpflege in Anspruch nehmen, sofern die Pflege in einer zur Kurz-
zeitpflege zugelassenen Einrichtung nicht möglich war oder zumutbar erschien. Die bisherige 
Altersgrenze von 25 Jahren entfällt. 
 

Bewertung 

Auch bisher war es schon möglich, die Leistungen der Kurzzeitpflege um den Betrag aufzusto-
cken, der für die Verhinderungspflege nicht ausgeschöpft wurde. Insofern stellt die vorliegende 
Regelung eine Klarstellung bereits bestehender Praxis dar. Gleichzeitig entspricht die Rege-
lung uneingeschränkt der Position des Deutschen Caritasverbands, Verhinderungs- und Kurz-
zeitpflege möglichst flexibel miteinander kombinieren zu können. Pflegende Angehörige sollen 
jederzeit entscheiden können, auf welches Entlastungsangebot in welchem Umfang sie in der 
entsprechenden Situation zurückgreifen wollen. Die Neuregelung wird daher im Grundsatz   
positiv bewertet. Wie bereits oben ausgeführt, schlägt der Deutsche Caritasverband jedoch 
weitergehend vor, als „kleine Lösung“ zumindest die vom Expertenbeirat für die konkrete Aus-
gestaltung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs vorgeschlagene Teilleistung zur Entlastung 
des Pflegesettings Kurzzeitpflege- und Verhinderungspflege zu einem Entlastungsbetrag zu-
sammenzufassen, der dann ganz flexibel in Anspruch genommen werden kann. Ein entspre-
chender gesetzestechnischer Lösungsvorschlag wurde oben zu § 39 (Verhinderungspflege) un-
terbreitet. Grundsätzlich setzt sich der Deutsche Caritasverband dafür ein, das von der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege vorgeschlagene Modell eines Entlas-
tungsbetrags zu realisieren, in dem Kurzzeitpflege, Verhinderungspflege, und die Leistungen 
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nach § 45b zu einem Betrag zusammengefasst werden, der dann von den Betroffenen ganz 
flexibel zur Entlastung der Pflegepersonen eingesetzt werden kann. 
 
Des Weiteren soll das Pflegegeld während der Dauer der Kurzzeitpflege und der Verhinde-
rungspflege nicht nur in hälftiger Höhe bzw. bei Kombinationspflege anteilig, sondern in voller 
Höhe gewährt werden. 
 
Der Deutsche Caritasverband begrüßt den Wegfall der Altersgrenze für die Inanspruchnahme 
von Kurzzeitpflege in Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen und anderen Einrichtun-
gen nachdrücklich. Die Altersgrenze war willkürlich und hat dazu geführt, dass Menschen über 
25 Jahre im Einzelfall nicht angemessen versorgt werden konnten, wenn die in Frage kom-
mende wohnortnahe vollstationäre Einrichtung nicht auf ihre spezifischen Bedarfe ausgerichtet 
war. Somit ist es sachgerecht, dass die Kurzzeitpflege im Einzelfall auch in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe erbracht werden kann und aus der Pflegeversicherung finanziert wird. 
 

Lösungsvorschlag 

§ 37 Abs. 2 Satz 2 ist daher wie folgt anzupassen 
„Die Hälfte des bisher bezogenen Pflegegeldes wird während einer Kurzzeitpflege nach § 42 
für bis zu acht Wochen und während einer Verhinderungspflege nach § 39 jeweils bis zu sechs 
Wochen je Kalenderjahr fortgewährt.“ 
 
Der Deutsche Caritasverband setzt sich weiterhin dafür ein, dass das Pflegegeld nicht nur hälf-
tig, sondern in vollem Umfang während der Kurzzeit- und Verhinderungspflege fortgewährt 
wird. Für diesen Fall wären in § 37 Abs. 2 Satz 2 die Worte „Die Hälfte des bisher bezogenen 
Pflegegeldes“ zusetzen durch „Das bisher bezogene Pflegegeld“.  
 
§ 38 Satz 4 SGB XI ist wie folgt anzupassen: 
„Anteiliges Pflegegeld wird während einer Kurzzeitpflege nach § 42 bis zu acht Wochen oder 
einer Verhinderungspflege nach § 39 jeweils für bis zu sechs Wochen je Kalenderjahr in der zu-
letzt vor Beginn der Kurzzeit- oder Verhinderungspflege geleisteten Höhe fortgewährt.“ 
 
Da sich der Deutsche Caritasverband des Weiteren dafür einsetzt, dass auch die Verhinde-
rungspflege aus nicht ausgeschöpften Mitteln der Kurzzeitpflege für bis zu 8 Wochen in An-
spruch genommen werden kann, wäre in § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB XI sowie in § 38 Abs. 4 SGB 
XI in entsprechender Anpassung die Zahl „sechs“ durch „acht“ zu ersetzen. 
 
 

Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen (45b SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Die Leistungen nach § 45b SGB XI werden für alle Pflegebedürftigen im Sinne des SGB XI ge-
öffnet. Der Kreis der Anspruchsberechtigten erstreckt sich somit künftig auch auf Menschen, 
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die nicht die Voraussetzungen des Vorliegens eines erheblichen allgemeinen Betreuungs-
bedarfs gemäß § 45a erfüllen (§ 45 Abs. 1a GE).  
 
Künftig sollen im Rahmen der zusätzlichen Betreuungs- und Entlastungsleistungen auch Ange-
bote der hauswirtschaftlichen Versorgung, die zugelassene Pflegedienste neben den besonde-
ren Angeboten der allgemeinen Anleitung und Betreuung nach § 45b Abs. 1 Satz 6 Nummer 3 
anbieten, von den Versicherten in Anspruch genommen werden können.  
 
Des Weiteren soll es möglich sein, die niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsange-
bote gemäß § 45c SGB XI GGE aus den Mitteln der Pflegesachleistung in Anspruch zu neh-
men. Dafür veranschlagt wird ein Betrag in Höhe von bis zu 50 Prozent der Pflegesachleist-
ungen nach § 36 SGB XI GE bzw. in Höhe der Leistungsbeträge der Übergangsregelung nach 
§ 123 SGB XI GE für die Pflegestufen 0, 1 und 2. Grundpflege und hauswirtschaftliche Versor-
gung müssen gesichert sein. Die Finanzierung dieser Aufwendungen soll, wie bisher, im Wege 
der Kostenerstattung erfolgen. Die Vergütungen für die Pflegesachleistung werden dabei vor-
rangig abgerechnet. Die niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote werden auf 
die Höhe der Hilfe zur Pflege angerechnet. Die vorgesehene Regelung sollen laut Begründung 
zum Gesetzestext im Rahmen einer Studie im Auftrag des Bundesgesundheitsministeriums 
evaluiert werden. Zudem erfolgt eine Klarstellung, dass die Kostenerstattung der Aufwendun-
gen auch möglich ist, wenn für die Ko-Finanzierung der Betreuungs- und Entlastungsleistungen 
Mittel der Verhinderungspflege eingesetzt werden. 
 

Bewertung 

Es ist zu begrüßen, dass der Gesetzgeber auch den Pflegebedürftigen ohne erheblich einge-
schränkte Alltagskompetenz den Zugang zu den Betreuungs- und Entlastungsangeboten nach 
§ 45b SGB XI ermöglicht. Dies entspricht einer langjährigen Forderung des Deutschen Caritas-
verbandes, denn auch pflegebedürftige Menschen mit eher körperlichen Gebrechen, wie z.B. 
Schlaganfallpatienten, benötigen Betreuung, und ihre Pflegepersonen benötigen Entlastung. 
Wir verweisen jedoch darauf, dass dies im Vorgriff auf den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff er-
folgt, ohne dass die Bundesregierung ein Gesamtkonzept erkennen lässt, wie sie konkret die-
sen neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff leistungsrechtlich umsetzen möchte.  
 
Beispiel für einen solchen Vorgriff ist die hier zu bewertende Regelung in § 45b Abs. 1 Satz 6 
Nummer 3 SGB XI, wonach die besonderen Betreuungsangebote der zugelassenen Pflege-
dienste um Angebote der hauswirtschaftlichen Versorgung erweitert werden. Bisher ist die 
hauswirtschaftliche Versorgung eine Leistung, die nur über § 36 SGB XI abgerechnet werden 
kann, denn sie ist neben der Grundpflege – im verrichtungsbezogenen System des SGB XI 
nach § 14 Abs. 4 Ziffer 4 SGB XI - die zweite Säule in der Leistungsarchitektur des SGB XI. 
Daher hatte der Gesetzgeber mit der Einführung des § 45b SGB XI seinerzeit sogar ausdrück-
lich ausgeschlossen, dass die zusätzlichen Betreuungsangebote der Pflegedienste nach § 45b 
SGB XI auch die hauswirtschaftliche Versorgung umfassen können. Mit der vorgesehenen 
Neuregelung wird diese Logik aufgehoben: hauswirtschaftliche Versorgung soll nicht mehr nur 
Defizite kompensieren, etwa weil jemand nicht mehr kochen oder einkaufen kann; sie soll auch 
Versicherte und pflegende Angehörige bei der Deckung des Bedarfs an hauswirtschaftlicher 
Unterstützung entlasten. Ein solcher Paradigmenwechsel sollte jedoch auf der Grundlage des 
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neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs erfolgen. Dieser muss daher zügig eingeführt werden. Trotz 
dieser eher systemischen Kritik begrüßt der Deutsche Caritasverband in der Sache, dass pfle-
gebedürftige Menschen mehr hauswirtschaftliche Leistungen aus Mitteln der Pflegeversiche-
rung abrufen können, denn in vielen Pflegesituationen besteht ein hoher Bedarf an Unterstüt-
zung bei der Bewältigung des Haushalts und der Alltagsversorgung. 
 
Bei der Bewertung der Neuregelungen zu den niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlas-
tungsangeboten ist zudem zu hinterfragen, warum ihre Inanspruchnahme dem Leistungsum-
fang nach pflegestufenabhängig erfolgen soll. Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf können 
Personen in höheren Pflegestufen mehr niedrigschwellige Angebote in Anspruch nehmen als 
Personen in niedrigen Pflegestufen. Gerade demenziell erkrankte Menschen befinden sich je-
doch häufig in Pflegestufe 1 oder gar in der Pflegestufe 0. Gerade ihre An- und Zugehörigen 
sind durch die Pflegesituation häufig stark belastet. Diese Menschen werden dennoch nicht in 
derselben Weise entlastet wie Pflegebedürftige und ihre Pflegepersonen in höheren Pflegestu-
fen. Dieses durch das derzeitige somatisch ausgerichtete und unzureichende Begutachtungs-
system verursachte systemische Problem ist nur durch die Einführung des neuen Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs und des Neuen Begutachtungsassessments (NBA) zu korrigieren. Auch hier 
zeigt sich, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der zweite Schritt vor dem ersten getan 
wurde.  
 
Ein weiteres Problem sehen wir darin, dass mit der 50-Prozent-Regelung der Anrechnung der 
nach Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote auf 
die Höhe der Pflegesachleistung ein hoher bürokratischer Aufwand entsteht. Die Regelung ist 
der bisherigen Kombination von Pflegesachleistung nach § 36 SGB XI und Tagespflege nach § 
41 SGB XI nachgebildet, die der Gesetzgeber im vorliegenden Gesetz aufgrund der hohen 
Komplexität und der daraus folgenden Bürokratie und Intransparenz für die Betroffenen gerade 
abschaffen will. Mit der Neuregelung zur Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI GE (s. Bewertung 
oben) und mit der hier zu bewertenden Neuregelung zu § 45b SGB XI führt er sie wieder ein. 
Gerade Entlastungsangebote müssen jedoch nicht nur niedrigschwellig, sondern auch ganz 
flexibel und der Situation entsprechend spontan einsetzbar sein, z.B. wenn die Pflegepersonen 
eine Betreuung für einen kurzfristig notwendigen Arztbesuch oder eine stundenweise Auszeit 
für einen Kino- oder Friseurbesuch benötigen. Die Abrufung dieser Leistung wird also von Mo-
nat zu Monat variieren. Probleme entstehen nun dadurch, dass die niedrigschwelligen Betreu-
ungs- und Entlastungsleistungen erst im Folgemonat der Leistungserbringung in Rechnung ge-
stellt und frühestens dann im Wege der Kostenerstattung dem Betroffenen erstattet werden 
können, während die Pflegesachleistung am Ende des laufenden Monats abgerechnet wird. 
Diese Ungleichzeitigkeit erschwert die gegenseitige Anrechnung der beiden unterschiedlichen 
Leistungsarten. Versicherte verlieren hierdurch leicht den Überblick und können nur durch re-
gelmäßige gezielte Nachfrage bei der Pflegekasse sicherstellen, dass sie ihr Budget im jeweili-
gen Monat nicht überschreiten und etwaige Fehlbeträge selbst ausgleichen müssen. Der Ge-
setzgeber hat dieses Problem ebenfalls gesehen und als Lösung vorgeschlagen, dass die Pfle-
gekasse im Rahmen ihrer Beratungspflicht ihrerseits den Anspruchsberechtigten darüber in-
formieren soll, in welchem Umfang der Sachleistungsbetrag jeweils verbraucht ist. Der Gesetz-
geber hat des Weiteren vorgeschrieben, dass Versicherte, die die niedrigschwelligen Betreu-
ungs- und Entlastungsleistungen im Rahmen der neuen Kombinationsleistung nutzen wollen, 
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verpflichtet sind, den Beratungseinsatz nach § 37 Abs. 3 bzw. § 37 Abs. 8 SGB XI abzurufen. 
Aber auch dies hilft nur bedingt, da die Versicherten der Pflegestufe 1 und 2 beispielsweise nur 
einmal halbjährlich Anspruch auf diesen Einsatz haben, u.U. jedoch monatlich oder einmal im 
Quartal entsprechenden Beratungsbedarf haben. 
 
Der Deutsche Caritasverband schlägt auf Grund der geschilderten Probleme vor, auf die Neu-
regelung des § 45b Abs. 3 GE zu verzichten und stattdessen - mindestens für den Übergang 
bis zur Einführung und Umsetzung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs - einen Entlas-
tungsbetrag einzuführen, der sich aus den Leistungen der Kurzzeitpflege nach § 42, der Ver-
hinderungspflege nach § 39 und den Leistungen nach § 45b Abs. 1 Satz 6 Nummern 1-4 zu-
sammensetzt. Wenn man für die Leistungen nach § 45b SGB XI einen monatlichen Betrag von 
104 Euro einsetzt, stünden für ein solches Entlastungsbudget jeweils 1612 Euro für die Kurz-
zeit- und Verhinderungspflege plus 1248 Euro für die Leistungen nach § 45b SGB XI zur Verfü-
gung. Insgesamt stünde ein kalenderjährlicher Betrag von 4472 Euro zur Verfügung, der belie-
big für Verhinderungspflege, Kurzzeitpflege und § 45b-Leistungen inklusive der niedrigschwelli-
gen Betreuungs- und Entlastungsleistungen nach § 45c SGB XI GE verwendet werden könnte. 
Diese Lösung hat den Vorteil, dass die Mittel für Entlastungsleistungen, die nicht ausgeschöpft 
wurden, bedarfsentsprechend und bedarfsgerecht für andere Entlastungsleistungen eingesetzt 
werden können. Insgesamt entspricht dieser Lösungsvorschlag dem Vorschlag der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (vgl. dazu die Stellungnahme der BAGFW ), 
welche diesen in den Expertenbeirat zur konkreten Ausgestaltung des Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs eingebracht hat und von diesem auch empfohlen wurde. Danach soll es künftig Teilleis-
tungen zum Ausgleich der eingeschränkten Selbständigkeit geben und Teilleistungen zur Ent-
lastung des Pflegesettings. 

Darüber hinaus fordern wir, dass nicht nur die nach Landesrecht anerkannten niedrigschwelli-
gen Betreuungs- und Entlastungsangebote nach § 45b Abs, 1 Satz 6 Nr. 4, sondern auch die 
Angebote der allgemeinen Anleitung, Betreuung und Hauswirtschaft der zugelassenen Pflege-
dienste nach § 45b Abs. 1 Satz 6 Nr. 3 im Rahmen der Kombinationsleistung in Anspruch ge-
nommen werden dürfen. 

 

Lösungsvorschlag 

Schaffung eines § 124a Teilleistungen zur Entlastung des Pflegesettings als Übergangsvor-
schrift. Dieser soll bis zur Umsetzung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und dessen leis-
tungsrechtlicher Umsetzung gelten. 

 

Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen und Einführung  
niedrigschwelliger Entlastungsleistungen (§ 45c SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Zusätzlich zu den niedrigschwelligen Betreuungsangeboten sind künftig auch niedrigschwellige 
Entlastungsangebote (§ 45c Abs. 3a GE) förderfähig. Beide Angebote sollen künftig nicht nur 
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Menschen mit erheblichem allgemeinem Betreuungsbedarf nach den Kriterien des § 45a SGB 
XI offenstehen, sondern allen Pflegebedürftigen. Die Fördermittel in Höhe von 25 Mio. Euro ka-
lenderjährlich aus Mitteln der Pflegeversicherung sollen daher künftig zur Förderung sowohl 
von Betreuungsangeboten als auch von Entlastungsangeboten verwendet werden können. Zie-
le der Entlastungsangebote sollen nach § 45c Abs. 3a GE die Unterstützung im Haushalt, ins-
besondere bei der hauswirtschaftlichen Versorgung, bei der Bewältigung von allgemeinen oder 
pflegebedingten Alltagsanforderungen sowie bei der eigenverantwortlichen Organisation indivi-
duell benötigter Hilfeleistungen sein. Förderfähig sollen insbesondere Serviceangebote für 
haushaltsnahe Dienstleistungen, Alltagsbegleiter und Pflegebegleiter sein. 
 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband begrüßt ausdrücklich, dass das Spektrum der niedrigschwelligen 
Angebote für pflegebedürftige Menschen erweitert wird und aus Mitteln der Pflegeversicherung 
und der Länder und Kommunen gefördert werden kann. Pflegebedürftige Menschen benötigen 
neben der pflegerischen Versorgung im engeren Sinne sehr häufig und oft schon, bevor sie 
schwer oder schwerst pflegebedürftig werden, Unterstützung für ihre hauswirtschaftliche Ver-
sorgung und die Bewältigung ihres Alltags. Häufig können sie nicht mehr selbst einkaufen, die 
Wohnung reinigen, die Wäsche pflegen, Bettwäsche wechseln, kleinere Reparaturarbeiten 
durchführen, sich um den Garten kümmern oder den Müll entsorgen. Sie benötigen vielfach 
auch organisatorische Hilfe beim Ausfüllen von Formularen und Anträgen für Behörden, Versi-
cherungen und Banken. Viele pflegebedürftige Menschen sind auch nicht mehr mobil, sodass 
sie auf einen Fahrdienst angewiesen sind, beispielsweise zum Arzt oder auch zu Behörden. All 
diese Dienstleistungen gehören zum Spektrum der hauswirtschaftlichen Versorgung, das auch 
durch die Pflegedienste oder mobile soziale Dienste abgedeckt wird, jedoch häufig nicht in dem 
Umfang, der zu einer wirksamen Entlastung im Alltag notwendig wäre, um auch bei schwerer 
Pflegebedürftigkeit in der eigenen Häuslichkeit bleiben und gepflegt werden zu können. Der 
Ausbau dieser Leistungen ist daher grundsätzlich sinnvoll und wird vom Deutschen Caritasver-
band ausdrücklich unterstützt, wie oben bereits ausgeführt.  
 
Bei der Förderung von nach Landesrecht anerkannten Serviceangeboten für hauswirtschaftli-
che Dienstleistungen ist darauf zu achten, dass dort tarifliche Beschäftigungsverhältnisse ent-
stehen und die Regelungen zum Mindestlohn gemäß dem Tarifautonomiestärkungsgesetz be-
achtet werden, sofern diese Angebote nicht ehrenamtlich erbracht werden. Dabei ist zu ver-
meiden, dass der Mindestlohn zum Normlohn für die hier entstehende Branche wird. 
 
Zu einer ganzheitlichen Pflege gehört auch die Begleitung bei der Bewältigung des Alltags, wie 
beispielsweise Begleitung zum Einkaufen, zum Arzt, aber auch zum Gottesdienst, auf den 
Friedhof oder Unterstützung bei der Aufrechterhaltung sozialer Kontakte zu Verwandten und 
Freunden, etwa beim gemeinsamen Kaffeetrinken. Oft brauchen pflegebedürftige Menschen 
jedoch einfach jemanden, der ihnen zuhört, aus der Zeitung vorliest oder mit ihnen ein Brett-
spiel spielt. Daher ist es sinnvoll, auch diese Aktivitäten der Alltagsbegleitung zu fördern, wie es 
der Gesetzentwurf vorsieht. Aber auch diese Aktivitäten können - wie soeben bezüglich der 
Leistungen zur hauswirtschaftlichen Versorgung ausgeführt wurde -. bereits aus den heutigen 
Leistungen der Pflegeversicherung gefördert werden. So wird gerade aus der beispielhaften 
Aufzählung von Aktivitäten der Alltagsbegleiter deutlich, dass bei der in § 45c Abs. 3a SGB XI 
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GE neu zu schaffenden „niedrigschwelligen Entlastungsleistung“ große Schnittmengen zu den 
seit dem Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetz geschaffenen niedrigschwelligen Betreuungsleis-
tungen nach § 45c Absatz 1 bestehen, von denen die niedrigschwelligen Entlastungsleistungen 
nach dem Gesetzentwurf jedoch gerade abgegrenzt werden sollen. In der Begründung zum 
Gesetzentwurf ist auf Seite 33 zu Recht zu lesen: „Zwischen den Unterstützungsleistungen, die 
niedrigschwellige Betreuungsangebote erbringen, und den Hilfestellungen, die niedrigschwelli-
ge Entlastungsangebote beinhalten, besteht keine scharfe Trennung. Die Leistungen bieten in 
der Praxis ein sich teilweise überschneidendes Spektrum“. Dem ist zuzustimmen. Eine weitere 
Schnittstelle entsteht zur Leistung der häuslichen Betreuung nach § 124 SGB XI, die der Ge-
setzgeber mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz im Vorgriff auf den neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriff eingeführt hat. Der Deutsche Caritasverband hatte in seiner Stellungnahme zu die-
sem Paragraphen seinerzeit bereits auf das Problem hingewiesen, dass es bei der häuslichen 
Betreuung an einer Legaldefinition fehlt und dass die beispielhaft im Gesetzestext angeführten 
Leistungsvarianten wie Unterstützung bei der Kommunikation und bei der Aufrechterhaltung 
sozialer Kontakte oder bei der Aufrechterhaltung einer Tagesstruktur oder bei der Durchführung 
bedürfnisgerechter Beschäftigungen zahlreiche Schnittstellen zur Eingliederungshilfe gibt. Hat 
der Gesetzgeber bei § 124 SGB XI noch darauf hingewiesen, dass die Leistungen der Einglie-
derungshilfe im Verhältnis zur Pflegeversicherung nach § 13 Abs. 3 SGB XI nicht nachrangig 
sind, wird im vorliegenden Gesetzentwurf in § 45b Abs. 3 Satz 6 Nr. 4 SGB XI festgelegt, dass 
die Inanspruchnahme niedrigschwelliger Betreuungs- und Entlastungsleistungen aus dem 
Budget der Pflegesachleistung nach § 36 SGB XI den Anspruch auf Fürsorgeleistungen um 
den entsprechenden Betrag mindert. Als Begründung wird angeführt, dass für diese Leistungen 
die vergleichsweise hohen Beträge aus der Pflegesachleistung in Anspruch genommen werden 
können. 
 
Ein wirklich niedrigschwelliges Entlastungsangebot hingegen stellt die dritte im Gesetzentwurf 
genannte Gruppe von Entlastungsangeboten dar: der Pflegebegleiter. Er soll den pflegenden 
Angehörigen bei der Strukturierung und Organisation des Pflegealltags helfen und sie bei der 
Kompetenzentwicklung unterstützen. Der Pflegebegleiter soll darauf achten, dass die pflegen-
den Angehörigen ihre physischen und psychischen Grenzen aufgrund der Pflege nicht über-
schreiten; er soll Wissen zur Bewältigung des Pflegealltags vermitteln und insgesamt darauf 
achten, dass alle zur Verfügung stehenden Hilfsangebote auch wirklich in Anspruch genommen 
werden. Insofern handelt es sich beim Pflegebegleiter um ein echtes Entlastungsangebot und 
nicht um ein Betreuungsangebot. 
 
Insgesamt stellt sich jedoch die Frage, ob es der Schaffung eines eigenen Segments von nied-
rigschwelligen Entlastungsangeboten nach § 45c Abs. 3a SGB XI GE wirklich bedarf oder ob 
diese Angebote aufgrund der vielen Überschneidungen mit den niedrigschwelligen Betreu-
ungsangeboten nicht mit letzteren zusammengefasst werden sollen. Dafür setzt sich auch der 
Bundesrat ein. Die heute schon bestehenden niedrigschwelligen Betreuungsangebote wie Be-
treuungsgruppen für Demenzkranke, Helferinnenkreise zur stundenweise Entlastung pflegen-
der Angehöriger im häuslichen Bereich, die Tagesbetreuung in Kleingruppen oder die Einzelbe-
treuung durch anerkannte Helfer erfüllen die Funktion der Betreuung und der Entlastung. Auch 
aus ganz praktischen Erwägungen ist es nicht sinnvoll, zwei getrennte Segmente von nied-
rigschwelligen Betreuungsangeboten einerseits und niedrigschwelligen Entlastungsangeboten 
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andererseits zu schaffen, denn Menschen, die sich in dieser vulnerablen Situation befinden, 
wollen Hilfen möglichst aus einer Hand. Da beide Angebote aus demselben Budget finanziert 
werden und vor Ort ohnehin ein bunter Strauß an ganz unterschiedlichen Angebotsvarianten 
entstehen wird, macht es keinen Sinn, Angebote in zwei getrennten Schienen zu fördern. 
 
Von zentraler Bedeutung ist, dass der Sektor der Entlastungs- und Betreuungsangebote aus-
gebaut wird und dass sich auch die Länder und Kommunen zusammen mit den Pflegekassen 
und Pflegeeinrichtungen im Rahmen der gemeinsamen Verantwortung für eine leistungsfähige, 
regional gegliederte, ortsnahe sowie aufeinander abgestimmte ambulante und pflegerische 
Versorgung der Bevölkerung für eine entsprechende breit gegliederte wohnortnah verfügbare 
Infrastruktur engagieren. Dies genau sieht § 8 Absatz 2 SGB XI seit Einführung der Pflegever-
sicherung vor. Der Deutsche Caritasverband sieht gerade in der Förderung der niedrigschwelli-
gen Betreuungsangebote nach § 45c SGB XI eine hervorragende Möglichkeit, sozialräumlich 
das Konzept des Quartiersbezugs und der „sorgenden Gemeinschaft“ umsetzen zu können. 
Eine besonders wichtige Rolle spielt für den Deutschen Caritasverband dabei das ehrenamtli-
che Engagement, das gerade durch § 45 c SGB XI gefördert wird. Diesen Pfad gilt es weiterhin 
zu verfolgen und auszubauen. 
 

Lösungsvorschlag 

§ 45c Abs. 1 Satz 2 neu SGB XI GE wird gestrichen und in Satz 1 sowie in § 45c Abs. 3 Satz 1 
wird das Wort „Betreuungsangebote“ jeweils durch die Wörter „Betreuungs- und Entlastungs-
angebote“ ersetzt.  
 
§ 45c Abs. 3a wird in Abs. 3 integriert. Dazu wird § 45c Abs. 3 Satz 1, wie folgt, erweitert: 
„Niedrigschwellige Entlastungs- und Betreuungsangebote in Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind 
Angebote, in denen Helferinnen und Helfer unter pflegefachlicher Anleitung die Betreuung von 
Pflegebedürftigen und Anspruchsberechtigten nach § 45a als Einzelbetreuung oder in Gruppen 
außerhäuslich oder im häuslichen Bereich übernehmen, Alltagsbegleitung einschließlich haus-
wirtschaftlicher Unterstützung leisten sowie pflegende Angehörige entlasten und beratend un-
terstützen.“  
 
Im Zusammenhang zu den Ausführungen zu § 45c SGB XI GE möchten wir zudem auf das 
Problem hinweisen, dass die Dienste und Einrichtungen in den Bundesländern, in denen die 
häusliche Betreuung nach § 124 SGB XI vertraglich geregelt wurde, von den Trägern der Sozi-
alhilfe die Mitteilung erhalten haben, dass diese Leistung im Rahmen der Hilfe zur Pflege nicht 
übernommen wird. Die Sozialhilfeträger argumentieren, der Inhalt der Leistungen der Hilfe zur 
Pflege bestimme sich nach den Regelungen des § 28 Abs. 1 Nr. 1 sowie 5 bis 8 SGB XI. Ent-
sprechend § 28 Abs. 1 i.V. m. § 36 SGB XI würden hiernach bei häuslicher Pflege nur Grund-
pflege und Hauswirtschaft als Sachleistung erbracht und nur diese Leistungen seien durch die 
Hilfe zur Pflege gedeckt. Hier besteht dringender Korrekturbedarf.  
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Anschubfinanzierung zur Gründung von ambulant betreuten Wohngruppen 
(§ 45e SGB XI GE i.V. mit § 38a SGB XI) 

 

Gesetzentwurf 

Eine Maßnahme zur altersgerechten und barrierearmen Umgestaltung der Wohnung, für die 
Pflegebedürftige, welche die Anspruchsvoraussetzungen nach § 38a SGB XI erfüllen, eine An-
schubfinanzierung beantragen können, soll schon vor Gründung der ambulant betreuten 
Wohngruppe und vor dem Einzug durchgeführt werden können. Zudem soll das Budget von 30 
Mio. Euro, das mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz eingeführt wurde, ausgeschöpft werden. 
Die mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz vorgesehene Befristung der Förderung zum 31. 
Dezember 2015 wird daher ersatzlos gestrichen. 
 

Bewertung 

Der Gesetzentwurf weist zu Recht darauf hin, dass die Neugründung von ambulant betreuten 
Wohngemeinschaften bisher nicht in dem Umfang erfolgt ist, wie es wünschenswert wäre. Ei-
nen wesentlichen Grund dafür sieht der Deutsche Caritasverband darin, dass nur selbstorgani-
siertes gemeinschaftliches Wohnen einen Zuschlag nach § 38a bzw. eine Förderung nach § 
45e erhält. Die Gründung von ambulant betreuten Wohngruppen ging und geht in den meisten 
Fällen jedoch nicht auf die Initiative von Privatpersonen, sondern auf die Initiative von ambulan-
ten Betreuungs- oder Pflegediensten, privaten oder gemeinnützigen Immobilienbesitzern oder 
von gemeinnützigen Vereinen zurück. Der Zusammenschluss von Bürgern, die von Pflegebe-
dürftigkeit betroffen sind oder sich mit Blick auf künftige Pflegebedürftigkeit zusammentun, ist 
eher die Ausnahme als die Regel. Der Gesetzgeber sollte daher sowohl selbstorganisierte 
Wohngruppen als auch von Dritten organisiertes gemeinschaftliches Wohnen fördern. An die-
ser wesentlichen Hürde ändert der Gesetzgeber jedoch mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
nichts.  
 
Eine weitere Hürde besteht in den Verweisen und Bezügen auf heimrechtliche Vorschriften. Da 
diese auf Länderebene geregelt sind, ergeben sich hier recht unterschiedliche Konstellationen. 
Der Gesetzestext sollte sich darauf beschränken, die Leistungen nach § 38a und § 45e SGB XI 
zu gewähren, wenn Versicherte gemeinsam in einer Wohnung oder einem Haus leben, um 
gemeinschaftlich ihre pflegerische Versorgung zu organisieren. 
 
Die Neuregelung des Gesetzentwurfs, nach welcher der Zuschuss für die altersgerechte und 
barrierearme Umgestaltung der Wohnung nicht mehr zur Voraussetzung hat, dass die Grün-
dungsmitglieder den Akt der Gründung bereits vollzogen haben sowie bereits in der gemein-
samen Wohnung leben, ist zu begrüßen. Im Gesetzestext ist allerdings nicht näher definiert, 
wodurch der Akt der Gründung vollzogen und damit nachweisbar ist. Ist hierfür die Unterschrift 
unter den Mietvertrag bzw. die Regelung der gemeinsamer Eigentumsverhältnisse oder von 
Mischverhältnissen von Eigentum und Miete innerhalb der Gründergemeinschaft maßgeblich? 
Oder muss der pauschale Zuschlag für die Förderung der Pflegekraft in Höhe von 200 Euro 
monatlich bei der Pflegekasse beantragt sein? Aus der Gesetzesbegründung zum Pflege-
Neuausrichtungsgesetz geht hervor, dass „die Gründung einer Wohngemeinschaft im Sinne 
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dieser Vorschrift gegeben (ist), wenn mindestens drei der Bewohner, die in einer Wohneinheit 
zusammenziehen, Anspruch auf Leistungen nach § 38a haben.“ In § 38a Absatz 1 SGB XI be-
nennt der Gesetzgeber vier dieser Anspruchsvoraussetzungen. Die erste Voraussetzung, dass 
sie bereits in einer gemeinsamen Wohnung leben müssen, ist durch den vorliegenden Gesetz-
entwurf entfallen. Die zweite Voraussetzung, dass Leistungen nach § 36, 37 und 38 beziehen 
müssen, ist unproblematisch. Die dritte Voraussetzung, dass in der ambulant betreuten Wohn-
gruppe eine Pflegekraft tätig ist, die organisatorische, verwaltende und pflegerische Tätigkeiten 
verrichtet, kann jedoch vor Einzug in die Wohnung nicht erfüllt sein. Auch die vierte Vorausset-
zung, wonach geprüft werden muss, dass heimrechtliche Vorschriften dem gemeinschaftlichen 
Wohnen nicht entgegenstehen, kann erst nach Einzug geprüft werden. Der Gesetzgeber sollte 
daher in § 45e SGB XI regeln, dass die Gewährung der Anschubfinanzierung allein von der 
Anspruchsvoraussetzung nach § 38a Absatz 1 Ziffer 2 und dem Nachweis der gemeinschaftlich 
organisierten Miet- oder Eigentumsverhältnisse als Gründungsakt abhängig ist. Aus Sicht des 
Deutschen Caritasverbandes ist es erforderlich, die Gründung der Wohngruppe zu vollziehen, 
um dafür zuschussfähige Leistungen in Anspruch nehmen zu können. Daher muss in § 45e 
Abs. 1 Satz 4 gestrichen werden, dass eine nach § 38a förderfähige Umgestaltungsmaßnahme 
auch schon vor der Gründung erfolgen kann. 
 
Des Weiteren verweisen wir darauf, dass bei der Beantragung des pauschalen Zuschlags für 
die Pflegekraft nach § 38a SGB XI eine datenschutzrechtliche Lücke besteht. Zur Nachweisfüh-
rung der Anspruchsberechtigung sind im Antrag an die Pflegekasse(n) personenbezogene Da-
ten, nämlich Namen und Versicherungsträger aller Anspruchsberechtigten zu erfassen. Mit der 
Weitergabe dieser Daten sind datenschutzrechtliche Belange der Bewohner/innen berührt. Im 
Formular ist daher darauf hinzuweisen, dass vor der Antragstellung das gegenseitige Einver-
ständnis aller Bewohner/innen zur Weitergabe personenbezogener Daten einzuholen ist. 
 
Nachdrücklich begrüßt wird, dass mit der Änderung in § 123 Abs. 2 nun auch Versicherte in 
Pflegestufe 0 einen Leistungsanspruch auf den pauschalen Zuschlag für die Beschäftigung ei-
ner Präsenzkraft nach § 38a SGB XI haben. 
 
Der Deutsche Caritasverband hat schon im Rahmen seiner Stellungnahme zum Pflege-
Neuausrichtungsgesetz darauf hingewiesen, dass die Präsenzkraft, deren Tätigkeitsfeld in 
§ 38a Abs. 1 Ziffer 2 beschrieben wird, eigentlich keine Pflegekraft im engeren Sinne sein 
muss. Hauptaufgabenfeld dieser Person ist eben gerade nicht die Pflege, sondern die Betreu-
ung, Begleitung, Koordination und Organisation der Wohngruppe. Für dieses Tätigkeitsfeld gut 
qualifiziert sind nach Auffassung des Deutschen Caritasverbandes somit neben Pflegekräften 
auch alle anderen, in der Vereinbarung zu § 113 SGB XI ambulant genannten geeigneten Kräf-
te, wie beispielsweise hauswirtschaftliche Kräfte, Familienpfleger/innen oder Familienbetreu-
er/innen. Daher ist im Gesetzestext klarzustellen, dass ausdrücklich auch diese Berufsgruppen 
die Funktion der Präsenzkraft in der ambulant betreuten Wohngruppe ausfüllen können. 
 
Die Gesetzesformulierung hat in der Praxis bereits zu Rechtsstreitigkeiten geführt. So wird in 
einigen Fällen mit den Sozialhilfeträgern darum gestritten, ob der Wohngruppenzuschlag auf 
die Pflegesachleistung nach § 36 anzurechnen sei und beispielsweise entsprechend § 66 Abs. 
4 Satz 1 SGB XII zur Kürzung der Pflegesachleistung führt. Eine Kürzung des Sachleistungs-
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anspruchs würde jedoch voraussetzen, dass der Antragsteller die Pflegesachleistung bereits 
durch die Pflegekraft nach § 38a Abs. 1 Ziffer 3 SGB XI erhält. Dies ist jedoch nicht der Fall, da 
zu den Aufgaben der Pflege- bzw. Präsenzkraft eben genau nicht Grundpflege und hauswirt-
schaftliche Versorgung gehören. Dies ist im Gesetzestext klarzustellen. Wir begrüßen aus-
drücklich, dass auch der Bundesrat diese Klarstellung in § 13 Abs. 3a SGB XI fordert. 
 

Lösungsvorschlag 

§ 38a Abs. 1 Satz 1 SGB XI wird, wie folgt, neu formuliert: 
„Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen, die Leistungen nach § 36, 37 oder 38 
oder § 123 beziehen, haben Anspruch auf einen pauschalen Zuschlag in Höhe von 200 Euro 
monatlich, wenn in der ambulant betreuten Wohngruppe geeignete Kräfte gemäß den Verein-
barungen nach § 113 SGB XI tätig sind, die organisatorische, verwaltende, betreuende  oder 
pflegerische Tätigkeiten verrichten, und wenn es sich um ein gemeinschaftliches Wohnen von 
regelmäßig mindestens drei Pflegebedürftigen, die Leistungen nach § 36, 37 oder 38 und § 123 
beziehen, handelt und diese gemeinsam in einer Wohnung oder einem Haus leben, um Pflege 
und Betreuung gemeinschaftlich zu organisieren.“ 
 
§ 13 Abs. 3a SGB XI soll lauten: 
„Die Leistungen nach § 45b und die Leistungen nach § 38a  finden bei den Fürsorgeleistun-
gen zur Pflege nach Absatz 3 Satz 1 keine Berücksichtigung.“ 
 
 

Beitragssatzerhöhung (§ 55 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Der Beitragssatz wird um 0,3 Prozent erhöht. 
 

Bewertung 

Die Bundesregierung hat sich vorgenommen, in dieser Legislaturperiode den Beitragssatz um 
insgesamt 0,5 Prozentpunkte anzuheben. Aus dieser Beitragssatzsteigerung sind die Reform-
schritte des vorliegenden Gesetzesentwurfs (einschließlich des Pflegevorsorgefonds) sowie die 
in der zweiten Stufe geplante Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs zu finanzieren. 
Da mit dem vorliegenden Gesetzentwurf schon einige Reformschritte eingeleitet wurden, die 
systemkonform eigentlich erst mit der Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs vor-
zunehmen wären – es handelt sich vor allem um die Öffnung der Leistungen des § 45b und des 
§ 87b SGB XI für alle pflegebedürftigen Menschen – ist schwer abzuschätzen, ob das Volumen 
von 0,2 Prozentpunkten für die zweite Stufe der Reform ausreichend ist. Hier ist ggf. nachzu-
justieren. 
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Tragung der Beiträge – Reformationstag 2017 (§ 58 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Es ist geplant, den Reformationstag im Jahr 2017 anlässlich seines 500 jährigen Jubiläums in 
denjenigen Bundesländern, in denen dieser Tag kein gesetzlicher Feiertag ist, einmalig zu ei-
nem gesetzlichen Feiertag zu erheben. Die Regelung stellt klar, dass dadurch der Arbeitneh-
meranteil zur Pflegeversicherung nicht erhöht wird. 
 

Bewertung 

Die Klarstellung wird vom Deutschen Caritasverband nachdrücklich unterstützt. 
 
 

Vergütungszuschläge für zusätzliche Betreuung und Aktivierung in statio-
nären Pflegeeinrichtungen (§ 87b SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Die Möglichkeit des Angebots von zusätzlicher Betreuung und Aktivierung in Pflegeheimen und 
die Zahlung eines Vergütungszuschlags durch die Pflegekassen für dieses Angebot wird nicht 
mehr auf Personen mit einem erheblichen Bedarf an allgemeiner Beaufsichtigung und Betreu-
ung begrenzt, sondern auf alle pflegebedürftigen Heimbewohner und auf Versicherte der Pfle-
gestufe 0 ausgeweitet. Die Ausweitung des anspruchsberechtigten Personenkreises gilt auch in 
Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege sowie in der Kurzzeitpflege. Der Betreuungsschlüs-
sel wird von bisher 1:24 auf 1:20 abgesenkt. 
 

Bewertung 

Die Neuregelung, dass die zusätzlichen Betreuungs- und Aktivierungsleistungen künftig für alle 
versicherten Heimbewohner bzw. Tagespflegegäste gelten und nicht mehr auf Personen mit 
eingeschränkter Alltagskompetenz beschränkt sind, ist eine Vorziehleistung mit Blick auf den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff. Die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege haben sich im 
Expertenbeirat zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs dafür ein-
gesetzt, dass diese Betreuungsleistung für alle Versicherten geöffnet wird und dass der von 
den Pflegekassen gezahlte Vergütungszuschlag auch nach Einführung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs erhalten bleibt. Der Deutsche Caritasverband hat sich zudem bereits in sei-
ner Stellungnahme zum Pflege-Weiterentwicklungsgesetz für eine Absenkung des Betreuungs-
schlüssels von 1:24 auf 1:20 eingesetzt; die vorgesehene Regelung entspricht somit unserer 
Forderung und wird uneingeschränkt begrüßt. 
 
Erneut setzen wir uns dafür ein, dass die zusätzlichen Betreuungskräfte nicht nur den in der 
sozialen oder privaten Pflegeversicherung Versicherten, sondern auch Menschen, die Hilfe zur 
Pflege in Anspruch nehmen, zur Verfügung stehen. Aus unseren Einrichtungen wird immer 
noch berichtet, dass für Nichtversicherte, die Leistungsempfänger der Hilfe zur Pflege sind, 
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keine Vergütungszuschläge bezahlt werden. Begründet wird dies mit § 87b Abs. 2 Satz 3 SGB 
XI, dem zur Folge die Träger der Sozialhilfe weder ganz noch teilweise mit Vergütungszuschlä-
gen belastet werden dürfen. Im Unterschied zu den zusätzlichen Betreuungsleistungen nach 
§ 45b SGB XI im ambulanten Bereich (vgl. § 13 Abs. 3a SGB XI) fehlt es im stationären Be-
reich an einer klaren Regelung, dass Empfänger der Hilfe zur Pflege einen klaren Rechtsan-
spruch auf zusätzliche Betreuungsleistungen auch im vollstationären Bereich haben. Die zu-
sätzlichen Betreuungsleistungen gehören zu den Leistungen der vollstationären Pflege nach 
§ 28 Abs. 1 Ziffer 8 SGB XI. Sofern Personen zum Kreis der Nichtversicherten gehören, ist der 
Sozialhilfeträger an sich verpflichtet, den Vergütungszuschlag anstelle der Pflegekasse zu zah-
len. Er kann sich laut Gesetz jedoch darauf berufen, dass er gemäß § 87b Abs. 2 Satz 3 SGB 
XI weder teilweise noch ganz mit der Zahlung belastet werden darf. 
 

Lösungsvorschlag 

In § 87b Abs. 2 Satz 3 SGB XI sind die Wörter „und die Träger der Sozialhilfe“ zu streichen. 
 
 

Anlassprüfungen (§ 114 Abs. 5 und § 115 Abs. 1a SGB XI GE) 

Zu diesem Punkt haben die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, die in der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) zusammengeschlossen sind, eine ge-
meinsame Stellungnahme abgegeben, auf die hier verwiesen wird. 

 

 

Neue Leistungsansprüche für Versicherte der Pflegestufe 0  
(§ 123 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Versicherte der Pflegestufe 0, die seit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz gemäß § 123 SGB 
XI bereits erstmalig Ansprüche auf Pflegegeld, die Pflegesachleistung, auf Leistungen der Ver-
hinderungspflege sowie auf wohnumfeldverbessernde Maßnahmen hatten, erhalten nun auch 
Leistungsansprüche auf die Tages- und Kurzzeitpflege sowie auf den pauschalen Zuschlag für 
die Präsenzkraft und die Anschubfinanzierung von Maßnahmen zur altersgerechten und barrie-
rearmen Umgestaltung von Wohnraum in ambulant betreuten Wohngruppen nach § 45e SGB 
XI. 
 

Bewertung 

Diese Leistungsverbesserungen sind uneingeschränkt zu begrüßen. Sie entsprechen den Posi-
tionen und Forderungen des Deutschen Caritasverbandes zu Nachbesserungen am Pflege-
Neuausrichtungsgesetz. 
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Im Gesetz ist zudem klarzustellen, dass auch Pflegebedürftige der Pflegestufe 0, die in vollsta-
tionären Einrichtungen leben, obwohl sie eigentlich nicht heimbedürftig sind, Anspruch auf die 
häusliche Pflegesachleistung nach § 123 Abs. 2 Nummer 2 haben. Gegenwärtig ist dies strittig 
und wird von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich gehandhabt. § 43 Abs. 4 SGB XI sieht 
jedoch eindeutig vor, dass dieser Personenkreis Anspruch auf einen Zuschuss in Höhe von § 
36 SGB XI in der jeweiligen Pflegestufe erhalten kann. Dies muss folgelogisch auch in Verbin-
dung von § 36 mit der Übergangsregelung nach § 123 SGB XI gelten. 
 

Lösungsvorschlag  

 
§ 123 Abs. 2 Nummer 3 soll lauten: 

„Kombinationsleistungen aus den Nummern 1 und 2 (§ 38), sowie Ansprüche nach den §§ 39, 
40 und § 43 Abs. 4.“ 

 
 

Pflegevorsorgefonds (§§ 131-139 SGB XI GE) 

 

Gesetzentwurf 

Der Gesetzentwurf sieht die Einrichtung eines Pflegevorsorgefonds vor. Er dient der langfristi-
gen Stabilisierung der Beitragsentwicklung in der sozialen Pflegeversicherung. Sein Vermögen 
darf nur zur Finanzierung der Leistungsaufwendungen der sozialen Pflegeversicherung ver-
wendet werden. Die Verwaltung und Anlage der Mittel obliegt der Bundesbank. Insgesamt sol-
len pro Jahr Mittel in Höhe von 0,1 Beitragssatzpunkten angelegt werden. Die Anlage erfolgt 
vierteljährlich und beginnt am 15. April 2015. Sie endet im Jahr 2033. Ab dem Jahr 2035 kann 
das Sondervermögen zur Sicherung der Beitragssatzstabilität verwendet werden. Vorausset-
zung ist, dass ohne den Einsatz der Mittel der Beitragssatz steigen würde und dass die Bei-
tragssatzanhebung nicht Folge ausgeweiteter Leistungen der Pflegeversicherung ist. Pro Jahr 
kann nur der zwanzigste Teil des Pflegevorsorgefonds abgerufen werden. 
 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband hat schon seit längerem die Einführung eines kollektiven Kapital-
stocks in der Sozialen Pflegeversicherung gefordert. Er begrüßt deswegen grundsätzlich die 
Einführung des Pflegevorsorgefonds zur Abfederung der Belastungen durch die Alterung der 
geburtenstarken Jahrgänge.  
 
Allerdings ist die Summe der in den Kapitalstock eingezahlten Beiträge in Höhe von jährlich 0,1 
Beitragssatzpunkten zu niedrig, um einen wirksamen Beitrag zur Bewältigung des demographi-
schen Übergangs in den Jahren nach 2035 leisten zu können. Die Maßnahme sollte in der poli-
tischen Debatte als ein sehr begrenzter Beitrag zur Bewältigung des demographischen Wan-
dels in der Pflegeversicherung kommuniziert werden. Wachsende Belastungen zur Versorgung 
einer wachsenden Anzahl pflegebedürftiger Menschen sind durch diesen Schritt nicht zu ver-
meiden. Der Deutsche Caritasverband hält es für erforderlich, jenseits des vorliegenden Ge-
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setzgebungsverfahrens die Debatte weiterzuführen, wie diese Belastungen durch Maßnahme 
der Vorsorge abgemildert werden können. 
 
 
 

C. Zusätzliche Änderungsvorschläge des Deutschen Caritas-
verbands 

 
Zusätzlich zu den im Gesetzentwurf genannten Punkten sieht der Deutsche Caritasverband 
folgenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf, der in der ersten Stufe der Pflegereform der 
18. Legislaturperiode angegangen werden sollte. Es handelt sich mit Ausnahme des zweiten 
Punktes um Vorschläge, die kostenneutral umgesetzt werden können. 
 
 

Zeitvergütung in der ambulanten Pflege (§ 89 SGB XI) 

Zu diesem Punkt verweisen wir auf die gemeinsame Stellungnahme der Verbände der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW). 

 

Anerkennung tariflicher Bindungen (§ 84 Abs. 2 und § 89 Abs. 1 SGB X) 

In § 84 Abs, 2 und in § 89 Abs, 1 SGB XI sollte eine Klarstellung erfolgen, dass die Einhaltung 
tarifvertraglicher und tariflicher Vereinbarungen bei Entgeltverhandlungen stets als wirtschaft-
lich anzuerkennen ist. Eine solche Regelung hatte der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum 
5. SGB XIÄndG gefordert. Im Formulierungsvorschlag ist auch den tariflichen Regelungen der 
kirchlichen Träger im Dritten Weg Rechnung zu tragen. An dieser Stelle greift die Formulierung 
des Bundesrats zu kurz; sie ist daher zu modifizieren. 
 
Formulierungsvorschlag (§ 84 Abs. 2 Satz 5 neu und § 89 Abs. 1 Satz 4 neu): 
„Die Bezahlung tarifvertraglich vereinbarter sowie in kircheneigenen Arbeitsrechtsregelungen 
festgelegter Vergütungen kann dabei nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden“  

 

Kombinationsleistung: Streichung der sechsmonatigen Bindung des Pfle-
gebedürftigen an die Entscheidung (§ 38 Satz 3 SGB XI)  

Die Regelung in § 38 Satz 3 SGB XI, wonach der Pflegebedürftige sechs Monate an seine Ent-
scheidung, in welchem Verhältnis er Geld- und Sachleistung in Anspruch nehmen will, gebun-
den ist, ist praxisfern. Sie entspricht nicht der Lebenswirklichkeit von Pflegebedürftigen und ih-
ren Pflegesettings, denn die Bedürfnisse an Pflege und Versorgung können sich im Laufe eines 
halben Jahres etwa aufgrund veränderter Lebensumstände schnell verändern. § 38 Satz 3 
SGB XI ist daher ersatzlos zu streichen. 
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Fortzahlung der Sozialversicherungsbeiträge bei Kurzzeit- und Verhinde-
rungspflege und rentenrechtliche Absicherung bei der Pflege von mehre-
ren Personen 

Die Sozialversicherungsbeiträge nach § 44 und § 44a SGB XI sollen während der Inanspruch-
nahme von Kurzzeit- und Ersatzpflege weitergezahlt werden, um die Pflegebereitschaft auf-
rechtzuerhalten. § 34 Abs. 3 SGB XI ist entsprechend zu ergänzen.  
In § 19 SGB XI wurde im PNG geregelt, dass die Grenze für die rentenrechtliche Absicherung 
von Pflegepersonen, die zwei oder mehrere Pflegebedürftige pflegen, auf 14 Stunden wöchent-
lich gesenkt wird. Der Deutsche Caritasverband hatte im Gesetzgebungsverfahren zum Pflege-
Neuausrichtungsgesetz, ebenso wie der Bundesrat, vorgeschlagen, diese Grenze auf 10,5 
Stunden zu senken, damit auch der Bedarf von Pflegebedürftigen der Pflegestufe 1 im Umfang 
von 1,5 Stunden täglich (10,5 Stunden wöchentlich) rentenrechtlich vollumfänglich berücksich-
tigungsfähig ist. Wir bitten, diesen Punkt im anstehenden Gesetzgebungsverfahren zu bereini-
gen. 
 

Änderungsvorschläge zum Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürftig-
keit  

Bei verkürzten Fristvorgaben z. B. beim Aufenthalt des Versicherten im Krankenhaus muss das 
Gutachten nur die Feststellung beinhalten, ob Pflegebedürftigkeit i.S. der §§ 14 und 15 vorliegt. 
In der Regel wird hier die vorläufige Pflegestufe I ausgesprochen, Diese Einstufung entspricht 
häufig nicht dem tatsächlichen Hilfebedarf der Versicherten, insbesondere bei einer Entlassung 
aus dem Krankenhaus. Diese Regelung führt in der Praxis zu vielfältigen Problemen sowohl für 
den Versicherten und seine Angehörigen als auch für die Einrichtungen und Dienste. Zur Stär-
kung der Rechte pflegebedürftiger Menschen sollte auch bei einem verkürzten Verfahren der 
tatsächliche Pflege-/Hilfebedarf des Versicherten ermittelt werden, und die Pflegebedürftigen 
sollten eine konkrete Zuordnung in eine Pflegestufe entsprechend ihres Pflege-/Hilfebedarfs 
erhalten. Dies kann nach § 33 Abs. 1 SGB XI ggf. auch auf einen kürzeren Zeitraum befristet 
werden, beispielsweise für die Dauer eines anschließenden Kurzzeitpflegeaufenthalts. 
 
Für die Ungleichbehandlung von Antragstellern in stationären Einrichtungen gegenüber Antrag-
stellern im ambulanten Bereich nach § 18 Abs. 3a Satz 2 SGB XI besteht kein sachlicher 
Grund. Auch der Antragsteller, der sich in einer stationären Einrichtung befindet, sollte 70 Euro 
für jede begonnene Woche der Fristüberschreitung erhalten, falls der Gesetzgeber überhaupt 
an dieser Regelung festhalten will. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass sich 
durch die Neuregelung im Pflege-Neuausrichtungsgesetz die Begutachtungen im stationären 
Bereich teilweise stark verzögern. 
 

Wahl zwischen Beratungsgutschein und Beratung durch die Pflegekasse 

Gegenwärtig entscheidet nach § 7b SGB XI die Pflegekasse, ob sie selbst die Beratung anbie-
tet oder einen Beratungsgutschein ausstellt. Künftig soll nicht die Pflegekasse entscheiden 
können, sondern der Versicherte soll die Wahl zwischen Beratungsgutschein und Inanspruch-
nahme der Beratung durch die Pflegekasse haben. 
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Rechtsanspruch auf Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pfle-
gepersonen 

Pflegekurse und individuelle Anleitungen und Schulungen in der Häuslichkeit tragen wesentlich 
zu einer Entlastung der pflegenden Angehörigen und einer Stabilisierung des Pflegearrange-
ments bei. Nach der bisherigen Rechtslage sollen die Pflegekassen solche Kurse anbieten. 
Diese Soll-Vorschrift des Angebots sollte in einen individuellen Rechtsanspruch des Versicher-
ten bzw. seiner Angehörigen umgewandelt werden. Die Inanspruchnahme der Leistung wird 
gegenwärtig erschwert, weil es einer gesonderten Vereinbarung zwischen dem ambulanten 
Pflegedienst und der jeweiligen Pflegekasse des Versicherten bedarf. Neben der Einführung 
einer Leistungsverpflichtung gegenüber den Versicherten sollte daher ein Kontrahierungsan-
spruch für die Leistungsträger mit allen zugelassenen ambulanten Pflegediensten, welche die 
Leistung gemäß den Qualitätsvorgaben erbringen, statuiert werden. Mit einem individuellen 
Rechtsanspruch ließen sich auch weitere Problemanzeigen aus der Praxis lösen: So wären die 
Pflegekassen verpflichtet, bei Feststellung der Pflegebedürftigkeit unverzüglich die Erstberech-
tigung für einen Pflegekurs zu bescheinigen. Es wäre auch klargestellt, dass der Anspruch auf 
einen Pflegekurs auch für pflegende Angehörige von Menschen in der Pflegestufe 0 besteht. 
Durch einen individuellen Rechtsanspruch des pflegenden Angehörigen könnte zudem das 
Element der Gesundheitsförderung pflegender Angehöriger, das bisher im Gesetzestext völlig 
fehlt, gestärkt werden.  
 
 
 

D. Antrag der Fraktion “DIE LINKE”: Menschenrecht auf gute Pflege 
verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung solidarisch weiterentwickeln 
(Drs. 18/1953)  

 

Antrag 

Die LINKE fordert in ihrem Antrag, die Leistungen der Pflegeversicherung sofort um weitere 25 
Prozent zu erhöhen und eine regelgebundene Leistungsdynamisierung einzuführen, die sich zu 
zwei Dritteln an der allgemeinen Lohnentwicklung und zu einem Drittel an der allgemeinen 
Preisentwicklung orientiert. Außerdem soll das Teilkostenprinzip abgeschafft werden.  
 
Für die Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des Neuen Begutachtungsver-
fahrens sei ein konkreter Zeitplan vorzulegen. Die LINKE unterstützt in ihrem Antrag den neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff, weil dieser eine Abkehr von der Defizitorientierung hin zu einer 
Ressourcenorientierung bedeute. Rehabilitations-, Präventions- und Hilfsmittelbedarfe müssten 
aus der neuen Bedarfsermittlung abgeleitet werden können. Durch Bestandsschutz sei sicher-
zustellen, dass niemand durch den Systemwechsel schlechter gestellt werde als heute. 
 
Zur Entlastung pflegender Angehöriger sieht die LINKE vor, eine sechswöchige bezahlte Pfle-
gezeit einzuführen. Auf die Familienpflegezeit soll künftig ein Rechtsanspruch bestehen. Die 
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Beratungsinfrastruktur solle barrierefrei und wohnortnah ausgestaltet werden, Alternative 
Wohn- und Versorgungsformen seien auszubauen. Auch die Rentenversicherungsbeiträge für 
Pflegezeiten seien zu verbessern. 
 
Ein weiterer Aspekt des Antrags der LINKEN fokussiert auf die Rolle der Pflegeberufe. Die 
LINKE fordert einen flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro pro Stunde. Die-
ser sei für Arbeitskräfte, die überwiegend pflegerische Tätigkeiten in der Grundpflege erbrin-
gen, auf 12,50 Euro pro Stunde zu erhöhen. Mini- und Midijobs seien in reguläre, tariflich be-
zahlte Arbeitsplätze umzuwandeln. Für die Pflege sollen bundesweite Standards für eine quali-
tätsbezogene Personalbemessung zu entwickeln. 
 
Auch zur Finanzierung der Pflege sieht der Antrag Vorschläge vor. So soll der „Pflege-Bahr“ 
abgeschafft werden. Die Pflegeversicherung soll als Bürgerversicherung ausgestaltet werden, 
wobei neben den Einkommen aus Arbeit auch weitere Einkommensarten wie Kapital-, Miet- 
und Pachterträge der Beitragsbemessung zugrunde gelegt werden sollen. Die private Pflege-
versicherung soll in die soziale Pflegeversicherung integriert werden. Die Parität zwischen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern soll wiederhergestellt werden, indem der seinerzeit abgeschaffte 
Feiertag wieder eingeführt wird. Rentnerinnen und Rentner sollen künftig nur den hälftigen 
Pflegeversicherungsbeitrag bezahlen müssen; die andere Hälfte soll durch die Rentenversiche-
rung getragen werden. 
 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband unterstützt die Forderung der LINKEN nach Einführung einer 
wirklichen Dynamisierung. Wir schlagen vor, dass sich diese regelhaft an den Bruttolohnkosten 
orientiert, da die Kosten der Pflege überwiegend durch die Lohnkosten bestimmt. Eine weitere 
Erhöhung der Leistungsbeträge um mehr als die vorgesehenen vier Prozent halten wir für wün-
schenswert, aber im Rahmen der zur Verfügung stehenden Beitragssatzerhöhung nicht für rea-
lisierbar. Die LINKE weist jedoch zu Recht darauf hin, dass die mit dem 1. Pflegestärkungsge-
setz vorgesehene Anpassung der Leistungssätze die reale Entwertung der Pflegeleistungen 
über die letzten 20 Jahre nicht zu kompensieren vermag. 
 
Auch der Deutsche Caritasverband setzt sich für eine zügige Einführung der neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs und des Neuen Begutachtungsassessments ein. Nur auf dieser Grundlage 
ist gewährleistet, dass Menschen mit eingeschränkter Alltagskompetenz sach- und fachgerecht 
eingestuft werden. Pflegefachlich ist der Paradigmenwechsel weg von der Defizitorientierung 
der derzeit verrichtungsbezogenen Pflegebedürftigkeitsbegriffs hin zu einem Pflegebedürftig-
keitsbegriff, der auf die Potenziale und Stärkung der Selbständigkeit abstellt, dringend geboten. 
Wie die LINKE fordern auch wir die Bundesregierung auf, für die Einführung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs ein Gesamtkonzept vorzulegen, aus dem die einzelnen Umsetzungs-
schritte ersichtlich werden. 
 
Der Antrag der LINKEN geht mit seinen Positionierungen zur Pflegezeit und zur besseren An-
erkennung der Pflegeberufe weit über den Regelungsbereich des SGB XI hinaus. Beide The-
men werden Gegenstand eigenständiger Gesetzesvorhaben der Bundesregierung sein, zu de-
nen der Deutsche Caritasverband dann detailliert Stellung nehmen wird. Grundsätzlich begrü-
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ßen wir die Einführung einer Lohnersatzleistung für eine kurzzeitige Arbeitsfreistellung für bis 
zu 10 Tage, um die Pflege von An- und Zugehörigen zu arrangieren. Die Lohnersatzleistung 
sollte analog zum Kinderkrankengeld nach § 45 SGB V ausgestaltet werden, da akut auftreten-
de Pflegesituationen der Situation von Akuterkrankungen von Kindern vergleichbar sind. Der 
Deutsche Caritasverband hat sich zudem stets für einen Rechtsanspruch auf Familienpflege-
zeit eingesetzt und unterstützt daher diese Forderung des Antrags der LINKEN. 
 
Verbesserungsbedarf sehen wir, ebenso wie die LINKE, in der rentenrechtlichen Absicherung 
von Pflegepersonen. In § 19 SGB XI wurde im PNG geregelt, dass die Grenze für die renten-
rechtliche Absicherung von Pflegepersonen, die zwei oder mehrere Pflegebedürftige pflegen, 
auf 14 Stunden wöchentlich gesenkt wird. Der Deutsche Caritasverband hatte im Gesetzge-
bungsverfahren zum Pflege-Neuausrichtungsgesetz, ebenso wie der Bundesrat, vorgeschla-
gen, diese Grenze auf 10,5 Stunden zu senken, damit auch der Bedarf von Pflegebedürftigen 
der Pflegestufe 1 im Umfang von 1,5 Stunden täglich (10,5 Stunden wöchentlich) rentenrecht-
lich vollumfänglich berücksichtigungsfähig ist. Dieser Punkt sollte im anstehenden Gesetzge-
bungsverfahren bereinigt werden. 
 
Auch aus Sicht des Deutschen Caritasverbands muss die Beratung für Pflegebedürftige und ih-
re Angehörigen noch weiter ausgebaut werden. Pflegeberatung soll jedoch möglichst frühzeitig 
in Anspruch genommen werden können, um dem Eintritt oder einer Verschlechterung von Pfle-
gebedürftigkeit vorzubeugen. Das bedeutet, dass Versicherte Anspruch auf Beratung erhalten 
sollen, sobald sie einen Antrag auf Pflegeleistungen gestellt haben. Auf bestehenden wohnort-
nahen Beratungsstrukturen ist aufzubauen. So sind die bereits vorhandenen Beratungsstruktu-
ren und -kompetenzen der Verbände der Pflegeeinrichtungen nicht ausreichend mit einbezo-
gen: Dies betrifft vor allem die Pflegeberatungsbesuche nach § 37 SGB XI und Beratung und 
Schulung in der Häuslichkeit nach § 45 SGB XI. Hier wird seit Jahren mit fachlich dafür weiter-
gebildetem Personal Beratung für Pflegebedürftige angeboten. Dabei ist ein aufsuchender An-
satz, den ambulante Pflegediensten mit ihrem speziell weitergebildeten Personal seit Jahren 
leisten, von entscheidender Bedeutung, vor allem im ländlichen Raum, wo Pflegebedürftige 
sonst große Wege zurücklegen müssten. Deshalb gilt es, den Aufbau von Doppelstrukturen zu 
vermeiden: Wo Beratungsstellen bereits existieren, sind diese gegebenenfalls qualitativ weiter-
zuentwickeln. Nur in Regionen, in denen es noch keine entsprechenden Beratungsstellen gibt, 
sind diese neu aufzubauen.  
 
Die drei im Antrag der LINKEN genannten Elemente zur Entlastung von pflegenden Angehöri-
gen – Pflegezeit, Pflegeberatung und der Ausbau alternativer Wohn- und Betreuungsformen – 
sind von zentraler Bedeutung. Es verwundert jedoch, dass der Antrag nicht auf die klassischen 
Entlastungsleistungen wie Kurzzeit- und Verhinderungspflege Bezug nimmt. Hierzu haben wir 
im Rahmen des Gesetzesentwurfs bereits ausführlich Stellung bezogen. Ein wesentliches Ele-
ment zur Entlastung pflegender Angehöriger stellen auch die niedrig schwelligen Betreuungs- 
und Entlastungsleistungen dar, die in den nächsten Jahren noch wesentlich stärker auszubau-
en sind. Der Deutsche Caritasverband setzt sich ausdrücklich für eine Pflegemix ein, in dem 
neben den professionell tätigen Pflegefach- und Hilfskräften auch Betreuungskräfte zum Ein-
satz kommen sollen. Zudem müssen ehrenamtliche Strukturen noch stärker gefördert werden, 
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Caritasverband e.V. 

um auf Dauer die Qualifizierung und Begleitung ehrenamtlich Tätiger in den Einrichtungen, 
Diensten und Angeboten sicherstellen zu können. 
 
Wir stimmen mit der LINKEN überein, dass dem Fachkräftemangel entschieden begegnet wer-
den muss. Dazu muss der Pflegeberuf attraktiver ausgestaltet werden. Der Deutsche Caritas-
verband setzt sich daher vehement für eine gemeinsame, generalistische Ausbildung der bis-
her getrennten Ausbildungsgänge Altenpflege, Krankenpflege und Kinderkrankenpflege. Zur 
Schaffung guter Rahmenbedingungen für beruflich Pflegende gehört auch eine gute Bezah-
lung. Der Deutsche Caritasverband setzt sich daher dafür ein, dass tariflichvertragliche sowie in 
kircheneigenen Arbeitsrechtsregelungen festgelegte Vergütungen bei der Refinanzierung der 
Dienste und Einrichtungen stets als wirtschaftlich anzuerkennen sind.  

 
 
 
16. September 2014 
Prof. Dr. Georg Cremer 
Vorstand Sozial- und Fachpolitik 
Deutscher Caritasverband 
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Dr. Franz Fink, Leiter des Referats Alter, Pflege, Behinderung, Deutscher Caritasverband, Tel. 
0761 200 366; franz.fink@caritas.de 
 
Caroline von Kries, Leiterin Arbeitsstelle Sozialrecht, Deutscher Caritasverband, Tel. 0761 200 
224; caroline.von.kries@caritas.de 
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zum  
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solidarisch weiterentwickeln 
(Bt-DrS 18/1953) 

  
- Anhörung im Ausschuss für Gesundheit des  

Deutschen Bundestages  
am 24. 9. 2014 - 
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Als Dachverband von 120 Bundesverbänden der Selbsthilfe chronisch kranker und 

behinderter Menschen sowie von 13 Landesarbeitsgemeinschaften begrüßt die BAG 

SELBSTHILFE das Ziel des Gesetzentwurfs, die Pflegeversicherung weiterzuentwi-

ckeln und zukunftsfest zu machen.  

 

Grundsätzlich ist die BAG SELBSTHILFE auch der Auffassung, dass die Einführung des 

weiterentwickelten Pflegebedürftigkeitsbegriffs vor aussetzt, dass das neue Begut-

achtungsverfahren zunächst einmal modellhaft erprob t wird. Auch die unmittelbare 

Einführung von Leistungsverbesserungen wird grundsätzlich als sinnvoll angesehen.  

Hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung des zweist ufigen Vorgehens bestehen sei-

tens der BAG SELBSTHILFE jedoch erhebliche Bedenken. Es besteht nämlich das 

Risiko, dass die im jetzigen Gesetzentwurf vorgesehe nen Leistungen dazu führen, 

dass das Leistungsspektrum, das in der zweiten Stufe der Reform mit dem weiter-

entwickelten Pflegebedürftigkeitsbegriff notwendig wird, nicht ausreichend finan-

ziert sein wird. Dies würde in ein Dilemma führen: Die neu vorgesehenen Leistungs-

ausweitungen können dann nicht mehr zurückgeführt w erden. Andererseits würde 

die Frage aufgeworfen werden, ob der neue Pflegebed ürftigkeitsbegriff nicht zu 

einer finanziellen Überforderung der Pflegeversiche rung führe. Ebenfalls von der 

BAG SELBSTHILFE abzulehnen wäre ferner die Variante, nach der zwar ein neuer 

Pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt wird, dass a ber die in die neuen Pflegegrade 

eingruppierten Menschen nur unzureichende Leistungsbeträge erhielten.  

 

Die BAG SELBSTHILFE fordert daher, dass von Anfang an eine Gesamtkalkulation für 

die Finanzierung der Pflegeversicherung mit dem wei terentwickelten Pflegebedürf-

tigkeitsbegriff vorgelegt wird. Die BAG SELBSTHILFE fordert ferner, dass sich die 

mit der ersten Stufe der Reform einzuführenden neuen  Leistungen von Anfang an in 

das Gesamtkonzept der künftigen Leistungen einfügen . Vor allem fordert die BAG 

SELBSTHILFE aber, dass ein verbindlicher Zeitplan zur Einführung und Umsetzung 

des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffes im Gesetz f estgeschrieben wird. Hierbei 

bietet sich an, bereits parallel zu den beiden besc hlossenen Modellprojekten zur 

Erprobung der Begutachtung, eine verbindliche Roadmap zur Einführung des neuen 

Systems zu beschließen.  
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Die BAG SELBSTHILFE möchte darüber hinaus das Gesetzgebungsverfahren zum An-

lass nehmen, auf ein Problem hinzuweisen, das leide r nur über eine gesetzliche 

Klarstellung lösbar ist. Kern des Problems ist die Tatsache, dass viele Krankenkas-

sen der Auffassung sind, dass Leistungen der häuslichen Krankenpflege – wegen der 

Regelung des § 43a SGB XI – in Einrichtungen der Behindertenhilfe nicht zu Las ten 

der Krankenkassen abgerechnet werden können. Dabei geht es nicht um einfache 

pflegerische Tätigkeiten, wie etwa das An- und Ausz iehen von Kompressionsstrümp-

fen, welche regelmäßig von den Einrichtungen überno mmen werden, sondern um 

komplexe medizinische Tätigkeiten wie etwa das mehrf ach täglich notwendige 

Wechseln der Trachealkanüle beim Tracheostoma (Öffnung der Luftröhre), für die 

häufig das entsprechend ausgebildete Personal in den Einrichtungen fehlt. Für die 

Bewohner von Einrichtungen hat dies zur Folge, dass sie nach einem Krankenhaus-

aufenthalt und einer anschließenden komplexen medizi nischen Versorgungsnot-

wendigkeit nicht in die Einrichtung zurückkehren kö nnen, da die erforderlichen 

Leistungen nicht finanziert und damit nicht erbrach t werden können. 

 

Eine gerichtliche Klärung dieser Frage scheiterte a n der Tatsache, dass die Kosten 

in den betreffenden Einzelfällen vor einer Entschei dung des Bundessozialgerichtes 

von der Krankenkasse anerkannt wurden und insoweit kein Grundsatzurteil ergehen 

konnte. 

 

Es wird daher dringend um eine gesetzliche Klarstel lung in § 43a SGB XI gebeten, 

dass die Erbringung von Leistungen der medizinischen Behandlungspflege in statio-

nären Einrichtungen der Behindertenhilfe möglich is t. 

 

Zu den Regelungen des Gesetzentwurfs sowie weiterer Regelungen nehmen wir im 

Einzelnen wie folgt Stellung: 

 

1.  Ausgestaltung der Beratung (§ 7b SGB XI) 

 

Im Lichte der Regelungen der UN-Behindertenrechtskonvention (Art. 25 und 26 

BRK) wäre es aus der Sicht der BAG SELBSTHILFE dringend notwendig,  § 7b  Abs. 1 

SGB XI dahingehend zu ergänzen, dass die Pflegekassen bei chronisch kranken oder 

behinderten Menschen entsprechende Unterstützungsleistungen, etwa durch Be-
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reitstellung von Gebärden- oder Schriftdolmetschern  oder Verwendung einfacher 

Sprache, zur Verfügung stellen sollen, damit diese Menschen das Angebot der Bera-

tung auch tatsächlich wahrnehmen können. Die Frage nach Unterstützungsbedarfen 

sollte gleichzeitig mit dem Angebot des Termins ode r des Beratungsgutscheins 

übersandt werden. In diesem Zusammenhang wird auch die in dem Antrag der Frak-

tion DIE LINKE dargestellte Forderung nach einer barrierefreien Ausgestaltung der 

Beratungsleistungen begrüßt. 

 

Insoweit regt die BAG SELBSTHILFE an, § 7b Abs. 1 SGB XI wie folgt zu ergänzen: 

 

„Gleichzeitig ist dem Antragssteller ein Formul ar zu übersenden, in 

welchem sein behinderungs- oder krankheitsbedingter  Unterstützungs-

bedarf abgefragt wird, welcher für die Wahrnehmung d er Beratung 

notwendig ist. Anfallende Kosten für die Unterstütz ungsbedarfe sind 

von der Pflegekasse zu tragen. Die Mitarbeiter der Pflegekassen und der 

Beratungsstellen sind im Hinblick auf den Umgang mi t den Unterstüt-

zungsbedarfen zur Herstellung einer barrierefreien Beratungssituation 

und zum Umgang mit pflegebedürftigen Kindern und Ju gendlichen zu 

schulen.“  

 

 

2.  Vergabe von Mitteln für Modellvorhaben, Studien, wi ssenschaftliche  

Expertisen und Fachtagungen (§ 8 SGB XI GesE) 

 

Die BAG SELBSTHILFE begrüßt die Erweiterung der Vergabe der Mittel in Höhe von 5 

Mio € auch auf Studien, wissenschaftliche Expertisen und Fachtagungen, hält es 

aber für sinnvoll, hier die maßgeblichen Verbände d er Pflegebedürftigen an der 

Vergabe der Mittel zu beteiligen, da diese hier ihr  Wissen über Versorgungsdefizite 

einbringen können. Sie bittet daher um entsprechend e Ergänzung des § 118 SGB XI. 

Damit die Modellvorhaben auch belastbare Ergebnisse für die spätere breitflächige 

Praxis liefern können, muss zunächst ein verbindlich es Begutachtungscurriculum 

zur Ausbildung der Gutachter und zur Festlegung der  Verfahrensschritte festgelegt 

werden, damit tragfähige Erkenntnisse für die Anwen dung des neuen Begutach-
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tungsinstruments nach Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff erhoben 

werden können.  

Die Modellvorhaben müssen auch mit dem Ziel vergeben werden, ein unmittelbar 

anwendbares Begutachtungsinstrument für Kinder und Jugendliche zu erarbeiten. 

Die Modellvorhaben müssen belegbare Erkenntnisse zu der Frage liefern, welche 

konkreten Leistungen bei Personen geboten sind, die  nach dem alten System in die 

Pflegestufen und nach dem neuen System in die Pflegegrade eingestuft werden. 

Nur so können die künftigen Leistungshöhen (bzw. Leistungsbeträge) für die künfti-

gen Pflegegrade angemessen bestimmt werden. Nur so kann auch geklärt werden, 

ob die Bedarfe je nach Pflegegrad tatsächlich linea r ansteigen oder aber ob bspw. 

zwischen Pflegegrad 2 und Pflegegrad 3 ein größerer Bedarfssprung liegt als zwi-

schen den anderen Pflegegraden.  

 

 

3.  Dynamisierung der Leistungen, Erhöhung der Leistung sbeträge  

(§ 30 Abs. 1 Nr. 5, 41, 42, 43, 43a, 45b, 123 GesE)  

 

Im Pflege-Weiterentwicklungsgesetz wurde festgelegt,  dass die Notwendigkeit und 

die Höhe der Leistungen der Pflegeversicherung alle  drei Jahre zu prüfen sind. Kon-

sequenterweise wird diese befristete Regelung nunmeh r verlängert. Dies begrüßt 

die BAG SELBSTHILFE, hat allerdings Zweifel, ob die gewählte Berechnungsmethode 

nicht noch optimiert werden könnte. Zwar ist die Or ientierung an der Preisentwick-

lung der letzten drei Jahre auch aus der Sicht der BAG SELBSTHILFE ein nachvoll-

ziehbarer Weg; es wäre jedoch zu prüfen, ob nicht e ine automatisierte Dynamisie-

rung mit Darstellung des entsprechenden Berechnungsweges eine Erhöhung der 

Rechtssicherheit mit sich brächte. 

 

Die aus der Dynamisierung folgende Erhöhung der Beträge nach §§ 41, 42, 45b,  

123 SGB XI wird seitens der BAG SELBSTHILFE begrüßt. 
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4.  Ausweitung des Leistungszeitraums für Verhinderungs pflege  

(§ 39 SGB XI GesE) 

 

Sehr positiv sieht die BAG SELBSTHILFE die Ausweitung des Leistungszeitraums der 

Verhinderungspflege von vier auf sechs Wochen; auch die „Umwidmung“ der Betr ä-

ge der Kurzzeitpflege für die Verhinderungspflege w ird als Erweiterung der Mög-

lichkeiten der Pflegebedürftigen und ihren Angehöri gen gesehen und daher be-

grüßt. 

 

Unabhängig davon befürwortet die BAG SELBSTHILFE die Streichung der Wartezeit 

von 6 Monaten, vor deren Ablauf die Verhinderungspf lege nicht in Anspruch ge-

nommen werden kann: Die Zeit, in der eine Überlastu ng eines Angehörigen eintritt, 

ist individuell verschieden und hängt sowohl von de n eigenen Erkrankungen als 

auch vom Alter der Angehörigen ab. Vor diesem Hinte rgrund hält es die BAG 

SELBSTHILFE nicht für sinnvoll, dass die Angehörigen zuerst ihre Reserven aufbrau-

chen müssen, bevor sie Unterstützungsangebote in Anspruch nehmen können. 

 

 

5.  Pflegehilfsmittelversorgung, wohnumfeldverbessernde  Maßnahmen  

(§ 40 SGB XI GesE) 

 

Auch wenn eine Erhöhung eines Betrages für zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel 

an sich zu begrüßen ist, bleibt für die BAG SELBSTHILFE unklar, weswegen hier eine 

solche Begrenzung überhaupt im SGB XI verankert ist. Das SGB V kennt eine solche 

Regelung nicht; eine derartige Mengenbegrenzung stel lt auch eine sachlich nicht 

gerechtfertigte Ungleichbehandlung dar zwischen Men schen, die Hilfsmittel benöti-

gen, die zum Verbrauch geeignet sind, und Personen, die andere Hilfsmittel brau-

chen. Im SGB V ist anerkannt, dass sich die zu erstattende Menge nach dem Bedarf 

richtet und nicht nach bestimmten Durchschnittswert en. Aus Sicht der BAG 

SELBSTHILFE ist eine solche unangemessene Typisierung gerade im Bereich des  

SGB XI nicht mit den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention vereinbar. Die-

se Vorschrift sollte daher ersatzlos gestrichen wer den. 
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Unabhängig von der Forderung einer Streichung der Vorschrift wird zudem darauf 

hingewiesen, dass der Betrag von 40 € nach den Erfahrungen unserer Verbänden, 

etwa für die Versorgung mit Inkontinenzprodukten, h äufig nicht ausreicht. 

  

Die erhebliche Erhöhung einer Inanspruchnahme dieser Leistungen vor Neugründung 

einer gemeinsamen Wohnung wird hingegen uneingeschränkt begrüßt. 

 

6.  Vereinfachung der Regelungen zur Kombination von Ta ges- und Nacht-

pflege mit ambulanten Pflegesachleistungen, Pflegeg eld oder Leistungen 

nach § 38 SGB XI (§ 41 Abs. 2 SGB XI GesE) 

 

Die BAG SELBSTHILFE sieht die Vereinfachung der Regelungen für Kombinationen 

von Tages- und Nachtpflege mit den Regelungen nach §§ 36, 37, 38 SGB XI sehr po-

sitiv, da die Planung der Pflege für die Pflegebedü rftigen bzw. deren Angehörige 

durch den Verzicht auf die komplizierten Anrechnung svorschriften erheblich er-

leichtert wird. 

 

7.  Ausbau und Flexibilisierung der Kurzzeitpflege (§ 4 2 Abs. 2 SGB XI GesE) 

 

Die Flexibilisierung der Kurzzeitpflege und die Mögl ichkeit einer Verlängerung, 

wenn keine Verhinderungspflege in Anspruch genommen wurde, wird seitens der 

BAG SELBSTHILFE im Grundsatz begrüßt; es wird allerdings auch eine entsprechen-

de finanzielle Unterfütterung dieser Flexibilisierun g gefordert, damit diese Mög-

lichkeit auch tatsächlich umgesetzt werden kann. 

  

8.  Aufhebung der Altersgrenze für pflegebedürftige Kin der, Jugendliche und 

junge Erwachsene (§ 42 Abs. 3 SGB XI GesE) 

 

Die BAG SELBSTHILFE begrüßt ausdrücklich, dass eine ihrer Forderungen im Rahmen 

des Pflege-Neuausrichtungsgesetzes aufgegriffen bzw. weitergeführt und nunmehr 

die Altersbegrenzung insgesamt aufgehoben wurde. Pflegende Angehörige scheuen 

sich oftmals vor der dringend notwendigen Entlastun g durch die Kurzzeitpflege, 

weil sie einen jungen Erwachsenen betreuen und dies er in einem klassischen Pfle-

geheim keine angemessene Altersstruktur, sondern nur in der Regel eine hochaltri-
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ge Bewohnerschaft vorfindet. Eine Abschaffung der A ltersgrenze schafft hier neue 

Möglichkeiten einer Entlastung von Pflegepersonen und behebt gleichzeitig auch 

die dadurch häufig entstehenden Schnittstellenprobl eme. 

 

9.  Häusliche Krankenpflege in Einrichtungen der Behind ertenhilfe  

(§ 43a SGB XI, 37 SGB V) 

Wie bereits dargestellt, stellt die Gewährung von hä uslicher Krankenpflege für 

Menschen, die in Einrichtungen der Behindertenhilfe  leben, ein erhebliches Prob-

lem dar, wenn diese, etwa nach einem Krankenhausauf enthalt, komplexe medizini-

sche Krankenpflege benötigen. Im Ergebnis führt die s immer wieder dazu, dass die-

se Menschen nicht mehr in ihre Einrichtung zurückke hren können und damit ihren 

Lebensmittelpunkt verlieren. 

 

Einige gesetzliche Krankenkassen lehnen nach wie vor – ohne Einzelfallprüfung – die 

Leistung pauschal mit der Begründung ab, die Einric htungen seien nicht als Häus-

lichkeit im Sinne des § 37 SGB V einzustufen. Zudem sei der Leitungsanspruch für 

pflegebedürftige Menschen bereits durch den in § 43 a Abs. 2 SGB XI genannten Be-

trag von derzeit 256 € abg egolten. Diese Rechtsauffassung teilt die BAG SELBSTHIL-

FE – auch vor dem Hintergrund des Urteils des BSG vom 1.9.2005 (B 3 KR 19/04) - 

nicht, bittet jedoch aus den o.g. Gründen um gesetz geberische Klarstellung, um 

auch Menschen mit Behinderungen, die in Einrichtung en leben, den Zugang zu häus-

licher Krankenpflege zu ermöglichen und so deren we iteren Aufenthalt in der Ein-

richtung zu sichern. 

 

Es wird daher um Ergänzung des § 37 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 SGB V dahingehend 

gebeten, dass beispielhaft nach der Nennung des geeigneten Ortes auch die 

Wohneinrichtungen für behinderten Menschen genannt w erden. Ferner sollte Abs. 2 

S. 3 klarstellen, dass der Anspruch auch Versicherte in zugelassenen Pflegeeinrich-

tungen i.S.d. § 43 SGB XI besteht. In § 43 Abs. 2 S. 1 und Abs. 3 S. 1 SGB XI sollte 

der Satzteil „…und die Aufwendungen für Leistungen der medizinischen Behand-

lungspflege.. .“  ersatzlos gestrichen werden. 
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10.  Flexibilisierung der Inanspruchnahme der niedrigsch welligen Angebote, 

zusätzliche Entlastungsangebote für Angehörige (§ 4 5b, c SGB XI GesE) 

 

Die BAG SELBSTHILFE begrüßt die Flexibilisierung der Betreuungs- und Entlastungs-

leistungen. Dies gilt insbesondere für die Möglichk eit einer Inanspruchnahme der  

Pflegesachleistungen für niedrigschwellige Betreuun gs- und Entlastungsangebote, 

welche den Pflegebedürftigen und Angehörigen erhebl iche Möglichkeiten bietet, 

die Leistungen nach ihren Wünschen und Bedürfnissen auszugestalten. Daher hatte 

die BAG SELBSTHILFE die Möglichkeit einer Nutzung der Pflegesachleistungen für 

niedrigschwellige Betreuungsangebote bereits im Rahmen des Pflege-

Neuausrichtungsgesetzes gefordert. Insoweit wird es  sehr positiv gesehen, dass die-

se Forderung seitens des Gesetzgebers aufgegriffen wurde. 

 

So positiv die Anrechnungsfähigkeit nach § 45 b Abs. 3 n.F. SGB XI anzusehen ist, so 

problematisch wird dann aber unter Umständen das Ve rhältnis zu den ehrenamtli-

chen Strukturen zur Betreuung und Entlastung. Die BAG SELBSTHILFE befürchtet 

insoweit ein Abdrängen der ehrenamtlichen Angebote,  die gerade nach § 45 d  

SGB V verstärkt gefördert werden sollten. Es wird d aher angeregt, die Einbeziehung 

von ehrenamtlichen Strukturen den Ländern als Aufga be der in der Rechtsverord-

nung zu regelnden Tatbestände aufzugeben. 

 

Bedauert wird auch, dass der Einsatz auf die Hälfte  des Sachleistungsbetrages be-

grenzt werden soll; die Erfahrungen mit der Vorschr ift des § 41 SGB XI zeigen, dass 

solche Anrechnungsvorschriften sowohl Bürokratie bei den Pflegekassen als auch 

erhebliche Belastungen für die Pflegebedürftigen be deuten können; zu Recht wur-

den diese Anrechnungsvorschriften daher aufgehoben. Die BAG SELBSTHILFE regt 

insoweit an, die Begrenzung auf die Hälfte des Sach leistungsbetrages zu streichen. 

 

An sich begrüßt es die BAG SELBSTHILFE ebenfalls sehr, dass nunmehr – für viele 

Pflegebedürftige – zusätzliche Entlastungsangebote für Angehörige eingeführt wer-

den; sie sieht jedoch erhebliche Ungerechtigkeiten für Angehörige von Menschen 

mit eingeschränkter Alltagskompetenz, welche diese Leistungen nur auf Kosten der 

Betreuungsangebote in Anspruch nehmen können. So können die zusätzlich Berech-
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tigten die Leistungen, welche nicht über einen Betr euungsbedarf verfügen, direkt 

für Einkaufs- und Botengänge oder Hilfen im Haushalt einsetzen, während Men-

schen mit eingeschränkter Alltagskompetenz diese Le istungen nur zu Lasten der für 

sie notwendigen Betreuungsleistungen in Anspruch nehmen können. Letztlich resul-

tieren diese Ungerechtigkeiten daraus, dass nach wi e vor ein veraltetes Instrument 

zur Einstufung der Pflegebedürftigkeit verwendet wi rd, welches nicht geeignet ist, 

die Bedarfe von Menschen mit eingeschränkter Alltag skompetenz angemessen ab-

zubilden. Dies zeigt wiederum, wie dringend notwend ig die zügige Neufassung des 

Pflegebedürftigkeitsbegriffs mit dem entsprechenden  Assessment ist; kurzfristig 

sollten jedenfalls gleiche Bedingungen für alle Pfl egebedürftige bei Entlastungsan-

geboten für Angehörige gelten und daher die Beträge  für Menschen mit einge-

schränkter Alltagskompetenz angehoben werden, um di e nach wie vor im Pflegebe-

dürftigkeitsbegriff nicht abgebildeten Pflegebedarf e zu kompensieren. 

 

Positiv sieht die BAG SELBSTHILFE die zeitgemäße Erweiterung des Angehörigenbe-

griffs in § 45c SGB XI auf vergleichbar nahestehende Personen.  

 

11.  Erweiterung der Pflegeleistungen für Personen mit e ingeschränkter All-

tagskompetenz (§ 123 SGB XI GesE) 

 

Die BAG SELBSTHILFE begrüßt, dass nunmehr auch die Pflegebedürftigen mit einge-

schränkter Alltagskompetenz und ohne Pflegestufe di e weiteren Leistungsarten wie 

etwa die Kurzzeitpflege in Anspruch nehmen können, die ihnen bisher verwehrt 

waren. 

 

12. Vorsorgefonds (§§ 131 ff. SGB XI GesE)  

 

Ob die Einrichtung eines Vorsorgefonds das anvisierte Ziel der Abfederung einer 

demographischen Entwicklung erreichen kann, hängt a us der Sicht der BAG 

SELBSTHILFE davon ab, ob diese tatsächlich ausschließlich als Rücklagen für die 

Pflegeversicherung verwendet werden oder ob hiermit  doch letztlich in einigen 

Jahren – wie selbst von der Bundesbank befürchtet – Projekte des Bundes finanziert 

werden. Hier könnte letztlich eine Vorgabe im Grund gesetz Klarheit schaffen. Im 

Kontext des demographischen Wandels unserer Gesellschaft besteht stets die Al-
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ternative von Beitragserhöhungen oder steuerlichen Finanzierungen. Es ist gerade 

zwingend, dass der anstehende gesellschaftliche Wandel zu einem Bedeutungszu-

wachs der Pflegeversicherung führt, während andere soziale Systeme evtl. an Be-

deutung verlieren.  

 

Entscheidend für die BAG SELBSTHILFE ist, dass die Pflegeversicherung solidarisch 

ausgestaltet wird und dass die Form der Teil-Kaskoversicherung beendet wird. Eine 

Verlagerung der Finanzierung in den Bereich der pri vaten Vorsorge überfordert sehr 

viele Menschen und wird abgelehnt. Soweit eine Abschaffung des Pflege-Bahrs aus 

Gründen des Bestandsschutzes nur teilweise in Betracht kommt, wird gefordert, 

diesen zumindest diskriminierungsfrei auszugestalte n: Menschen, die bereits vor 

dem 18. Lebensjahr pflegebedürftig geworden sind, k önnen hieran nicht teilneh-

men; diese Regelung muss ersatzlos gestrichen werden, da sie diese Personengrup-

pe, zu der insbesondere auch Menschen mit Behinderungen gehören, gezielt be-

nachteiligt. Unter Geltung der UN-Behindertenrechts konvention besteht insoweit 

zwingender Handlungsbedarf.  

 

13.  Ergänzung des § 118 SGB XI um eine Finanzierungsreg elung für die  

Pflegebedürftigenvertretung 

 

Seit Frühjahr 2013 sind die Vertreter der Pflegebed ürftigen an den Verhandlungen 

und Richtlinien der Vertragspartner im Bereich der Pflege beteiligt. Alle Vertreter 

haben diese Beteiligung als wichtigen Schritt für m ehr Bürgerbeteiligung begrüßt; 

die BAG SELBSTHILFE hatte jedoch bereits im Gesetzgebungsverfahren darauf hin-

gewiesen, dass auch die Erstattung der Reisekosten und des Verdienstausfalls für 

diese Beteiligung dringend geregelt werden müssten:  Für alle Verbände sind die 

anfallenden Reisekosten eine erhebliche Belastung; gerade kleinen Verbänden ist 

damit eine Beteiligung an den Verhandlungen und Ric htlinien nicht möglich.  

Ferner ist vielen ehrenamtlich Tätigen, welche noch  im Beruf stehen, eine Teil-

nahme auch deswegen erschwert, weil dem Arbeitgeber  kein Verdienstausfall ge-

währt wird. Zudem wäre eine Unterstützungsstruktur für die Koordination der Pfle-

gebedürftigenvertretung - wie es sie beim Gemeinsam en Bundesausschuss gibt - 

hilfreich. 

 



12 
 

Vor diesem Hintergrund bittet die BAG SELBSTHILFE um eine an § 140f SGB V ange-

lehnte Regelung dieser Bereiche: 

 

„(3) Die sachkundigen Personen erhalten Reisekosten nach dem Bundesreise-

kostengesetz, Ersatz des Verdienstausfalls in entsp rechender Anwendung des  

§ 41 Abs. 2 SGB IV  sowie einen Pauschbetrag für Zeitaufwand in Höhe eines 

Fünfzigstels der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 SGB IV) für jeden Kalendertag 

einer Sitzung. Der Anspruch richtet sich gegen die Pflegekassen.“ 

„(4) Die in der Verordnung nach § 118 Abs. 2 genannten oder nach der Ve r-

ordnung anerkannten Organisationen sowie die sachkundigen Personen wer-

den bei der Durchführung ihres Mitberatungsrechtes von den Pflegekassen or-

ganisatorisch und inhaltlich unterstützt. Hierzu kö nnen die Pflegekassen eine 

Stabsstelle einrichten. Die Unterstützung erfolgt i nsbesondere durch Organi-

sation von Fortbildungen und Schulungen, Aufbereitu ng von Sitzungsunterla-

gen, koordinatorische Leitung des Benennungsverfahr ens und bei der Aus-

übung des in Abs. 1 S. 3 genannten Antragsrechts.“  

 

Auf längere Sicht würde es die BAG SELBSTHILFE zudem befürworten, wenn die 

Struktur der Vertragspartner zur Beschleunigung der  Beratungen mit frühen Kon-

fliktlösungsmechanismen versehen würde, etwa durch die Einsetzung eines Unpar-

teiischen und/oder die gesetzliche Verpflichtung zu r Schaffung einer Geschäftsord-

nung.  

 

14.  Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen zum Modell vorhaben Screening 

auf 4MRGN (§ 64c SGB V GesE) 

 

Die BAG SELBSTHILFE begrüßt die vorgesehene Regelung ausdrücklich; aus ihrer 

Sicht kann die Praxiserfahrung auf Landesebene für eine spätere bundesweite Ver-

gütungsregelung hilfreich sein. 

 

 

Berlin, 18.9.2014 
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Stellungnahme des Deutschen Pflegerates e.V. (DPR) 
zur Anhörung im Ausschuss für Gesundheit  

des Deutschen Bundestages am 24. September 2014 
zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitung für Pfleg ebe-

dürftige, Pflegevorsorgefonds  
(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz - 5. SGB XI-ÄndG) 

 
 

Der Gesetzentwurf greift zahlreiche Forderungen von Pflegefachverbänden auf und 
führt zu Leistungsverbesserungen bei der Versorgung pflegebedürftiger Menschen: 
Die Dynamisierung um 4 Prozent führt zu einer Höherbewertung der Leistungen und 
entlastet pflegebedürftige Menschen. Die Betreuungsleistungen werden durch mehr 
Betreuungskräfte ausgeweitet. Zudem können alle ambulant versorgten Pflegebe-
dürftigen diese Leistungen in Anspruch nehmen. Kurzzeit- und Verhinderungspflege, 
Tages- und Nachtpflege sowie unterschiedliche Betreuungsformen lassen sich flexib-
ler miteinander kombinieren. Darüber hinaus sollen die Zuschüsse für wohnumfeld-
verbessernde Maßnahmen erhöht werden.  

Gleichzeitig fehlt aus Sicht des DPR eine bundeseinheitliche Regelung für eine bes-
sere Ausstattung mit Pflegepersonal. Daher fordert der DPR, die Personalausstat-
tung bundeseinheitlich mit der Anzahl der zu pflegenden Pflegebedürftigen unter Be-
rücksichtigung der Pflegestufen und der Differenz zwischen Brutto- und Nettoarbeits-
zeit in ein angemessenes Verhältnis zu setzen. Dazu müssen die bundeslandinter-
nen Regelungen in den Rahmenverträgen nach § 75 SGB XI auf Bundesebene neu 
gefasst werden. Zudem enthält der Entwurf keine Regelungen zur Weiterentwicklung 
des Pflegeberufs: So fehlt das Berufsgesetz zur Zusammenführung der Alten-, Kran-
ken-, und Kinderkrankenpflege zu einer gemeinsamen generalistischen Pflegeaus-
bildung mit Schwerpunktbildung wie auch Maßnahmen zur Verbesserung der vertika-
len Durchlässigkeit der Ausbildung. 

Zudem enthält der Entwurf auch Gesetzesänderungen, bei welchen der DPR Ände-
rungsbedarf sieht: 

 

Nr. 5, § 30 Dynamisierung 

Angestrebte Neuregelung 

Im Gesetzentwurf wird eine Dynamisierung von 4 Prozent vorgesehen. Die Bundes-
regierung prüft erneut 2017 die Notwendigkeit und Höhe einer Anpassung der Leis-
tungen der Pflegeversicherung. 
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Stellungnahme 

Der DPR begrüßt diese Leistungsverbesserungen. Allerdings bleibt unklar, wie die 
Anhebung um 4 Prozent ermittelt wurde. Die geplante Dynamisierung kann jedoch 
den eingetretenen Realwertverlust nicht ausgleichen, der bei einer angenommenen 
Inflationsrate von 1,5 % in den Jahren von der Einführung der Pflegeversicherung 
1995 bis zur ersten Dynamisierung im Jahre 2008 im Bereich von 20 Prozent liegt. 
Mit diesem Realwertverlust setzt sich der Trend des steigenden Eigenanteils bzw. 
der steigenden Inanspruchnahme von Hilfe zur Pflege1 durch Pflegebedürftige und 
ihren Angehörigen fort, was dem ursprünglichen Ziel der Pflegeversicherung wider-
spricht. 

 

Änderungsvorschlag  

Der DPR fordert daher die regelmäßige Anpassung der Leistungen alle drei Jahre 
entsprechend einer regelgebundenen Anpassungsformel, die sich an Größen wie 
z.B. der Entwicklung der Bruttolöhne oder der Inflationsrate orientiert.  

Daher sollte Satz 1 des § 30 folgendermaßen geändert werden: 

Die Leistungsbeträge werden regelmäßig einer regelgebundenen Anpassungsformel 
entsprechend angepasst. 

 

Nr. 8, § 38a Zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige  in ambulant 
betreuten Wohngruppen 

Angestrebte Neuregelung 

Der Wohngruppenzuschlag wird entsprechend der Dynamisierung von 200,00 Euro 
auf 205,00 Euro pro Monat erhöht. 

 

Stellungnahme 

Der DPR begrüßt diese geplante Neuregelung. Allerdings hat die Anhebung des 
Wohngruppenzuschlages nach § 38a SGB XI in der Vergangenheit zu zahlreichen 
Auseinandersetzungen mit dem Sozialhilfeträger geführt. Daher ist eine Präzisierung 
erforderlich, um die Anrechenbarkeit des Zuschlages auf die ambulante Hilfe zur 
Pflege nach §§ 61 ff SGB XII auszuschließen. Dies wäre analog der zusätzlichen 
Betreuungsleistungen nach § 45b SGB XI in § 13 Abs. 3a SGB XI möglich. 

 

 

                                                 
1 2011 erhielten rund 423 000 Menschen Hilfe zur Pflege. Dies entspricht einem Anstieg um 2,9 % 
gegenüber dem Vorjahr.  
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Änderungsvorschlag 

Daher soll dem Absatz (1) folgender Satz analog dem §13 Absatz 3a angefügt wer-
den: 

Die Leistungen nach § 38a finden bei den Fürsorgeleistungen zur Pflege nach dem 
zwölften Buch keine Berücksichtigung. 

 

Nr. 9, §39 Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflege person 

Angestrebte Neuregelung 

Bei dieser Neuregelung wird die Verhinderungspflege u.a. auf bis zu sechs Wochen 
pro Jahr ausgebaut. 

 

Stellungnahme 

Der DPR begrüßt diese Leistungsverbesserungen. Sofern hier jedoch die ursprüngli-
che Dauer von 4 Wochen auf 6 Wochen erweitert wird, wären auch § 37 Abs. 2 Satz 
2 und § 38 Satz 4 SGB XI anzupassen. Diese Regelungen stellen seit dem Pflege-
neuausrichtungsgesetz sicher, dass trotz Inanspruchnahme der Verhinderungspflege 
nach § 39 bis zu 4 Wochen anteiliges Pflegegeld gezahlt wird. Um hier auch weiter-
hin der ursprünglichen gesetzlichen Intention zu folgen, wäre auch die anteilige Zah-
lung des Pflegegeldes zeitlich auf 6 Wochen zu erweitern. 

 

Änderungsvorschlag 

Daher soll in § 37 „Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen“ Absatz 2 der Satz 2 
folgendermaßen geändert werden: 

Die Hälfte des bisher bezogenen Pflegegeldes wird während einer Kurzzeitpflege 
nach § 42 und einer Verhinderungspflege nach § 39 jeweils für bis zu vier sechs Wo-
chen je Kalenderjahr fortgewährt. 

In § 38 „Kombination von Geldleistung und Sachleistung (Kombinationsleistung)“ soll 
der Satz 4 folgendermaßen geändert werden: 

Anteiliges Pflegegeld wird während einer Kurzzeitpflege nach § 42 und einer Verhin-
derungspflege nach § 39 jeweils für bis zu vier sechs Wochen je Kalenderjahr in Hö-
he der Hälfte der vor Beginn der Kurzzeit- oder Verhinderungspflege geleisteten Hö-
he fortgewährt. 
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Nr. 17/18, § 45b und c  

Angestrebte Neuregelung 

Die beabsichtigten Änderungen des § 45c sehen eine Erweiterung der Versorgungs-
strukturen durch niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsleistungen vor. Diese 
bezieht sich einerseits auf den Inhalt der Leistungen (Betreuungs-, Entlastungs-, 
Serviceleistungen) und andererseits auf den Leistungsanspruch. Letzterer besteht 
nicht mehr nur für Pflegebedürftige mit eingeschränkter Alltagskompetenz, sondern 
auch auf Pflegebedürftige mit somatischen Gesundheitseinschränkungen und pfle-
gende Angehörige.  

In dem neuen Absatz (3a) des § 45c werden Art und Inhalt der Leistungen näher be-
schrieben: „Sie [die niedrigschwelligen Entlastungsangebote] beinhalten die Erbrin-
gung von Dienstleistungen, eine die vorhandenen Ressourcen und Fähigkeiten stär-
kende oder stabilisierende Alltagsbegleitung, organisatorische Hilfestellungen, Un-
terstützungsleistungen für Angehörige und andere Nahestehende in ihrer Eigen-
schaft als Pflegende zur Bewältigung des Pflegealltags oder andere geeignete Maß-
nahmen“. 

 

Stellungnahme 

Der DPR begrüßt die Ausweitung der Betreuungs- und Entlastungsleistungen und 
die Möglichkeit, diese Leistungen den individuellen Bedarfslagen besser anzupas-
sen. Allerdings handelt es sich bei einigen dieser Leistungen um originäre Aufgaben 
von Pflegefachpersonen. So ist beispielsweise, wie oben erwähnt, von der „… Stär-
kung vorhandener Ressourcen und Fähigkeiten“ oder von der „emotional stabilisie-
rend wirkenden und beratenden Begleitung der Angehörigen und vergleichbar Nahe-
stehenden im Pflegealltag wie auch [von] einer organisatorischen Hilfestellung, die 
z. B. auf individuelle Möglichkeiten zur Verbesserung der Pflegesituation aufmerk-
sam macht und bei der Umsetzung der hierfür erforderlichen Schritte praktische Un-
terstützung leistet“, die Rede (Begründungstext zu § 45c, Buchstabe e, S. 35). Diese 
Aufgaben sollen auf Personen übertragen werden, die kaum mehr Fachkompetenzen 
aufweisen als pflegende Angehörige.  

Damit wird die im Pflegeneuausrichtungsgesetz bereits begonnene Entwicklung fort-
gesetzt, welche die Abkopplung der Betreuung Pflegebedürftiger und Entlastung An-
gehöriger von der professionellen Pflege vorsieht. Mit dieser Entwicklung werden 
Qualitätsstandards für diesen Versorgungsbereich ausgeblendet. 

Daher fordert der DPR, Betreuungs- und Entlastungsleistungen in die professionelle 
Fachpflege einzubinden. Die Umbenennung der niedrigschwelligen Entlastungange-
bote von Agenturen (Referentenentwurf) in Serviceangebote (Kabinettsentwurf) geht 
hier in die richtige Richtung. Allerdings bedarf es verbindlicher Vereinbarungen zwi-
schen Bund und Ländern über die Qualifizierungsanforderungen der Alltagsbegleiter, 
Pflegebegleiter und Servicemitarbeiter und über die Qualität der zu erbringenden 
Leistungen. Die Qualifikation aller Alltagsbegleiter, Pflegebegleiter und Servicemitar-
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beiter muss dabei über die Richtlinien nach § 87b Abs. 3 SGB XI zur Qualifikation 
und zu den Aufgaben von zusätzlichen Betreuungskräften in Pflegeheimen (Betreu-
ungskräfte-Rl vom 19. August 2008) vom GKV- Spitzenverband hinausgehen, da die 
Alltagsbegleiter, Pflegebegleiter und Servicemitarbeiter mit den Pflegebedürftigen 
allein sind und situativ fachlich angemessene Entscheidungen treffen können müs-
sen. Die Vorgaben müssen zudem Regelungen enthalten, wonach die Alltagsbeglei-
ter, Pflegebegleiter und Servicemitarbeiter unter die Mindestlohnregelung für Be-
schäftigte in der Pflege fallen. Darüber hinaus ist es für eine qualitativ gute und si-
chere Versorgung der Pflegebedürftigen notwendig, dass die Leistungserbringung 
der Alltagsbegleiter, Pflegebegleiter und Servicemitarbeiter in die Strukturen der am-
bulanten Pflege eingebunden ist. Pflegefachpersonen müssen in die Leistungser-
bringung einbezogen sein und ihre sachgerechte Ausführung supervidieren.  

Ohne vergleichbare Anforderungen und die Einbindung des Leistungsgeschehens in 
die Strukturen der ambulanten Pflege ist zu befürchten, dass die Neuregelung ihr Ziel 
verfehlt und zu einer Verschlechterung der Versorgung führt. 

 

Änderungsvorschlag 

Daher muss § 45b Absatz (4) folgendermaßen geändert werden: 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, Bundesrahmenvorgaben durch 
Rechtsverordnung über die Anerkennung der niedrigschwelligen Betreuungs- und 
Entlastungsangebote auszugestalten. Darin sind Vorgaben über die Qualifikationsan-
forderungen der Alltagsbegleiter mit praktischen und theoretischen Unterrichtsstun-
den und einem Betreuungspraktikum sowie ihre Entlohnung entsprechend den Min-
destlohnregelungen für Beschäftigte in der Pflege enthalten.  

Zudem müssen die Alltags- und Betreuungsbegleiter unter Anleitung und Aufsicht 
von Pflegefachpersonen im Rahmen der Beschäftigung in einem ambulanten Pflege-
dienst arbeiten. Durch diese Kooperation lässt sich eine pflegefachlich angemessene 
Versorgung unter Beachtung von Qualitätsstandards gewährleisten. 

Daher muss dem neuen Absatz (3a) in § 45c der folgende Satz angefügt werden: 

Die Servicekräfte, Alltagsbegleiter und Betreuungsbegleiter verfügen über eine an-
gemessene Qualifikation, erbringen qualitätsüberprüfte Leistungen und arbeiten un-
ter Aufsicht und Anleitung von Pflegefachpersonen im Rahmen der Beschäftigung in 
einem ambulanten Pflegedienst. 

 

Nr. 27, § 114 Qualitätsprüfungen 

Angestrebte Neuregelung 

Die beabsichtigte Neuregelung sieht vor, bei konkreten und gesicherten Anhalts-
punkten für eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebedürftigen die Prüfung über 
eine Stichprobe hinaus auszuweiten. Dies soll insbesondere bei bestimmten Pfle-
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gesituationen gelten wie freiheitseinschränkenden Maßnahmen, Dekubitus oder an-
dere chronische Wunden, Ernährungsdefizite, chronische Schmerzen, Kontrakturen, 
Personen mit Anlage einer PEG-Sonde, Personen mit Blasenkatheter. 

 

Stellungnahme 

Die aufgeführten Pflegesituationen können zwar Hinweise für die Qualität der Ver-
sorgung liefern, Qualitätsindikationen nach wissenschaftlichen Erkenntnissen sind 
sie jedoch nur bedingt. Insbesondere finden sich bei den „Kontrakturen" keine wis-
senschaftlichen Erkenntnisse, die ihre Güte als Qualitätsindikator belegen. Auch eig-
nen sich die genannten Pflegesituationen nur teilweise als wissenschaftlich fundier-
tes Indikatoren-Set, das eine angemessene Qualitätsprüfung der Versorgung ermög-
lichen würde. Durch das Fehlen einer objektiven Grundlage für das Ermessen der 
Notwendigkeit einer Prüfung, beruht die Entscheidung lediglich auf der Einschätzung 
des Prüfers.  

 

Änderungsvorschlag 

Daher sollte bis zur Umsetzung eines wissenschaftlich fundierten Indikatoren-Sets 
zur Ermittlung der Pflegequalität die bisherige Regelung in Absatz (5) bestehen blei-
ben. 

In diesem Zusammenhang soll in Absatz (1) Satz 3 § 114a „Durchführung der Quali-
tätsprüfungen“ bei der Ankündigung der Prüfungen durch den Medizinischen Dienst 
eine Präzisierung vorgenommen werden, die sich auf den Tag der Ankündigung be-
zieht. Bei diesem Tag sollte es sich um einen Werktag handeln: 

(1) Prüfungen in stationären Pflegeeinrichtungen sind grundsätzlich unangemeldet 
durchzuführen. Qualitätsprüfungen in ambulanten Pflegeeinrichtungen sind am Tag 
an einem Werktag zuvor anzukündigen. 

 

Begründung 

Seit dem Pflegeneuausrichtungsgesetz ist § 114a SGB XI um die Ankündigung der 
Qualitätsprüfungen am Tag zuvor ergänzt worden. Die gesetzgeberische Intention, 
die organisatorische Durchführung der Prüfung mittels Anwesenheit der Pflege-
dienstleitung sicherzustellen, wird mit der momentanen Regelung nicht erreicht. In 
der Praxis führt die gesetzliche Formulierung zunehmend dazu, dass die Qualitäts-
prüfungen am Sonntag angekündigt werden, was die Durchführung am Montag na-
turgemäß nicht sicherstellen kann. Daher würde eine Präzisierung auf den Werktag 
das Ziel der Gesetzesänderung realisierbar machen. 
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Versorgungsfonds 

Angestrebte Neuregelung 

Der Gesetzentwurf sieht gemäß § 131 vor, einen Versorgungsfonds als Sonderver-
mögen einzurichten. Damit soll „die Finanzierung der aufgrund der demografischen 
Entwicklung im Zeitverlauf deutlich steigenden Leistungsausgaben gerechter auf die 
Generationen verteilt und so auch der Gefahr einer Beschränkung des Leistungsni-
veaus der Pflegeversicherung begegnet werden“. Dazu soll das Bundesversiche-
rungsamt gemäß § 135 dem Sondervermögen vierteljährlich einen Betrag zuführen, 
der 0,025 vom Hundert der beitragspflichtigen Einnahmen der sozialen Pflegeversi-
cherung des Vorjahres entspricht. Die Zahlungen enden 2033. Nach § 136 kann das 
Sondervermögen ab dem Jahr 2035 zur Sicherung der Beitragssatzstabilität der so-
zialen Pflegeversicherung verwendet werden, wenn ohne eine Zuführung von Mitteln 
an den Ausgleichsfonds eine Beitragssatzanhebung erforderlich würde, die nicht auf 
über eine allgemeine Dynamisierung der Leistungen hinausgehenden Leistungsver-
besserung beruht. Entsprechend § 139 gilt das Sondervermögen nach Auszahlung 
seines Vermögens als aufgelöst. 

 

Stellungnahme 

Der DPR sieht die Einrichtung eines solchen Versorgungsfonds kritisch: So kann be-
zweifelt werden, dass der Versorgungsfonds vor möglichen Zugriffen sicher angelegt 
und vor den Turbulenzen der Kapitalmärkte geschützt werden kann. Zudem mindert 
die Inflation den Wert des Fonds. Auch kann die Eignung des Fonds zur Beitragssta-
bilität der Pflegeversicherung bezweifelt werden. Zwar lässt sich der Anstieg der 
Pflegebedürftigen aus den Geburtenjahrgängen 1959 bis 1967 über den Fonds fi-
nanzieren. Nach dessen Entleerung würden die Beiträge aber vermutlich wieder 
steigen, weil dann nicht nur die Zahl der Pflegebedürftigen sinkt, sondern auch die 
der Beitragszahler. Damit wäre das Ziel einer gerechten Lastenverteilung verfehlt. 
Schließlich steht der Versorgungsfonds für eine konzeptionelle Fortschreibung der 
heutigen Situation pflegebedürftiger Menschen für die Zukunft. Ob diese Fortschrei-
bung für die nächste Generation mit ihren spezifischen Lebensumständen bzw. Ge-
sundheitsverhalten sinnhaft ist bzw. deren Bedarfslagen realitätsnah abbildet, kann 
bezweifelt werden. 

 

Änderungsvorschlag 

Der DPR schlägt vor, die für den Versorgungsfonds vorgesehenen Mittel den neuen 
Leistungen zuzuführen, die mit der Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff 
entwickelt und in die Pflegeversicherung aufgenommen werden müssen. Wird an der 
Einrichtung des Fonds festgehalten, könnten die Mittel in die Vorsorge und damit in 
die Vermeidung von Pflegebedürftigkeit investiert und damit langfristig Kosten ge-
spart werden. 
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Ein weiterer Vorschlag 

§ 89 Grundsätze für die Vergütungsregelung 

Angestrebte Neuregelung 

Im Zuge des Pflegeneuausrichtungsgesetzes wurde die Vergütungsregelung in § 89 
Abs. 3 SGB XI unabhängig vom Zeitaufwand nach dem Leistungsinhalt (Leistungs-
komplexsystem) um die Vergütungen nach Zeitaufwand ergänzt. Diese grundver-
schiedenen Systeme sollen den Pflegebedürftigen parallel als Alternativen angebo-
ten werden.  

 

Stellungnahme 

Diese Parallelität führt nach überwiegender Ansicht zu existenziellen betriebswirt-
schaftlichen Problemen und ist in der Praxis auch schwer umsetzbar. Aus diesem 
Grund wurde diese Regelung in den meisten Bundesländern bislang noch nicht um-
gesetzt. 

 

Änderungsvorschlag 

Es wäre daher dringend erforderlich, dass diese Regelung überdacht und praktikabel 
angepasst wird. 

 

 

Berlin, 19. September 2014 
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Der MDS nimmt im Folgenden nach Beratung mit den MDK zu den vorgesehenen 
Änderungen Stellung. 
 
Die Medizinischen Dienste begrüßen, dass die Bundesregierung die im Koalitionsvertrag 
angekündigte Pflegereform zügig umsetzt. Die vorgesehenen Leistungsverbesserungen, 
insbesondere der Ausbau der Betreuungsleistungen und die Flexibilisierung der Leistungen 
der Kurzzeit-, Tages- und Nachtpflege sowie der Verhinderungspflege sind grundsätzlich 
geeignet, die Versorgung der Pflegebedürftigen zu verbessern und eine Inanspruchnahme 
entsprechend der individuellen Bedarfssituationen zu ermöglichen. Ebenso ist es 
sachgerecht, Personen mit eingeschränkter Alltagskompetenz, die keine Pflegestufe 
erhalten, einen erweiterten Leistungsanspruch einzuräumen.  
 
Die Einführung zusätzlicher Entlastungsleistungen sowie die Dynamisierung der zusätzlichen 
Betreuungsleistungen werden grundsätzlich begrüßt. Aus pflegefachlicher Sicht ist jedoch 
darauf hinzuweisen, dass die vorgesehenen Entlastungsleistungen konzeptionell stärker von 
den Betreuungsleistungen abzugrenzen sind. Dies ist auch erforderlich, da sich die 
qualitativen Anforderungen an die Erbringung von Entlastungs- und Betreuungsleistungen 
unterscheiden.  
 
Positiv ist auch, dass mit der vom Bundesgesundheitsministerium zusammen mit dem GKV-
Spitzenverband gestarteten Erprobung des neuen Begutachtungsverfahrens der erste Schritt 
zur Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs eingeleitet worden ist. Die Einführung 
des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs wird für eine Gleichstellung aller Personengruppen in 
der Pflege sorgen und eine neue Grundlage für die pflegerische Versorgung in Deutschland 
schaffen. Die Medizinischen Dienste begrüßen die Absicht der Bundesregierung, die 
entsprechenden gesetzgeberischen Maßnahmen noch in dieser Legislaturperiode 
einzuleiten und wirksam werden zu lassen. 
 
Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und das neue Begutachtungsverfahren werden zu 
einem Perspektivwechsel in der Begutachtung der Pflegebedürftigen führen. In Zukunft wird 
es um die Frage gehen, wie selbständig die Pflegebedürftigen noch ihren Alltag bewältigen 
können und welche Maßnahmen erforderlich sind, Einschränkungen auszugleichen. Dieser 
grundlegende Perspektivwechsel muss gesetzlich kodifiziert werden. Der vorgelegte Entwurf 
eines Fünften SGB XI-Änderungsgesetzes stellt daher einen wichtigen Zwischenschritt auf 
dem Weg zu einem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff dar. 
 
Diese grundsätzliche Neuausrichtung der Pflegeversicherung böte  für den Gesetzgeber 
auch die Gelegenheit zu prüfen, inwieweit die in zahlreichen Einzel- und 
Übergangsvorschriften kodifizierten Leistungen zusammengefasst werden können. Dies 
würde zu einer besseren Übersichtlichkeit der Rechtsvorschriften führen. 
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Zu den vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen zu Artikel 1 (Änderung des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch) nehmen wir im Einzelnen wie folgt Stellung: 
 
 
Zu Nummer 2 (§ 8 Abs. 3):  
 
Es soll klargestellt werden, dass der Spitzenverband Bund der Pflegekassen in Abstimmung 
mit dem Bundesministerium für Gesundheit zur Weiterentwicklung der pflegerischen 
Versorgung und der Pflegeversicherung neben Modellvorhaben und deren 
wissenschaftlicher Begleitung auch weitere Maßnahmen wie zum Beispiel Studien, 
wissenschaftliche Expertisen und Fachtagungen fördern kann.  
 
Bewertung: 
 
Die beabsichtigte Klarstellung wird begrüßt. 
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Zu Nummer 9 (§ 39):  
 
Der Wert der Verhinderungspflege soll  unter Berücksichtigung der Dynamisierungsregelung 
nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 4 Prozent angepasst werden. Darüber 
hinaus soll der Anspruch auf Verhinderungspflege flexibler gestaltet und ausgebaut werden. 
Die Verhinderungspflege soll künftig für bis zu sechs Wochen (42 Kalendertage) im 
Kalenderjahr in Anspruch genommen werden können. Ergänzend zum Leistungsbetrag für 
die Verhinderungspflege nach Absatz 1 können zudem künftig bis zu 50 Prozent des 
Kurzzeitpflegebetrags nach § 42 SGB XI als häusliche Verhinderungspflege genutzt werden. 
Dies soll insbesondere den Anspruchsberechtigten zugutekommen, die eine längere 
Ersatzpflege benötigen und für die es keine Betreuung in einer geeigneten vollstationären 
Kurzzeitpflegeeinrichtung gibt und somit der Anspruch nach § 42 SGB XI bisher nicht genutzt 
werden konnte. 
 
 
Bewertung: 
 
Der beabsichtigte Ausbau und insbesondere die flexiblere Gestaltung der Vorschriften zur 
Verhinderungspflege werden begrüßt. In dem Zusammenhang unterstützen wir die 
Änderungsvorschläge des GKV-Spitzenverbandes zur vollständigen Nutzung des 
Kurzzeitpflegebetrages und zur zeitlichen Ausdehnung der Inanspruchnahme auf acht 
Wochen. 
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Zu Nummer 11 Buchstaben b und c (§ 41):  
 
Die Ansprüche auf teilstationäre Leistungen der Tages- und Nachtpflege und die Ansprüche 
auf ambulante Pflegeleistungen (ambulante Pflegesachleistungen nach § 36 SGB XI, 
Pflegegeld nach § 37 SGB XI oder Kombinationsleistung nach § 38 SGB XI) sollen 
gleichrangig nebeneinander gestellt werden. Eine Anrechnung der Inanspruchnahme von 
Leistungen der Tages- und Nachtpflege auf die für ambulante Pflegeleistungen in der 
jeweiligen Pflegestufe zur Verfügung stehenden Leistungsbeträge soll nicht mehr stattfinden. 
Ebenso wenig soll eine Anrechnung der Inanspruchnahme ambulanter Pflegeleistungen auf 
die für die teilstationäre Pflege nach § 41 Abs. 2 SGB XI zur Verfügung stehenden 
Leistungsbeträge erfolgen. Die bisherigen, sehr komplexen Regelungen zur Kombination der 
Leistungen sollen aufgehoben werden. 
 
 
Bewertung: 
 
Die beabsichtigen Änderungen des § 41 SGB XI leisten einen wichtigen Beitrag, dass 
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen die zur Verfügung stehenden Leistungsangebote 
besser und passgenauer für die individuelle Pflegesituation nutzen können. Dies ist zu 
begrüßen, weil insbesondere die Zielsetzung der besseren Vereinbarung von Familie, Pflege 
und Beruf hierdurch eher erreicht werden kann.  
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Zu Nummer 12 (§ 42):  
 
Die Kurzzeitpflege soll flexibler gestaltet und ausgebaut werden. Die Kurzzeitpflege soll um 
den Leistungsbetrag für die Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI erhöht und um bis zu 
vier Wochen verlängert werden können. Es können somit bis zu acht Wochen und 
Leistungen bis zu 3.224 Euro für die Kurzzeitpflege in Anspruch genommen werden, soweit 
im Kalenderjahr keine Leistungen der Verhinderungspflege in Anspruch genommen werden. 
Dies konnte bisher schon in der Praxis so gehandhabt werden; es wird allerdings jetzt auch 
im Gesetz entsprechend klargestellt. 
 
Ferner soll die in § 42 Abs. 3 SGB XI bislang vorgesehene Altersgrenze von 25 Jahren 
künftig entfallen, sodass der bestehende Anspruch daher auch für Menschen mit 
Behinderungen über 25 Jahren geöffnet wird. 
 
 
Bewertung: 
 
Die beabsichtigte Flexibilisierung und der Ausbau der Kurzzeitpflege erscheinen sinnvoll, 
allerdings sollten – unabhängig von der leistungs- und vertragsrechtlichen Bewertung – die 
Vorschriften zu Kurzzeit-, Tages- und Nachpflege auf ihre derzeitige Zweckerfüllung im 
Hinblick auf eine pflegefachliche Bewertung geprüft werden. 
 
Ursprünglich sollte Kurzzeitpflege ein Versorgungsangebot sein zur Stabilisierung oder 
Wiederherstellung der häuslichen Pflege und Versorgung. Solitäre 
Kurzzeitpflegeeinrichtungen im vorgenannten Sinne sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf 
dem Markt nur noch vereinzelt vorzufinden. Kurzzeitpflege sollte insoweit inhaltlich d.h. 
qualitativ aufgewertet werden, damit sie ihre Funktion als aktivierende und rehabilitativ 
ausgerichtete Pflege erfüllen kann.  
 
Die beabsichtigte zeitliche Flexibilisierung der Kurzzeitpflege auf bis zu acht Wochen kann 
dabei nur ein flankierendes Element sein. Darüber hinaus sollten Strukturen geschaffen 
werden, die es für Anbieter möglich machen, Kurzzeitpflege mit dieser alten (und neuen) 
Funktionszuweisung anzubieten.  
 
Die Streichung der Altersgrenze für zu Hause gepflegte über 25-jährige behinderte 
Menschen wird vom Grundsatz her begrüßt. 
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Zu Nummer 17 (§ 45 b):  
 
Die Neuregelung sieht Leistungsausweitungen auf zwei Ebenen vor. Zum einen wird der 
schon bisher bestehende Anspruch auf zusätzliche Betreuungsleistungen um einen 
Anspruch auf zusätzliche Entlastungsleistungen erweitert. Darüber hinaus erhalten diesen 
Anspruch nicht nur – wie bisher bei den zusätzlichen Betreuungsleistungen – diejenigen 
Versicherten, die die Voraussetzungen des § 45a SGB XI erfüllen, sondern zukünftig alle 
Pflegebedürftigen.  
 
 
Bewertung: 
 
Die Einführung zusätzlicher Entlastungsleistungen sowie die Dynamisierung der zusätzlichen 
Betreuungsleistungen werden grundsätzlich begrüßt. Unabhängig von einer 
leistungsrechtlichen Bewertung nehmen wir dies zum Anlass, auf folgende pflegefachlichen 
Aspekte hinzuweisen: 
 

- Die vorgesehenen Entlastungsleistungen sollten konzeptionell stärker von den 
Betreuungsleistungen abgegrenzt werden. Mit dem Begriff „Betreuungs- und 
Entlastungsleistungen werden ungleiche (Dienst)- Leistungen zusammen geführt. Die 
bisherigen, nur für Personen mit dauerhaft eingeschränkter Alltagskompetenz 
geltenden Betreuungsleistungen gehören pflegefachlich zu den Kernkompetenzen 
der gerontopsychiatrischen Pflege. Diese werden nun vermischt mit haushaltsnahen 
Dienstleistungen wie etwas Rasenmähen oder Einkaufengehen. In der Vermischung 
sehen wir die Gefahr, dass die unterschiedlichen qualitativen Anforderungen an die 
Erbringung von Entlastungs- und Betreuungsleistungen nicht mehr gesehen werden. 

 
- Im Bereich der Hauswirtschaft sollte ein Mindestniveau von Krankheits- und 

Pflegeverständnis auch bei den Dienstleistern vorhanden sein. Diese 
hauswirtschaftlichen Entlastungsleistungen finden in den Wohnungen und Häusern 
von Pflegebedürftigen statt, die vielfach von eingeschränkter Alltagskompetenz 
betroffen sind. Zudem leben hauswirtschaftliche Hilfskräfte nicht selten im Haushalt 
von Pflegebedürftigen. Der dadurch entstehende enge Betreuungskontakt stellt auch 
Anforderungen an die Beziehungsgestaltung zu Pflegebedürftigen mit psychischen 
Störungen. 
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Zu Nummer 18 (§ 45 c):  
 
Zusätzlich zu den bisherigen niedrigschwelligen Betreuungsangeboten sollen zukünftig auch 
niedrigschwellige Entlastungsangebote gefördert werden können, die zur Entlastung der 
Pflegebedürftigen und der pflegenden Angehörigen sowie anderen Nahestehenden, die 
ehrenamtlich Pflegeverantwortung übernommen haben, beitragen. 
 
 
Bewertung:  
 
Die Förderung von Versorgungsangeboten, die Angehörige und andere Nahestehende, die 
ehrenamtlich Pflegeverantwortung übernommen haben, entlastet, wird begrüßt. Die 
professionelle Gestaltung der Verzahnung der Unterstützungsarrangements in der Familie, 
Nachbarschaft etc. mit Entlastungsangeboten kann durch entsprechende 
Ehrenamtsstrukturen auf kommunaler Ebene unterstützt werden. Freiwilligenagenturen, 
Seniorengenossenschaften und andere vielerorts praktizierte Formen der Vermittlung zur 
Entlastung Pflegender durch Ehrenamtliche müssten flächendeckend eingeführt werden. 
 
Unter Hinweis auf die Anregung des Bundesrats und die entsprechende Gegenäußerung der 
Bundesregierung schlagen wir vor, bei der Anerkennung von niedrigschwelligen Betreuungs-
und Entlastungsangeboten darauf zu achten, dass eine angemessene Schulung und 
Fortbildung der Helfenden sowie eine kontinuierliche fachliche Begleitung und Unterstützung 
der Helfenden in ihrer Arbeit gesichert ist. Hierdurch sollte ein Mindestmaß an geronto-
psychiatrischen Qualifikationen erreicht werden. 
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Zu Nummer 26 (§ 87 b):  
 
Voll- und teilstationäre Pflegeeinrichtungen können bisher nach § 87 b SGB XI zusätzliche 
Betreuungskräfte anstellen, die das Angebot zur Betreuung und Aktivierung 
Pflegebedürftiger mit eingeschränkter Alltagskompetenz ergänzen. 
 
Diese Regelung soll nunmehr als ein zentraler Bestandteil im stationären Pflegebereich 
ausgebaut und im Hinblick auf den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff in der bestehenden 
Systematik weiterentwickelt werden. Die Möglichkeit des zusätzlichen Angebotes an 
Betreuung und Aktivierung soll nicht mehr nur auf Personen mit eingeschränkter 
Alltagskompetenz begrenzt sein, sondern auf alle pflegebedürftigen Bewohnerinnen und 
Bewohner bzw. Pflegegäste sowie die Versicherten, die einen Hilfebedarf im Bereich der 
Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung haben, der nicht das Ausmaß der 
Pflegestufe I erreicht, ausgeweitet werden. Damit sollen Menschen mit somatischen 
Beeinträchtigungen von den zusätzlichen Betreuungsangeboten in der stationären Pflege 
ebenfalls erfasst werden.  
 
Die Richtlinien zur Qualifikation und zu den Aufgaben von zusätzlichen Betreuungskräften in 
stationären Pflegeeinrichtungen sollen entsprechend angepasst werden. 
 
In diese Erweiterung des fakultativen Vergütungszuschlages sollen auch weiterhin alle 
zugelassenen stationären Pflegeeinrichtungen, also alle vollstationären Pflegeeinrichtungen, 
Kurzzeitpflegeeinrichtungen und Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen als Anspruchsträger 
einbezogen werden, sofern sie die Voraussetzungen des § 87 b SGB XI erfüllen und eine 
Vereinbarung über entsprechende Vergütungszuschläge getroffen haben. 
 
 
Bewertung: 
 
Mit Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des NBA wird auch ein Impuls 
für ein notwendiges Umdenken und eine Neuausrichtung der pflegerischen Praxis 
einhergehen müssen. Um eine zielgerichtete und zeitnahe Umsetzung dieses 
Paradigmenwechsels im SGB XI für die Pflegepraxis zu erleichtern, wäre es unabhängig von 
einer leistungsrechtlichen Bewertung wünschenswert und hilfreich, wenn eine 
Neuausrichtung  wie folgt flankiert würde. 
 
Die zusätzlichen Betreuungskräfte nach § 87 b SGB XI sollten eine fachliche Beratung, 
Anleitung und Steuerung durch gerontopsychiatrische Fachpflege erhalten. 
 
Die Neuausrichtung der bislang weitgehend verrichtungsbezogen agierenden Pflege bedarf 
neuer professioneller Kompetenz in den Pflegeeinrichtungen im Bereich der 
gerontopsychiatrischen Pflege. Die Einbeziehung von niedrig qualifizierten 
Betreuungskräften nach § 87 b SGB XI hat mancherorts zu Verbesserungen in der 
Betreuung von Menschen mit Demenz geführt. Andernorts mangelt es an der fachlichen 
Begleitung und der konzeptionellen Anbindung dieser Betreuungskräfte. Die konzeptionelle 
Einbindung sichert eine gemeinsame, zielgerichtete Kooperation aller beteiligten 
Professionen. Flächendeckend erscheint es dringend geboten, dass diese Betreuungskräfte 
angeleitet und flankiert werden durch gerontopsychiatrisch qualifizierte Pflegefachkräfte oder 
andere Fachkräfte aus dem Bereich der Sozialen Betreuung. Die Tendenz, Pflegefachkräfte 
und auch Sozialarbeiter durch geringer qualifizierte Betreuungskräfte zu ersetzen, 
widerspricht der gesetzgeberischen Absicht und bedarf daher der Korrektur.  
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Zu Nummer 27 (§ 114 Abs. 5):  
 
Die vorgesehene Vorschrift dient der Klarstellung. Sie führt im Ergebnis zu einer 
Vereinfachung im Prüfablauf und erleichtert in den beschriebenen Fällen, weitere 
Pflegebedürftige in die Prüfung einzubeziehen. 
 
 
Bewertung: 
 
Diese Klarstellung wird begrüßt. Eine Prüfung kann mit dieser Klarstellung ohne aufwändige 
Auftragsveränderung durch die Landesverbände der Pflegekassen bei begründeten 
Anlässen durch die Prüfer durchgeführt werden. 
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Zu Nummer 28 (§ 115 Abs. 1 a):  
 
Es soll klargestellt werden, dass bei Anlassprüfungen nach § 114 Abs. 5 SGB XI alle in die 
Prüfung einbezogenen Pflegebedürftigen die Grundlage der Bewertung und Darstellung für 
den Transparenzbericht bilden. 
 
Zudem ist vorgesehen, zukünftig die Prüfart (Regel-, Wiederholungs-, Anlassprüfung) im 
Transparenzbericht verpflichtend kenntlich zu machen. 
 
 
Bewertung: 
 
Die Transparenzvereinbarungen nach § 115 Abs. 1 a SGB XI zielen bisher auf die 
Vergleichbarkeit der Prüfergebnisse. Vor diesem Hintergrund wurde sowohl für die 
ambulante als auch die stationäre Pflege festgelegt, dass bei einer Zufallsstichprobe von 
Pflegebedürftigen Qualitätskriterien bewertet werden. Dies hat dazu geführt, dass bei 
Anlassprüfungen die Ergebnisse von zusätzlich ausgewählten Pflegebedürftigen nicht in die 
Ergebnisdarstellung für die Transparenzberichte einbezogen werden konnten. Dem 
Verbraucher wurden damit wichtige Prüfergebnisse vorenthalten. Die Einbeziehung von 
zusätzlichen Pflegebedürftigen in die Ergebnisberechnung und -darstellung im Rahmen der 
Transparenzberichte halten wir für sachgerecht.  
 
Ebenfalls wird positiv bewertet, dass die Prüfart im Transparenzbericht kenntlich gemacht 
werden soll. 
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Zu Nummer 29 (§ 123):  
 
§ 123 SGB XI sieht auch für  Versicherte ohne Pflegestufe, die die Voraussetzungen des 
§ 45 a SGB XI erfüllen, bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes, das die Leistungsgewährung 
aufgrund eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und eines entsprechenden 
Begutachtungsverfahrens regelt, übergangsweise Ansprüche vor.  
 
Diese sollen um weitere Ansprüche erweitert werden, die die häusliche Pflege ergänzen oder 
unterstützen. Bezogen werden sollen nunmehr auch der Zuschlag für Mitglieder von 
ambulant betreuten Wohngruppen (§ 38 a SGB XI) sowie die 
Anschubfinanzierungsleistungen für die Gründung ambulant betreuter Wohngruppen (§ 45 e 
SGB XI), Leistungen der teilstationären Tages- und Nachtpflege (§ 41 SGB XI) und 
Leistungen der Kurzzeitpflege (§ 42 SGB XI).  
 
 
Bewertung: 
 
Diese Leistungsverbesserungen insbesondere für demenziell erkrankte Menschen werden 
ausdrücklich begrüßt. 
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Ergänzender Änderungsbedarf:  
 
Zu Artikel 1:  
 
 
§ 114 a Abs. 1 Satz 3 SGB V  
– Durchführung von Qualitätsprüfungen in ambulanten Pflegeeinrichtungen 
 
Der GKV-Spitzenverband schlägt vor, die Vorschrift des § 114a Abs.1 Satz 3 SGB V wie 
folgt zu ergänzen: 
 
„Qualitätsprüfungen in ambulanten Pflegeeinrichtungen sind grundsätzlich am Tag zuvor 
anzukündigen; Anlassprüfungen können auch unangemeldet erfolgen.“ 
 
Bewertung: 
 
Anlassbezogene Prüfungen werden nach der Gesetzesbegründung zum Pflege-
Weiterentwicklungsgesetz durchgeführt, „wenn Anhaltspunkte für Qualitätsdefizite vorliegen“. 
Die vorherige Ankündigung  läuft somit dem Sinn und Zweck von Anlassprüfungen geradezu  
entgegen. Anlassprüfungen müssen deshalb wieder unangemeldet erfolgen können, 
insbesondere wenn konkrete Hinweise auf Gewalt in der Pflege, schwere Fehler bei der 
Medikamentenversorgung, unkorrekte Abrechnung der erbrachten grundpflegerischen 
Leistungen oder Fehlverhalten im Gesundheitswesen im Sinne der §§ 197a Abs. 2 SGB V, 
47a SGB XI vorliegen. Der Schutz der Pflegebedürftigen gebietet es, dass konkrete 
Anhaltspunkte für Qualitätsdefizite gerade durch das Überraschungsmoment zutage 
gefördert werden und nicht mehr kaschiert werden können. 
 
Aus der Erfahrung der Medizinischen Dienste mit Qualitätsprüfungen im ambulanten Bereich 
ist es erforderlich, Anlassprüfungen bei begründeten Hinweisen und Verdacht auf 
Qualitätsdefizite unangemeldet durchführen zu können. Die Güterabwägung zwischen den 
Rechten der ambulanten Pflegedienste und den von den Qualitätsmängeln Betroffenen muss 
zu Gunsten  der Pflegebedürftigen ausgeübt werden. 
 



Pflegeversicherung immer weniger 
zukunftsfest 
Stellungnahme zum Entwurf eines F•nften Gesetzes zu r €nderung des
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(F•nftes SGB XI-€nderungsgesetz, BT-Drs. 18/1798) 

sowie zu den Antr•gen der Fraktion DIE LINKE 

"Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen - Sozi ale Pflegeversiche-
rung solidarisch weiterentwickeln" 
(BT-Drs. 18/1953) 

und 

"Deckungsl•cken der Sozialen Pflegeversicherung schlieûen und die 
staatlich gef!rderten Pflegezusatzversicherungen - sogenannter Pflege-
Bahr - abschaffen" 
(BT-Drs. 18/591) 

19. September 2014 

Zusammenfassung 

Mit dem F!nften SGB XI-"nderungsgesetz 
soll die soziale Pflegeversicherung, wie es 
im Gesetzentwurf heiût, ¹zukunftsfest ge-
machtª werden. Das Gegenteil ist jedoch der 
Fall: Die geplanten Leistungsausweitungen 
verursachen dauerhafte Mehrausgaben in 
Milliardenh#he und erschweren damit die 
langfristige Finanzierbarkeit der sozialen 
Pflegeversicherung. Umso mehr ist es be-
dauerlich, dass der Referentenentwurf ein 
Konzept schuldig bleibt, wie die Pflegeversi-
cherung auf Dauer finanziert werden kann. 

Die EU-Kommission hat im Juni 2014 im 
Rahmen des Europ$ischen Semesters ihre 
l$nderspezifischen Empfehlungen f!r 
Deutschland vorgestellt und darin richtiger-
weise gefordert, dass die Kosteneffizienz der 

#ffentlichen Ausgaben im Gesundheitswesen 
und in der Pflege verbessert und die hohen 
Sozialabgaben gesenkt werden m!ssen. Der 
Gesetzentwurf leistet keinen Beitrag, um 
diesen berechtigten Forderungen der EU-
Kommission nachzukommen. 

Die Pflegeversicherung wurde zu Recht als 
Teilleistungssystem eingef!hrt. Nicht alles, 
was an Pflegeleistungen w!nschenswert ist, 
kann !ber die soziale Pflegeversicherung fi-
nanziert werden. Das gilt ganz besonders, 
weil auch in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung die Beitragss$tze langfristig weiter 
steigen werden. In der gesetzlichen Kran-
kenversicherung wurde mit dem GKV-
Finanzstruktur- und Qualit$ts-Weiter-
entwicklungsgesetz (FQWG) der Arbeitge-
berbeitrag zu Recht zur Begrenzung der 
Lohnzusatzkosten !ber den 1. Januar 2015 
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hinaus gesetzlich festgeschrieben. Es gibt 
keinen Grund, in der Pflegeversicherung an-
ders zu verfahren. Durch die Festschreibung 
des Arbeitgeberbeitrags auf dem heutigen 
Niveau bliebe die Belastung der Arbeitskos-
ten durch steigende Pflegekosten k•nftig 
zumindest auf den Anstieg der Lohn- und 
Gehaltssumme beschr€nkt. 

Durch die laut Koalitionsvertrag geplante 
weitere Anhebung des Pflegebeitrags um 0,2 
Prozentpunkte ab 1. Januar 2017 w•rde die 
Mehrbelastung der Beitragszahler zur sozia-
len Pflegeversicherung auf j€hrlich insge-
samt rund 6 Mrd. • steigen. Gemessen am 
bisherigen Beitragsvolumen von etwa 25 
Mrd. • w•rde damit in dieser Legislaturperio-
de ein enormer Anstieg um fast 25 % erfol-
gen. Zusammen mit der Nicht-Absenkung 
des Rentenbeitrags zum 1. Januar 2014 um 
0,6 Prozentpunkte kosten diese Koalitions-
beschl•sse zur Renten- und Pflegeversiche-
rung die Beitragszahler allein in dieser Legis-
laturperiode voraussichtlich etwa 40 Mrd. •. 

Der neue Pflegevorsorgefonds ist als Ele-
ment der Kapitaldeckung grunds€tzlich zu 
begr•ûen. Er erm‚glicht, dass zumindest ein 
Teil des zus€tzlichen Beitragsaufkommens 
zur sp€teren Stabilisierung des Beitragssat-
zes genutzt wird. Besser w€re jedoch gewe-
sen, die kapitalgedeckte Vorsorge in privater 
statt in staatlicher Form zu organisieren und 
nicht einseitig zu Lasten von L‚hnen und 
Geh€ltern zu finanzieren. Trotz Einf•hrung 
des Pflegevorsorgefonds wird die Generatio-
nengerechtigkeit ± anders als im Gesetzent-
wurf ausgef•hrt ± durch den Pflegevorsorge-
fonds insgesamt nicht gest€rkt, weil gleich-
zeitig mit dessen Einf•hrung die Leistungen 
der umlagefinanzierten Pflegeversicherung 
ausgebaut werden. Der Gesetzentwurf sorgt 
damit nicht f•r eine Entlastung, sondern f•r 
eine zus€tzliche Belastung der k•nftigen Bei-
tragszahler zur sozialen Pflegeversicherung. 

Der geplante Pflegevorsorgefonds weist ins-
besondere zwei noch korrekturbed•rftige 
M€ngel auf. Zum einen muss der Fonds 
wirksam vor vorzeitigem politischen Zugriff 
gesch•tzt werden. Zum anderen muss er auf 
Dauer angelegt sein, weil der demografische 
Wandel nicht nur ein vor•bergehendes Ph€-
nomen ist und es auch langfristig sinnvoll ist, 

das Umlageverfahren der Pflegeversiche-
rung durch Kapitaldeckung zu erg€nzen.

Im Einzelnen 

Pflegevorsorgefonds durch treuh•nderi-
sche Sicherung vor Zweckentfremdung 
sch€tzen 

Es ist grunds€tzlich zu begr•ûen, dass nicht 
die gesamte geplante Beitragssatzerh‚hung 
f•r Leistungsausweitungen aufgezehrt, son-
dern ein Teil f•r einen Pflegevorsorgefonds 
verwendet wird. Besser w€re jedoch gewe-
sen, die kapitalgedeckte Pflegevorsorge in 
privater statt in staatlicher Form zu organisie-
ren und nicht einseitig •ber L‚hne und  
Geh€lter zu finanzieren. 

Das vorgelegte Konzept weist insbesondere 
zwei M€ngel auf, die noch beseitigt werden 
sollten: 

1. Der Fonds muss so ausgestaltet sein, 
dass ein vorzeitiger politischer Zugriff und 
damit eine zweckfremde Mittelverwen-
dung wirksam verhindert werden. Beim 
jetzigen Konzept ist dies nicht gew€hrleis-
tet. Eine bloûe Verwaltung durch die 
Bundesbank reicht nicht aus, um Zweck-
entfremdungen zu verhindern, da die Mit-
tel der Bundesbank durch einfachgesetz-
liche Anordnung wieder vorzeitig entzo-
gen werden k‚nnen. Die Bundesbank hat 
in ihrem Monatsbericht vom M€rz 2014 
selbst Bedenken ge€uûert, dass R•ckla-
gen bei den Sozialversicherungen Be-
gehrlichkeiten entweder in Richtung h‚-
herer Leistungsausgaben  oder auch zur 
Finanzierung von Projekten des Bundes 
wecken. 

Der erforderliche Schutz vor politischem 
Zugriff sollte zus€tzlich zur gesetzlichen 
Festlegung durch Treuhandvertr€ge gesi-
chert werden. Das angesparte Kapital 
k‚nnte dann nicht mehr mit einer einfa-
chen Gesetzes€nderung entgegen dem 
geplanten Verwendungszweck der Bun-
desbank entzogen werden. Auûerdem 
w€re die Bundesbank ± zivil- und straf-
rechtlich bewehrt ± an einer vorzeitigen 
bzw. zweckfremden Mittelverwendung 
gehindert. Entsprechende Treuhandver-
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tr!ge sind im Bereich der betrieblichen Al-
tersvorsorge •blich. Sie sch•tzen die Ar-
beitnehmer ± sogar im Insolvenzfall des 
Arbeitgebers ± vor jedwedem Zugriff auf 
das zu ihren Gunsten zur•ckgelegte Ka-
pital. Die von den Beitragszahlern der so-
zialen Pflegeversicherung angesparten 
Mittel sollten nicht schlechter gesch•tzt 
sein. Wenn es der Gesetzgeber ernst 
damit meint, dass die im Pflegevorsorge-
fonds angesparten Mittel wirksam vor po-
litischem Zugriff gesch•tzt und werden 
sollen, darf er auf eine treuh!nderische 
Absicherung nicht verzichten. 

Besser vor staatlichem Zugriff gesch•tzt 
sind individuelle vertragliche Anspr•che 
wie beim Pflege-Bahr. Dieser leistet f•r 
immer mehr Menschen einen wichtigen 
Beitrag gegen eine drohende Finanzie-
rungsl•cke im Pflegefall und hilft damit, 
pflegebedingte Sozialhilfeabh!ngigkeit zu 
vermeiden. Umso mehr ist zu bedauern, 
dass die finanziellen Spielr!ume der Ver-
sicherten f•r private Pflegezusatzversi-
cherungen durch die geplante Anhebung 
des Beitragssatzes zur sozialen Pflege-
versicherung geringer werden. Zum Ver-
gleich: Die zus!tzlichen Beitragsmittel 
aus der von der Koalition in dieser Legis-
laturperiode geplanten Beitragsanhebung 
(rund 6 Mrd. ") w!ren ausreichend, um 
allen rund 52 Mio. Mitgliedern der sozia-
len Pflegeversicherung den Mindestbei-
trag des staatlich gef#rderten Pflege-
Bahrs in H#he von monatlich 10 " zu zah-
len. 

2. Der Fonds muss auf Dauer angelegt sein. 
Es ist nicht sinnvoll, den Fonds nur bis 
zum Jahr 2033 zu dotieren und Entnah-
men bereits f•r das Jahr 2035 zu erm#g-
lichen, obwohl das Zahlenverh!ltnis von 
Beitragszahlern zu Pflegebed•rftigen sich 
absehbar auch noch in der Zeit danach 
weiter verschlechtern wird. Laut Bev#lke-
rungsvorausberechnung des Statisti-
schen Bundesamtes wird die Bev#lke-
rung im Erwerbsalter von 20 bis 65 Jah-
ren, die f•r das Beitragsaufkommen be-
sonders relevant sind, alleine von 2030 
bis 2050 um etwa 10 bis 14 % abneh-
men. Das Bundesgesundheitsministerium 
hat auf Basis dieser Bev#lkerungsvo-
rausberechnung ermittelt, dass der Anteil 

der •ber 80-j!hrigen von gut 8 % 2030 
auf •ber 14 % 2050 ansteigen wird. Der 
Kapitalstock sollte daher nicht ausge-
rechnet dann aufgebraucht sein, wenn 
das Verh!ltnis von Pflegebed•rftigen und 
Beitragszahlern besonders ung•nstig 
sein wird. 

Es ist auch nicht generationengerecht, 
ausschlieûlich die Beitragszahler der Jah-
re 2015 bis 2034 f•r eine kapitalgedeckte 
Vorsorge heranzuziehen. Generationen-
gerecht w!re, wenn dauerhaft alle Ge-
burtsjahrg!nge in den Pflegevorsorge-
fonds einzahlen. Entnahmen aus dem 
Pflegevorsorgefonds sollten auch nicht 
bereits wenige Jahre nach der Dotierung, 
sondern erst in dem zeitlichen Abstand 
zur Zuf•hrung erfolgen, der der Differenz 
des gewichteten Durchschnittsalters ei-
nes Beitragszahlers zum gewichteten 
Durchschnittsalter eines Pflegebed•rfti-
gen entspricht. Dies kommt am ehesten 
dem Prinzip der periodengerechten Aus-
finanzierung von Zukunftslasten nahe, 
wie es im Bereich der kapitalgedeckten 
Alters- und Krankheitsvorsorge •blich ist. 
Damit w!re ± wenn auch nur grob n!he-
rungsweise ± gew!hrleistet, dass das, 
was die jeweiligen Beitragszahler in den 
Pflegevorsorgefonds einzahlen, (erst) 
dann verwendet wird, wenn sie selbst das 
h#chste Risiko haben, pflegebed•rftig zu 
sein. 

•berlastung zuk€nftiger Generationen 
vermeiden 

Nicht alles, was w•nschenswert ist, kann 
•ber die Pflegeversicherung finanziert wer-
den. Die Prinzipien der Generationengerech-
tigkeit und der Subsidiarit!t m•ssen st!rker 
Ber•cksichtigung finden. Entgegen dem An-
trag der LINKEN muss der Gesetzgeber da-
her am Prinzip der Teilkostendeckung fest-
halten. Denn schon der aktuelle Leistungska-
talog wird angesichts der absehbaren demo-
grafischen Ver!nderungen bei Beibehaltung 
des aktuell bestehenden Finanzierungssys-
tems der sozialen Pflegeversicherung un-
weigerlich zu drastischen Beitragssatzsteige-
rungen f•hren. 
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Aufgrund gleichbleibend niedriger Geburten-
raten steht dem Anstieg des Pflegebedarfs ± 
wie in der Begr•ndung des Gesetzentwurfs 
richtig ausgef•hrt ± ein R•ckgang der Men-
schen im erwerbsf!higen Alter gegen•ber. 
Neue Leistungen sind daher auf Maûnah-
men zu beschr!nken, die auch dann noch 
finanzierbar sind, wenn die geburtenstarken 
Jahrg!nge in ein Alter kommen, in dem Pfle-
gebed•rftigkeit zunimmt. 

Im Laufe der 18. Legislaturperiode sieht der 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD insgesamt eine Erh"hung des Beitrags-
satzes zur sozialen Pflegeversicherung von 
0,5 Prozentpunkten vor, davon 0,4 Prozent-
punkte f•r Leistungsausweitungen. Dies ent-
spricht ab 2017 zus!tzlichen Einnahmen von 
insgesamt etwa 6 Mrd. # j!hrlich. Gemessen 
am Gesamtbeitragsvolumen von etwa 25 
Mrd. # im Jahr 2013 erfolgt damit ein enor-
mer Anstieg der Beitragsbelastung um ins-
gesamt fast 25 %. Vor diesem Hintergrund 
ist es bedauerlich, dass der Referentenent-
wurf lediglich Leistungsausweitungen vor-
sieht, aber keinerlei Maûnahmen zur Kos-
tensenkung bzw. Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit. 

DIE LINKE behauptet in ihrem Antrag ¹Men-
schenrecht auf gute Pflege verwirklichen ± 
Soziale Pflegeversicherung solidarisch wei-
terentwickelnª, dass mit steigender Lebens-
erwartung zuk•nftig Pflegebed•rftigkeit auch 
erst sp!ter eintritt. Hierf•r gibt es jedoch kei-
ne verl!sslichen Belege. Es w!re daher fahr-
l!ssig, mit diesem optimistischen Szenario 
zu kalkulieren. 

Auf automatische Dynamisierung weiter 
verzichten 

Positiv ist der Verzicht auf eine automatische 
Dynamisierung der Leistungen der sozialen 
Pflegeversicherung. Bereits die Anhebung 
der Leistungsbetr!ge zum 1. Januar 2015 
verursacht erhebliche Zusatzkosten von 4 % 
bzw. fast 1 Mrd. # j!hrlich. 

Der f•r eine Anpassung der Leistungss!tze 
maûgebende § 30 SGB XI sieht richtiger-
weise weiterhin eine unverbindliche Pr•fung 
durch den Gesetzgeber vor, bei der die ku-
mulierte Preisentwicklung der vergangenen 

drei Jahre einen Orientierungswert darstellt. 
Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen 
k"nnen hierbei ausdr•cklich ber•cksichtigt 
werden. Dieser Spielraum muss bestehen 
bleiben. K•nftige Anpassungen m•ssen ins-
besondere stets unter dem Vorbehalt der Fi-
nanzierbarkeit stehen. 

Ambulante Versorgung st!rken 

Die Weiterentwicklung der Pflegeinfrastruktur 
und eine bessere Nutzung der gesellschaftli-
chen Potenziale sind grunds!tzlich zu be-
gr•ûen. Daher geht die St!rkung der h!usli-
chen Pflege durch flexibleren Einsatz, z. B. 
der Verhinderungspflege, in die richtige Rich-
tung. Allerdings muss sichergestellt werden, 
dass die St!rkung der Pflegeinfrastruktur 
nicht ausschlieûlich •ber die Pflegekassen 
finanziert wird mit der Folge, dass L!nder 
und Kommunen zulasten der Beitragszahler, 
und damit von Arbeitgebern und Versicher-
ten, aus ihrer Verantwortung entlassen wer-
den. 

Die Mehrausgaben f•r die St!rkung der am-
bulanten Versorgung m•ssten durch sachge-
rechte Einsparungen an anderer Stelle kom-
pensiert werden. Im Hinblick auf die ange-
k•ndigte Einf•hrung des neuen Pflegebe-
d•rftigkeitsbegriffs in einem zweiten Pflege-
st!rkungsgesetz sollte beispielsweise eine 
st!rkere Angleichung der Geldbetr!ge bei 
ambulanter und station!rer Leistungen vor-
genommen werden. Die Leistungen der 
Pflegekassen sollten sich k•nftig ± nicht zu-
letzt aus Gr•nden der Gerechtigkeit und 
Gleichbehandlung ± vor allem am Pflegegrad 
orientieren und weniger am Ort der Leis-
tungserbringung. 

Erg!nzende Pflegevorsorge weiter aus-
bauen 

Die staatlich gef"rderte Pflegezusatzversi-
cherung sollte bestehen bleiben. In der Pfle-
ge ist die Notwendigkeit zur privaten Vorsor-
ge sogar noch st!rker ausgepr!gt als bei der 
Altersvorsorge, weil bei der Pflege der de-
mografische Wandel noch gr"ûere Belas-
tungen bringt. Der ¹Pflege-Bahrª leistet f•r 
immer mehr Menschen einen wertvollen Bei-
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trag, etwas gegen eine drohende Finanzie-
rungsl•cke im Pflegefall zu tun und hilft da-
mit, pflegebedingte Sozialhilfeabh!ngigkeit 
zu vermeiden. 

Statt die F"rderung zu stoppen oder gar ein 
R•ckabwicklungsrecht f•r die Versicherten 
einzuf•hren ± wie von der Fraktion DIE LIN-
KE (BT-Drs. 18/591) gefordert ± sollten Leis-
tungsbestandteile aus der umlagefinanzier-
ten sozialen Pflegeversicherung herausge-
nommen und durch private Pflegevorsorge 
abgedeckt werden. Durch einen solchen 
Umbau w•rden das demografieanf!llige Um-

lageverfahren der Sozialversicherung entlas-
tet und die Prinzipien der Generationenge-
rechtigkeit und der Subsidiarit!t st!rker Be-
r•cksichtigung finden. 

Ansprechpartner: 

BDA | DIE ARBEITGEBER 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verb!nde 

Soziale Sicherung 
T +49 30 2033-1600 
soziale.sicherung@arbeitgeber
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BAGüS  Bundesarbeitsgemeinschaft 
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

 
Münster, 19.09.2014 

 

Stellungnahme 
Zur öffentlichen Anhörung Ausschuss für Gesundheit des  

Deutschen Bundestages am 24.09.2014 zum 

 
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch (Dr ucksache 18/1798) und 

 

b) Antrag der Fraktion DIE LINKE: Menschenrecht auf  gute Pflege verwirklichen 
– Soziale Pflegeversicherung weiterentwickeln (Druc ksache 18/1953) 

 

 
Zu a) 

I. 

Allgemeine Bemerkungen 

Grundsätzlich ist zu begrüßen, dass mit dem Gesetzentwurf einzelne Leistungen fle-
xibilisiert und Leistungsbeträge erhöht werden sollen. Der Umfang der Leistungser-
höhungen fängt jedoch die Kostensteigerungen der Vergangenheit auch nicht annä-
hernd auf. Das ursprüngliche Ziel der Pflegeversicherung, die pflegebedürftigen 
Menschen überwiegend zu befähigen, ihre Pflegeaufwendungen aus eigenen Mitteln 
zu tragen, wird damit nicht erreicht. 

Die BAGüS kritisiert, dass auch mit diesem Änderungsgesetz die Regelung des 
§ 43a SGB XI – ungeachtet einer geringfügigen Anpassung des Leistungsbetrages – 
unverändert fortbestehen soll. Damit werden Menschen mit Behinderungen trotz voll-
ständiger Einbeziehung in die Finanzierung der Pflegeversicherung (es handelt sich 
auch hier um Beitragszahler) ausgeschlossen, wenn sie in Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe leben. Die BAGüS fordert, dass diese Diskriminierung spätestens mit der 
noch in dieser Legislaturperiode beabsichtigten Einführung des neuen Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs beendet wird. 
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Sie nimmt zur Kenntnis, dass in der Begründung zur Erhöhung der Leistung nach 
§ 43a darauf hingewiesen wird, dass damit keine Präjudizierung der Inhalte etwaiger 
künftiger Reformen erfolgt. 

Auch mit diesem Gesetzentwurf werden die großen Abgrenzungsprobleme zur Ein-
gliederungshilfe und zur Hilfe zur Pflege nicht beseitigt, sondern durch die Einführung 
zusätzlicher / neuer Leistungen verschärft.  

Die BAGüS fordert daher, dass die Schnittstelle zur Eingliederungshilfe und zur Hilfe 
zur Pflege nach dem SGB XII noch in dieser Legislaturperiode mit der Einführung 
des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs aufgegriffen und gelöst wird.  

Die Gesetzgebungsverfahren zur Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
und zur Schaffung eines Bundsteilhabegesetzes müssen auch aus diesem Grunde 
inhaltlich aufeinander abgestimmt werden.  

 

II. 

Zu einzelnen Regelungen des Gesetzentwurfs 

 

Artikel 1  

Nummer 9 (§ 39) und Nummer 12 (§ 42) 

Die Leistungsausweitung und Flexibilisierung der Kurzzeit- und Verhinderungspflege 
wird begrüßt. Die gilt insbesondere für die Ausweitung auf Versicherte ohne Pflege-
stufe (Änderung in § 123) und den Wegfall der Altersgrenze von 25 Jahren für Leis-
tungen der Kurzzeitpflege nach § 42 Abs. 3 SGB XI.  

 

Nummer 11 (§ 41) 

Dass die Ansprüche auf teilstationäre Leistungen der Tages- und Nachtpflege und 
die Ansprüche auf ambulante Pflegeleistungen gleichrangig nebeneinander gestellt 
wir begrüßt, da damit ein Pflegemix einfacher möglich ist. 

 

Nummer 13 (§ 43) 

Eine Erhöhung der Leistungen in vollstationären Pflegeeinrichtungen ist überfällig, 
wird in der hier vorgesehenen Höhe aber kaum zu einer tatsächlichen Entlastung der 
Pflegebedürftigen führen, da Sie die Kostensteigerungen der Vergangenheit nicht 
auffängt. 

 

Nummer 14 (§ 43a) 

Es ist eine Erhöhung der Pauschalleistungen in Einrichtungen von bisher maximal 
256,00 € auf 266,00 € monatlich vorgesehen.  

Diese „Dynamisierung“ gemäß der Preisentwicklung der letzten 3 Jahre ist völlig un-
zureichend. Die Pauschale des § 43a SGB XI wurde seit ihrer Einführung noch nie-
mals erhöht, während andere SGB XI-Leistungspauschalen (Pflegegelder, Pflege-
sachleistungen) schon mehrfach angehoben wurden. Um einen gleichen „Deckungs-
beitrag“ der Pauschale wie bei ihrer Einführung im Jahre 1996 zu erreichen, müsste 
die faktische Preisentwicklung in der stationären Eingliederungshilfe seit ca. 18 Jah-



 

STN Öffentliche Anhörung 4. SGB XI-ÄndG   Seite 3 von 4 

ren ausgeglichen werden. Ausgehend von der tatsächlichen Kostenentwicklung in 
der stationären Eingliederungshilfe (laut Bundessozialhilfestatistik zwischen 3 bis 4 
Prozent pro Jahr) wäre somit eine deutlich höhere Anhebung sachgerecht. Legt man 
hierfür nur eine jährliche Kostensteigerung seit 1996 von 2 Prozent zugrunde, müss-
te die Pauschale um ca. 36 % auf rund 348,00€ steigen. Bei einer Orientierung an 
den Steigerungen in § 40 Abs. 4 ergäbe sich ein Betrag von 400,00 €. Selbst dieser 
deckt den zunehmenden pflegerischen Bedarf der behinderten Menschen nicht ab. 

 

Zu Recht wird im Gesetzentwurf zur Begründung der im Vergleich zu anderen An-
passungen deutlich größeren Erhöhung der Leistungsbeträge für Pflegehilfsmittel 
und wohnumfeldverbessernden Maßnahmen nach § 40 ausgeführt, dass diese Leis-
tungen seit Einführung der Pflegeversicherung nicht erhöht worden sind. Diese Be-
gründung greift - wie oben dargelegt - auch für die Leistungen in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe nach § 43a. 

Ungeachtet dessen stellt die Begrenzung der Leistungen der Pflegeversicherung in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe eine nicht (mehr) hinnehmbare Diskriminierung 
dar.  

Die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) fordert die volle Einbeziehung von 
Menschen mit Behinderung in die allgemeinen Leistungs- und Vergütungssysteme. 
Die Regelung des § 43a ist aber das genaue Gegenteil und unter keinem sachlichen 
Grund zu rechtfertigen.  

Es ist daher zwingend geboten, die in § 13 Abs.  3 Satz 3 SGBXI normierte Nichtgel-
tung des Nachranggrundsatzes der Sozialhilfe endlich zu Gunsten der Menschen mit 
Behinderung aufzuheben, damit ihnen Leistungen der Pflegeversicherung nicht wei-
ter vorenthalten werden. 

Die BAGüS fordert, dass diese Diskriminierung spätestens mit der noch in dieser Le-
gislaturperiode beabsichtigten Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs be-
endet wird.  

 

Nummer 16 bis 18 (§§ 45a, 45b, 45c) 

Versicherte mit festgestellter dauerhaft erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz 
sollen ihren Anspruch aus § 45b SGB XI zukünftig nicht nur für zusätzliche Be-
treuungsleistungen, sondern auch für zusätzliche Entlastungsleistungen nutzen. Da-
mit wurden neue Möglichkeiten der Entlastung der pflegebedürftigen sowie auch der 
pflegenden Menschen geschaffen. Zusätzliche Entlastungsleistungen sollen den Be-
darf an hauswirtschaftlicher Versorgung, bei der Bewältigung von allgemeinen oder 
pflegebedingten Anforderungen des Alltags oder an Unterstützung bei der eigenver-
antwortlichen Organisation individuell benötigter Hilfeleistungen decken. Das Ange-
bot an Entlastungsleistungen soll vielfältig sein, es richtet sich grundsätzlich an alle 
Menschen, die mit den Anforderungen eines ganz gewöhnlichen Alltags nicht mehr 
zu Recht kommen.  

Die bereits bestehenden Schnittstellenprobleme zu Leistungen der Sozialhilfe auf-
grund der „Betreuungsleistungen“ werden sich durch die Ausweitung auf die zusätzli-
chen „Entlastungsleistungen“ verschärfen. Hier ergeben sich Fragen dazu, wer wel-
chen Bedarf aus welchen Mitteln decken muss. Auch die  Anrechenbarkeit von Leis-
tungen der Pflegeversicherung auf Leistungen der Sozialhilfe bleibt strittig. 
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Auch hieran wird deutlich, dass die Schnittstelle zur Eingliederungshilfe und zur Hilfe 
zur Pflege nach dem SGB XII noch in dieser Legislaturperiode mit der geplanten Ein-
führung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs aufgegriffen und gelöst werden muss.  

Die Gesetzgebungsverfahren zur Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
und zur Schaffung eines Bundsteilhabegesetzes müssen auch deshalb inhaltlich 
aufeinander abgestimmt werden. 

 

Nummer 26 (§ 87b) 

Die vorgesehene Ausweitung des anspruchsberechtigten Personenkreises für zu-
sätzliche Betreuungs- und Aktivierungsleistungen auf alle versicherten Heimbewoh-
ner auch für Bewohner mit sogenannter Stufe 0 und die Verbesserung des Be-
treuungsschlüssels auf 1 : 20 wird begrüßt. Nicht erfasst sind aber weiterhin die nicht 
versicherten BewohnerInnen.  

Die BAGüS fordert daher – wie schon in der Vergangenheit – die Einbeziehung aller 
Sozialhilfeempfänger in die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung.  

 

 

 

Zu b) 

Die Forderung das Teilleistungsprinzip in der Pflegeversicherung abzuschaffen steht 
ungeachtet der Frage der Finanzierung im Widerspruch zu den Ergebnissen des Ex-
pertenbeirates. Gleichwohl wird zu Recht auf die immer größer werdende Lücke zwi-
schen den (Teil-)Leistungen der Pflegeversicherung und dem zu deckenden Pflege-
bedarf hingewiesen. Insofern wäre eine Abkehr vom Teilleistungsprinzip mit Blick auf 
die Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen zur begrüßen, da Sie stärker entlastet 
würden und von der Sozialhilfe unabhängig wären.  
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Stellungnahme 

der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspfl ege (BAGFW) 
zum 

Entwurf der Bundesregierung für ein Fünftes Gesetz zur Änderung 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitung für 

Pflegebedürftige, Pflegevorsorgefonds  
(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz - 5. SGB XI-ÄndG), 
zur Stellungnahme des Bundesrats (BR DRS 223/14)  

sowie 
zum Änderungsantrag zu Artikel 1 Nr. 27 

 

Die in der BAGFW kooperierenden Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 
bedanken sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf des 5. SGB XI-
ÄndG und machen davon zu folgenden Themen gemeinsam Gebrauch: 

1. Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 

2. Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen – Umwidmung des halben 
Sachleistungsbudgets / Entlastungsbetrag  

3. Zeitvergütung in der ambulanten Pflege 

4. Qualitätsprüfungen 

 

Zu 1.: Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 

Seit Einführung der Pflegeversicherung wird der Begriff der Pflegebedürftigkeit als zu 
eng und zu verrichtungsbezogen kritisiert. Besonders der Bedarf an allgemeiner Be-
treuung, Beaufsichtigung und Anleitung, den etwa Menschen mit Demenz häufig ha-
ben, wird bisher zu wenig berücksichtigt. Deshalb wurde im November 2006 der Bei-
rat zur Überprüfung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs beauftragt, konkrete und wis-
senschaftlich fundierte Vorschläge für einen neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und 
ein darauf aufbauendes Begutachtungsverfahren zu erarbeiten. Am 29. Januar 2009 
wurde der Bericht des Beirats an die damalige Bundesgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt übergeben. Ergänzend hat der Beirat im Mai 2009 Vorschläge zur Umset-
zung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs vorgelegt. In der letzten Legislaturperio-
de wurde dann erneut ein Beirat beauftragt, Umsetzungsvorschläge vorzulegen. 
Dessen Abschlussbericht ist am 27. Juni 2013 an den damaligen Bundesgesund-
heitsminister Daniel Bahr übergeben worden. 

Seit mehr als sieben Jahren gibt es einen breiten gesellschaftlichen Konsens, den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff in der Pflegeversicherung einzuführen. Die zwei 
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Expertenbeiräte haben ihre Empfehlungen abgegeben und diverse ergänzende (wis-
senschaftliche) Expertisen liegen vor. Offen sind seither weniger die technischen 
Fragen der Einführung als vielmehr die politischen Weichenstellungen zur Umset-
zung.  

Entwurf der Bundesregierung und Bewertung 

Vor dem oben beschriebenen Hintergrund ist der nun vorliegende Gesetzentwurf ent-
täuschend, denn er enthält keinen konkreten Ansatz zu den offenen politischen Fra-
gestellungen zur Umsetzung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs. Stattdessen 
werden erneut so genannte Vorziehleistungen eingeführt. Die Umsetzung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs wird kurz und knapp mit einem Satz im Gesetzentwurf 
auf einen zweiten Schritt vertagt. Leider wird daraus weder ein konkreter verbindli-
cher Zeitplan der Einführung erkenntlich, noch gibt es Hinweise auf ein Gesamtkon-
zept für die anstehende Reform. Die Vorziehleistungen stehen so für sich allein und 
es wird nicht deutlich, in welchem größeren Rahmen sie einzuordnen sind und ob 
bzw. wie eine Anschlussfähigkeit an die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeits-
begriffs gegeben ist. 

Lösungsvorschlag 

Die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW) 
kooperierenden Verbände fordern daher die Bundesregierung auf, die dringenden 
politischen Weichenstellungen für die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs anzugehen und einen verbindlichen politischen und zeitlichen Rahmen für die 
Umsetzung zu schaffen und vorbereitende Arbeiten für die Umsetzung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs durchzuführen. In diesem Zusammenhang unterstützt die 
BAGFW ausdrücklich die Forderungen des Bundesrats in dessen Stellungnahme, im 
Vorgriff auf ein weiteres Gesetzgebungsverfahren zur Einführung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs mit vorbereitenden Maßnahmen zu dessen Umsetzung zu be-
ginnen, um den vom Expertenbeirat veranschlagten Zeitbedarf für die Implementie-
rung von 18 Monaten nach Verabschiedung der gesetzlichen Grundlagen des zwei-
ten Reformschrittes wirksam zu verkürzen.  

 

Zu 2.: Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen –  Umwidmung des 
halben Sachleistungsbudgets (§ 45b Abs. 3 SGB XI n. F. ) / Entlastungsbetrag  

Entwurf der Bundesregierung 

Über den für Betreuungs- und Entlastungsangebote in § 45b SGB XI vorgesehenen 
Betrag hinaus sollen pflegebedürftige Personen künftig auch den ihnen zustehenden 
ambulanten Sachleistungsbetrag nach den §§ 36 und 123 zur Hälfte für nied-
rigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote im Wege der Kostenerstattung 
flexibel nutzen können. 

Die Vergütungen für die Pflegesachleistung werden dabei vorrangig abgerechnet. 
Wer niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsleistungen im Rahmen der neuen 
Kombinationsleistung mit dem Pflegegeld nutzt, hat eine obligatorische Pflicht-
Beratung durch die in § 37 Absatz 3 oder 8 genannten Beratungsstellen abzurufen. 
Des Weiteren ist auch eine Kombination von niedrigschwelligen Betreuungs- und 
Entlastungsleistungen, ambulanten Pflegesachleistungen und Pflegegeld möglich. 
Die vorgesehene Regelung soll laut Begründung zum Gesetzentwurf im Rahmen 
einer Studie im Auftrag des Bundesgesundheitsministeriums evaluiert werden. Zu-
dem erfolgt eine Klarstellung, dass die Kostenerstattung der Aufwendungen auch 
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möglich ist, wenn für die Ko-Finanzierung der Betreuungs- und Entlastungsleistungen 
Mittel der Verhinderungspflege eingesetzt werden. 

Die Leistungen nach § 45b SGB XI werden für alle Pflegebedürftigen im Sinne des 
SGB XI geöffnet. Der Kreis der Anspruchsberechtigten erstreckt sich somit künftig 
auch auf Menschen, die nicht die Voraussetzungen des Vorliegens eines erheblichen 
allgemeinen Betreuungsbedarfs nach § 45a SGB XI erfüllen. 

Bewertung  

Mit der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs werden die Leistungen der 
Grundpflege, der pflegerischen Betreuung und der hauswirtschaftlichen Versorgung 
zu drei gleichberechtigten Säulen der Pflegesachleistung. Bis dahin findet die Über-
gangsregelung häusliche Betreuung nach § 124 SGB XI Anwendung. Danach setzt 
der Anspruch auf häusliche Betreuung voraus, dass die Sicherstellung der Grund-
pflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung im Einzelfall gewährleistet sein 
muss.  

Nach Auffassung der BAGFW ist die mögliche Umwidmung des halben Sachleis-
tungsbetrags ohne die entsprechende Schaffung einer Gesetzesgrundlage für den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff problematisch. Hier werden bereits zwei Paragra-
fen berührt, die als Übergangsregelungen bis zur Einführung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs mit der letzten Pflegeversicherungsreform eingeführt wurden. Mit 
dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff wird eine inhaltliche Zuordnung der Leistun-
gen der häuslichen Betreuung nach § 124 SGB XI, der Leistungen nach § 45b SGB 
XI sowie der niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsleistungen nach § 45c 
SGB XI vorgenommen. Die Grundlage hierfür fehlt aber gegenwärtig und wird auch 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht geschaffen. Somit  wird der zweite Schritt 
vor dem ersten getan.  

Die Umwidmung der Leistungen soll pflegestufenbezogen erfolgen. Mit der Einfüh-
rung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs werden insbesondere kognitiv und psy-
chisch veränderte Menschen eine angemessenere und meist auch höhere Zuord-
nung in die neuen Pflegegrade erhalten. Auch dies ist abzuwarten, bevor analog zu 
den jetzigen Pflegestufen eine pflegegradbezogene Leistungsveränderung, die ins-
besondere § 45b SGB XI betrifft, erfolgen soll. Nach der hier vorgeschlagenen Rege-
lung sind die verschiedensten Kombinationen von Leistungen nach den §§ 36, 123 
und 38 als umgewidmete Leistungen nach § 45b Abs. 3 denkbar (ggf. auch in Kom-
bination mit den Leistungsansprüchen nach den §§ 39 und 45b Abs. 1 bzw. Abs. 
1a.).  

Die durch diese Neuregelung entstehenden Kombinationsmöglichkeiten stehen aber 
einer möglichen Komplexität den gegenwärtigen Regelungen der Tagespflege nach 
§ 41 Abs. 4 bis 6 in nichts nach. Diese Regelungen sollen durch 5. SGB XI ÄndG 
gerade ersatzlos gestrichen werden, mit der folgenden Begründung: „Die bisherigen, 
sehr komplexen Regelungen zur Kombination der Leistungen werden aufgehoben. 
[…] Durch die Neufassung von § 41 Absatz 3 wird diese Neuregelung im Gesetz ein-
deutig klargestellt und damit für die Betroffenen unmittelbar verständlich. Die bisheri-
gen Kombinationsregelungen hatten bei Pflegekassen und Leistungserbringern zu-
dem zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand im Rahmen der Abrechnung der Leis-
tungen geführt. Dieser Aufwand wird nun vollständig eingespart. Damit leistet die 
Aufhebung der Kombinationsregelungen auch einen deutlichen Beitrag zum Bürokra-
tieabbau.“ (Begründung zu Nr. 11 (§ 41), S. 27 f.)  



 

Seite 4 von 11 
 

Die Regelung in § 45b, wonach die nach Landesrecht zugelassenen niedrig schwel-
ligen Betreuungsleistungen nach § 45b Absatz 1 Satz 6 Ziffer 4 in Höhe von bis zu 
50 Prozent der Pflegesachleistung nach § 36 in Anspruch genommen werden kön-
nen, wird von der BAGFW kritisch bewertet. Hauptgrund ist der hohe bürokratische 
Aufwand, der den Betroffenen durch die Regelung entsteht. Der Umfang der monat-
lich abgerufenen Betreuungs- und Entlastungsleistungen kann und wird in der Regel 
nämlich variieren. Gleichzeitig kann die Rechnungsstellung für die niedrig schwelli-
gen Leistungen erst im Folgemonat der Leistungserbringung erfolgen, sodass die 
Rechnung frühestens zu diesem Zeitpunkt zwecks Kostenerstattung bei der Pflege-
kasse eingereicht werden kann.  Da auch die Pflegesachleistung der Art und dem 
Umfang nach von Monat zu Monat variieren kann, diese Leistung jedoch am Ende 
des laufenden Monats der Leistungserbringung durch die Pflegedienste abgerechnet 
wird, müssen sich die Versicherten regelmäßig am Ende jedes Monats bei der Pfle-
gekasse erkundigen, in welchem Umfang der Sachleistungsbetrag bereits verbraucht 
war und welcher Betrag entsprechend noch für die Inanspruchnahme niedrig schwel-
liger Betreuungsleistungen zur Verfügung stand. Eventuell überschüssige Beträge 
muss er dann entsprechend selbst tragen. Die Regelung wird also sowohl für die Be-
troffenen als auch für die Pflegekasse einen hohen bürokratischen Aufwand nach 
sich ziehen und bei den Betroffenen die Intransparenz erhöhen statt verringern. 

Für die Betroffenen erhöht sich die Komplexität des Leistungsgeschehens  noch 
durch die Neuregelungen des 5. SGB XI ÄndG, die zur stärkeren Kombinierbarkeit 
von Kurzzeitpflege und Verhinderungspflege getroffen wurden. Die BAGFW hat sich 
schon seit längerem dafür eingesetzt, dass die beiden Leistungsarten ganz flexibel 
miteinander verknüpft werden können und begrüßt daher die Zielrichtung des Geset-
zesentwurfs in diesem Punkt nachdrücklich. Das Ziel wird jedoch nicht erreicht, wenn 
Versicherte Leistungen der Verhinderungspflege nur bis zu 6 Wochen und nicht bis 
zu den auch an sich möglichen 8 Wochen aus nicht verbrauchten Mitteln der Kurz-
zeitpflege in Anspruch nehmen können. Umgekehrt können Leistungen der Kurzzeit-
pflege nach dem vorliegenden Entwurf nicht nur bis zu 6 Wochen, sondern bis zu 8 
Wochen aus nicht verbrauchten Mitteln der Verhinderungspflege abgerufen werden, 
was begrüßenswert ist. Diese unterschiedlichen Regelungen in der Kombination ein- 
und derselben Leistungen sind für die Verbraucher sehr unübersichtlich. Wir schla-
gen vor, beide Leistungen vollumfänglich miteinander kombinierbar zu machen. 

Durch die Transparenz und die Flexibilität des Jahresbetrags wird die Selbstbestim-
mung der Versicherten gestärkt. Zugleich werden die pflegenden Angehörigen ent-
lastet und die individuellen Versorgungsarrangements gestärkt.  

Lösungsvorschlag 

§ Aufgrund der geschilderten Probleme schlägt die BAGFW vor, die geplanten Än-
derungen des § 45b Abs. 3a ersatzlos zu streichen und anstatt dessen - mindes-
tens für den Übergang bis zur Einführung und Umsetzung eines neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs - einen Entlastungsbetrag einzuführen. 

§ Die BAGFW hat in den Expertenbeirat zur konkreten Ausgestaltung des Neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs den Vorschlag eines „Entlastungsbetrags“ einge-
bracht. In diesen sollen die bereits heute den Versicherten zur Verfügung stehen-
den Mittel aus der Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI, der Verhinderungspflege 
nach § 39 SGB XI sowie die Leistungen nach § 45b SGB XI einfließen. Fasst man 
alle diese Leistungen zusammen, könnte jedem pflegebedürftigen Menschen ein 
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monatlicher Betrag von ca. 372,67 Euro oder jährlich von 4.472 Euro1 zur Verfü-
gung stehen. Der Entlastungsbetrag bietet den pflegebedürftigen Menschen und 
ihren Angehörigen eine hohe Flexibilität in der Inanspruchnahme und Kombinati-
on der heute schon vorhandenen Entlastungsmöglichkeiten. Ein Betrag für Ent-
lastungsmaßnahmen erleichtert zudem wesentlich den Überblick über die zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten und erhöht somit gegenüber der gegenwärti-
gen Situation in hohem Maße die Transparenz über die in Anspruch genomme-
nen Leistungen. Aus dem Entlastungsangebot könnten dann die folgenden Ange-
bote im Rahmen der Kostenerstattung in Anspruch genommen werden: 

- der Tages- oder Nachtpflege, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB XI, Ziffer 1) 

- der Kurzzeitpflege, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB XI, Ziffer 2 ) 

- der zugelassenen Pflegedienste, sofern es sich um besondere Angebote der 
allgemeinen Anleitung und Betreuung und nicht um Leistungen der Grund-
pflege und hauswirtschaftlichen Versorgung handelt, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB 
XI, Ziffer 3) oder  

- der nach Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Betreuungs- und Ent-
lastungsangebote, die nach § 45c gefördert oder förderungsfähig sind. (§ 45 
Abs.1 Satz 6 SGB XI n. F.) 

- Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson (§ 39 Abs. 1 SGB XI n. 
F.)  

Diese Lösung hat den Vorteil, dass die Mittel für Entlastungsleistungen, die nicht 
ausgeschöpft wurden, bedarfsentsprechend und bedarfsgerecht für andere Ent-
lastungsleistungen eingesetzt werden können.  

Insgesamt entspricht dieser Lösungsvorschlag dem Vorschlag der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, welche diesen in den Experten-
beirat zur konkreten Ausgestaltung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs eingebracht 
hatte und von diesem auch empfohlen wurde. Danach soll es künftig Teilleistun-
gen zum Ausgleich der eingeschränkten Selbständigkeit geben und Teilleistun-
gen zur Entlastung des Pflegesettings. 

§ Sollte der Gesetzgeber den vorgeschlagenen Entlastungsbetrag mit dieser Re-
form nicht einführen, fordert die BAGFW zumindest wie vom Bundesrat vorge-
schlagen, dass die Leistungen nach § 45b, die gegenwärtig einen Monatsbetrag 
darstellen, zu einem Jahresbetrag zusammengefasst werden. Das erhöht die Fle-
xibilität und Transparenz bei der Inanspruchnahme dieser Leistungen.  

 

Zu 3.: Zeitvergütung in der ambulanten Pflege 

Position der BAGFW 

Seit dem 01.01.2013 sind die ambulanten Pflegedienste nach § 89 SGB XI dazu ver-
pflichtet, ihren pflegebedürftigen Kunden alternativ zu den pauschalen Leistungspa-
keten (oder Komplexleistungen) auch eine Vergütung nach dem tatsächlichen Zeit-
aufwand für diese Leistungen (Zeitvergütung) anzubieten. Die nun obligatorische 
Zeitvergütung ist minutengenau abzurechnen (Minutenpflege). Nach § 120 Abs. 3 
SGB XI ist im Pflegevertrag jede Leistung oder Komplexleistung einschließlich aller 
hierfür mit den Kostenträgern vereinbarten Vergütungen gesondert zu beschreiben. 

                                                           
1 Hierbei gehen wir bei den Leistungen nach § 45b SGB XI von einem Anspruch von 104 Euro aus. 
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Der Pflegedienst hat ferner den Pflegebedürftigen vor Vertragsabschluss sowie bei 
jeder wesentlichen Veränderung darüber zu unterrichten, wie sich die vom Zeitauf-
wand unabhängige Vergütung im Vergleich zu einer rein zeitbezogenen Vergütung 
darstellt und den Kunden auf seine Wahlmöglichkeiten bei der Zusammenstellung 
dieser Vergütungsformen hinzuweisen. Die Gegenüberstellung muss in der Regel 
schriftlich erfolgen, also etwa durch die Vorlage von zwei Kalkulationen für die Durch-
führung des konkreten Pflegeauftrages. Sie ist Grundlage der Entscheidung des 
Pflegebedürftigen und wie diese im Pflegevertrag zu dokumentieren. Trotz intensiver 
Verhandlungen auf Landesebene ist es bislang nur in einigen Bundesländern zu Ab-
schlüssen über eine Zeitvergütung gekommen. Die Erfahrungen zeigen, dass die 
Zeitvergütung bislang kaum in Anspruch genommen wurde. Die Umsetzung der Neu-
regelung erweist sich aus vielerlei Gründen als sehr schwierig:  

§ Die derzeitige Ausgestaltung der Zeitvergütung:  

Die Problematik der Zeitvergütung in ihrer derzeitigen Ausgestaltung liegt ins-
besondere darin, dass die Leistung minutengenau erfasst und abgerechnet wer-
den muss und Pauschalierungen, etwa Abrechnung pro angefangene Viertel-
stunde, unzulässig sind: 

- Der Zeitaufwand für die (Pflege-)Leistungen kann deutlich schwanken, bei-
spielsweise aufgrund der Tagesverfassung des Pflegebedürftigen. Damit 
schwanken auch die Preise für die Leistungen und sind für den Pflegebedürf-
tigen nicht exakt vorhersehbar.  

- Eine mit der Gesetzgebung angestrebte noch größere Sicherheit für Verbrau-
cher kann auf diese Weise nicht erreicht werden. 

- Die Minutenpflege bietet folglich ein erhebliches Konfliktpotential im Verhältnis 
Pflegebedürftiger und Pflegedienst, wie viele Minuten für die Erbringung einer 
bestimmten Leistung (noch) angemessen sind. Pauschalierungen, die geeig-
net wären, dieses Konfliktpotential abzumildern, sind untersagt.  

§ Das Nebeneinander der zwei Vergütungsformen wirft weitere Probleme auf: 

- Das Nebeneinander der beiden alternativen Vergütungssysteme führt zu fi-
nanziellen Wechselwirkungen, die schwer kalkulierbar sind und bleiben. Der 
Mischkalkulation für die Leistungskomplexe wird die Grundlage entzogen, 
wenn Pflegebedürftige mit einem zeitlichen Pflegeaufwand unterhalb des 
Durchschnittswertes eines Leistungskomplexes nun Leistungen der Zeitvergü-
tung wählen. Die Wechselwirkungen ließen sich allenfalls durch eine drasti-
sche Preiserhöhung in beiden Vergütungssystemen ausgleichen. In seinem 
für den Paritätischen Landesverband Berlin erstellten Gutachten hält der Dipl.-
Kfm. Thomas Sießegger2 diesbezüglich Erhöhungen zwischen 15% bis 30% 
für erforderlich (vgl. Gutachten, S. 65-67, 109). Ansonsten würde sich die oh-
nehin prekäre finanzielle Gesamtausstattung der ambulanten Pflege noch ver-
schärfen, die daraus resultiert, dass die Vergütungen für die ambulante Pflege 
seit Einführung der Pflegeversicherung nicht entsprechend der Kostensteige-
rungen der Dienste erhöht wurden, die insbesondere im Bereich Personal und 
Qualität wurzeln.  

                                                           
2 „Diskussion zu den Wechselwirkungen von Stundensätzen neben einem System der Abrechnung 
nach Leistungskomplexen im Zuge der Umsetzung der Anforderungen des Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetzes“, 2013.  
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- Werden innerhalb eines Einsatzes sowohl Leistungen nach Zeit als auch Leis-
tungskomplexe erbracht, welche bei den einzelnen Verrichtungen Über-
schneidungen aufweisen, so resultieren daraus erhebliche Abgrenzungsprob-
leme.  

- Die in § 120 SGB XI vorgeschriebenen umfangreichen Informations- und Do-
kumentationspflichten des Pflegedienstes zu den alternativen Abrechnungs-
möglichkeiten werden den Zeit- und Bürokratieaufwand und damit die Kosten 
der Pflegeleistung zusätzlich deutlich erhöhen.  

- Fraglich ist bereits, inwieweit der in der Regel ältere Verbraucher durch die 
Fülle der fortlaufend bereit zu stellenden Information (Leistungskomplexe, auf-
gespaltene einzelne Verrichtungen, verschiedene Vergütungsformen und ihre 
Kalkulationsgrundlagen) in die Lage versetzt werden kann, die für ihn richtigen 
Leistungen auszuwählen. Die Beurteilung der kostengünstigsten Leistungszu-
sammenstellung wird zusätzlich durch das oben beschriebene Problem er-
schwert, dass der Zeitaufwand für Pflegeleistungen nach den Umständen 
schwankt und der Endpreis für eine Leistung nach Zeitvergütung nicht sicher 
vorhergesagt werden kann. Die in dieser Weise vollzogene Aufbereitung und 
Gegenüberstellung von Leistungs- und Preisangeboten können nicht nur für 
pflegebedürftige Menschen (und Zugehörige) eine Überforderung bedeuten, 
was aus verbraucherschutzrechtlicher Sicht zu erheblichen Bedenken führt. 

Lösungsvorschlag 

Vor diesem Hintergrund hält die BAGFW die parallele Anwendung zweier Vergü-
tungssysteme weder für geeignet noch sachgerecht, das vom Gesetzgeber avisierte 
Ziel zu erreichen, dass „Pflegebedürftige  […]  sich  flexibler  als  bisher  und  orien-
tiert  an  ihren  persönlichen  Bedürfnissen  die  Leistungen  zusammenstellen  kön-
nen,  die  Pflegedienste  im  Rahmen  von Pflegeeinsätzen  erbringen.“ (BT-Drucks. 
17/9369, S. 47). Wir fordern daher,  

§ dass lediglich ein Vergütungssystem zur Anwendung kommt und dass die Pflicht 
zur Anwendung von zwei Vergütungssystematiken in § 89 Abs.3 SGB XI entfällt. 

§ § 120 Abs. 3 SGB XI dahingehend zu ändern, dass die Verpflichtung entfällt, die 
zwei Vergütungsformen fortlaufend schriftlich oder anderweitig gegenüberzustel-
len.  

§ Die strukturelle Unterfinanzierung in der ambulanten Pflege beseitigt wird.  

Unabhängig davon ist jede Umsetzung der Zeitvergütung nur unter bestimmten Be-
dingungen vorstellbar. Notwendig ist es, dass  

§ eine Mindestleistungszeit nicht unter 15 Minuten gesetzlich festgeschrieben wird,  

§ grundsätzlich auch eine Zeittaktung als Grundlage für eine Abrechnung nach 
Zeitaufwand (bspw. 15 Minuten-Takt) festgelegt wird und 

§ der Pflegebedürftige ein inhaltliches Wunsch- und Wahlrecht erhält, welche Leis-
tung er in der vereinbarten Zeit in Anspruch nehmen möchte.  
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Zu 4.: Qualitätsprüfungen 

4.1 Entwurf der Bundesregierung und Änderungsantrag zu Artikel 1 Nr. 27 zu  
§ 114 Abs. 5 
 
Wenn im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung sachlich be-
gründet Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebedürftigen, auf wel-
che sich die Prüfung nicht erstreckt, gefunden werden, sind künftig die betroffenen 
Pflegebedürftigen unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen in die 
Prüfung einzubeziehen. Die Prüfung ist in diesem Fall als Anlassprüfung durchzufüh-
ren (§ 114 Abs. 5). Bei solchen Anlassprüfungen sind die Prüfergebnisse aller in die 
Prüfung einbezogener Pflegebedürftigen die Grundlage für die Bewertung und Dar-
stellung der Qualität.  

Bewertung  

Die Qualitätsprüfungs-Richtlinie in ihrer Neufassung vom 17. Januar 2014 sieht be-
reits vor, dass Regel- und Wiederholungsprüfungen als Anlassprüfung durchgeführt 
werden, sofern sich konkrete und begründete Anhaltspunkte für eine nicht fachge-
rechte Pflege ergeben, die nicht von der zufallsgesteuerten und nach Pflegestufen 
geschichteten Stichprobe erfasst werden. Dies gilt insbesondere für Pflegesituatio-
nen bei Personen mit freiheitseinschränkenden Maßnahmen, Dekubitus oder ande-
ren chronischen Wunden, Ernährungsdefiziten, chronischen Schmerzen, Kontraktu-
ren, PEG-Sondern oder Blasenkathetern. (Ziffer 6 Prüfinhalte und Umfang der Prü-
fung). Allerdings setzt die Durchführung der Prüfung als Anlassprüfung voraus, dass 
das Prüfteam die Gründe hierfür den Landesverbänden der Pflegekassen dargelegt 
hat und ein entsprechender Prüfauftrag der Landesverbände der Pflegekasse ergan-
gen ist. Diese Regelung fehlt hier.  

Nach dem vorliegenden Wortlaut des Gesetzes können Regel- und Wiederholungs-
prüfungen sowie auch Anlassprüfungen auch ohne Prüfauftrag, der auf der Grundla-
ge der konkret dargelegten und begründeten Anhaltspunkte erfolgen muss, sofort in 
eine Anlassprüfung umgewandelt werden. Damit kann grundsätzlich jegliche Prüfung 
in eine Anlassprüfung umgewandelt werden und die Stichprobe verändert werden. 
Dies widerspricht dem Grundsatz der Qualitätsprüfung, wonach für jede Prüfung ein 
Prüfauftrag der Landesverbände der Pflegekassen vorliegen muss, der Angaben zur 
Prüfart, zum Prüfgegenstand und zum Prüfumfang enthält (vgl. § 114 Abs. 1 Satz 2 
SGB XI). Die Neuregelung im Entwurf der Bundesregierung sowie des Änderungsan-
trags sind daher abzulehnen.  

Lösungsvorschlag  

§ Die Regelung ist in der Qualitäts-Prüfungsrichtlinie wie folgt zu konkretisieren: 

Liegen konkrete und begründete Anhaltspunkte für eine nicht fachgerechte Pflege 
(z. B. bei freiheitseinschränkenden Maßnahmen oder Dekubitus) bei Pflegebe-
dürftigen vor, ist eine Erweiterung der Stichprobe um genau die Personen mög-
lich, bei denen diese Anhaltspunkte bestehen. In diesem Fall ist eine Anlassprü-
fung in der Einrichtung durchzuführen. Diese ist aber an klare Bedingungen ge-
knüpft: 

- Der MDK hat die Gründe für die Durchführung einer Anlassprüfung (d. h. die 
konkreten und begründeten Anhaltspunkte nicht fachgerechter Pflege) gegen-
über den Landesverbänden der Pflegekassen schriftlich darzulegen.  
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- Die Landesverbände der Pflegekassen geben einen entsprechenden Prüfauf-
trag an den MDK. 

§ § 114 Abs. 5 ist nach Satz 1 daher wie folgt, neu zu formulieren: 

„Gibt es im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung sachlich 
begründete Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebedürftigen, 
auf die sich die Prüfung nicht erstreckt, ist die Anlass-, Regel- oder Wiederho-
lungsprüfung als Anlassprüfung durchzuführen. Zur Durchführung dieser Anlass-
prüfung erteilen die Landesverbände der Pflegekassen dem Medizinischen Dienst 
der Krankenkassen und dem Prüfdienst des Verbands der privaten Krankenversi-
cherung e.V. einen neuen Prüfauftrag. Der Prüfauftrag enthält Angaben zur 
Prüfart, zum Prüfgegenstand und zur Prüfumfang. Dabei sind insbesondere die 
Anhaltspunkte für eine nicht fachgerechte Pflege konkret und begründet schriftlich 
darzulegen.“ 

 

4.2 Entwurf der Bundesregierung zu § 115 Abs. 1a und Stellungnahme des 
Bundesrats 

Bisher ist in der geltenden Fassung der Pflege-Transparenzvereinbarung für die sta-
tionäre Pflege (PTVS) und nachfolgend in der Qualitätsprüfungs-Richtlinie (QPR) 
geregelt, dass die Ergebnisse von Pflegebedürftigen, die zusätzlich bei einer Anlass-
prüfung in die Prüfung einbezogen wurden, nicht im Transparenzbericht veröffentlicht 
werden, sondern ausschließlich im Prüfbericht dargestellt werden.  

Bewertung  

Der  Gesetzentwurf widerspricht in seiner Änderung klar der durch die Schiedsstelle 
Qualitätssicherung nach § 113b SGB XI mit Beschluss vom 10. Juni l 2013 festgeleg-
ten Stichprobenziehung der PTVS. Die Schiedsstelle ist in ihrem Spruch dem Antrag 
des GKV-Spitzenverbands gefolgt.  

Die neue Art der Stichprobenziehung beruht auf einer vom GKV-Spitzenverband in 
Auftrag gegebenen wissenschaftlichen Untersuchung. Die im e Gesetzentwurf vor-
genommene Änderung führt dazu, dass die Vergleichbarkeit der Ergebnisse von An-
lassprüfung und Regelprüfung aufgehoben wird. Dies ist nicht hinnehmbar. Eine Ein-
beziehung der Prüfergebnisse von zusätzlichen in die Stichprobe einbezogenen Per-
sonen würde nach Auffassung der BAGFW eine gänzliche Neuordnung der allge-
meinen Stichprobenregelung notwendig machen.  

Darüber hinaus hebt die Neuregelung eine Vereinbarung der Selbstverwaltung auf, 
die der Gesetzgeber selbst in die Hände der Selbstverwaltung im SGB XI gelegt hat. 
Nach Auffassung der BAGFW sollten derartige Regelungen jedoch Aufgabe der 
Selbstverwaltung bleiben.  

Lösungsvorschlag  

Die Änderung ist ersatzlos zu streichen. 

 

4.3 § 115 Abs. 1a – Veröffentlichung von Prüfergebnissen 

Position der BAGFW  

Die Selbstverwaltung arbeitet derzeit an der Umsetzung der Forschungsergebnisse des 
durch das Bundesministerium für Gesundheit und das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend geförderten wissenschaftlichen Modellprojektes „Entwicklung und 
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Erprobung von Instrumenten zur Beurteilung der Ergebnisqualität in der stationären Altenhil-
fe“, u. a. im Rahmen der Umsetzung der im Pflege-Neuausrichtungsgesetzes (PNG) einge-
führten Nr. 4 in § 113 Abs. 2. Damit sollen perspektivisch die Pflege-
Transparenzvereinbarungen für die stationäre Pflege (PTVS) ersetzt werden, um so zu einer 
besseren Verbraucherinformation zu gelangen. Mit der Fokussierung auf Lebens- und Er-
gebnisqualität gelingt es, die für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen relevanten In-
formationen vergleichbar darzustellen. Wenn das neue Verfahren die jetzigen in der Pflege-
Transparenzvereinbarung stationär vereinbarten Regelungen zur Transparenzberichterstat-
tung ablöst, ist darüber hinaus eine Reduzierung des bürokratischen Aufwands für die Ein-
richtungen im Rahmen der Qualitätsprüfungen zu erwarten. 

Lösungsvorschlag 

Zur weiteren Umsetzung eines indikatorengestützten Verfahren zur vergleichenden 
Messung und Darstellung von Ergebnisqualität im stationären Bereich bedarf es ei-
ner expliziten Verknüpfung der Regelung in § 113 Abs. 1 Ziffer 4 mit § 115 Abs. 1a 
SGB XI. Durch den Gesetzeswortlaut ist klarzustellen, dass die Qualitätsberichter-
stattung für den stationären Sektor nach § 115 Abs. 1a SGB XI umzustellen ist, so-
bald die Vereinbarungen zur Einführung eines indikatorengestützten Verfahrens zur 
vergleichenden Messung und Darstellung von Ergebnisqualität im stationären Be-
reich gemäß § 113 Abs. 1 Ziffer 4 getroffen und umgesetzt wurden.  

 

4.4 Änderungsvorschläge des Bundesrats zu § 115 Abs. 1a 

Der Bundesrat fordert, den Gesetzentwurf im weiteren Gesetzgebungsverfahren da-
hin zu ergänzen, dass in § 115 Abs. 1a konkrete gesetzliche Vorgaben an die 
Selbstverwaltung für die inhaltliche Ausgestaltung der Pflege-Transparenz-
vereinbarungen aufgenommen werden. Er schlägt konkretere Vorgaben für die Aus-
wahl der in die Prüfung einzubeziehenden Pflegebedürftigen und nähere Vorgaben 
zur Bewertungssystematik, um das gegenwärtige System der Mittelwertbildung künf-
tig auszuschließen und gute oder sehr gute Noten bei schlechten Bewertungen we-
gen gravierender Mängel in der pflegerischen oder medizinischen Versorgung sowie 
gravierender hygienischer Mängel in der jeweiligen Einzelbewertung sowie der Ge-
samtnote zu verhindern. 

Bewertung 

Der Forderung  des Bundesrats wird abgelehnt. Der Vorschlag ist zumindest für die 
stationäre Pflege obsolet, da bereits seit 2011 ein Alternativmodell zur Qualitätsbe-
richterstattung in der stationären Pflege vorliegt, das im Auftrag des BMG und des 
BMFSFJ wissenschaftlich entwickelt und in der Praxis erprobt wurde3. Bereits mit 
dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz (PNG) wurden die ersten Weichen zur Umset-
zung in die Praxis gestellt. Die Umsetzung wird derzeit von den Vertragspartnern 
nach § 113 SGB XI vorbereitet. 

 

4.5 § 114 Abs. 6 – Bericht des MDS e. V. zur Entwicklung der Pflegequali tät und 
der Qualitätssicherung 

Position der BAGFW 

Die Medizinischen Dienste berichten dem MDS im Abstand von drei Jahren über Ihre 
Erfahrungen mit der Anwendung der Beratungs- und Prüfvorschriften, Ergebnisse der 
                                                           
3 Wingenfeld, K.; Engels, D. et al. (2011): Entwicklung und Erprobung von Instrumenten zur Beurtei-
lung der Ergebnisqualität in der stationären Altenhilfe, BMG/BMFSFJ. 



 

Seite 11 von 11 
 

Qualitätsprüfungen und  Erkenntnisse zur Entwicklung der Pflegequalität und Quali-
tätssicherung. Seit 2007 werden alle Pflegeeinrichtungen jährlich geprüft und die Er-
gebnisse der Qualitätsprüfung nach § 115 Abs. 1a SGB XI im Internet veröffentlicht. 
Mit dem vorliegenden Entwurf der Richtlinie nach § 53a Satz 1 Nr. 4 zur Qualitätssi-
cherung der Qualitätsprüfungen werden darüber hinaus jährlich Berichte der Medizi-
nischen Dienste zur Umsetzung und zur Qualitätssicherung der Qualitätsprüfungen 
veröffentlicht. Mit den Veröffentlichungen nach § 115 Abs. 1a SGB XI sowie der Ver-
öffentlichung der Berichte gemäß des Richtlinie zur Qualitätssicherung der Qualitäts-
prüfungen nach § 53a SGB XI liegen zu allen in § 114 a Abs. 6 genannten Themen 
wesentlich aktuellere Veröffentlichungen vor als dies ein alle drei Jahre erscheinen-
der Bericht leisten kann. Der Bericht nach § 114a Abs. 6 hat durch diese neuen Ent-
wicklungen somit für die Zukunft seinen Nutzen verloren.  

Lösungsvorschlag 

Der Absatz 6 in § 114 a ist ersatzlos zu streichen. 

 

4.6 Zusammenarbeit mit den nach heimrechtlichen Vorsc hriften zuständigen 
Aufsichtsbehörden  

Position der BAGFW 

Die gesetzliche Regelung in § 117 Absatz 1 Nr. 1, wonach die unterschiedlichen 
Prüfinstitutionen durch regelmäßige Information und Beratung ihre Aufgaben und 
entsprechende Vereinbarungen wirksam aufeinander abstimmen sollen, reicht zur 
Verbesserung bei der Zusammenarbeit der unterschiedlichen Prüfinstanzen nicht 
aus. Gerade im Hinblick auf die Vermeidung von Mehrfachprüfungen und inhaltlichen 
Doppelprüfungen entfalten diese Regelungen in der Praxis keine flächendeckende 
Wirkung. Dies gilt insbesondere für die Prüfungen der Heimaufsichten und der Medi-
zinischen Dienste, aber auch für die Felder Hygiene, Brandschutz, Arbeitsschutz, 
Gewerbeaufsicht und Sicherheitstechnik sowie Trinkwasser. Insofern ist bei der Ver-
meidung von Doppelprüfungen insbesondere darauf abzustellen, dass von den un-
terschiedlichen Behörden nicht gleiche Inhalte geprüft werden.  

Der Bundesrat hat in seinen Empfehlungen Drs. 223/1/14 konkret Modellvorhaben 
mit dem Ziel einer arbeitsteiligen Vorgehensweise nach einheitlichen Grundsätzen 
bei der Prüfung der Pflegeeinrichtungen vorgeschlagen. Diesen Vorschlag unter-
stützt die BAGFW nachdrücklich. 

Lösungsvorschlag 

Die bisherigen Verpflichtungen zur Zusammenarbeit von Pflegekassen, Medizini-
schen Diensten und dem Prüfdienst der Privaten Krankenversicherung e. V. mit den 
Institutionen der Heimaufsicht und ggf. weiteren Prüf- und Aufsichtsbehörden sollen 
durch regelmäßige gegenseitige Informationen und dem Abschluss von Vereinba-
rungen zu einer arbeitsteiligen Prüfung sollte konkretisiert und inhaltlich abgestimmt 
werden. 

In § 117 Abs. 1 Nummer 2 sollen die Wörter „gemeinsame oder“ gestrichen werden. 
Als Satz 2 neu soll angefügt werden: „Die Überprüfung kann gemeinsam stattfinden“. 
Satz 2 alt wird Satz 3 neu. 

 

Berlin, 19.09.2014 
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Der Arbeiterwohlfahrt (AWO) Bundesverband e. V. bedankt sich für die Möglichkeit 
zum Entwurf der Bundesregierung für ein 5. SGB XI-Änderungsgesetz Stellung neh-
men zu können und nimmt von dieser Möglichkeit gerne Gebrauch. 

Die AWO als Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege mit rund 800 teil- und voll-
stationären Einrichtungen, in denen täglich mehr als 70.000 pflegebedürftige Men-
schen betreut werden, sowie 600 ambulanten Diensten und Sozialstationen hat sich 
bereits weit vor der Einführung der Pflegeversicherung für eine sozialversicherungs-
pflichtige und solidarisch finanzierte Absicherung des Pflegerisikos eingesetzt. Eben-
so fordert die AWO seit vielen Jahren die Einführung eines neuen, erweiterten Pfle-
gebedürftigkeitsbegriffs.  

Insofern begrüßen wir den Willen des Gesetzgebers, die unabweisbar notwendigen 
Reformen bzw. Weiterentwicklungen voranzutreiben. Allerdings halten wir den Ent-
wurf dieses 5. SGB XI-ÄndG für nicht ausreichend. Der Gesetzentwurf ist vielmehr 
der erneute Versuch, die Pflegeversicherung an einigen wenigen Stellen zu verän-
dern, ohne die grundsätzlich notwendige Reformschritte anzugehen. Der Ansatz für 
ein Gesamtkonzept, gerade auch bezüglich der Fragen einer nachhaltigen Finanzie-
rung sowie des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs, ist nicht erkennbar. Darüber hin-
aus ist die Anschlussfähigkeit der im Gesetzentwurf enthaltenen Teilstücke für eine 
dringend notwendige grundlegende Strukturreform nicht gesichert.  

Zu folgenden Vorschlägen und Punkten haben sich die Verbände der Freien Wohl-
fahrtspflege auf eine gemeinsame Stellungnahme im Rahmen der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) verständigt: 

§ Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 

§ Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen – Umwidmung des halben 
Sachleistungsbudgets / Entlastungsbetrag  

§ Zeitvergütung in der ambulanten Pflege 

§ Qualitätsprüfungen 

Die AWO hat an der Stellungnahme der BAGFW mitgewirkt und wird sich deshalb zu 
diesen Themen in der AWO-Stellungnahme nicht mehr explizit äußern, sondern die 
Stellungahme der BAGFW als Anlage hinzufügen. 

Über die Stellungnahme der BAGFW hinaus bezieht die AWO in der vorliegenden 
Stellungnahme  zu folgenden Punkten Position: 

1. Beratung und Koordinierung 

2. Rehabilitationsempfehlungen 

3. Dynamisierung der Leistungen 

4. Teilstationäre Tages- und Nachtpflege 

5. Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen 

6. Zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stationären Pflegeeinrichtungen 

7. Weitere Leistungsverbesserungen 

8. Finanzierung 

9. Weiterer Änderungsbedarf aus Sicht der AWO 
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Zu 1.: Beratung und Koordination 

§ 7 Aufklärung, Beratung und § 7b Beratungsgutscheine  

Stellungnahme des Bundesrats 

Der Bundesrat schlägt vor in § 7 einen Abs. 2a einzufügen, um die Rechte der Pfle-
gebedürftigen auf eine umfassende und zielgerichtete Beratung durch die Pflegekas-
sen gemäß § 7 Absatz 2 SGB XI durch die Verpflichtung zur Benennung einer Kon-
taktperson und eines konkreten Beratungstermins sowie das Recht auf eine Bera-
tung in der häuslichen Umgebung zu stärken. Im Gegenzug soll der § 7b aufgehoben 
werden, wodurch die Beratungsgutscheine entfallen. 

Bewertung 

Nach Auffassung des AWO Bundesverbandes e. v. ist das Thema „Pflegeberatung“ 
von ganz grundsätzlicher Bedeutung für die Zukunft der Pflegeversicherung. Schon 
mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz wurde, mit der Einführung der kassenspe-
zifischen Pflegeberatung nach § 7a SGB XI sowie der Pflegeberatung durch die 
Pflegestützpunkte nach § 92c SGB XI dem Thema auch seitens des Gesetzgebers 
eine besondere Bedeutung zugemessen. Vor diesem Hintergrund haben wir die Ein-
führung von Beratungsgutscheinen nach § 7b SGB XI durch das Pflege-
Neuausrichtungsgesetz (PNG) im Grundsatz begrüßt, halten die Regelung aber noch 
nicht für ausreichend. So sehr wir jetzt die Intention des Bundesrats zur Stärkung der 
Beratung mit der Einfügung des Abs. 2a in § 7 begrüßen, darf das aber nicht zu einer 
Abschaffung der Beratungsgutscheine führen. 

Wichtigstes Ziel bei der Pflegeberatung muss es sein, das die Beratung bei den Rat-
suchenden ankommt. Gerade zu Beginn einer Pflegebedürftigkeit sind Betroffene 
und ihre Angehörigen auf Beratung über das Versorgungssystem, die unterschiedli-
chen Dienstleistungsangebote sowie über Leistungsansprüche angewiesen. Bera-
tungsbedarf besteht insbesondere dann, wenn die Übernahme der Pflege durch be-
rufstätige Angehörige nur mit Unterstützung Dritter organisiert werden kann. Trotz 
des Rechtsanspruches auf Beratung zeigen Erhebungen unter Betroffenen einen zu 
geringen Informationsstand. Zu gleichen Ergebnissen kommt auch das bundesweit 
einmalige Projekt des AWO Bundesverbandes e. V. zur Online Pflege- und Senio-
renberatung (OPuS). Auch hier wird der immense Informationsbedarf der Ratsu-
chenden deutlich. Im Rahmen des Projektes können Ratsuchende kostenlos auf der 
Internetplattform www.awo-pflegeberatung-online.de ihre Anfragen stellen und be-
kommen automatisch innerhalb von 48 Stunden eine Antwort.  

Die politische und fachliche Diskussion wird durch die Frage nach der Gestaltung der 
Beratungsstrukturen dominiert. Bestehende gesetzlich initiierte Beratungsstrukturen 
brachten bislang leider nicht den erhofften Erfolg. Als Beispiel hierfür seien die Pfle-
gestützpunkte genannt, die zwar eine neue Struktur etabliert haben, aber vielfach 
von den ratsuchenden Menschen nicht angenommen werden. Entsprechend sind die 
Pflegestützpunkte nach Auffassung der AWO bundesweit kein Erfolg. 

Lösung 

Der Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. fordert den gesetzlichen Beratungsan-
spruch durch Einführung eines Beratungsgutscheins in die Hand des Versicherten 
selbst zu geben. Ein Beratungsgutschein in Höhe eines festzulegenden Wertes pro 
Kalenderjahr, welcher der Preisentwicklung einer professionellen Beratungsleistung 
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entspricht sollen die Bürgerinnen und Bürger erhalten, die einen Antrag auf Feststel-
lung der Pflegebedürftigkeit gemäß § 18 SGB XI gestellt haben oder Altersrente bzw. 
Erwerbsminderungsrente beziehen. Im Sinne des Wunsch- und Wahlrechts kann der 
Beratungsanspruch mit Hilfe des Beratungsgutscheins in einer Beratungsstelle gel-
tend gemacht werden. Beratungsstellen, die mit gesichertem Qualitätsniveau bera-
ten, können sein:  

§ kommunale örtliche Beratungsstellen,  

§ Kranken- und Pflegekassen,  

§ Pflegeeinrichtungen und Pflegedienste oder  

§ Pflegestützpunkte.  

Im Sinne der Nutzerfreundlichkeit und der vielfältigen Zielgruppen mit Pflegebedarf, 
so bspw. Kinder die pflegebedürftig sind und eine Behinderung aufweisen und deren 
Angehören, sollten mit Blick auf den niedrigschwelligen Zugang zu Beratung auch 
andere, bereits in der Beratung erfolgreich tätige Institutionen in diese Regelung ein-
bezogen werden. Durch die Refinanzierung der Beratung im SGB XI wird der Anreiz 
zum Aufbau von adäquaten Beratungsdienstleistungen für Träger und Kommunen 
erhöht. 

 

Zu 2.: Rehabilitationsempfehlungen 

§ 18a Weiterleitung der Rehabilitationsempfehlung, Berichtspflichten 

Stellungnahme des Bundesrats 

Der Bundesrat empfiehlt in seiner Stellungnahme § 18a SGB XI dahingehend zu er-
gänzen, dass in Absatz 1 Satz 1 die Wörter „insbesondere auch zur ambulanten ge-
riatrischen Rehabilitation“ sowie in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 4 die Wörter „inklusive 
der ambulanten geriatrischen Rehabilitation“ eingefügt werden. 

Bewertung 

Bislang steht die geriatrische Rehabilitation bei der Prüfung des Rehabilitations-
Potentials im Rahmen der Pflegebegutachtung nur sehr wenig bis überhaupt nicht im 
Fokus. Den begutachtenden Personen mangelt es zum einen häufig schon an 
Kenntnissen über die geriatrische Rehabilitation. Zum anderen haben sie meist kei-
nerlei Erfahrungen hinsichtlich der Beurteilung der Rehabilitationsfähigkeit und -
prognose geriatrischer Patientinnen und Patienten. So wird beispielsweise in der 
Praxis das Vorliegen von Reha-Potential nur schon deshalb verneint, weil eine Pfle-
gestufe vorliegt. Hierdurch wird das vorhandene Potential dieser Patientinnen und 
Patienten nicht erkannt, was dazu führt, dass sie ganz überwiegend von den Leis-
tungsangeboten der medizinischen Rehabilitation ausgeschlossen sind.  

Im Dezember 2013 wurde die erste repräsentative Studie1 zu den Effekten von Re-
habilitationsmaßnahmen bei pflegebedürftigen Menschen vorgelegt. Mit dieser Stu-
die konnte klar belegt werden, dass ein Zusammenhang zwischen durchgeführten 
Rehabilitationsmaßnahmen sowie Verminderung oder Beseitigung der Pflegebedürf-
tigkeit bis hin zur vollständigen Reaktivierung besteht. Insbesondere vor diesem Hin-
tergrund ist es unerlässlich, die geriatrische Rehabilitation zu stärken. Eine gesonder-
                                                 
1 Senger W.; Sittaro N.-A.; Lohse R.; Rabba J. (2013): Vergleich von Pflegeverlauf und Sterblichkeit 
von Pflegebedürftigen mit und ohne medizinische Rehabilitation (Zeitschrift für Gerontologie und 
Geriatrie 8-2013) 
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te Prüfung beim Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit kann hierzu bei-
tragen. 

Da die Datenlage hinsichtlich des Leistungsangebotes der geriatrischen Rehabilitati-
on bzw. der Anzahl abgelehnter Anträge als eher unzureichend befunden werden 
kann, ist es folgerichtig, in den jährlichen Berichten der Pflegekassen gesonderte 
Angaben über die geriatrische Rehabilitation zu machen und dahingehend die Be-
richtspflicht zu ergänzen. 

Lösung 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung wird ausdrücklich vom AWO Bun-
desverband e.V. befürwortet. 

 

Zu 3. Dynamisierung der Leistungen 

§ 30 Dynamisierung 

Entwurf der Bundesregierung 

Die Bunderegierung prüft alle drei Jahre, erstmals im Jahr 2014 und erneut im Jahre 
2017 die Notwendigkeit und Höhe einer Anpassung der Leistungen der Pflegeversi-
cherung. 

Bewertung 

Mit dem 5. SGB XI-ÄndG erfolgt die dringend notwendige Anpassung der Leistungen 
der Pflegeversicherung. Die Größenordnung gleicht aber bei weitem nicht die schlei-
chende Entwertung der Pflegeleistungen in den letzten Jahren bzw. zwei Jahrzehn-
ten aus. Insofern handelt es sich hier zwar um eine Leistungsanpassung im Sinne 
eines Ausgleichs eines Teils des bisherigen Leistungsverfalls, aber damit nicht um 
eine Leistungsverbesserung. Dass diese Anpassung jetzt erfolgt, ohne die für 2014 
vorgesehene Überprüfung der Notwendigkeit und Höhe, zeigt, wie unzureichend die 
gesetzlichen Regelung zur Dynamisierung der Leistungen bisher sind. Dringend not-
wendig wäre eine gesetzliche Festlegung zur regelmäßigen und automatischen An-
passung der Leistungen.  

Eine Leistungsdynamisierung nur in Anlehnung an die Inflation, wie sie derzeit vor-
gesehen ist, führt dabei zu einem merklichen Kaufkraftverlust der Pflegeversiche-
rungsleistungen, wenn für die Zukunft von Reallohnsteigerungen ausgegangen wird.  

Lösung 

Der § 30 ist dahingehend anzupassen, dass eine automatische Anpassung der Höhe 
der Leistungen der Pflegeversicherung jährlich, aber mindestens zweijährlich erfolgt. 
Dabei ist neben der Inflation auch die Lohnentwicklung und ggf. weitere Parameter 
einzubeziehen. 
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§§ 36 Pflegesachleistungen, 37 Pflegegeld, 38a Zusätzliche Leistungen in ambulant 
betreuten Wohngruppen, 39 Verhinderungspflege, 40 Pflegehilfsmittel, 41 Tages- 
und Nachtpflege, 43 Leistungen bei vollstationärer Pflege, 45b Zusätzliche betreu-
ungs- und Entlastungsleistungen, 87a Heimentgelt 

Entwurf der Bundesregierung 

Die Leistungen nach den genannten Paragraphen sollen mit dem 5. SGB XI-ÄndG 
angepasst werden. 

Bewertung 

Eine Anpassung der Leistungen ist grundsätzlich zu begrüßen, da notwendig, um 
einem schleichenden Verfall der Pflegeleistungen entgegen zu wirken. Natürlich rei-
chen die meisten hier vorgenommenen Anpassungen nicht aus, um den bereits ein-
getretenen Verfall seit Einführung der Pflegeversicherung auszugleichen.  

Besonders dürftig ist dabei die Anpassung der Vergütung von Beratungsbesuchen 
nach § 37 Abs. 3 ausgefallen. Eine Anhebung um einen Euro trägt nicht dazu bei,  
Beratungsbesuche kostendeckend zu gestalten. Qualifizierte Beratungseins•tze 
durch professionelles Pflegepersonal bed€rfen einer erheblich besseren Verg€tung 
als der im Gesetz genannten.  

Lösung 

Entsprechend fordert die AWO eine Erh!hung der Leistung f€r den Beratungsbesuch 
um je mindestens 10,00 Euro. Im "brigen ist eine Verg€tungsdifferenzierung n ach 
Pflegestufen sachlich hier nicht angemessen und ein einheitlicher Preis unabh•ngig  
von der Pflegestufe festzulegen.  

Auûerdem erachtet die AWO es als sinnvoll, die Beratungsbesuche als Instrument 
der Qualit•tssicherung dadurch zu st•rken, indem man ihnen jeglichen Zw angscha-
rakter nimmt und  zu einem allgemeinen Anspruch Pflegebed€rftiger aller Versor-
gungsformen (also nicht nur der Empf•nger von Pflegegeld) im h•uslich en Bereich 
umdefiniert. 

 

§ 123 Übergangsregelung 

Entwurf der Bundesregierung 

Im Zuge der Übergangsregelungen bis zur Einführung eines neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriffs, erfolgte nicht nur die Anpassung von Leistungen, sondern es wurden 
auch die Leistungen nach § 38a und § 41 neu in die Kombinationsleistungen nach 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 aufgenommen. 

Bewertung 

Die Aufnahme der Leistungen nach § 38a und § 41 in die Kombinationsleistungen 
nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 ist zu begrüßen. 
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Zu 4.: Teilstationäre Tages- und Nachtpflege 

§ 41 Tagespflege und Nachtpflege 

Entwurf der Bundesregierung  

Mit der Neufassung des Abs. 3 wird die teilstationäre Pflege weiter aufgewertet und 
nun komplett als eigenständige Leistung definiert. Sie wird voll anerkannt und ist 
nicht mehr mit anderen Leistungen zu verrechnen. 

Bewertung 

Die Aufwertung der Tages- und Nachtpflege als eigenständige Leistung ist zu begrü-
ßen und trägt den Möglichkeiten und Chancen der teilstationären Pflege als wichti-
gen Baustein im Versorgungssystem Rechnung, der nicht nur den pflegebed•rftigen 
Menschen hilft, sondern auch zur Entlastung pflegender Angeh€rigen einen wichti-
gen Beitrag leistet. 

 

Zu 5.: Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen 

§ 45b Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen 

Entwurf der Bundesregierung 

Neben der Betreuungsleistung wird eine so genannte Entlastungsleistung eingeführt. 
Diese können durch Einrichtungen der teilstationären Pflege, der Kurzzeitpflege 
durch Pflegedienste oder als niedrigschwellige Angebote erbracht werden. Mit der 
Einfügung des Abs. 1a wird diese Leistung auch auf pflegebedürftige Menschen 
ausgedehnt, die keine Einschränkungen der Alltagskompetenz nach § 45a haben. 

Bewertung 

Die Ausweitung der Betreuungs- und Entlastungsleistungen ist vom Ziel her grund-
sätzlich zu begrüßen. Hilfreich ist auch die Klarstellung, dass die Leistungen nicht mit 
der Verhinderungspflege nach § 39 zu verrechnen sind, sondern zusätzlich erfolgen. 
Als problematisch muss jedoch die Änderung Abs. 1 Satz 6 Nr. 3 eingeschätzt wer-
den, da hierdurch die hauswirtschaftliche Versorgung als Betreuungs- und Entlas-
tungsleistung nach § 45b definiert wird, ohne eine klare Abgrenzung zu den haus-
wirtschaftlichen Leistungen als Pflegesachleistung nach § 36 vorzunehmen. Dieses 
Problem bestand bereits bisher schon bzgl. der Betreuungsleistungen nach § 45b zu 
denen keine Abgrenzung zu den Leistungen der häuslichen Betreuung nach § 124 
existiert. 

Ferner erfolgen die weiteren Neuregelungen im Vorgriff auf den neuen Pflegebedürf-
tigkeitsbegriff, ohne dass der Gesetzesentwurf oder die Bundesregierung erkennen 
lässt, wie die konkrete leistungsrechtliche Umsetzung des neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriffs erfolgen soll. 

Lösung 

Die Änderung in Abs. 1 Satz 6 Nr. 3 ist zu streichen. Für die  verschiedenen Arten 
von Betreuungsleistungen ist eine definitorische Abgrenzungen vorzunehmen. 

Zusätzlich verweisen wir an dieser Stelle auf die Themen „Umwidmung des halben 
Sachleistungsbudgets“ und  „Entlastungsbetrag“ unter Punkt 2 der Stellungnahme 
der BAGFW. 
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§ 45c Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen 

Entwurf der Bundesregierung 

Neben der Anpassung der bisherigen Regelungen auf die Ausweitung der Betreu-
ungs- und Entlastungsleistungen auf pflegebedürftige Menschen ohne Einschrän-
kungen der Alltagskompetenz, wird hier neu der Abs. 3a eingeführt. Damit soll der 
Auf- und Ausbau niedrigschwelliger Versorgungsstrukturen, insbesondere für haus-
wirtschaftliche Leistungen sowie der Alltagsbewältigung und -organisation unterstützt 
werden. 

Bewertung 

Auch hier ist die Intention des Gesetzgebers grundsätzlich zu begrüßen.  

Aus der Art der Umsetzung entstehen aus Sicht der AWO jedoch erhebliche Proble-
me. Wie schon zu § 45b dargelegt, wird auch hier wieder eine Leistung der hauswirt-
schaftlichen Versorgung geschaffen, ohne eine klare Abgrenzung zu den hauswirt-
schaftlichen Leistungen nach § 36 vorzunehmen. Darüber hinaus sind auch die Be-
treuungs- und Entlastungangebote definitorisch nicht voneinander abgegrenzt. Die 
AWO kann daher der Stellungnahme des Bundesrats folgen, in der die Trennung der 
Aufhebung und Betreuungs- und Entlastungleistungen vorschlägt.  

Durch die gleichzeitige Öffnung der förderfähigen Angebote, insbesondere bei Ser-
viceangeboten für haushaltsnahe Dienstleistungen, sehen wir die Gefahr, dass diese 
Leistungen ein Einfallstor zur Schaffung von Niedriglohnbereichen unterhalb des 
Pflegemindestlohns sowie für prekäre Beschäftigungsverhältnisse insbesondere von 
Frauen darstellen können. Anbieter mit sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
und tariflichen Strukturen wären dann in diesem Bereich nicht mehr konkurrenzfähig 
und würden darüber hinaus ggf. auch im Bereich der Leistungen nach § 36 von ent-
sprechenden „Dumpinganbietern“ solcher niedrigschwelliger Angebote aus dem 
Markt gedrängt. Aus Gründen des Verbraucherschutzes sowie der Gleichbehandlung 
und zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen ist darüber hinaus sicherzustel-
len, dass die entsprechenden Anbieter vergleichbaren Auflagen hinsichtlich der Qua-
litätssicherung der Leistungsangebote unterliegen und deren Einhaltung kontrolliert 
wird. 

Lösung 

Eine klare Abgrenzung der hauswirtschaftlichen Versorgung zu Leistungen nach § 36 
ist vorzunehmen und zu überlegen, ob die Betreuungs- und Entlastungsleistungen 
zusammengeführt werden können.  

Hinsichtlich der Dienstleister ist sicherzustellen, dass diese Leistungen auf der Basis 
tariflicher Entlohnung der Angestellten unter Berücksichtigung  des Mindestlohns in 
der Pflege erbracht werden und kein Angebotssektor prekärer Beschäftigung (von 
Frauen) gefördert wird. Darüber hinaus sind analog Qualitätsanforderungen gemäß 
des elften Kapitels des SGB XI zu formulieren und deren Einhaltung zu prüfen.  
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Zu 6.: Zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stationäre n Pflegeeinrichtun-
gen 

§ 87b Zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stationären Einrichtungen 

Entwurf der Bundesregierung 

Die Leistungen nach § 87b, die bisher nur für Personen mit eingeschränkter Alltags-
kompetenz galten, werden nun auf pflegebedürftige Menschen in stationären Einrich-
tungen generell ausgedehnt. Zusätzlich wird der Berechnungsschlüssel von einer 
Betreuungskraft auf 23 Bewohnerinnen und Bewohner mit eingeschränkter Alltags-
kompetenz auf eine Betreuungskraft auf 20 Bewohnerinnen und Bewohner verän-
dert. 

Bewertung 

Die Einführung der Betreuungskräfte nach § 87b wurde vor Ort in den Einrichtungen 
als sehr positiv bewertet, da so tatsächlich mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
den Pflegeeinrichtungen zur Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner einge-
stellt werden konnten und dies zu einer spürbaren Entlastung der Pflegenden und 
besseren Versorgung der Pflegebedürftigen beigetragen hat. Insofern sind die erneu-
te Verbesserung des Betreuungsschlüssels und die Ausweitung des Anspruchs auch 
auf Pflegebedürftige ohne eingeschränkte Alltagskompetenz grundsätzlich als Maß-
nahme einer kurzfristigen Verbesserung der Personalsituation zu begrüßen. Unklar 
bleibt, wie die Leistungen nach § 87a dabei auch Personen zugutekommen können, 
die nicht versichert. Darüber hinaus sind weitere Fragen der Umsetzung, z. B. zum 
Meldeverfahren und zu den Richtlinien nach § 87b Abs., 3 zu klären. 

Insgesamt wäre es wünschenswert gewesen, den Personalausbau mit der Umset-
zung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs zu verknüpfen, um Komplikationen bei 
einer Umstellung vorzubeugen und erst gar keine Probleme hinsichtlich einer späte-
ren Anschlussfähigkeit aufkommen zu lassen.  

In einer langfristigen Perspektive ist darüber hinaus kritisch zu hinterfragen, welche 
Auswirkungen die Ausgliederung der Bereiche der sozialen Betreuung, Alltagsstruk-
turierung, Kommunikation und Beziehungsgestaltung auf den Aufgaben- und Tätig-
keitsbereich der Pflegefachkräfte haben. Im Selbstverständnis der Pflege und insbe-
sondere der Altenpflege, stellen diese Bereiche elementare Kernaufgaben dar und 
spielen auch eine wesentliche Rolle bei der Berufswahl. Die Entbindung der Pflege-
fachkräfte von diesen Aufgaben der Zuwendung und Betreuung der zu Pflegenden 
und die fortschreitende Reduktion des Tätigkeitsbereichs auf technische Verrichtun-
gen, Kontrollaufgaben etc. ist zwar wegen der Entlastung zu begrüßen. Gleichzeitig 
bedeutet dieses aber auch eine inhaltliche „Entleerung“ der pflegerischen Tätigkeit 
um diese für die Berufswahl so wichtigen Inhalte des Pflegeberufes. Somit besteht  
die Gefahr negativer Auswirkungen hinsichtlich des Berufsbildes und der Motivation 
einen Pflegeberuf zu ergreifen sowie auf die Verweildauer im Beruf und könnte dazu 
beitragen den Fachkräftemangel in den Pflegeberufen so noch zusätzlich zu verstär-
ken. 

Lösung 

Bzgl. der Leistungen nach § 87b ist eine Lösung für die Gruppe nicht versicherter 
Personen zu finden. 

Die Umsetzung muss insgesamt möglichst unbürokratisch, ohne aufwändige Melde- 
und Erhebungsverfahren vor Ort an die Kassen u. ä. erfolgen. Aufgrund der Auswei-
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tung der Leistungen auch auf Menschen ohne erheblich eingeschränkte Alltagskom-
petenz sind auch die Richtlinien nach § 87b Abs. 3 inhaltlich zu aktualisieren, wobei 
eine Anerkennungsregelung für die bisherigen Betreuungskräfte sowie angemessene 
Übergangszeiten zu berücksichtigen sind. 

 

Zu 7.: Weitere Leistungsverbesserungen 

§ 39 Verhinderungspflege 

Entwurf der Bundesregierung und Stellungnahme des Bundesrats 

a. Der Entwurf der Bundesregierung sieht eine Verlängerung der Inanspruchnahme 
von Verhinderungspflege von vier auf sechs Wochen im Jahr vor. Darüber hinaus 
sieht Abs. 3 eine Erhöhung der Leistung durch eine Kombination mit Leistungen 
der Kurzzeitpflege nach § 42 um 50 % vor. 

b. Der Bundesrat schlägt vor die sechsmonatige Vorpflegezeit zu streichen. 

Bewertung 

a. Grundsätzlich ist die Ausweitung der Leistungen zur Verhinderungspflege zu be-
grüßen. Allerdings erschließt sich nicht, warum die Regelung in § 39 nicht analog 
der Neuregelung des § 42 gestaltet ist, der keine Verrechnung der Leistungen bei 
Kombination mit den Leistungen nach § 39 vorsieht und damit eine 100 % Leis-
tungserhöhung bedeutet, die in diesem Fall sogar mit einer Anspruchserhöhung 
auf acht statt nur auf sechs Wochen einhergeht. 

b. Die AWO unterstützt die Forderung des Bundesrats zur ersatzlosen Streichung 
der sechsmonatigen Vorpflegezeit. 

Lösung 

a. Abs. 3 ist analog § 42 Abs. 2 Satz 3 und 4 zu gestalten. 
b. Zur Aufhebung der sechsmonatigen Wartefrist ist § 39 Abs. 1 Satz 2 ersatzlos zu 

streichen. 

 

§ 42 Kurzzeitpflege 

Entwurf der Bundesregierung 

Der Referentenentwurf sieht in Abs. 2 eine Erhöhung der Leistung durch eine Kom-
bination mit Leistungen der Verhinderungspflege nach § 39 sowie die Möglichkeit 
einer Erhöhung des Anspruchs auf bis zu acht Wochen im Jahr vor. In Abs. 3 wird 
die Altersbegrenzung abgeschafft. 

Bewertung 

Diese Leistungsverbesserungen sind zu begrüßen. 
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Zu 8.: Finanzierung 

§ 55 Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze und §§ 131 – 139 Pflegevorsorge-
fonds 

Entwurf der Bundesregierung 

Nach § 55 ist die Anhebung der Beiträge von derzeit 2,05 % auf 2,35 % der beitrags-
pflichtigen Einnahmen der Mitglieder geplant. Eine Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenze ist nicht vorgesehen.  

Die §§ 131 ff sehen die Bildung eines Pflegevorsorgefonds in Form eines Sonder-
vermögens in der sozialen Pflegeversicherung vor. Ab dem 15. April 2015 sollen dem 
Fonds vierteljährlich ein Beitrag, entsprechend von 0,025 % der beitragspflichtigen 
Einnahmen des Vorjahres, zugeführt werden. Ab dem Jahr 2035 soll das Sonder-
vermögen dann zur Sicherung der Beitragsstabilität der sozialen Pflegeversicherung 
eingesetzt werden. 

Bewertung 

Der Hauptbaustein einer Pflegeversicherungsreform sollte nach Auffassung der AWO 
in einer Ausgestaltung der Pflegeversicherung als Bürgerversicherung  bestehen. 
Das bedeutet konkret die Aufhebung der Grenze zwischen gesetzlicher und privater 
Pflegeversicherung. Beamte, Selbständige und jetzt freiwillig Privatversicherte müs-
sen sich zu einem bestimmten Zeitpunkt gesetzlich versichern. Weitere Aspekte ei-
ner Bürgerversicherung sind die Anhebungen der Beitragsbemessungsgrenze auf 
die derzeit in der Rentenversicherung geltende Höhe sowie die Einbeziehung aller 
Einkommensarten.  

Um die sozialpolitische Forderung nach einer solidarischen Pflegebürgerversiche-
rung zu untermauern und auch mit Zahlen und Fakten hinsichtlich einer möglichen 
Einführung zu belegen, hat der AWO Bundesverband im Januar 2012 ein entspre-
chendes Gutachten vorgelegt. Danach würde, bei einer sofortigen Einführung einer 
Bürgerversicherung ohne Berücksichtigung von Übergangsregelungen, der Beitrags-
satz um 0,4 Beitragssatzpunkte reduziert werden können. Umgekehrt betrachtet 
werden gut 4 Mrd. Euro zusätzliche Einnahmen generiert. Im Zeitverlauf verringert 
sich der Effekt allerdings auf 0,22 bzw. 0,27 Beitragssatzpunkte. Selbst unter der Be-
rücksichtigung regelmäßiger Dynamisierung der Pflegeversicherungsleistungen in 
Anlehnung an die Inflationsrate würde der Beitragssatz bis zum Jahr 2050 nur sehr 
moderat auf dann 2,3 % ansteigen müssen.  

Im Vergleich dazu plant die Regierung eine Beitragserhöhung auf 2,35 % schon ab 
1. Januar 2015. Damit ist die Einführung der Pflege-Bürgerversicherung sowohl die 
kostengünstigere, die sicherere und vor allem die solidarischere Alternative zu einer 
kapitalgedeckten privaten Zusatzversicherung oder des geplanten und so genannten 
Zukunftsfonds. Durch die mit der Pflegebürgerversicherung gewährleistete Einnah-
meverbreiterung würde eine dynamische Einnahmesituation geschaffen, die es er-
möglichte, Pflege ebenso dynamisch an die gesellschaftlichen Veränderungen und 
die daraus resultierenden Anpassungen der Leistungen zu ermöglichen. Einmalige 
Beitragserhöhungen sind im Gegensatz dazu kurzfristig und damit keine adäquate 
Antwort auf die genannten dynamischen Prozesse. Zudem sind die aktuellen Ent-
wicklungen auf den Kapitalmärkten nicht dazu geeignet, das Vertrauen in die Kapi-
taldeckung nach den eher ernüchternden Erfahrungen der Finanzkrise der Jahre 
2008 und 2009 zu erhöhen und es ist mit massiven Kaufkraftverlusten der Rücklagen 
ab 2035 zu rechnen. 
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Lösung 

Wir fordern eine nachhaltige und solidarische Finanzierungsbasis durch die Ausge-
staltung der Pflegeversicherung als Bürgerversicherung  mit einer Aufhebung der 
Grenze zwischen gesetzlicher und privater Pflegeversicherung, die Einbeziehung von 
Beamten, Selbständigen und derzeit freiwillig Privatversicherten zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt in die gesetzliche Pflegeversicherung und stützen damit den Antrag der 
Fraktion Die Linke zur gerechten und stabilen Finanzierung. Außerdem fordern wir 
die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze auf die derzeit in der Rentenversiche-
rung geltende Höhe und die Einbeziehung aller Einkommensarten. Die Pflegebürger-
versicherung ist aufgrund der Nachhaltigkeit und Zukunftsorientierung die geeignete 
Finanzierungslösung um die in den kommenden Jahren immer wieder notwendigen 
Anpassungen der Pflegeversicherung an sich verändernde gesellschaftliche Entwick-
lungen zu gewährleisten. 

Das 14. Kapitel mit den §§ 131 – 139 ist ersatzlos zu streichen. 

 

Zu 9.: Weiterer Änderungsbedarf aus Sicht der AWO  

§ 43a Leistungen für Pflegebedürftige in vollstationären Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe 

Entwurf der Bundesregierung 

In stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe zahlt die Pflegekasse nur einen 
begrenzten Pauschalbetrag zur Abgeltung der Pflegesachleistungen von bisher ma-
ximal 256 Euro im Monat, der nun auf 266 Euro angehoben werden soll. 

Bewertung 

Grundsätzlich begrüßt die AWO die Leistungserweiterung, hält diese jedoch nicht für 
ausreichend und angemessen. Nach Auffassung der AWO widerspricht die Ausge-
staltung des § 43a SGB XI grundsätzlich Art. 19 der UN-BRK, da er pflegebedürfti-
gen Menschen mit Behinderung aufgrund ihrer Wohnortwahl Leistungen der Pflege-
versicherung vorenthält, obwohl es um beitragsbezogene Leistungen geht. Einrich-
tungen der Behindertenhilfe sind das Zuhause vieler Menschen mit Behinderung und 
als solches im Pflegeversicherungsgesetz anzuerkennen, damit ihnen als Beitrags-
zahler nicht, aufgrund ihrer Wohnortwahl, Leistungsansprüche vorenthalten werden. 

Lösung 

Die Deckelung der Pflegesachleistungen nach § 43a SGB XI ist aufzuheben. 

 

Tarifliche Vergütung 

Stellungnahme des Bundesrats  

Zur Sicherstellung der Anerkennung der tariflichen Vergütung in den Vergütungsver-
handlungen schlägt der Bundesrat folgende Änderungen vor: Nach § 84 Absatz 2 
Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: "Die Bezahlung tarifvertraglich vereinbarter 
Vergütungen kann dabei nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden." sowie § 89 
Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Satz 3 wird wie folgt gefasst: "Die Vergütung 
muss einem Pflegedienst bei wirtschaftlicher Betriebsführung ermöglichen, seine 
Aufwendungen zu finanzieren und seinen Versorgungsauftrag zu erfüllen." b) Fol-
gende Sätze werden angefügt: "Die Bezahlung tarifvertraglich vereinbarter Vergü-
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tungen kann dabei nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden. Eine Differenzierung 
in der Vergütung nach Kostenträgern ist unzulässig." 

Bewertung 

Die AWO unterstützt das Anliegen des Bundesrats zur besseren Sicherstellung der 
Anerkennung tariflicher Vergütung in den Vergütungsverhandlungen. Dies ist ein 
zentrales Anliegen der AWO, sowohl aus Wettbewerbs- als auch aus sozialpoliti-
schen Gründen. Nur so kann sichergestellt werden, das berufliche Pflegende  für ihre 
Arbeit fair entlohnt werden und die Attraktivität des Berufsfeldes gesteigert wird. 

Lösung 

Der AWO Bundesverband e. V. fordert eine Aufwertung der Orientierung an Tariflöh-
nen. Um eine weitere Lohnabsenkung im Pflegebereich zu verhindern, bedarf es 
nach unserer Auffassung eines klaren Bekenntnisses zur Tarifgebundenheit.  
 

Steigender Aufwand medizinischer Pflege und palliativer Versorgung 

Entwurf der Bundesregierung 

Dieses Thema wird im Entwurf nicht aufgegriffen. 

Bewertung 

Die demografische Entwicklung führt nicht nur dazu, dass der Anteil älterer Men-
schen an der Gesamtbevölkerung stetig wächst, sondern es verändern sich auch die 
Häufigkeiten im Krankheitsspektrum. Insbesondere chronische Erkrankungen neh-
men dabei zu. Gleichzeitig sind pflegebedürftige Menschen immer älter, kränker und 
pflegebedürftiger, wenn sie in ein Pflegeheim einziehen. In der Summe kommen also 
immer mehr Menschen mit höheren und komplexeren Pflege- und Behandlungsbe-
darfen oder sogar zur Sterbebegleitung in die Pflegeheime. Dies stellt die betroffenen 
Menschen und ihre Angehörigen wie auch die Pflegeheime vor besondere Heraus-
forderungen, aus denen ein steigender Mehraufwand resultiert. Dieser hat quantitati-
ve und qualitative Konsequenzen. Der quantitative Mehraufwand ergibt sich aus den 
beschriebenen höheren Bedarfen  und den daraus resultierenden Pflege- und Be-
treuungsaufwänden. Der qualitative Mehraufwand betrifft vor allem die Fachkräfte, 
denn die komplexen organisatorischen und pflegerischen Aufgaben können nur Pfle-
gefachkräfte durchführen.  

Lösung 

Diesem Mehraufwand in stationären Pflegeeinrichtungen ist im Rahmen der Pflege-
versicherung künftig durch entsprechende (Mehr-) Leistungen Rechnung zu tragen. 

 

Stärkung der Ausbildung in der Altenpflege 

Stellungnahme des Bundesrats 

a. Die Sicherung des Fachkräftebedarfs in der Altenpflege erfordert weitere über die 
im 5. SGB XI-ÄndG genannten Maßnahmen. Der Bundesrat fordert die Bundes-
regierung auf, spätestens mit der Schaffung eines Pflegeberufe-Gesetzes für eine 
gerechtere Verteilung der Ausbildungskosten zu sorgen, um die Ausbildungsbe-
reitschaft und die Ausbildungsqualität in der Altenpflege zu stärken. 

b. Ein Ausbildungsfonds auf Bundesebene, der sich aus Beitragsmitteln zur sozialen 
Pflegeversicherung und der privaten Pflegeversicherung speist, soll sich an den 
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Kosten der praktischen Ausbildung beteiligen. Damit wird sichergestellt, dass die 
Kosten der praktischen Ausbildung nicht überwiegend von denjenigen Pflegebe-
dürftigen getragen werden, die Dienste von ausbildenden Einrichtungen in An-
spruch nehmen, sondern auch von denjenigen, die später von der Ausbildung 
profitieren, ohne das Prinzip der Teilkostenversicherung in Frage zu stellen. 

c. Um die Schaffung von Ausbildungsumlagen durch Länderverordnung zu erleich-
tern, wird die Bundesregierung aufgefordert, eine Änderung der gesetzlichen 
Grundlage in § 25 AltPflG dahin zu prüfen, dass nicht mehr nur ein Mangel an 
Ausbildungsplätzen eine entsprechende Verordnung ermöglicht, sondern auch 
ein Bedarf an Auszubildenden. 

Bewertung 

a. Wenn die Bundesregierung, wie im Koalitionsvertrag fixiert, ein einheitliches Beru-
fe-Gesetz auf den Weg bringen will, wird dies nicht ohne eine einheitliche Finan-
zierung der Ausbildung möglich sein. Eine einheitliche Ausbildung impliziert, dass 
es künftig keine Unterschiede mehr bei der Art und Höhe der Ausbildungsvergü-
tung zwischen der Alten- und (Kinder-) Krankenpflege wie auch der Finanzierung 
der Ausbildungsstätten insgesamt mehr geben darf. Ohne eine einheitliche Fi-
nanzierung würden zwischen den Berufsfeldern Konkurrenzsituationen entstehen, 
die letztlich zu Lasten der Versorgung der Pflegebedürftigen oder Patientinnen 
gehen. Die Einführung eines einheitlichen Pflegeberufe-Gesetzes bedarf der an-
teiligen Finanzierungsbeteiligung all jener, die hiervon profitieren. Durch die Aus-
weitung der Praxis- und Handlungsfelder ist zu prüfen, ob künftig nicht weitere 
Akteure an der Finanzierung der Ausbildungskosten zu beteiligen sind. Ohne ein 
einheitliches Finanzierungskonzept, das alle relevanten Akteure  im Rahmen ihrer 
finanziellen Möglichkeiten einbezieht, dass gleiche Ausbildungsvergütungen für 
alle Auszubildenden gewährt und das für alle Ausbildungsstätten dieselben Fi-
nanzierungsbedingungen vorhält, fehlt einem einheitlichen Pflegeberufe-Gesetz 
die finanzielle und organisatorische Grundlage. Die AWO lehnt einen zusätzlichen 
Fonds zur Finanzierung der Ausbildungsinfrastruktur aus Mitteln der Pflegeversi-
cherung ab. Hier sollte dringend berücksichtigt werden, dass die Pflegeversiche-
rung dem Teilkaskoprinzip unterliegt und die Mittel zur Abdeckung des steigenden 
Pflegerisikos heute schon eng bemessen sind. Wenn die Länderforderung sich 
auf eine solche Konstruktion bezieht, halten wir dies für problematisch. In Bezug 
auf die Ausbildungsfinanzierung sind v.a. die Länder, ihre Kommunen und Ge-
meinden im Sinne des Sicherstellungauftrages für die Infrastruktur der Pflegeab-
sicherung in der Region zuständig. Hierzu zählt auch die Gewährleistung einer 
ausreichenden Zahl an Ausbildungsplätzen und finanzielle Unterstützung der Al-
tenpflegeausbildungsstätten im Sinne der Ausbildungsinfrastrukturvorhaltung. 
Auch im Zuge der Einführung eines Pflegeberufe-Gesetzes dürfen die Länder 
nicht aus der Finanzierungsverantwortung entlassen werden. 

Ist mit der Forderung der Länder ein Ausbildungsfond im Sinne einer Ausbil-
dungsumlage gemeint, so ist dies grundsätzlich zu begrüßen. Diese beschränkt 
sich derzeit in seiner diskutierten Form auf die Organisation und Finanzierung der 
Altenpflegeausbildung.. Mit der Einführung eines einheitlichen Pflegeberufe-
Gesetzes, wie von der Bundesregierung verfolgt, würde die eigenständige Alten-
pflegeausbildung  aber aufgehoben. Dann müssten neue Regelungen gefunden 
werden, die für den Kliniksektor ebenso wie für den Bereich der Altenpflege Gül-
tigkeit haben.   
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b. Die AWO begrüßt die vorgeschlagene Änderung, die Bedingungen für die Umlage 
nicht nur an dem Mangel an Ausbildungsplätzen auszurichten, sondern auch an 
dem Mangel an Auszubildenden und dies rechtlich zu verankern. Die Altenpfle-
geausbildung hat wie kein anderer Gesundheits- und Pflegeberuf in den vergan-
gen Steigerungsraten zu verzeichnen, was für die Attraktivität des Berufsbildes 
spricht. Mit  der Schaffung eines einheitlichen Pflegeberufe-Gesetzesmüssen  
neue rechtliche Fundamente gelegt werden, die dann in allen Ausbildungssekto-
ren der Pflege gleiche Bedingungen und Voraussetzungen zur Folge haben müs-
sen. 

Lösung 

a. Die AWO unterstützt die Forderung des Bundesrates nach einer gerechteren Ver-
teilung der Ausbildungskosten, um die Ausbildungsbereitschaft und die Ausbil-
dungsqualität in der Altenpflege zu stärken. 

b. Die AWO hält es mit Blick auf die Sicherung von ausreichend qualifizierten Alten-
pflegekräften für dringend geboten, die Finanzierung der Altenpflegeschulen fest 
im Haushalt der Länder zu verankern. Die AWO spricht sich grundsätzlich dafür 
aus alle Pflegeausbildungen (Kinderkrankenpflege, Gesundheits- und Kranken-
pflege und Altenpflege) im Berufsbildungssystem im Sinne einer Berufsfachschule 
zu konzipieren. Hierdurch würden die Pflegeausbildungen in ein normales System 
beruflicher Bildung überführt. Die feste Verankerung im Berufsbildungssystem 
wäre, neben vielen anderen Vorteilen, mit der regulären Zahlung einer (tariflichen) 
Ausbildungsvergütung verbunden. Hierdurch könnte ein wesentlicher Beitrag zur 
Geschlechtergerechtigkeit und zur Steigerung der Gewinnung von Auszubilden-
den und damit von Fachkräften für diese immer wichtiger werdenden Berufe ge-
leistet werden. 
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Stellungnahme 

der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspfl ege (BAGFW) 
zum 

Entwurf der Bundesregierung für ein Fünftes Gesetz zur Änderung 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitung für 

Pflegebedürftige, Pflegevorsorgefonds  
(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz - 5. SGB XI-ÄndG), 
zur Stellungnahme des Bundesrats (BR DRS 223/14)  

sowie 
zum Änderungsantrag zu Artikel 1 Nr. 27 

 

Die in der BAGFW kooperierenden Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 
bedanken sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf des 5. SGB XI-
ÄndG und machen davon zu folgenden Themen gemeinsam Gebrauch: 

1. Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 

2. Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen – Umwidmung des halben 
Sachleistungsbudgets / Entlastungsbetrag  

3. Zeitvergütung in der ambulanten Pflege 

4. Qualitätsprüfungen 

 

Zu 1.: Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 

Seit Einführung der Pflegeversicherung wird der Begriff der Pflegebedürftigkeit als zu 
eng und zu verrichtungsbezogen kritisiert. Besonders der Bedarf an allgemeiner Be-
treuung, Beaufsichtigung und Anleitung, den etwa Menschen mit Demenz häufig ha-
ben, wird bisher zu wenig berücksichtigt. Deshalb wurde im November 2006 der Bei-
rat zur Überprüfung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs beauftragt, konkrete und wis-
senschaftlich fundierte Vorschläge für einen neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und 
ein darauf aufbauendes Begutachtungsverfahren zu erarbeiten. Am 29. Januar 2009 
wurde der Bericht des Beirats an die damalige Bundesgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt übergeben. Ergänzend hat der Beirat im Mai 2009 Vorschläge zur Umset-
zung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs vorgelegt. In der letzten Legislaturperio-
de wurde dann erneut ein Beirat beauftragt, Umsetzungsvorschläge vorzulegen. 
Dessen Abschlussbericht ist am 27. Juni 2013 an den damaligen Bundesgesund-
heitsminister Daniel Bahr übergeben worden. 

Seit mehr als sieben Jahren gibt es einen breiten gesellschaftlichen Konsens, den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff in der Pflegeversicherung einzuführen. Die zwei 
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Expertenbeiräte haben ihre Empfehlungen abgegeben und diverse ergänzende (wis-
senschaftliche) Expertisen liegen vor. Offen sind seither weniger die technischen 
Fragen der Einführung als vielmehr die politischen Weichenstellungen zur Umset-
zung.  

Entwurf der Bundesregierung und Bewertung 

Vor dem oben beschriebenen Hintergrund ist der nun vorliegende Gesetzentwurf ent-
täuschend, denn er enthält keinen konkreten Ansatz zu den offenen politischen Fra-
gestellungen zur Umsetzung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs. Stattdessen 
werden erneut so genannte Vorziehleistungen eingeführt. Die Umsetzung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs wird kurz und knapp mit einem Satz im Gesetzentwurf 
auf einen zweiten Schritt vertagt. Leider wird daraus weder ein konkreter verbindli-
cher Zeitplan der Einführung erkenntlich, noch gibt es Hinweise auf ein Gesamtkon-
zept für die anstehende Reform. Die Vorziehleistungen stehen so für sich allein und 
es wird nicht deutlich, in welchem größeren Rahmen sie einzuordnen sind und ob 
bzw. wie eine Anschlussfähigkeit an die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeits-
begriffs gegeben ist. 

Lösungsvorschlag 

Die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW) 
kooperierenden Verbände fordern daher die Bundesregierung auf, die dringenden 
politischen Weichenstellungen für die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs anzugehen und einen verbindlichen politischen und zeitlichen Rahmen für die 
Umsetzung zu schaffen und vorbereitende Arbeiten für die Umsetzung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs durchzuführen. In diesem Zusammenhang unterstützt die 
BAGFW ausdrücklich die Forderungen des Bundesrats in dessen Stellungnahme, im 
Vorgriff auf ein weiteres Gesetzgebungsverfahren zur Einführung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs mit vorbereitenden Maßnahmen zu dessen Umsetzung zu be-
ginnen, um den vom Expertenbeirat veranschlagten Zeitbedarf für die Implementie-
rung von 18 Monaten nach Verabschiedung der gesetzlichen Grundlagen des zwei-
ten Reformschrittes wirksam zu verkürzen.  

 

Zu 2.: Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen –  Umwidmung des 
halben Sachleistungsbudgets (§ 45b Abs. 3 SGB XI n. F. ) / Entlastungsbetrag  

Entwurf der Bundesregierung 

Über den für Betreuungs- und Entlastungsangebote in § 45b SGB XI vorgesehenen 
Betrag hinaus sollen pflegebedürftige Personen künftig auch den ihnen zustehenden 
ambulanten Sachleistungsbetrag nach den §§ 36 und 123 zur Hälfte für nied-
rigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote im Wege der Kostenerstattung 
flexibel nutzen können. 

Die Vergütungen für die Pflegesachleistung werden dabei vorrangig abgerechnet. 
Wer niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsleistungen im Rahmen der neuen 
Kombinationsleistung mit dem Pflegegeld nutzt, hat eine obligatorische Pflicht-
Beratung durch die in § 37 Absatz 3 oder 8 genannten Beratungsstellen abzurufen. 
Des Weiteren ist auch eine Kombination von niedrigschwelligen Betreuungs- und 
Entlastungsleistungen, ambulanten Pflegesachleistungen und Pflegegeld möglich. 
Die vorgesehene Regelung soll laut Begründung zum Gesetzentwurf im Rahmen 
einer Studie im Auftrag des Bundesgesundheitsministeriums evaluiert werden. Zu-
dem erfolgt eine Klarstellung, dass die Kostenerstattung der Aufwendungen auch 
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möglich ist, wenn für die Ko-Finanzierung der Betreuungs- und Entlastungsleistungen 
Mittel der Verhinderungspflege eingesetzt werden. 

Die Leistungen nach § 45b SGB XI werden für alle Pflegebedürftigen im Sinne des 
SGB XI geöffnet. Der Kreis der Anspruchsberechtigten erstreckt sich somit künftig 
auch auf Menschen, die nicht die Voraussetzungen des Vorliegens eines erheblichen 
allgemeinen Betreuungsbedarfs nach § 45a SGB XI erfüllen. 

Bewertung  

Mit der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs werden die Leistungen der 
Grundpflege, der pflegerischen Betreuung und der hauswirtschaftlichen Versorgung 
zu drei gleichberechtigten Säulen der Pflegesachleistung. Bis dahin findet die Über-
gangsregelung häusliche Betreuung nach § 124 SGB XI Anwendung. Danach setzt 
der Anspruch auf häusliche Betreuung voraus, dass die Sicherstellung der Grund-
pflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung im Einzelfall gewährleistet sein 
muss.  

Nach Auffassung der BAGFW ist die mögliche Umwidmung des halben Sachleis-
tungsbetrags ohne die entsprechende Schaffung einer Gesetzesgrundlage für den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff problematisch. Hier werden bereits zwei Paragra-
fen berührt, die als Übergangsregelungen bis zur Einführung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs mit der letzten Pflegeversicherungsreform eingeführt wurden. Mit 
dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff wird eine inhaltliche Zuordnung der Leistun-
gen der häuslichen Betreuung nach § 124 SGB XI, der Leistungen nach § 45b SGB 
XI sowie der niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsleistungen nach § 45c 
SGB XI vorgenommen. Die Grundlage hierfür fehlt aber gegenwärtig und wird auch 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht geschaffen. Somit  wird der zweite Schritt 
vor dem ersten getan.  

Die Umwidmung der Leistungen soll pflegestufenbezogen erfolgen. Mit der Einfüh-
rung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs werden insbesondere kognitiv und psy-
chisch veränderte Menschen eine angemessenere und meist auch höhere Zuord-
nung in die neuen Pflegegrade erhalten. Auch dies ist abzuwarten, bevor analog zu 
den jetzigen Pflegestufen eine pflegegradbezogene Leistungsveränderung, die ins-
besondere § 45b SGB XI betrifft, erfolgen soll. Nach der hier vorgeschlagenen Rege-
lung sind die verschiedensten Kombinationen von Leistungen nach den §§ 36, 123 
und 38 als umgewidmete Leistungen nach § 45b Abs. 3 denkbar (ggf. auch in Kom-
bination mit den Leistungsansprüchen nach den §§ 39 und 45b Abs. 1 bzw. Abs. 
1a.).  

Die durch diese Neuregelung entstehenden Kombinationsmöglichkeiten stehen aber 
einer möglichen Komplexität den gegenwärtigen Regelungen der Tagespflege nach 
§ 41 Abs. 4 bis 6 in nichts nach. Diese Regelungen sollen durch 5. SGB XI ÄndG 
gerade ersatzlos gestrichen werden, mit der folgenden Begründung: „Die bisherigen, 
sehr komplexen Regelungen zur Kombination der Leistungen werden aufgehoben. 
[…] Durch die Neufassung von § 41 Absatz 3 wird diese Neuregelung im Gesetz ein-
deutig klargestellt und damit für die Betroffenen unmittelbar verständlich. Die bisheri-
gen Kombinationsregelungen hatten bei Pflegekassen und Leistungserbringern zu-
dem zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand im Rahmen der Abrechnung der Leis-
tungen geführt. Dieser Aufwand wird nun vollständig eingespart. Damit leistet die 
Aufhebung der Kombinationsregelungen auch einen deutlichen Beitrag zum Bürokra-
tieabbau.“ (Begründung zu Nr. 11 (§ 41), S. 27 f.)  
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Die Regelung in § 45b, wonach die nach Landesrecht zugelassenen niedrig schwel-
ligen Betreuungsleistungen nach § 45b Absatz 1 Satz 6 Ziffer 4 in Höhe von bis zu 
50 Prozent der Pflegesachleistung nach § 36 in Anspruch genommen werden kön-
nen, wird von der BAGFW kritisch bewertet. Hauptgrund ist der hohe bürokratische 
Aufwand, der den Betroffenen durch die Regelung entsteht. Der Umfang der monat-
lich abgerufenen Betreuungs- und Entlastungsleistungen kann und wird in der Regel 
nämlich variieren. Gleichzeitig kann die Rechnungsstellung für die niedrig schwelli-
gen Leistungen erst im Folgemonat der Leistungserbringung erfolgen, sodass die 
Rechnung frühestens zu diesem Zeitpunkt zwecks Kostenerstattung bei der Pflege-
kasse eingereicht werden kann.  Da auch die Pflegesachleistung der Art und dem 
Umfang nach von Monat zu Monat variieren kann, diese Leistung jedoch am Ende 
des laufenden Monats der Leistungserbringung durch die Pflegedienste abgerechnet 
wird, müssen sich die Versicherten regelmäßig am Ende jedes Monats bei der Pfle-
gekasse erkundigen, in welchem Umfang der Sachleistungsbetrag bereits verbraucht 
war und welcher Betrag entsprechend noch für die Inanspruchnahme niedrig schwel-
liger Betreuungsleistungen zur Verfügung stand. Eventuell überschüssige Beträge 
muss er dann entsprechend selbst tragen. Die Regelung wird also sowohl für die Be-
troffenen als auch für die Pflegekasse einen hohen bürokratischen Aufwand nach 
sich ziehen und bei den Betroffenen die Intransparenz erhöhen statt verringern. 

Für die Betroffenen erhöht sich die Komplexität des Leistungsgeschehens  noch 
durch die Neuregelungen des 5. SGB XI ÄndG, die zur stärkeren Kombinierbarkeit 
von Kurzzeitpflege und Verhinderungspflege getroffen wurden. Die BAGFW hat sich 
schon seit längerem dafür eingesetzt, dass die beiden Leistungsarten ganz flexibel 
miteinander verknüpft werden können und begrüßt daher die Zielrichtung des Geset-
zesentwurfs in diesem Punkt nachdrücklich. Das Ziel wird jedoch nicht erreicht, wenn 
Versicherte Leistungen der Verhinderungspflege nur bis zu 6 Wochen und nicht bis 
zu den auch an sich möglichen 8 Wochen aus nicht verbrauchten Mitteln der Kurz-
zeitpflege in Anspruch nehmen können. Umgekehrt können Leistungen der Kurzzeit-
pflege nach dem vorliegenden Entwurf nicht nur bis zu 6 Wochen, sondern bis zu 8 
Wochen aus nicht verbrauchten Mitteln der Verhinderungspflege abgerufen werden, 
was begrüßenswert ist. Diese unterschiedlichen Regelungen in der Kombination ein- 
und derselben Leistungen sind für die Verbraucher sehr unübersichtlich. Wir schla-
gen vor, beide Leistungen vollumfänglich miteinander kombinierbar zu machen. 

Durch die Transparenz und die Flexibilität des Jahresbetrags wird die Selbstbestim-
mung der Versicherten gestärkt. Zugleich werden die pflegenden Angehörigen ent-
lastet und die individuellen Versorgungsarrangements gestärkt.  

Lösungsvorschlag 

§ Aufgrund der geschilderten Probleme schlägt die BAGFW vor, die geplanten Än-
derungen des § 45b Abs. 3a ersatzlos zu streichen und anstatt dessen - mindes-
tens für den Übergang bis zur Einführung und Umsetzung eines neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs - einen Entlastungsbetrag einzuführen. 

§ Die BAGFW hat in den Expertenbeirat zur konkreten Ausgestaltung des Neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs den Vorschlag eines „Entlastungsbetrags“ einge-
bracht. In diesen sollen die bereits heute den Versicherten zur Verfügung stehen-
den Mittel aus der Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI, der Verhinderungspflege 
nach § 39 SGB XI sowie die Leistungen nach § 45b SGB XI einfließen. Fasst man 
alle diese Leistungen zusammen, könnte jedem pflegebedürftigen Menschen ein 
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monatlicher Betrag von ca. 372,67 Euro oder jährlich von 4.472 Euro1 zur Verfü-
gung stehen. Der Entlastungsbetrag bietet den pflegebedürftigen Menschen und 
ihren Angehörigen eine hohe Flexibilität in der Inanspruchnahme und Kombinati-
on der heute schon vorhandenen Entlastungsmöglichkeiten. Ein Betrag für Ent-
lastungsmaßnahmen erleichtert zudem wesentlich den Überblick über die zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten und erhöht somit gegenüber der gegenwärti-
gen Situation in hohem Maße die Transparenz über die in Anspruch genomme-
nen Leistungen. Aus dem Entlastungsangebot könnten dann die folgenden Ange-
bote im Rahmen der Kostenerstattung in Anspruch genommen werden: 

- der Tages- oder Nachtpflege, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB XI, Ziffer 1) 

- der Kurzzeitpflege, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB XI, Ziffer 2 ) 

- der zugelassenen Pflegedienste, sofern es sich um besondere Angebote der 
allgemeinen Anleitung und Betreuung und nicht um Leistungen der Grund-
pflege und hauswirtschaftlichen Versorgung handelt, (§ 45 Abs.1 Satz 6 SGB 
XI, Ziffer 3) oder  

- der nach Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Betreuungs- und Ent-
lastungsangebote, die nach § 45c gefördert oder förderungsfähig sind. (§ 45 
Abs.1 Satz 6 SGB XI n. F.) 

- Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson (§ 39 Abs. 1 SGB XI n. 
F.)  

Diese Lösung hat den Vorteil, dass die Mittel für Entlastungsleistungen, die nicht 
ausgeschöpft wurden, bedarfsentsprechend und bedarfsgerecht für andere Ent-
lastungsleistungen eingesetzt werden können.  

Insgesamt entspricht dieser Lösungsvorschlag dem Vorschlag der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, welche diesen in den Experten-
beirat zur konkreten Ausgestaltung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs eingebracht 
hatte und von diesem auch empfohlen wurde. Danach soll es künftig Teilleistun-
gen zum Ausgleich der eingeschränkten Selbständigkeit geben und Teilleistun-
gen zur Entlastung des Pflegesettings. 

§ Sollte der Gesetzgeber den vorgeschlagenen Entlastungsbetrag mit dieser Re-
form nicht einführen, fordert die BAGFW zumindest wie vom Bundesrat vorge-
schlagen, dass die Leistungen nach § 45b, die gegenwärtig einen Monatsbetrag 
darstellen, zu einem Jahresbetrag zusammengefasst werden. Das erhöht die Fle-
xibilität und Transparenz bei der Inanspruchnahme dieser Leistungen.  

 

Zu 3.: Zeitvergütung in der ambulanten Pflege 

Position der BAGFW 

Seit dem 01.01.2013 sind die ambulanten Pflegedienste nach § 89 SGB XI dazu ver-
pflichtet, ihren pflegebedürftigen Kunden alternativ zu den pauschalen Leistungspa-
keten (oder Komplexleistungen) auch eine Vergütung nach dem tatsächlichen Zeit-
aufwand für diese Leistungen (Zeitvergütung) anzubieten. Die nun obligatorische 
Zeitvergütung ist minutengenau abzurechnen (Minutenpflege). Nach § 120 Abs. 3 
SGB XI ist im Pflegevertrag jede Leistung oder Komplexleistung einschließlich aller 
hierfür mit den Kostenträgern vereinbarten Vergütungen gesondert zu beschreiben. 

                                                           
1 Hierbei gehen wir bei den Leistungen nach § 45b SGB XI von einem Anspruch von 104 Euro aus. 
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Der Pflegedienst hat ferner den Pflegebedürftigen vor Vertragsabschluss sowie bei 
jeder wesentlichen Veränderung darüber zu unterrichten, wie sich die vom Zeitauf-
wand unabhängige Vergütung im Vergleich zu einer rein zeitbezogenen Vergütung 
darstellt und den Kunden auf seine Wahlmöglichkeiten bei der Zusammenstellung 
dieser Vergütungsformen hinzuweisen. Die Gegenüberstellung muss in der Regel 
schriftlich erfolgen, also etwa durch die Vorlage von zwei Kalkulationen für die Durch-
führung des konkreten Pflegeauftrages. Sie ist Grundlage der Entscheidung des 
Pflegebedürftigen und wie diese im Pflegevertrag zu dokumentieren. Trotz intensiver 
Verhandlungen auf Landesebene ist es bislang nur in einigen Bundesländern zu Ab-
schlüssen über eine Zeitvergütung gekommen. Die Erfahrungen zeigen, dass die 
Zeitvergütung bislang kaum in Anspruch genommen wurde. Die Umsetzung der Neu-
regelung erweist sich aus vielerlei Gründen als sehr schwierig:  

§ Die derzeitige Ausgestaltung der Zeitvergütung:  

Die Problematik der Zeitvergütung in ihrer derzeitigen Ausgestaltung liegt ins-
besondere darin, dass die Leistung minutengenau erfasst und abgerechnet wer-
den muss und Pauschalierungen, etwa Abrechnung pro angefangene Viertel-
stunde, unzulässig sind: 

- Der Zeitaufwand für die (Pflege-)Leistungen kann deutlich schwanken, bei-
spielsweise aufgrund der Tagesverfassung des Pflegebedürftigen. Damit 
schwanken auch die Preise für die Leistungen und sind für den Pflegebedürf-
tigen nicht exakt vorhersehbar.  

- Eine mit der Gesetzgebung angestrebte noch größere Sicherheit für Verbrau-
cher kann auf diese Weise nicht erreicht werden. 

- Die Minutenpflege bietet folglich ein erhebliches Konfliktpotential im Verhältnis 
Pflegebedürftiger und Pflegedienst, wie viele Minuten für die Erbringung einer 
bestimmten Leistung (noch) angemessen sind. Pauschalierungen, die geeig-
net wären, dieses Konfliktpotential abzumildern, sind untersagt.  

§ Das Nebeneinander der zwei Vergütungsformen wirft weitere Probleme auf: 

- Das Nebeneinander der beiden alternativen Vergütungssysteme führt zu fi-
nanziellen Wechselwirkungen, die schwer kalkulierbar sind und bleiben. Der 
Mischkalkulation für die Leistungskomplexe wird die Grundlage entzogen, 
wenn Pflegebedürftige mit einem zeitlichen Pflegeaufwand unterhalb des 
Durchschnittswertes eines Leistungskomplexes nun Leistungen der Zeitvergü-
tung wählen. Die Wechselwirkungen ließen sich allenfalls durch eine drasti-
sche Preiserhöhung in beiden Vergütungssystemen ausgleichen. In seinem 
für den Paritätischen Landesverband Berlin erstellten Gutachten hält der Dipl.-
Kfm. Thomas Sießegger2 diesbezüglich Erhöhungen zwischen 15% bis 30% 
für erforderlich (vgl. Gutachten, S. 65-67, 109). Ansonsten würde sich die oh-
nehin prekäre finanzielle Gesamtausstattung der ambulanten Pflege noch ver-
schärfen, die daraus resultiert, dass die Vergütungen für die ambulante Pflege 
seit Einführung der Pflegeversicherung nicht entsprechend der Kostensteige-
rungen der Dienste erhöht wurden, die insbesondere im Bereich Personal und 
Qualität wurzeln.  

                                                           
2 „Diskussion zu den Wechselwirkungen von Stundensätzen neben einem System der Abrechnung 
nach Leistungskomplexen im Zuge der Umsetzung der Anforderungen des Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetzes“, 2013.  
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- Werden innerhalb eines Einsatzes sowohl Leistungen nach Zeit als auch Leis-
tungskomplexe erbracht, welche bei den einzelnen Verrichtungen Über-
schneidungen aufweisen, so resultieren daraus erhebliche Abgrenzungsprob-
leme.  

- Die in § 120 SGB XI vorgeschriebenen umfangreichen Informations- und Do-
kumentationspflichten des Pflegedienstes zu den alternativen Abrechnungs-
möglichkeiten werden den Zeit- und Bürokratieaufwand und damit die Kosten 
der Pflegeleistung zusätzlich deutlich erhöhen.  

- Fraglich ist bereits, inwieweit der in der Regel ältere Verbraucher durch die 
Fülle der fortlaufend bereit zu stellenden Information (Leistungskomplexe, auf-
gespaltene einzelne Verrichtungen, verschiedene Vergütungsformen und ihre 
Kalkulationsgrundlagen) in die Lage versetzt werden kann, die für ihn richtigen 
Leistungen auszuwählen. Die Beurteilung der kostengünstigsten Leistungszu-
sammenstellung wird zusätzlich durch das oben beschriebene Problem er-
schwert, dass der Zeitaufwand für Pflegeleistungen nach den Umständen 
schwankt und der Endpreis für eine Leistung nach Zeitvergütung nicht sicher 
vorhergesagt werden kann. Die in dieser Weise vollzogene Aufbereitung und 
Gegenüberstellung von Leistungs- und Preisangeboten können nicht nur für 
pflegebedürftige Menschen (und Zugehörige) eine Überforderung bedeuten, 
was aus verbraucherschutzrechtlicher Sicht zu erheblichen Bedenken führt. 

Lösungsvorschlag 

Vor diesem Hintergrund hält die BAGFW die parallele Anwendung zweier Vergü-
tungssysteme weder für geeignet noch sachgerecht, das vom Gesetzgeber avisierte 
Ziel zu erreichen, dass „Pflegebedürftige  […]  sich  flexibler  als  bisher  und  orien-
tiert  an  ihren  persönlichen  Bedürfnissen  die  Leistungen  zusammenstellen  kön-
nen,  die  Pflegedienste  im  Rahmen  von Pflegeeinsätzen  erbringen.“ (BT-Drucks. 
17/9369, S. 47). Wir fordern daher,  

§ dass lediglich ein Vergütungssystem zur Anwendung kommt und dass die Pflicht 
zur Anwendung von zwei Vergütungssystematiken in § 89 Abs.3 SGB XI entfällt. 

§ § 120 Abs. 3 SGB XI dahingehend zu ändern, dass die Verpflichtung entfällt, die 
zwei Vergütungsformen fortlaufend schriftlich oder anderweitig gegenüberzustel-
len.  

§ Die strukturelle Unterfinanzierung in der ambulanten Pflege beseitigt wird.  

Unabhängig davon ist jede Umsetzung der Zeitvergütung nur unter bestimmten Be-
dingungen vorstellbar. Notwendig ist es, dass  

§ eine Mindestleistungszeit nicht unter 15 Minuten gesetzlich festgeschrieben wird,  

§ grundsätzlich auch eine Zeittaktung als Grundlage für eine Abrechnung nach 
Zeitaufwand (bspw. 15 Minuten-Takt) festgelegt wird und 

§ der Pflegebedürftige ein inhaltliches Wunsch- und Wahlrecht erhält, welche Leis-
tung er in der vereinbarten Zeit in Anspruch nehmen möchte.  
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Zu 4.: Qualitätsprüfungen 

4.1 Entwurf der Bundesregierung und Änderungsantrag zu Artikel 1 Nr. 27 zu  
§ 114 Abs. 5 
 
Wenn im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung sachlich be-
gründet Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebedürftigen, auf wel-
che sich die Prüfung nicht erstreckt, gefunden werden, sind künftig die betroffenen 
Pflegebedürftigen unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen in die 
Prüfung einzubeziehen. Die Prüfung ist in diesem Fall als Anlassprüfung durchzufüh-
ren (§ 114 Abs. 5). Bei solchen Anlassprüfungen sind die Prüfergebnisse aller in die 
Prüfung einbezogener Pflegebedürftigen die Grundlage für die Bewertung und Dar-
stellung der Qualität.  

Bewertung  

Die Qualitätsprüfungs-Richtlinie in ihrer Neufassung vom 17. Januar 2014 sieht be-
reits vor, dass Regel- und Wiederholungsprüfungen als Anlassprüfung durchgeführt 
werden, sofern sich konkrete und begründete Anhaltspunkte für eine nicht fachge-
rechte Pflege ergeben, die nicht von der zufallsgesteuerten und nach Pflegestufen 
geschichteten Stichprobe erfasst werden. Dies gilt insbesondere für Pflegesituatio-
nen bei Personen mit freiheitseinschränkenden Maßnahmen, Dekubitus oder ande-
ren chronischen Wunden, Ernährungsdefiziten, chronischen Schmerzen, Kontraktu-
ren, PEG-Sondern oder Blasenkathetern. (Ziffer 6 Prüfinhalte und Umfang der Prü-
fung). Allerdings setzt die Durchführung der Prüfung als Anlassprüfung voraus, dass 
das Prüfteam die Gründe hierfür den Landesverbänden der Pflegekassen dargelegt 
hat und ein entsprechender Prüfauftrag der Landesverbände der Pflegekasse ergan-
gen ist. Diese Regelung fehlt hier.  

Nach dem vorliegenden Wortlaut des Gesetzes können Regel- und Wiederholungs-
prüfungen sowie auch Anlassprüfungen auch ohne Prüfauftrag, der auf der Grundla-
ge der konkret dargelegten und begründeten Anhaltspunkte erfolgen muss, sofort in 
eine Anlassprüfung umgewandelt werden. Damit kann grundsätzlich jegliche Prüfung 
in eine Anlassprüfung umgewandelt werden und die Stichprobe verändert werden. 
Dies widerspricht dem Grundsatz der Qualitätsprüfung, wonach für jede Prüfung ein 
Prüfauftrag der Landesverbände der Pflegekassen vorliegen muss, der Angaben zur 
Prüfart, zum Prüfgegenstand und zum Prüfumfang enthält (vgl. § 114 Abs. 1 Satz 2 
SGB XI). Die Neuregelung im Entwurf der Bundesregierung sowie des Änderungsan-
trags sind daher abzulehnen.  

Lösungsvorschlag  

§ Die Regelung ist in der Qualitäts-Prüfungsrichtlinie wie folgt zu konkretisieren: 

Liegen konkrete und begründete Anhaltspunkte für eine nicht fachgerechte Pflege 
(z. B. bei freiheitseinschränkenden Maßnahmen oder Dekubitus) bei Pflegebe-
dürftigen vor, ist eine Erweiterung der Stichprobe um genau die Personen mög-
lich, bei denen diese Anhaltspunkte bestehen. In diesem Fall ist eine Anlassprü-
fung in der Einrichtung durchzuführen. Diese ist aber an klare Bedingungen ge-
knüpft: 

- Der MDK hat die Gründe für die Durchführung einer Anlassprüfung (d. h. die 
konkreten und begründeten Anhaltspunkte nicht fachgerechter Pflege) gegen-
über den Landesverbänden der Pflegekassen schriftlich darzulegen.  
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- Die Landesverbände der Pflegekassen geben einen entsprechenden Prüfauf-
trag an den MDK. 

§ § 114 Abs. 5 ist nach Satz 1 daher wie folgt, neu zu formulieren: 

„Gibt es im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung sachlich 
begründete Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pflegebedürftigen, 
auf die sich die Prüfung nicht erstreckt, ist die Anlass-, Regel- oder Wiederho-
lungsprüfung als Anlassprüfung durchzuführen. Zur Durchführung dieser Anlass-
prüfung erteilen die Landesverbände der Pflegekassen dem Medizinischen Dienst 
der Krankenkassen und dem Prüfdienst des Verbands der privaten Krankenversi-
cherung e.V. einen neuen Prüfauftrag. Der Prüfauftrag enthält Angaben zur 
Prüfart, zum Prüfgegenstand und zur Prüfumfang. Dabei sind insbesondere die 
Anhaltspunkte für eine nicht fachgerechte Pflege konkret und begründet schriftlich 
darzulegen.“ 

 

4.2 Entwurf der Bundesregierung zu § 115 Abs. 1a und Stellungnahme des 
Bundesrats 

Bisher ist in der geltenden Fassung der Pflege-Transparenzvereinbarung für die sta-
tionäre Pflege (PTVS) und nachfolgend in der Qualitätsprüfungs-Richtlinie (QPR) 
geregelt, dass die Ergebnisse von Pflegebedürftigen, die zusätzlich bei einer Anlass-
prüfung in die Prüfung einbezogen wurden, nicht im Transparenzbericht veröffentlicht 
werden, sondern ausschließlich im Prüfbericht dargestellt werden.  

Bewertung  

Der  Gesetzentwurf widerspricht in seiner Änderung klar der durch die Schiedsstelle 
Qualitätssicherung nach § 113b SGB XI mit Beschluss vom 10. Juni l 2013 festgeleg-
ten Stichprobenziehung der PTVS. Die Schiedsstelle ist in ihrem Spruch dem Antrag 
des GKV-Spitzenverbands gefolgt.  

Die neue Art der Stichprobenziehung beruht auf einer vom GKV-Spitzenverband in 
Auftrag gegebenen wissenschaftlichen Untersuchung. Die im e Gesetzentwurf vor-
genommene Änderung führt dazu, dass die Vergleichbarkeit der Ergebnisse von An-
lassprüfung und Regelprüfung aufgehoben wird. Dies ist nicht hinnehmbar. Eine Ein-
beziehung der Prüfergebnisse von zusätzlichen in die Stichprobe einbezogenen Per-
sonen würde nach Auffassung der BAGFW eine gänzliche Neuordnung der allge-
meinen Stichprobenregelung notwendig machen.  

Darüber hinaus hebt die Neuregelung eine Vereinbarung der Selbstverwaltung auf, 
die der Gesetzgeber selbst in die Hände der Selbstverwaltung im SGB XI gelegt hat. 
Nach Auffassung der BAGFW sollten derartige Regelungen jedoch Aufgabe der 
Selbstverwaltung bleiben.  

Lösungsvorschlag  

Die Änderung ist ersatzlos zu streichen. 

 

4.3 § 115 Abs. 1a – Veröffentlichung von Prüfergebnissen 

Position der BAGFW  

Die Selbstverwaltung arbeitet derzeit an der Umsetzung der Forschungsergebnisse des 
durch das Bundesministerium für Gesundheit und das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend geförderten wissenschaftlichen Modellprojektes „Entwicklung und 
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Erprobung von Instrumenten zur Beurteilung der Ergebnisqualität in der stationären Altenhil-
fe“, u. a. im Rahmen der Umsetzung der im Pflege-Neuausrichtungsgesetzes (PNG) einge-
führten Nr. 4 in § 113 Abs. 2. Damit sollen perspektivisch die Pflege-
Transparenzvereinbarungen für die stationäre Pflege (PTVS) ersetzt werden, um so zu einer 
besseren Verbraucherinformation zu gelangen. Mit der Fokussierung auf Lebens- und Er-
gebnisqualität gelingt es, die für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen relevanten In-
formationen vergleichbar darzustellen. Wenn das neue Verfahren die jetzigen in der Pflege-
Transparenzvereinbarung stationär vereinbarten Regelungen zur Transparenzberichterstat-
tung ablöst, ist darüber hinaus eine Reduzierung des bürokratischen Aufwands für die Ein-
richtungen im Rahmen der Qualitätsprüfungen zu erwarten. 

Lösungsvorschlag 

Zur weiteren Umsetzung eines indikatorengestützten Verfahren zur vergleichenden 
Messung und Darstellung von Ergebnisqualität im stationären Bereich bedarf es ei-
ner expliziten Verknüpfung der Regelung in § 113 Abs. 1 Ziffer 4 mit § 115 Abs. 1a 
SGB XI. Durch den Gesetzeswortlaut ist klarzustellen, dass die Qualitätsberichter-
stattung für den stationären Sektor nach § 115 Abs. 1a SGB XI umzustellen ist, so-
bald die Vereinbarungen zur Einführung eines indikatorengestützten Verfahrens zur 
vergleichenden Messung und Darstellung von Ergebnisqualität im stationären Be-
reich gemäß § 113 Abs. 1 Ziffer 4 getroffen und umgesetzt wurden.  

 

4.4 Änderungsvorschläge des Bundesrats zu § 115 Abs. 1a 

Der Bundesrat fordert, den Gesetzentwurf im weiteren Gesetzgebungsverfahren da-
hin zu ergänzen, dass in § 115 Abs. 1a konkrete gesetzliche Vorgaben an die 
Selbstverwaltung für die inhaltliche Ausgestaltung der Pflege-Transparenz-
vereinbarungen aufgenommen werden. Er schlägt konkretere Vorgaben für die Aus-
wahl der in die Prüfung einzubeziehenden Pflegebedürftigen und nähere Vorgaben 
zur Bewertungssystematik, um das gegenwärtige System der Mittelwertbildung künf-
tig auszuschließen und gute oder sehr gute Noten bei schlechten Bewertungen we-
gen gravierender Mängel in der pflegerischen oder medizinischen Versorgung sowie 
gravierender hygienischer Mängel in der jeweiligen Einzelbewertung sowie der Ge-
samtnote zu verhindern. 

Bewertung 

Der Forderung  des Bundesrats wird abgelehnt. Der Vorschlag ist zumindest für die 
stationäre Pflege obsolet, da bereits seit 2011 ein Alternativmodell zur Qualitätsbe-
richterstattung in der stationären Pflege vorliegt, das im Auftrag des BMG und des 
BMFSFJ wissenschaftlich entwickelt und in der Praxis erprobt wurde3. Bereits mit 
dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz (PNG) wurden die ersten Weichen zur Umset-
zung in die Praxis gestellt. Die Umsetzung wird derzeit von den Vertragspartnern 
nach § 113 SGB XI vorbereitet. 

 

4.5 § 114 Abs. 6 – Bericht des MDS e. V. zur Entwicklung der Pflegequali tät und 
der Qualitätssicherung 

Position der BAGFW 

Die Medizinischen Dienste berichten dem MDS im Abstand von drei Jahren über Ihre 
Erfahrungen mit der Anwendung der Beratungs- und Prüfvorschriften, Ergebnisse der 
                                                           
3 Wingenfeld, K.; Engels, D. et al. (2011): Entwicklung und Erprobung von Instrumenten zur Beurtei-
lung der Ergebnisqualität in der stationären Altenhilfe, BMG/BMFSFJ. 
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Qualitätsprüfungen und  Erkenntnisse zur Entwicklung der Pflegequalität und Quali-
tätssicherung. Seit 2007 werden alle Pflegeeinrichtungen jährlich geprüft und die Er-
gebnisse der Qualitätsprüfung nach § 115 Abs. 1a SGB XI im Internet veröffentlicht. 
Mit dem vorliegenden Entwurf der Richtlinie nach § 53a Satz 1 Nr. 4 zur Qualitätssi-
cherung der Qualitätsprüfungen werden darüber hinaus jährlich Berichte der Medizi-
nischen Dienste zur Umsetzung und zur Qualitätssicherung der Qualitätsprüfungen 
veröffentlicht. Mit den Veröffentlichungen nach § 115 Abs. 1a SGB XI sowie der Ver-
öffentlichung der Berichte gemäß des Richtlinie zur Qualitätssicherung der Qualitäts-
prüfungen nach § 53a SGB XI liegen zu allen in § 114 a Abs. 6 genannten Themen 
wesentlich aktuellere Veröffentlichungen vor als dies ein alle drei Jahre erscheinen-
der Bericht leisten kann. Der Bericht nach § 114a Abs. 6 hat durch diese neuen Ent-
wicklungen somit für die Zukunft seinen Nutzen verloren.  

Lösungsvorschlag 

Der Absatz 6 in § 114 a ist ersatzlos zu streichen. 

 

4.6 Zusammenarbeit mit den nach heimrechtlichen Vorsc hriften zuständigen 
Aufsichtsbehörden  

Position der BAGFW 

Die gesetzliche Regelung in § 117 Absatz 1 Nr. 1, wonach die unterschiedlichen 
Prüfinstitutionen durch regelmäßige Information und Beratung ihre Aufgaben und 
entsprechende Vereinbarungen wirksam aufeinander abstimmen sollen, reicht zur 
Verbesserung bei der Zusammenarbeit der unterschiedlichen Prüfinstanzen nicht 
aus. Gerade im Hinblick auf die Vermeidung von Mehrfachprüfungen und inhaltlichen 
Doppelprüfungen entfalten diese Regelungen in der Praxis keine flächendeckende 
Wirkung. Dies gilt insbesondere für die Prüfungen der Heimaufsichten und der Medi-
zinischen Dienste, aber auch für die Felder Hygiene, Brandschutz, Arbeitsschutz, 
Gewerbeaufsicht und Sicherheitstechnik sowie Trinkwasser. Insofern ist bei der Ver-
meidung von Doppelprüfungen insbesondere darauf abzustellen, dass von den un-
terschiedlichen Behörden nicht gleiche Inhalte geprüft werden.  

Der Bundesrat hat in seinen Empfehlungen Drs. 223/1/14 konkret Modellvorhaben 
mit dem Ziel einer arbeitsteiligen Vorgehensweise nach einheitlichen Grundsätzen 
bei der Prüfung der Pflegeeinrichtungen vorgeschlagen. Diesen Vorschlag unter-
stützt die BAGFW nachdrücklich. 

Lösungsvorschlag 

Die bisherigen Verpflichtungen zur Zusammenarbeit von Pflegekassen, Medizini-
schen Diensten und dem Prüfdienst der Privaten Krankenversicherung e. V. mit den 
Institutionen der Heimaufsicht und ggf. weiteren Prüf- und Aufsichtsbehörden sollen 
durch regelmäßige gegenseitige Informationen und dem Abschluss von Vereinba-
rungen zu einer arbeitsteiligen Prüfung sollte konkretisiert und inhaltlich abgestimmt 
werden. 

In § 117 Abs. 1 Nummer 2 sollen die Wörter „gemeinsame oder“ gestrichen werden. 
Als Satz 2 neu soll angefügt werden: „Die Überprüfung kann gemeinsam stattfinden“. 
Satz 2 alt wird Satz 3 neu. 

 

Berlin, 19.09.2014 

 



Berlin, 19.09.2014 

Stellungnahme

Stellungnahme der Diakonie Deutschland - Evangelisc her Bundesverband zum  

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung Entwurf eines F•nften Gesetzes zur €nderung des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitun g f•r Pflegebed•rftige, 
Pflegevorsorgefonds (F•nftes SGB XI-€nderungsgesetz  - 5. SGB XI-€ndG) BT-Drucksache 
18/1798 sowie zum €nderungsantrag 2 der Fraktionen CDU/CSU und SPD, Ausschuss-
drucksache 18.14.0052.1 vom 17.09.2014 

b)  Antrag der Fraktion DIE LINKE: Menschenrecht au f gute Pflege verwirklichen - Soziale 
Pflegeversicherung solidarisch weiterentwickeln, BT -Drucksache 18/1953 

Einleitung 

Im vorliegenden Gesetzentwurf sind verschiedene Leistungsverbesserungen f!r pflegebed!rftige Men-
schen mit und ohne eingeschr"nkte Alltagskompetenz vorgesehen. Die Diakonie Deutschland begr!ût 
insbesondere, dass erstmals seit Inkrafttreten der Pflegeversicherung alle Leistungen der Pflegeversiche-
rung dynamisiert werden, auch wenn die Erh#hungen nicht ausreichen, um den Realwertverlust der Leis-
tungen auszugleichen.  
Sehr positiv zu bewerten ist, dass die Tagespflege nun als eigenst"ndige Leistung in der Pflegeversich e-
rung statuiert wird. Dies wird zu einer vermehrten Inanspruchnahme der Tagespflege und zu einem Ausbau 
der Infrastruktur in diesem Bereich f!hren.  
Dem Ausbau der niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote kann durchaus zugestimmt 
werden. Trotzdem ist der im Gesetzentwurf gew"hlte Ansatz, die Pflegesachleistung nach den §§ 36 und 
123 bis zu 50 Prozent in niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote umzuwidmen sehr prob-
lematisch. Dieser Schritt erfolgt im Vorgriff auf die Einf!hrung eines neuen Pflegebed!rftigkeitsbegri ffs und 
ohne dass erkennbar wird, welches Gesamtkonzept die Bundesregierung zu dessen Umsetzung ein-
schlieûlich seiner konkreten leistungsrechtlichen Ausgestaltung verfolgt. Hinzu kommt noch, dass ein ei-
genst"ndiger Sektor an niedrigschwelligen Entlastun gsangeboten nach § 45c Abs. 3a SGB XI-Reg-E ge-
schaffen werden soll.  
Die Diakonie Deutschland lehnt gemeinsam mit den anderen Verb"nden der Freien Wohlfahrtspflege die 
Umwidmung des halben Sachleistungsbudgets nach § 45b Absatz 3 SGB XI-Reg-E ab. Sie schl"gt statt 
dessen vor, die Leistungen der Verhinderungspflege nach § 39, der Kurzzeitpflege nach § 42 und die zu-
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s!tzlichen Betreuungsleistungen nach § 45b zu einer  Teilleistung zur Entlastung des Pflegesettings in ei-
nem sogenannten Entlastungsbetrag zusammenzufassen, damit sie ganz flexibel je nach Bedarf einge-
setzt und kombiniert werden k"nnen. Die Diakonie De utschland setzt sich gemeinsam mit den anderen 
Verb!nden der Freien Wohlfahrtspflege f#r eine Umse tzung dieses Vorschlags im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens ein.  

Die M"glichkeit des zus!tzlichen Angebotes an Betre uung und Aktivierung nach § 87b SGB XI wird auf alle 
Bewohner und Bewohnerinnen bzw. Pflegeg!ste ausgede hnt, dies gilt als ein zentraler Reformbestandteil 
im station!ren Pflegebereich. Auch wenn wir die Reg elung prinzipiell begr#ûen, bedarf es unserer Ansicht 
nach nicht nur einer Zunahme der zus!tzlichen Betre uungskr!fte in den station!ren Pflegeeinrichtungen,  
sondern auch einer Aufstockung der Pflegefachkr!fte , angesichts der sich ver!ndernden Bewohner-
strukturen, um die Qualit!t der Versorgungsleistung en zu sichern.  

Zum anderen ist kritisch zu hinterfragen, welche Auswirkung der schleichende Prozess der Ausgliederung 
der Bereiche der sozialen Betreuung, Alltagsstrukturierung, Kommunikation und Beziehungsgestaltung aus 
den Aufgaben- und T!tigkeitsbereichen der Pflegefac hkr!fte hat, hinsichtlich der Motivation einen Pfle ge-
beruf zu ergreifen sowie auf die Verweildauer im Beruf. Er k"nnte dazu beitragen, den Fachkr!ftemangel  in 
den Pflegeberufen zus!tzlich zu verst!rken.  

Im Folgenden beziehen wir zu den geplanten Regelungen im Einzelnen Stellung. Nach Auffassung der 
Diakonie Deutschland gibt es weiteren #ber den Gesetzentwurf hinausgehenden gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf f#r die erste Stufe der Pflegereform. Diesen benennen wir am Schluû der Stellungnahme.  

Die Diakonie Deutschland nimmt im Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
(BAGFW) Stellung zu den Themen:  
1. Neuer Pflegebed#rftigkeitsbegriff 
2. Zus!tzliche Betreuungs- und Entlastungsleistunge n ± Umwidmung des halben Sachleistungsbudgets / 

Entlastungsbetrag  
3. Zeitverg#tung in der ambulanten Pflege 
4. Qualit!tspr#fungen 

Es erfolgt zu diesen Punkten daher an dieser Stelle keine gesonderte Bewertung. Wir verweisen stattdes-
sen auf die Stellungnahme der BAGFW, die dem Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages 
ebenfalls vorliegt. 

Zu den Regelungen im Einzelnen: 

Artikel 1 •nderung des Elften Buches Sozialgesetzbu ch

I. Verfahren zur Feststellung der Pflegebed€rftigke it (§ 18 SGB XI- REG-E)  
(Artikel 1, Nr. 3b neu)  

Gesetzentwurf 
Der $nderungsantrag 2 der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zum ± 5. SGB XI-$ndG sieht vor, dass die 
Verpflichtung der Pflegekasse dem Antragsteller mindestens drei unabh!ngige Gutachter zur Auswahl zu 
benennen, aufgehoben werden soll, wenn die Pflegekasse die Verz"gerung nicht zu vertreten hat oder 
wenn sich der Antragsteller in station!rer Pflege b efindet und bereits als mindestens erheblich pflegebe-
d#rftig (mindestens Pflegestufe I) anerkannt ist. 

Bewertung: 
F#r die Ungleichbehandlung von Antragstellern in station!ren Einrichtungen vs. Antragsstellern im ambu -
lanten Bereich nach § 18 Absatz 3a Satz 2 SGB XI besteht kein sachlicher Grund. Auch der Antragsteller, 
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der sich in einer station!ren Einrichtung befindet,  soll 70 Euro f"r jede begonnene Woche der Frist"be r-
schreitung erhalten, wenn der Gesetzgeber "berhaupt  an dieser Regelung festhalten will. Die Diakonie 
Deutschland h!lt eine ¹Strafzahlungª an sich f"r ni cht angemessen. Die Mittel der Pflegeversicherung soll-
ten nicht f"r solche Geb"hren verausgabt werden. Du rch die beabsichtigte Streichung des 2. Halbsatzes 
von Satz 1 Nummer 2 wird die Ungleichbehandlung von Antragsstellern in station!ren Pflegeeinrichtungen  
nochmals best!tigt. Wir lehnen diese Einf"gung desh alb. Gleichzeitig m#chten wir darauf hinweisen, dass 
sich durch die Ungleichbehandlung die Begutachtungen im station!ren Bereich teilweise stark verz#gern.   

Bei verk"rzten Fristvorgaben z. B. beim Aufenthalt des Versicherten im Krankenhaus, muss das Gutachten 
nur die Feststellung beinhalten, ob Pflegebed"rftig keit i.S. der §§ 14 und 15 vorliegt. In der Regel wird hier 
die vorl!ufige Pflegestufe I ausgesprochen. Diese E instufung entspricht h!ufig nicht dem tats!chlichen  
Hilfebedarf der Versicherten, insbesondere bei einer Entlassung aus dem Krankenhaus. Diese Regelung 
f"hrt in der Praxis zu vielf!ltigen Problemen sowoh l f"r den Versicherten und seine Angeh#rigen als au ch 
f"r die Einrichtungen und Dienste. Zur St!rkung der  Rechte pflegebed"rftiger Menschen sollte auch bei 
einem verk"rzten Verfahren der tats!chliche Pflege- /Hilfebedarf des Versicherten ermittelt werden und sie 
sollten eine konkrete Zuordnung in eine Pflegestufe entsprechend ihres Pflege-/Hilfebedarfs erhalten (ggf. 
auch befristet.) Dies kann nach § 33 Absatz 1 SGB XI ggf. auch auf einen k"rzeren Zeitraum befristet w er-
den, beispielsweise f"r die Dauer eines anschlieûen den Kurzzeitpflegeaufenthalts. Dar"ber hinaus muss 
die Versorgungsl"cke bei kurzfristiger Pflegebed"rf tigkeit, insbesondere beim $bergang vom Krankenhaus  
in die Kurzzeitpflege gel#st werden.  

II. Leistungsarten, Grunds•tze (§ 28 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 4)  

Gesetzentwurf
Aufgrund der Einf"hrung eines Anspruchs auf zus!tzl iche Entlastungsleistungen in § 45b wird in § 28 Ab-
satz 1 Nummer ¹13 Betreuungsleistungenª durch die W#rter ¹Betreuungs- und Entlastungsleistungenª er-
setzt. 

Bewertung
Gegen die redaktionelle Folge!nderung ist nichts ei nzuwenden. Daneben sind aber weitere %nderungen in 
§ 28 erforderlich. Mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz wurde im Rahmen der $bergangsregelung 
auch die H!usliche Betreuung gem. § 124 SGB XI vom Gesetzgeber eingef"gt. In einigen Bundesl!ndern 
gibt es zwischenzeitlich vertragliche Regelungen zur Umsetzung. Genau in diesen Bundesl!ndern wurde 
unseren Diensten und Einrichtungen von verschiedenen Tr!gern der Sozialhilfe m"ndlich und schriftlich 
mitgeteilt, dass die h!usliche Betreuung nach § 124  SGB XI im Rahmen der Hilfe zur Pflege nach SGB XII 
nicht "bernommen wird.  
Begr"ndet wird dies prim!r damit, dass das Pflege-N euausrichtungs-Gesetz nur das SGB XI, nicht aber 
das SGB XII ge!ndert hat. Der Inhalt der Leistungen  der Hilfe zur Pflege bestimme sich nach den Rege-
lungen des § 28 Absatz 1 Nr. 1 sowie 5 bis 8 SGB XI. Entsprechend § 28 Absatz 1 i.V. m. § 36 SGB XI 
w"rden hiernach bei h!uslicher Pflege Grundpflege u nd Hauswirtschaft als Sachleistung erbracht.  
Aufgrund einer Gesetzesl"cke in § 28 SGB XI gehen d ie Sozialhilfetr!ger somit von einer Nichtanwend-
barkeit der Regelung nach §124 SGB XI im Sozialhilferecht aus. Wir haben dieses Problem bereits mehr-
mals thematisiert, m#chten es aber erneut tun und im Rahmen der anstehenden SGB XI ± Reform, um 
eine L#sung bitten. Des Weiteren schlagen wir eine eigene L#sung vor.  

%nderungsvorschlag
Nach Ansicht der Diakonie Deutschland ist diese Gesetzesl"cke zu schlieûen durch die Aufnahme der 
$bergangsregelung: H!usliche Betreuung (§ 124 SGB X I) zu den Leistungen nach § 28 Absatz 1 SGB XI.  

§ 28 Absatz 1 Nummer 1 ist wie folgt zu formulieren 
¹1. Pflegesachleistung (§ 36) einschlieûlich H•usliche Betreuung nach § 124 SGB X Iª



Stellungnahme ± Seite 4 von 23 

III. Dynamisierung/ Anhebung der Leistungsbetr•ge ( § 30 SGB XI-Reg-E in Verbindung mit den €n-
derungen bei den Leistungsbetr•gen in den §§ 36 Abs atz 3, 37 Absatz 1, 38a Absatz 1, 39 Absatz 1, 
40 Absatz 2, 41 Absatz 2, 42 Absatz 2, 43 Absatz 2,  43a und 45b Absatz 1 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 5; Nr. 6 Buchstabe a), Nr. 8. Nr. 9 Absatz 1 S. 2, Nr. 10, Nr. 11, Buchstabe a), Nr. 12 Buch-
stabe a) aa), Nr. 13, Nr. 14, Nr. 17 Buchstabe b) bb)) 

Gesetzentwurf
Mit Wirkung zum 01.01.2015 werden die Leistungsbetr!ge im SGB XI angehoben, um die Entwicklung der 
Preise in den letzten drei Jahren zu ber"cksichtige n. Bei Leistungen, die mit dem Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetz eingef"hrt worden sind, wird von einem Anpas sungssatz von 2,67 % ausgegangen um die Preis-
entwicklung in den letzten 2 Jahren zu ber"cksichti gen. Alle anderen Leistungen, auch die Betr!ge, die  seit 
1995/1996 nicht erh#ht wurden, werden um 4 % erh#ht. Damit ist der Pr"fauftrag f"r das Jahr 2014 erf"l lt. 
F"r 2017 ist ein erneuter Pr"fauftrag vorgesehen. D ynamisiert werden die Leistungsbetr!ge f"r die Pfle ge-
sachleistung (§ 36), das Pflegegeld (§ 37), die Verg"tung f"r die Beratungen im Rahmen der Pflegepflic ht-
eins!tze (§ 37 Absatz 3), die zus!tzlichen Leistung en f"r Pflegebed"rftige in ambulant betreuten Wohn-
gruppen (§ 38a), die Verhinderungspflege (§ 39), die Tages- und Nachtpflege (§ 41), die Kurzzeitpflege (§ 
42), die vollstation!re Pflege (§ 43), der Wert der  Aufwendungen f"r die Pflege in vollstation!ren Ein rich-
tungen der Hilfe f"r behinderte Menschen (§ 43a) so wie die zus!tzlichen Betreuungs- und Entlastungslei s-
tungen (§ 45b) und die $bergangsleistungen f"r Pers onen mit eingeschr!nkter Alltagskompetenz (§ 123). 

Bewertung 
Die Diakonie Deutschland begr"ût, dass erstmals in der Geschichte der Pflegeversicherung alle Leistun-
gen dynamisiert werden. Die vorgenommene Dynamisierung wird jedoch den Realwertverlust der Leistun-
gen nicht ausgleichen.  
Die H#he der Betr!ge der Leistungen der Pflegeversi cherung ist zwischen 1995 und 2008 nahezu unver-
!ndert geblieben. Mit der Pflegeversicherungsreform  2008 wurden erstmals Leistungen der Pflegeversi-
cherung erh#ht. Es gibt dennoch einen groûen Nachholbedarf. Dieser wird in dem vorliegenden Gesetzes-
entwurf nur bei § 40 SGB XI ber"cksichtigt, aber ni cht bei den anderen Leistungen. Die fehlende Anpas-
sung an die Preis- und Lohnentwicklung f"hrt(e) zu einer deutlichen Kaufkraftreduktion und zu einem Ver-
lust des Wertes der Pflegeleistungen. Diese Absenkung des realen Leistungsniveaus ist in der ersten Stufe 
wieder auf das Ausgangsniveau anzuheben, dass bei der Einf"hrung der Pflegeversicherung gegeben war. 
In der zweiten Stufe sollte dann auf der Basis des um den Nachholbedarf kompensierten Niveaus eine 
Leistungsdynamisierung erfolgen, um auch zuk"nftig eine angemessene pflegerische Versorgung der Be-
troffenen aufrecht zu erhalten.  

IV. Dynamisierungsregelungen/Festlegung des Termins  f!r die n•chste Dynamisierungsoption  
(§ 30 SGB XI-Reg-E) 
(Artikel 1, Nr. 5) 

Gesetzentwurf
F"r 2017 ist eine erneute Pr"foption zur Dynamisier ung der Leistungen vorgesehen. 

Bewertung
Mit der geplanten Gesetzes!nderung wird nur ein zwe iter Termin f"r eine erneute Pr"foption festgelegt,  
aber kein Regelmechanismus f"r eine Dynamisierung e ingef"hrt. Weiterhin dient die kumulierte Preisent-
wicklung in den letzten drei abgeschlossenen Kalenderjahren als Orientierungswert, wobei sicherzustellen 
ist, dass der Anstieg der Leistungsbetr!ge nicht h# her ausf!llt als die Bruttolohnentwicklung im gleic hen 
Zeitraum. Auûerdem k#nnen weiterhin bei der Pr"fung  der Dynamisierungsnotwendigkeit die gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen mit ber"cksichtigt w erden.  
Die Diakonie Deutschland spricht sich im Gegensatz zum jetzigen § 30 SGB XI-Reg-E f"r eine unb"rokra-
tische und eindeutige L#sung aus, die nicht mit vielen Unw!gbarkeiten behaftet ist. Der Orientierungsw ert 
der Dynamisierung muss auf der Basis valider Daten und unabh!ngig von finanzpolitischen Erw!gungen 
erfolgen. Er sollte sich auf die Daten des Statistischen Bundesamtes beziehen. Nach Ansicht der Diakonie 
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Deutschland - bietet sich hierzu der Verbraucherpreisindex an. Des Weiteren sind die Leistungen der Pfle-
geversicherung regelgebunden und verpflichtend, j!h rlich zu dynamisieren.  

"nderungsvorschlag 
§ 30 Satz 1 und 2 SGB XI werden wie folgt neu formuliert: 
¹Die Bundesregierung dynamisiert j•hrlich die Leist ungen der Pflegeversicherung, erstmals im 
Jahre 2016. Als Orientierungswert f€r die Anpassung snotwendigkeiten dient der Verbraucherpreis-
index im letzten abgeschlossenen Kalenderjahrª 

§ 30 Satz 3 SGB XI wird gestrichen. 

V. Beratungsbesuche (§ 37 Absatz 3 SGB XI-Reg-E)/Gr unds•tze f€r die Verg€tungsregelung (§ 89 
Absatz 3 SGB XI)  
(Artikel 1, Nr. 7 Buchstabe b)  

Gesetzentwurf
Die Werte f#r die Verg#tungen f#r die Beratungseins!tze nach § 37 Absatz 3 SGB XI werden um jeweils 1 
Euro von 21 auf 22 Euro bzw. von 31 auf 32 Euro erh$ht.  

Bewertung 
Ca. 70 % der pflegebed#rftigen Menschen beziehen Pflegegeld und die Pflege wird durch pflegende An-
geh$rige #bernommen. Die Pflege in den Privathaushalten geht teilweise mit groûen Belastungen einher. 
Nicht selten fehlt es an Wissen #ber Pflegetechniken, Entlastungsm$glichkeiten und Sozialleistungsan-
spr#che. F#r die Unterst#tzung pflegender Angeh$riger sowie die Sicherung und Weiterentwicklung der 
Qualit!t in der familialen Pflege kommt bestehenden  Beratungs- und Schulungsangeboten eine zentrale 
Rolle zu. Die Beratung nach § 37 Absatz 3 SGB XI dient der Sicherung der Qualit!t der h!uslichen Pfleg e, 
der regelm!ûigen Hilfestellung und der praktischen pflegefachlichen Unterst#tzung der h!uslich Pflegen -
den.
Die Diakonie Deutschland setzt sich deshalb f#r eine Weiterentwicklung der Beratungsbesuche nach § 37 
Absatz 3 SGB XI zur St!rkung der h!uslichen Pflege und der Unterst#tzung der h!uslichen Pflegearran-
gements ein. Die Beratungsbesuche sind zu qualifizieren, auch im Hinblick auf die Erfordernisse von be-
stimmten Zielgruppen, konzeptionell weiterzuentwickeln und die durchf#hrenden Pflegefachkr!fte entspre -
chend zu qualifizieren. Des Weiteren m#ssen pflegebed#rftige Menschen und ihre pflegenden Angeh$ri-
gen auch ohne Pflegegeldbezug Anspruch auf Beratung haben und es muss es f#r alle pflegebed#rftigen 
Menschen in der h!uslichen Pflege m$glich sein, die  Beratung auch h!ufiger abzurufen als dies in § 37 
Absatz 3 Satz. 1 SGB XI vorgesehen ist.  

Die Verg#tungen der Eins!tze sind so zu gestalten, dass sie auch aus wirtschaftlicher Sicht eine umfang-
reiche, individuelle Beratung und qualit!tsgesicher te Beratung zulassen. Dies ist mit 22 Euro bzw. 32 Euro 
nicht m$glich. Eine qualit!tsgesicherte Beratung er fordert sicherlich den doppelten Betrag.  

Nach Auffassung der Diakonie Deutschland sind die Verg#tungen der Beratungseins!tze auch nicht in § 37  
SGB XI durch den Gesetzgeber festzulegen, sondern zuk#nftig in den Grunds!tzen f#r die Verg#tungsre-
gelung nach § 89 SGB XI zu vereinbaren.  

"nderungsvorschlag
Der bisherige Satz 4 in § 37 Absatz 3 SGB XI (Sie betr!gt in den Pflegestufen I und II bis zu 21 Euro und 
in der Pflegestufe III bis zu 31 Euro.) ist zu streichen und wie folgt zu formulieren:
¹Die Verg€tungsh!hen werden in den Grunds•tzen f€r die Verg€tungsregelung nach § 89 Absatz 3 
SGB XI vereinbart.ª  
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§ 89 Absatz 3 Satz 3 ist um einen zweiten Halbsatz zu erg!nzen und wie folgt zu formulieren: 
¹Dar"ber hinaus sind auch Verg"tungen f"r Betreuung sleistungen nach § 36 Absatz 1 und die Bera-
tungseins•tze nach § 37 Absatz 3 Satz 4  zu vereinbaren.ª 

VI. Zus•tzliche Leistungen f!r pflegebed!rftige Men schen in ambulant betreuten Wohngruppen  
(§ 38a Absatz 1 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 8 und Nr. 29 Buchstabe a) cc))  

Gesetzentwurf
Vorgesehen ist eine Dynamisierung des pauschalen Zuschlags von bisher 200 Euro sowie eine Einbezie-
hung des Personenkreises nach § 45a SGB XI in die Regelungen des § 123 SGB XI. 

Bewertung 
Mit der geplanten Aufnahme des § 38a SGB XI in die Regelung des § 123 SGB XI, haben Personen mit 
einer erheblich eingeschr!nkten Alltagskompetenz in  der sogenannten Pflegestufe 0 auch einen Anspruch 
auf den pauschalen Zuschlag, wenn sie in einer ambulant betreuten Wohngruppe leben. Dies ist sehr zu 
begr"ûen. Daneben sind aber weitere #nderungen erfo rderlich, um den angestrebten Ausbau des ambu-
lant betreuten Wohnens zu erreichen.  

Eine Anspruchsvoraussetzung ist, dass die Versicherten in einer gemeinsamen Wohnung leben. Die Be-
grenzung auf eine gemeinsame Wohnung ist nicht sachgerecht, da es sich auch durchaus um Versicherte 
handeln kann, die in einer gemeinsamen Hausgemeinschaft oder gemeinsam in einem Haus leben.  

Problematisch in § 38a sind die Verweise und Bez"ge  auf heimrechtliche Vorschriften. Da diese auf L!n-
derebene geregelt sind, k$nnen sich hier durchaus unterschiedliche Konstellationen f"r ambulant betreu te 
Wohngruppen ergeben. Der Gesetzestext sollte sich darauf beschr!nken, die Leistung zu gew!hren, wenn 
Versicherte gemeinsam in einer Wohnung oder einem Haus leben, um gemeinschaftlich ihre pflegerische 
Versorgung selbst zu organisieren. Die Bezugnahme auf die heimrechtlichen Vorschriften ist zu streichen, 
da sie zu einer Vielzahl an Umsetzungshemmnissen f" hrt.  

F"r die F$rderung sollte es auch keine Rolle spiele n, ob die Wohngruppe selbst organisiert ist oder von 
einem Anbieter. In der Praxis sind die selbstorganisierten Wohngruppen eher in der Minderheit und die 
anbieterinitiierten in der Mehrheit. Hierzu sollte es eine entsprechende Klarstellung in der Gesetzesbe-
gr"ndung geben.

In der Gesetzesbegr"ndung ist ebenfalls klarzustell en, dass aus der Pauschale keine behandlungspflege-
rischen Kosten zu finanzieren sind.  

Eine weitere Voraussetzung f"r die Gew!hrung des Zu schlags ist, dass mindestens drei pflegebed"rftige 
Menschen zum Zwecke der gemeinschaftlich organisierten pflegerischen Versorgung zusammenleben. 
Dies muss der Versicherte gegen"ber seiner Pflegeka sse nachweisen. Hierbei treten in der Praxis daten-
schutzrechtliche Probleme auf. Diese gilt es zu l$sen.  

Des Weiteren ist klarzustellen, dass die zus!tzlich en Leistungen f"r pflegebed"rftige Menschen in ambu -
lant betreuten Wohngruppen nicht auf die Hilfe zur Pflege angerechnet werden k$nnen. Hierzu bedarf es 
einer entsprechenden Erg!nzung in § 13 Abs. 3a SGB XI. Wir begr"ûen ausdr"cklich, dass auch der Bun-
desrat diese Klarstellung in § 13 Abs. 3a SGB XI fordert. 

#nderungsvorschlag 
§ 38a Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

¹1) Pflegebed"rftige haben Anspruch auf einen pausc halen Zuschlag in H$he von 204 Euro monatlich, 
wenn  
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1. sie in ambulant betreuten Wohngruppen in einer gemeinsamen Wohnung oder in einer Hausgemein-
schaft in einem Haus  mit h!uslicher pflegerischer Versorgung leben,  
2. sie Leistungen nach § 36, § 37 oder § 38 beziehen,  
3. in der ambulant betreuten Wohngruppe eine Pflegekraft t!tig ist, die organisatorische, verwaltende,  be-
treuerische  oder pflegerische T!tigkeiten verrichtet und  
4. es sich um ein gemeinschaftliches Wohnen von regelm!ûig mindestens drei Pflegebed"rftigen handelt 
mit dem Zweck der gemeinschaftlich organisierten pflegerischen Versorgung. dem die jeweils maûgebli-
chen heimrechtlichen Vorschriften oder ihre Anforderungen an Leistungserbringer nicht entgegenstehen.ª

VII. H!usliche Pflege bei Verhinderung der Pflegepe rson (§ 39 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 9)  

Gesetzentwurf
Es ist geplant, den Anspruch auf Verhinderungspflege flexibler zu gestalten und auf bis zu sechs Wochen 
(42 Kalendertage) auszuweiten. Zus!tzlich zu dem zu m 01.01.2015 dynamisierten Leistungsbetrag von 
1.612 Euro sollen k"nftig bis zu 50 Prozent des Kur zzeitpflegebetrags, d.h. 806 Euro als h!usliche Ver hin-
derungspflege genutzt werden k#nnen. Der f"r die Ve rhinderungspflege in Anspruch genommene Erh#-
hungsbetrag wird dann auf den Leistungsbetrag f"r e ine Kurzzeitpflege nach § 42 Absatz 2 Satz 2 ange-
rechnet. 

Bewertung 
Die Diakonie Deutschland bewertet den Ansatz der Flexibilisierung der Verhinderungs- und Kurzzeitpflege 
als positiv, er sollte jedoch weitgehender sein.  
Kurzzeitpflege sollte grunds!tzlich zu 100 % auch a mbulant als Verhinderungspflege in Anspruch genom-
men werden k#nnen und nicht nur zu 50 %. Die beiden Leistungen m"ssen wechselseitig und beliebig 
miteinander kombiniert werden k#nnen. Nicht nachvollziehbar ist, warum bei der Verhinderungspflege er-
g!nzend zum Leistungsbetrag nach § 39 Absatz 1 k"nf tig nur bis zu 50 Prozent des Kurzzeitpflegebetrags 
nach § 42 als h!usliche Verhinderungspflege genutzt  werden und bei der Kurzzeitpflege aber bis zu 100 % 
des Leistungsbetrags der Verhinderungspflege. Den hier vorgesehenen Ansatz erachten wir als zu b"ro-
kratisch und zu verwaltungsaufw!ndig. Es werden hie r wieder komplexe Kombinationsregelungen einge-
f"hrt, die von den Versicherten und ihren Angeh#rig en h!ufig nicht verstanden werden. Die Anrechnungs-
regelungen werden eine Un"bersichtlichkeit der Leis tungen bewirken sowie einen Verzicht auf notwendige 
Entlastungsleistungen. Eine analoge wechselseitige anteilige Verrechnung wird gerade bei der Tagespfle-
ge gestrichen und soll hier wieder eingef"hrt werde n.  
Des Weiteren ist eine Verl!ngerung des Anspruchs de r Verhinderungspflege um bis zu vier Wochen auf bis 
zu acht Wochen erforderlich und nicht wie im Gesetzentwurf zu § 39 SGB XI vorgeschlagen, nur auf bis zu 
sechs Wochen.  
Die Diakonie Deutschland spricht sich daneben ± analog zur Forderung des Bundesrates - daf"r aus, pfle -
gende Angeh#rige besser zu entlasten und die h!usli che Pflege zu st!rken, indem die sechsmonatige 
Vorpflegezeit ersatzlos aufgehoben wird. Die seinerzeit bef"rchteten ¹Mitnahmeeffekteª sind praxisfern .  
Zur Stabilit!t der Pflegesettings in der H!uslichke it und der Entlastung der Pflegepersonen sollte der Zu-
gang zu dieser Leistung verbessert werden durch eine Entb"rokratisierung des Antragsverfahrens (die 
Versicherten sollten nicht jede Leistung einzeln beantragen m"ssen) und eine F#rderung der stundenwei-
se Inanspruchnahme. Gerade die stundenweise Leistung kann zu einer kurzfristigen Entlastung der pfle-
genden Angeh#rigen und zu einer Stabilisierung der h!uslichen Pflegesettings f"hren. Dies sollte nicht  
durch eine andere Interpretation des Gesetzes durch die Pflegekassen verhindert werden. Aufgrund der 
Praxiserfahrungen halten wir deshalb im Hinblick auf die stundenweise Inanspruchnahme eine Klarstellung 
im Gesetzestext f"r erforderlich. 

Dar"ber hinausgehend setzt sich die Diakonie Deutsc hland gemeinsam mit den anderen Wohlfahrtsver-
b!nden daf"r ein, die Leistungen der Verhinderungsp flege nach § 39, der Kurzzeitpflege nach § 42 und die 
zus!tzlichen Betreuungsleistungen nach § 45b zu ein er Teilleistung zur Entlastung des Pflegesettings in 
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einem sogenannten Entlastungsbetrag zusammenzufassen, damit sie ganz flexibel je nach Bedarf einge-
setzt und kombiniert werden k!nnen (siehe auch die Ausf"hrungen zu den §§ 42 und 45b SGB XI-Reg-E).  

#nderungsvorschlag 
§ 39 ist deshalb wie folgt zu fassen:  

(1) Ist eine Pflegeperson wegen Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen Gr"nden an der Pflege 
gehindert, "bernimmt die Pflegekasse die Kosten ein er notwendigen Ersatzpflege f"r l$ngstens sechs acht
Wochen je Kalenderjahr bei einer tageweisen Inanspruchnahme ; § 34 Absatz 2 Satz 1 gilt nicht. Vo-
raussetzung ist, dass die Pflegeperson den Pflegebed"rftigen vor der erstmaligen Verhinderung minde s-
tens sechs Monate in seiner h$uslichen Umgebung gepflegt hat. Die Ersatzpflege kann dar!ber hinaus 
auch stundenweise in Anspruch genommen werden. Bei einer stundenweisen Inanspruchnahme 
von Ersatzpflege unter 8 Stunden pro Tag erfolgt ke ine Anrechnung auf die H"chstanspruchsdauer 
an Tagen pro Kalenderjahr. Bei stundenweiser Inansp ruchnahme ist das Pflegegeld nicht zu k!r-
zen.
Die Aufwendungen der Pflegekassen k!nnen sich im Ka lenderjahr auf bis zu 1.470 Euro ab 1. Juli 2008, 
auf bis zu 1.510 Euro ab 1. Januar 2010, auf bis zu 1.550 Euro ab 1. Januar 2012 und auf bis zu  
1.612 Euro ab 1. Januar 2015 belaufen, wenn die Ersatzpflege durch Pflegepersonen sichergestellt wird, 
die mit dem Pflegebed"rftigen nicht bis zum zweiten  Grade verwandt oder verschw$gert sind und nicht mit 
ihm in h$uslicher Gemeinschaft leben.  

(2) Bei einer Ersatzpflege durch Pflegepersonen, die mit dem Pflegebed"rftigen bis zum zweiten Grade 
verwandt oder verschw$gert sind oder mit ihm in h$uslicher Gemeinschaft leben, d"rfen die Aufwendun-
gen der Pflegekasse regelm$ûig den Betrag des Pflegegeldes nach § 37 Absatz 1 Satz 3 f"r bis zu sechs
acht  Wochen nicht "berschreiten, es sei denn, die Ersat zpflege wird erwerbsm$ûig ausge"bt; in diesen 
F$llen findet der Leistungsbetrag nach Absatz 1 Satz 3 Anwendung.  
Dabei k!nnen von der Pflegekasse auf Nachweis notwe ndige Aufwendungen, die der Pflegeperson im 
Zusammenhang mit der Ersatzpflege entstanden sind, "bernommen werden.  
Die Aufwendungen der Pflegekasse nach den S$tzen 1 und 2 d"rfen zusammen den in Absatz 1 Satz 3 
genannten Betrag nicht "bersteigen.  

(3) Bei einer Ersatzpflege nach Absatz 1 kann der Leistungsbetrag unter Anrechnung auf den f"r eine 
Kurzzeitpflege nach § 42 zustehenden Leistungsbetrag um bis zu 806 1.612 Euro auf insgesamt bis zu  
2.418 3.224 Euro erh!ht werden, soweit f"r diesen Betrag noch keine Kurzzeitpflege im Kalenderjahr in 
Anspruch genommen wurde.ª 

VIII. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maûnahmen 
(§ 40 Absatz 2 und Absatz 4 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 10)  

Gesetzentwurf
Der Wert der zum Verbrauch bestimmten Pflegehilfsmittel wird monatlich von 31 auf 40 Euro angehoben. 
Daneben werden die Zusch"sse f"r Maûnahmen zur Verb esserung des individuellen Wohnumfeldes von  
2.557 auf 4.000 Euro je Maûnahme und der Gesamtbetrag f"r mehrere pflegebed"rftige Menschen von bis 
zu 10.228 auf bis zu 16.000 Euro erh!ht.  

Bewertung
Die zum Verbrauch bestimmten Pflegehilfsmittel werden erstmals seit Einf"hrung der Pflegeversicherung 
angehoben, die Erh!hung um 9 Euro ist absolut notwe ndig.  
Positiv zu bewerten ist die deutliche Anhebung des Betrags f"r die individuellen Wohnumfeld verbessern -
den Maûnahmen, auch wenn sie erst jetzt erstmalig seit der Einf"hrung der Pflegeversicherung erfolgt. 
Diese Leistungen dienen einer St$rkung der h$uslichen Pflege und unterst"tzen, dass pflegebed"rftige 
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Menschen in ihrer h!uslichen Umgebung verbleiben un d ihren Alltag in der eigenen Wohnung selbstbe-
stimmter bew!ltigen k"nnen.  

IX. Tagespflege und Nachtpflege (§ 41 Absatz 2 bis 7 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 11 und Nr. 29)  

Gesetzentwurf
Die Tages- und Nachtpflege wird nun als eigenst!ndi ge Leistung in der Pflegeversicherung statuiert. Zu-
k#nftig sollen pflegebed#rftige Menschen Tages- und Nachtpflege zus!tzlich zu ambulanten Pflegesach-
leistungen, zum Pflegegeld oder zu der Kombinationsleistung nach § 38 in Anspruch nehmen k"nnen, 
ohne dass eine Anrechnung auf diese Anspr#che erfolgt. Des Weiteren haben mit der geplanten Aufnahme 
des § 41 SGB XI in die Regelung des § 123 SGB XI u.a. Versicherte mit einer erheblich eingeschr!nkten 
Alltagskompetenz in der sogenannten Pflegestufe 0 nun einen Zugang zu den Leistungen der teilstation!-
ren Pflege. 

Bewertung
Nach Auffassung der Diakonie Deutschland muss f#r die Tagespflege eine verbesserte ausreichende Fi-
nanzierungsgrundlage im SGB XI geschaffen werden, unabh!ngig vom Pflegegeld und den Pflegesach-
leistungen im ambulanten Bereich, deshalb werden die hier geplanten Gesetzes!nderungen uneinge-
schr!nkt begr#ût.  
Die Tagespflege stellt einen wichtigen Baustein im Versorgungssystem pflegebed#rftiger Menschen dar. 
Sie dient einem l!ngeren Verbleib des pflegebed#rft igen Menschen in der eigenen Wohnung und erm"g-
licht eine sinnvolle Entlastung der pflegenden Angeh"rigen. Auûerdem unterst#tzt sie die Vereinbarung 
von Erwerbsarbeit und familialer Pflege.  
Bereits die mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz vorgenommene nur noch 50 % Verrechnung der 
Leistungen der Tagespflege mit dem Pflegegeld bzw. den Pflegesachleistungen f#hrte zu einer vermehrten 
Inanspruchnahme der Tagespflege und zu einem Ausbau der Infrastruktur in diesem Bereich. Hierdurch 
und durch die Nichteinbeziehung der Tagespflege in die Regelung des § 123 SGB XI im Pflege ±
Neuausrichtungsgesetz entstanden aber sehr komplexe verwaltungsaufwendige Kombinations- und Ver-
rechnungsm"glichkeiten. Die ersatzlose Aufhebung de r Kombinationsregelungen leistet nun einen deutli-
chen Beitrag zum B#rokratieabbau.  
Es ist davon auszugehen, dass auch der Wegfall der b#rokratischen, f#r pflegebed#rftige Menschen und 
ihre Angeh"rigen oft undurchsichtigen Verrechnungsm "glichkeiten sowie die Einbeziehung der Tagespfle-
ge in die Regelung des § 123 SGB XI zu einer verst! rkten Inanspruchnahme dieser Leistung f#hren wird.  

X. Kurzzeitpflege (§ 42 Absatz 2 und 3 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 12)  

Gesetzentwurf

Durch die geplante Aufnahme des § 42 SGB XI in die Regelung des § 123 SGB XI haben Versicherte mit 
einer erheblich eingeschr!nkten Alltagskompetenz in  der sogenannten Pflegestufe 0 nun einen Zugang zu 
den Leistungen der Kurzzeitpflege. Des Weiteren wird die Kurzzeitpflege flexibler gestaltet und ausgebaut. 
Die Kurzzeitpflege kann um den Leistungsbetrag der Verhinderungspflege nach § 39 erh"ht und um bis zu 
acht Wochen verl!ngert werden, sofern die Leistunge n der Kurzzeitpflege im entsprechenden Umfang 
nicht in Anspruch genommen wurden. 

Menschen mit Behinderung und Pflegebedarf, die zu Hause pflegerische Leistungen in Anspruch nehmen, 
k"nnen zuk#nftig ohne Altersbegrenzung Kurzzeitpfle ge auch in geeigneten Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe f#r Menschen mit Behinderung und anderen geeigneten Einrichtungen in Anspruch nehmen.  

Bewertung 
Die Einbeziehung der Kurzzeitpflege in die Regelungen des § 123 ist uneingeschr!nkt zu begr#ûen. 
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Auch bisher war es m•glich, die Kurzzeitpflege mit den Leistungen der Verhinderungspflege um bis zu 100 
% zu erh•hen und um weitere vier Wochen zu verl€nge rn. Diese Klarstellung im Sinne der gegenw€rtigen 
Praxis im Gesetzestext ist im Kontext der •nderung in § 39 SGB XI wichtig und deshalb positiv zu bewer-
ten. 
Dar‚ber hinausgehend setzt sich die Diakonie Deutsc hland wie bereits in § 39 eingef‚hrt gemeinsam mit 
den anderen Wohlfahrtsverb€nden daf‚r ein, die Leis tungen der Verhinderungspflege nach § 39, der Kurz-
zeitpflege nach § 42 und die zus€tzlichen Betreuungsleistungen nach § 45b zu einer Teilleistung zur Ent-
lastung des Pflegesettings in einem sogenannten Entlastungsbetrag zusammenzufassen, damit sie ganz 
flexibel je nach Bedarf eingesetzt und kombiniert werden k•nnen (siehe auch die Ausf‚hrungen zu den §§  
39 und 45b SGB XI-Reg-E).  
Durch die Ersetzung der W•rter ¹Kindern bis zur Vol lendung des 25. Lebensjahresª durch das Wort ¹Pfle-
gebed‚rftigenª wird erm•glicht, dass pflegebed‚rfti ge Menschen ± egal welchen Alters - die Kurzzeitpflege 
auch in geeigneten Einrichtungen der Eingliederungshilfe f‚r Menschen mit Behinderung und anderen 
geeigneten Einrichtungen in Anspruch nehmen, wenn die Pflege in einer von den Pflegekassen zur Kurz-
zeitpflege zugelassenen Pflegeeinrichtung nicht m•g lich war oder nicht zumutbar erschien. Die Diakonie 
Deutschland stimmt der Streichung der Altersgrenze zu, da sich diese in der Praxis als nicht sinnvoll er-
wies.  

Die station€re Kurzzeitpflege gewinnt zur vor‚berge henden Versorgung zunehmend an Bedeutung. Sie 
sollte im Einzelfall ‚ber die Dauer von weiteren ac ht Wochen hinaus verl€ngert werden k•nnen, wenn 
Pflegebed‚rftigkeit i.S. des SGB XI vorliegt und di e pflegebed‚rftige Person nach einem Krankenhausauf -
enthalt der Kurzzeitpflege f‚r einen etwas l€ngeren  Zeitraum als vier Wochen bedarf. Des Weiteren sollte 
die Pflegekasse Kurzzeitpflege im Einzelfall ‚ber e inen l€ngeren Zeitraum als acht Wochen bewilligen 
k•nnen (¹Kannª-Bestimmung), wenn die h€usliche Pflege nicht sichergestellt ist. 

XI. Leistungen der vollstation•ren Pflege (§ 43 SGB  XI-Reg-E)  

Gesetzentwurf
Die Leistungen der vollstation€ren Pflege nach § 43 Absatz 2 werden um 4 % dynamisiert.  

Bewertung 
Die Leistungsbetr€ge in den Pflegestufen I und II werden seit Einf‚hrung der Pflegeversicherung erstma ls 
um 4 % erh•ht. Die fehlende Anpassung an die Preis-  und Lohnentwicklung f‚hrt(e) zu einer deutlichen 
Kaufkraftreduktion und zu einem Verlust des Wertes der Pflegeleistungen.  
¹Aufgrund der bis Mitte 2008 fehlenden und seitdem unzureichenden Leistungsdynamisierung steigen die 
Eigenanteile an den Pflegekosten, die vom Pflegebed‚rftigen selbst zu tragen sind, weiter an. In der s tati-
on€ren Pflege ‚bersteigt der insgesamt aufzubringen de Eigenanteil die Pflegeversicherungsleistungen 
inzwischen in allen Pflegestufen deutlich, und auch bei den rein pflegebedingten Kosten, die gem€û der 
urspr‚nglichen Planung bei Einf‚hrung der Pflegever sicherung vollst€ndig von der Versicherung ‚ber-
nommen werden sollten, betrugen die durchschnittlichen Eigenanteile Ende 2011 bereits monatlich 346 
Euro (Pflegestufe I), 532 Euro (Pflegestufe II) bzw. 760 Euro (Pflegestufe III).ª (Pressemappe Barmer GEK 
Pflegereport vom 18.12.2013). Folglich sind nahezu alle, insbesondere tariflich vereinbarte Lohnerh•hun-
gen sowie Erh•hungen in den Personalschl‚sseln, von  den Pflegebed‚rftigen zu tragen oder subsidi€r von  
den Sozialhilfetr€gern. Dies f‚hrte u.a. dazu, dass  notwendige Erh•hungen der Personalschl‚ssel auf de r 
L€nderebene nicht vorgenommen wurden. Daher ist hier zwingend eine Erh•hung des Sachleistungsan-
spruchs vorzunehmen, um Pflegebed‚rftige und deren Angeh•rige zu entlasten sowie um einem Preis-
wettbewerb anstatt einem Qualit€tswettbewerbs entgegenzuwirken.  

Nach Auffassung der Diakonie Deutschland ist in den Pflegestufen I und II eine Erh•hung, der seit 1996  
feststehenden Leistungsbetr€ge um 25 % erforderlich sowie eine entsprechende angemessene Erh•hung 
der Leistungen in der Pflegestufe III und der Leistungen f‚r die H€rtefallregelungen.  
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XII. Leistungen der vollstation•ren Pflege in Einri chtungen der Hilfe f€r behinderte Menschen (§ 43a 
SGB XI-Reg-E)  

Gesetzentwurf
Die Leistungen der vollstation!ren Pflege in Einric htungen der Eingliederungshilfe nach § 43a SGB XI 
werden um 4 % dynamisiert.  

Bewertung 
Menschen mit Behinderungen, die in station!ren Wohn einrichtungen der Eingliederungshilfe nach SGB XII 
leben, erhalten bisher bei anerkannter Pflegebed"rf tigkeit nach SGB XI einen pauschalierten Betrag nach 
§ 43a SGB XI in H#he von 256 Euro. Dieser pauschalierte Betrag, der seit Einf"hrung der Pflegeversiche -
rung nicht erh#ht wurde, deckt den individuellen pflegerischen Bedarf vielfach nicht ab.  

Es ist zwar zu begr"ûen, dass die Dynamisierung der  Leistungsbetr!ge auch die Leistungen nach § 43a 
SGB XI f"r Menschen mit Behinderungen in station!re n Einrichtungen der Eingliederungshilfe umfasst. 
Allerdings ist davon auszugehen, dass die Aufstockung des Leistungsbetrages in H#he von 4%, d.h. kon-
kret um 10 Euro von 256 auf 266 Euro nicht den individuellen pflegerischen Bedarf von Menschen mit Be-
hinderungen im station!ren Wohnen abdecken wird.  

Deshalb ist perspektivisch eine Neuausgestaltung des § 43a SGB XI notwendig, die im Abgleich mit der 
Eingliederungshilfereform (Schaffung eines Bundesleistungsgesetzes zur Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen) erfolgen muss. § 43a SGB XI ist nach Maûgabe des Art. 19 UN BRK so zu modifizieren, 
dass Art und H#he des Anspruches auf Pflegeleistungen unabh!ngig von der gew!hlten Wohnform einzel-
fallbezogen entsprechend dem individuellen Bedarf gew!hrt werden. 

XIII. Zus•tzliche Betreuungs- und Entlastungsleistu ngen ± Allgemein (§ 45b Absatz 1 und Absatz 1a 
SGB XI-Reg-E)  

Gesetzentwurf
Die Leistungen nach § 45b SGB XI werden f"r alle pf legebed"rftigen Menschen im Sinne des SGB XI in 
der h!uslichen Pflege ge#ffnet. Versicherte, die di e Voraussetzungen des § 45a SGB XI erf"llen, k#nnen  
ihren Kostenerstattungsanspruch aus § 45b Absatz 1 nunmehr nicht nur f"r die zus!tzlichen Betreuungs-
leistungen, sondern auch f"r zus!tzliche Entlastung sleistungen nutzen. Des Weiteren werden die Leistun-
gen nach § 45a Absatz 1 Satz 2 im Rahmen der Dynamisierung auf 104 Euro bzw. 208 Euro erh#ht. Au-
ûerdem erhalten pflegebed"rftige Personen, die nich t die Voraussetzungen des § 45a SGB XI erf"llen, 
einen Anspruch auf zus!tzliche Entlastungs- und Bet reuungsleistungen in H#he von 104 Euro.  
Die Betr!ge sind weiterhin im Rahmen der Kostenerst attung zweckgebunden f"r qualit!tsgesicherte Leis-
tungen der Betreuung und Entlastung einzusetzen. Des Weiteren wird klargestellt, dass das Kostenerstat-
tungsprinzip auch dann gelten kann, wenn die Mittel der Verhinderungspflege gem!û § 39 SGB XI einge-
setzt werden k#nnen. Daneben sollen im Rahmen der zus!tzlichen Betreuungs- und Entlastungsleistun-
gen auch Angebote der hauswirtschaftlichen Versorgung, die zugelassene Pflegedienste neben den be-
sonderen Angeboten der allgemeinen Anleitung und Betreuung nach § 45b Absatz 1 Satz 6 Nummer 3 
anbieten, von den Versicherten in Anspruch genommen werden k#nnen.  

Bewertung
Die Diakonie Deutschland begr"ût, dass nun auch pfl egebed"rftige Menschen ohne erheblich einge-
schr!nkte Alltagskompetenz einen Zugang zu den Betr euungs- und Entlastungsangeboten nach § 45b 
SGB XI haben. Ebenfalls positiv zu bewerten sind die Leistungserh#hungen, die zus!tzliche Option der 
Entlastungsleistungen und die Klarstellungen im Hinblick auf die Verhinderungspflege.  

Kritisch zu bewerten sind dagegen nach Auffassung der Diakonie Deutschland die Ver!nderungen bei der 
hauswirtschaftlichen Versorgung. Bisher ist die hauswirtschaftliche Versorgung eine Leistung nach den §§ 
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36 und 123 und bedarf einer Verg!tungsvereinbarung nach § 89 Absatz 3 SGB XI. Mit der geplanten Neu-
regelung in § 45b Absatz 1 Satz 6 Nummer 3 ver"nder t der Gesetzgeber nicht nur den § 45b SGB XI, son-
dern indirekt auch die Regelungen der Pflegesachleistung in § 36 SGB XI, indem er die Leistungen nach § 
45b SGB XI um die hauswirtschaftliche Versorgung der Pflegedienste erweitert. Prinzipiell ist ein leichterer 
Zugang zu hauswirtschaftlichen Leistungen positiv zu bewerten. Dies kann unserer Auffassung nach aber 
nicht im Vorgriff auf den neuen Pflegebed!rftigkeit sbegriff erfolgen, sondern nur in einem Gesamtkonzept 
der Einf!hrung des neuen Pflegebed!rftigkeitsbegrif fs.  

#nderungsvorschlag
§ 45b Absatz 1 Satz 6 Nr. 3 ist wie bisher wie folgt zu formulieren  

¹3. der zugelassenen Pflegedienste, sofern es sich um besondere Angebote der allgemeinen Anleitung und 
Betreuung und nicht um Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung handelt, oderª  

XIV. Zus•tzliche Betreuungs- und Entlastungsleistun gen ± Umwidmung des halben Sachleistungs-
budgets (§ 45b Absatz 3 SGB XI-Reg-E)  

Hierzu nimmt die Diakonie Deutschland im Rahmen der  Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege (BAGFW) Stellung.  

Die Bundesarbeitsgemeinschaft f!r Freie Wohlfahrtsp flege lehnt die Umwidmung des halben Sachleis-
tungsbudgets nach § 45b Absatz 3 SGB XI-Reg-E ab. Sie schl"gt anstatt dessen vor, die Leistungen der 
Verhinderungspflege nach § 39, der Kurzzeitpflege nach § 42 und die zus"tzlichen Betreuungsleistungen 
nach § 45b zu einer Teilleistung zur Entlastung des Pflegesettings in einem sogenannten Entlastungsbe-
trag zusammenzufassen, damit sie ganz flexibel je nach Bedarf eingesetzt und kombiniert werden k$nnen.  
Die Bewertung der geplanten Gesetzes"nderung und de r Alternativvorschlag des Entlastungsbetrags sind 
in der Stellungnahme der BAGFW detailliert dargelegt (siehe TOP 2 der Stellungnahme der BAGFW).  

Dar!ber hinaus fordern wir, dass nicht nur die nach  Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Be-
treuungs- und Entlastungsangebote nach § 45b Abs. 1 Satz 6 Nr. 4, sondern auch die Angebote der allge-
meinen Anleitung, Betreuung und Hauswirtschaft der zugelassenen Pflegedienste nach § 45b Abs. 1 Satz 
6 Nr. 3 im Rahmen der Kombinationsleistung in Anspruch genommen werden d!rfen. 

XV. Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen (§ 45c SGB XI-Reg-E) und Anerkennung der 
niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangeb ote (§ 45b Abs. 4 SGB XI ReG-E) 

Gesetzentwurf
Zus"tzlich zu den bisherigen niedrigschwelligen Bet reuungsangeboten soll es k!nftig niedrigschwellige 
Entlastungsangebote geben, um Pflegebed!rftige, pfl egende Angeh$rige und andere Nahestehende mit 
ehrenamtlicher Pflegeverantwortung zu unterst!tzen.  Die niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlas-
tungsangebote sollen sowohl f!r Pflegebed!rftige i.  S. v. § 45a SGB XI mit erheblichem allgemeinem Be-
treuungsaufwand als auch f!r Pflegebed!rftige mit m indestens Pflegestufe 1, die nicht zum Personenkreis 
nach § 45a SGB XI z"hlen, gelten. Die niedrigschwel ligen Entlastungsangebote sollen zur Bedarfsdeckung 
der Pflegebed!rftigen v. a. bei der hauswirtschaftl ichen Versorgung, bei der eigenverantwortlichen Organi-
sation individuell ben$tigter Hilfeleistungen und bei der Bew"ltigung von allgemeinen oder pflegebedin gten 
Alltagsanforderungen beitragen.  

Bewertung
Grunds"tzlich ist die Intention der vorgesehenen We iterentwicklung der Versorgungsstrukturen zu begr!-
ûen. Die Diakonie Deutschland sieht jedoch bei der hier angedachten Umsetzung eine Vielzahl an Prob-
lemen: 

- Die Betreuungs- und Entlastungsleistungen sind inhaltlich und definitorisch nicht voneinander ab-
gegrenzt. Eine praktikable inhaltliche Trennung zwischen Angeboten der niedrigschwelligen Be-
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treuung und Angeboten der niedrigschwelligen Entlastung erscheint nur schwer m!glich, da sich 
Betreuung und Entlastung in der Praxis teilweise "b erschneiden. Eine solche Abgrenzung w#re 
zudem Pflegebed"rftigen und ihren Angeh!rigen weder  vermittelbar noch zumutbar, zumal ggf. die 
Betreuungs- und Entlastungsleistungen in getrennten Verfahren und von verschiedenen Anbietern 
bezogen werden m"ssten. Auch f"r die Anbieter w"rde  der b"rokratische Aufwand stark zuneh-
men. Anstelle einer Trennung zwischen Betreuungs- und Entlastungsangeboten sollten grunds#tz-
lich alle Leistungen miteinander kombiniert werden k!nnen. Deshalb unterst"tzt die Diakonie 
Deutschland den Vorschlag des Bundesrates, Betreuungs- und Entlastungsangebote in § 45c Abs. 
3 SGB XI zusammenzuf"hren und § 45c Abs. 3a SGB XI Reg-E. ersatzlos zu streichen.  

- F!rderf#hig sollen zuk"nftig neben der F!rderung ehrenamtlicher Strukturen sowie der Selbsthilfe 
nach  § 45d SGB XI, der Modellvorhaben zur Erprobung neuer Versorgungskonzepte und Versor-
gungsstrukturen nach § 45c Abs. 4 SGB XI, der niedrigschwelligen Betreuungsangebote nach § 
45c Abs. 3 SGB XI auch die  Entlastungsangebote nach § 45c Abs. 3a SGB XI- Reg-E sein. Diese 
inhaltliche Ausweitung des F!rderumfangs bei gleich zeitiger Erweiterung des Kreises der An-
spruchsberechtigten um pflegebed"rftige Menschen mi t mindestens Pflegestufe 1, die nicht die 
Voraussetzungen von § 45a SGB XI erf"llen, sieht di e Diakonie Deutschland kritisch, da das F!r-
dervolumen im Umfang von 25 Mio. Euro beibehalten wird. Dies w"rde unserer Auffassung nach 
den Rahmen der f!rderf#higen Angebote angesichts de r begrenzten F!rdermittel sprengen.  
Zu bedenken ist dar"ber hinaus, dass die L#nder ihr e Mittel ausweiten m"ssen, um die 
Kofinanzierung solcher F!rdermaûnahmen sicherzustel len. Denn bereits jetzt k!nnen nicht alle 
verf"gbaren F!rdermittel der Pflegekassen abgerufen  werden, da die Kofinanzierung der L#nder 
fehlt.  

-  Die Ausweitung des Kreises der Anspruchsberechtigten um Pflegebed"rftige mit mindestens Pfle-
gestufe 1, die nicht die Voraussetzungen von § 45a SGB XI erf"llen, sieht die Diakonie Deutsch-
land kritisch , da das F!rdervolumen im Umfang von 25 Mio. Euro beibehalten wird. Dies w"rde 
unserer Auffassung nach den Rahmen der f!rderf#hige n Angebote angesichts der begrenzten 
F!rdermittel sprengen. 

- Die F!rdermittel der Pflegekassen und die Kofinan zierung der L#nder sollen grunds#tzlich nach 
Auffassung der Diakonie Deutschland der Unterst"tzu ng von ehrenamtlichen Strukturen und der 
Selbsthilfe,  der F!rderung von Modellvorhaben und von niedrigschwelligen Betreuungsangeboten 
im Rahmen des b"rgerschaftlichen Engagements dienen  und nicht der F!rderung  von neuen ge-
winnorientierten Anbietern von Entlastungsangeboten. 

- Wichtig ist insbesondere die Verwendung der F!rde rmittel f"r die Finanzierung der notwendigen 
Personal- und Sachkosten, die mit der Koordination und Organisation der Hilfen und der fachli-
chen Anleitung und Schulung der b"rgerschaftlich en gagierten Helferinnen und Helfer durch Fach-
kr#fte verbunden sind.  

- Unabh#ngig von der F!rderproblematik entsteht dur ch die Anerkennung von neuen Anbietern auf 
der Landesebenes bzw. die  F!rderf#higkeit von Serv iceangeboten f"r haushaltsnahe Dienstleis-
tungen, Alltags- sowie Pflegebegleiter die Gefahr, dass diese Leistungen einen Anreiz zur Schaf-
fung von geringf"gigen Besch#ftigungsverh#ltnissen,  insbesondere f"r Frauen, darstellen k!nnen. 
Grunds#tzlich sind hier existenzsichernde Erwerbseinkommen und ausreichende Rentenbeitrags-
zahlungen mit eigenst#ndigen Alterssicherungsm!glic hkeiten zu fordern, um eine Generationenge-
rechtigkeit zu gew#hrleisten.  

- Zu vermeiden ist auch, dass Anbieter mit sozialversicherungspflichtig Besch#ftigten und tariflichen 
Strukturen in diesem Bereich nicht mehr konkurrenzf#hig und auûerdem ggf. auch im Bereich der 
Leistungen nach § 36 SGB XI von entsprechenden ¹Dumpinganbieternª solch niedrigschwelliger 
Angebote aus dem Markt gedr#ngt werden. Aus Gr"nden  des Verbraucherschutzes sowie der 
Gleichbehandlung und zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen ist aus Sicht der Diakonie 
Deutschland zudem sicherzustellen, dass die entsprechenden Anbieter vergleichbaren Auflagen 
hinsichtlich der Qualit#tssicherung der Leistungsangebote unterliegen und deren Einhaltung kon-
trolliert wird. 

- Ausgehend von der Begr"ndung im Gesetzentwurf wer den hohe Anforderungen an den Umfang 
und die Qualit#t der T#tigkeiten b"rgerschaftlich e ngagierter Helfer und Helferinnen bzw. an die 
T#tigkeiten der gef!rderten Dienstleister gestellt.  So sollen diese z.B. den Pflegebed"rftigen und 
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ihren Angeh!rigen Wissen zur Bew"ltigung des Pflege alltags vermitteln. Es wird zwar ein Quali-
t"tssicherungskonzept mit Fortbildungen gefordert, jedoch stellt sich die Frage, ob diese Fortbil-
dungen ausreichen, um f#r alle angef#hrten T"tigkei ten ein angemessenes Qualifizierungsniveau 
zu erreichen. Dies gilt umso mehr, als der Gesetzentwurf keine Ausbildungs- bzw. Qualifizierungs-
voraussetzungen der Alltags- und Pflegebegleiter sowie der ehrenamtlichen und sozialversiche-
rungspflichtigen Helfer festschreibt. Es besteht die Gefahr, B#rgerschaftlich Engagierte zu #berfor-
dern und Pflegebed#rftige zu gef"hrden. Zudem werde n gem. § 45b Abs. 4 SGB XI die Landesre-
gierungen erm"chtigt, durch Rechtsverordnung das N" here #ber die Anerkennung der niedrig-
schwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote zu bestimmen. Aus Sicht der Diakonie 
Deutschland besteht dabei die Gefahr, dass die hieraus resultierenden vielz"hligen und vielf"ltigen 
L"nderregelungen eine bundesweite Vergleichbarkeit und Transparenz erschwert. 

- Die $bernahme der im Gesetz angedachten Aufgaben durch Ehrenamtliche wirft versicherungs-
rechtliche Fragen auf. Zum Schutz der Ehrenamtlichen sind diese Probleme unbedingt vor Verab-
schiedung des Gesetzes zu kl"ren. Insbesondere best eht durch die nicht eindeutig zu ziehende 
und in der Praxis schwer zu kontrollierende Grenze zu den Sachleistungen nach § 36 SGB XI die 
Gefahr, dass T"tigkeiten der Grundpflege mit #berno mmen werden. Dies muss ausgeschlossen 
werden.  

%nderungsvorschlag
- Die Betreuungs- und Entlastungsangebote sollen in § 45c Abs. 3 SGB XI zusammengef#hrt und § 

45c Abs. 3a SGB XI Reg-E ersatzlos gestrichen werden.  
- Grunds"tzlich ist sicherzustellen, dass b#rgersch aftliche Engagierte entsprechend ihrer T"tigkeiten 

qualifiziert und durch hauptamtliche Fachkr"fte koo rdiniert und angeleitet werden. 
- F!rderf"hig sollen zuk#nftig neben der ¹F!rderung  ehrenamtlicher Strukturen sowie der Selbsthilfe 

nach  § 45d SGB XIª und den Modellvorhaben zur Erprobung neuer Versorgungskonzepte und 
Versorgungsstrukturen nach § 45c Abs. 4 SGB XI nur die niedrigschwelligen Betreuungs- und Ent-
lastungsangebote im Rahmen des b#rgerschaftlichen Engagements sein.   

- Des Weiteren ist eine klare Abgrenzung von Leistungen nach § 36 SGB XI und § 45b/§ 45c SGB 
XI erforderlich.  

- Bei der Anerkennung von Serviceangeboten f#r hauswirtschaftliche Dienstleistungen auf Landes-
ebene  ist darauf zu achten, dass dort tarifliche Besch"ftigungsverh"ltnisse entstehen und die Re-
gelungen zum Mindestlohn gem"û dem Tarifautonomiest "rkungsgesetz beachtet werden, sofern 
diese Angebote nicht im Rahmen des b#rgerschaftlichen Engagements erbracht werden. Dabei ist 
zu vermeiden, dass der Mindestlohn zum Normlohn f#r die hier entstehende Branche wird. 

- Grunds"tzlich ist sicherzustellen, dass abgesehen von b#rgerschaftlichen Angeboten alle Leistun-
gen auf Basis tariflicher Entlohnung der Besch"ftig ten unter Ber#cksichtigung  des Mindestlohns in 
der Pflege erbracht werden und kein Angebotssektor prek"rer Besch"ftigung gef!rdert wird.  

XVI. Anschubfinanzierung zur Gr•ndung von ambulant betreuten Wohngruppen (§ 45e SGB XI-Reg-
E)
(Artikel 1, Nr. 19 und Nr. 29 Buchstabe a) cc))  

Gesetzentwurf
Mit der geplanten Aufnahme des § 45e SGB XI in die Regelung des § 123 SGB XI-Reg-E haben Versicher-
te mit einer erheblich eingeschr"nkten Alltagskompe tenz in der sogenannten Pflegestufe 0 nun einen Zu-
gang zu den Leistungen der Anschubfinanzierung zur Gr#ndung von ambulant betreuten Wohngruppen. 
Daneben ist geplant, dass die Umgestaltungsmaûnahme bereits vor der Gr#ndung und dem Einzug erfol-
gen kann. Auûerdem wird die Befristung der F!rderun g bis zum 31.12.2015 gestrichen, damit der Betrag 
von 30 Mio. Euro, der mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz eingef#hrt wurde, ausgesch!pft werden 
kann.

Bewertung
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Der Gesetzentwurf weist darauf hin, dass die Neugr! ndung von ambulant betreuten Wohngemeinschaften 
nicht in dem Ausmaû erfolgte, wie dies zu erwarten war. Die angestrebte Zahl von 3.000 ambulant betreu-
ten Wohngemeinschaften wurde bisher noch nicht erreicht. Dies liegt nach Auffassung der Diakonie 
Deutschland auch an der bisherigen Ausgestaltung der §§ 38a und 45e.  
Die Aufnahme des § 45e SGB XI in die Regelungen des § 123 SGB XI ist uneingeschr"nkt zu begr!ûen.  
Wir halten die Streichung der Befristung der F#rderung f!r sachgerecht, zumal das Budget auf 30 Mio. 
begrenzt ist.  
Des Weiteren ist es sicherlich allein aus pragmatischen Gr!nden erforderlich, dass die Umbaumaûnahme 
vor dem Einzug erfolgt. Pflegebed!rftigen Menschen ist nicht zumutbar, dass erst nach dem Einzug bei 
einer Neugr!ndung der geplante Umbau stattfindet. W ir halten es dagegen nicht f!r sachgerecht, dass de r 
Umbau bereits vor der Gr!ndung erfolgt, da hier das  Risiko des Leistungsmissbrauchs zu hoch ist.  

Damit es aber zum einem verst"rkten weiteren Ausbau  der ambulant betreuten Wohngemeinschaft kom-
men kann, bedarf es auch der in § 38a SGB XI dargestellten $nderungen (siehe auch die Ausf!hrungen zu 
§ 38a SGB XI-Reg-E)  

$nderungsvorschlag 
§ 45e Absatz 1 Satz 4 SGB XI n. F: ist wie folgt zu fassen:  
¹Dabei kann die Umgestaltungsmaûnahme auch vor der Gr!ndun g und dem Einzug erfolgen. 

XVII. Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze (§ 55 Absatz 1 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel1, Nr. 21)  

Gesetzentwurf
Der Beitragssatz wird zum 1. Januar 2015 um 0,3 Beitragssatzpunkte angehoben. 

Bewertung 
Der Beitragssatz soll in dieser Legislaturperiode um insgesamt 0,5 Beitragssatzpunkte angehoben werden. 
Die in der 1. Stufe der Reform zum 01.01.2015 vorgesehene Erh#hung um 0,3 Prozentpunkte soll der Fi-
nanzierung von Mehrausgaben aufgrund von Leistungsverbesserungen und dem Aufbau des Vorsorge-
fonds dienen. F!r Letzteres sind 0,1 Beitragssatzpu nkte eingeplant. Die f!r die 2. Reformstufe vorgese he-
ne Erh#hung um 0,2 Beitragssatzpunkte soll der Finanzierung der Umsetzung des neuen Pflegebed!rftig-
keitsbegriffs dienen. In der 1. Reformstufe werden zwar bereits Leistungen im Vorgriff auf den neuen Pfle-
gebed!rftigkeitsbegriff vorgenommen, dennoch ist es  schwer abzusch"tzen, ob die 0,2 Prozentpunkte f!r 
die Einf!hrung des neuen Pflegebed!rftigkeitsbegrif fs ausreichen werden. Nach Auffassung der Diakonie 
Deutschland sind hier ggf. Nachjustierungen bei der 2. Stufe der Reform bei den Beitragssatzerh#hungen 
vorzunehmen, damit der dringend erforderliche neue Pflegebed!rftigkeitsbegriff eingef!hrt werden kann.  

XVIII. Tragung der Beitr!ge bei versicherungspflich tig Besch!ftigten (§ 58 Absatz 3 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 23)  

Gesetzentwurf
Im Absatz 3 wird ein zus"tzlicher Satz eingef!gt, w onach sich die Beitr"ge der Besch"ftigten nicht erh #-
hen, wenn L"nder im Jahre 2017 den Reformationstag einmalig zu einem gesetzlichen Feiertag erheben.  

Bewertung 
Bisher ist der Reformationstag nur in einigen Bundesl"ndern ein gesetzlicher Feiertag. Die geplante $n de-
rung will klarstellen, dass sich dadurch der Arbeitnehmeranteil zur Pflegeversicherung nicht erh#hen wird, 
auch wenn die L"nder, in denen der Reformationstag bisher kein gesetzlicher Feiertag ist, den 31.10.2017 
einmalig zu einem gesetzlichen Feiertag erheben werden. Der einmalige Feiertag zum 500j"hrigen Refor-
mationsjubil"um 2017 ist von !bergreifender kirchli cher, kultureller und gesellschaftlicher Bedeutung; die 
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Diakonie Deutschland begr!ût die Absicht der Bundes regierung, diesen Feiertag ohne Ver"nderungen der 
Beitr"ge zu den Sozialversicherungen einzurichten. 

XIX. Verg•tungszuschl€ge f•r Pflegebed•rftige mit e rheblichem allgemeinen Betreuungsbedarf  
(§ 87b SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 26)  

Gesetzentwurf
Zuk!nftig sollen alle zugelassenen station"ren Pfle geeinrichtungen Verg!tungszuschl"ge nicht nur f!r 
pflegebed!rftige Personen mit erheblichem allgemein en Betreuungsbedarf vereinbaren k#nnen, sondern 
f!r alle pflegebed!rftigen Bewohnerinnen und Bewohn er bzw. Pflegeg"ste sowie f!r Versicherte der Pfle-
gestufe 0. Die Ausweitung des Personenkreises bezieht sich auf die Tagespflege, die Kurzzeitpflege und 
die vollstation"re Pflege. Des Weiteren wird die Be treuungsrelation von 1: 24 auf 1:20 verbessert.  

Bewertung
Die Ausweitung des Personenkreises auf alle versicherten Bewohner bzw. G"sten in der Tages- und Kurz-
zeitpflege sowie der Wegfall der Beschr"nkung auf d en Personenkreis nach § 45a SGB XI sind eine Vor-
ziehleistung im Hinblick auf die Einf!hrung des neu en Pflegebed!rftigkeitsbegriffs. Die BAGFW hatte si ch 
im Expertenbeirat zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebed!rftigkeitsbegriffs daf!r eingesetzt,  
dass diese Betreuungsleistung allen Versicherten in station"ren Pflegeeinrichtungen zur Verf!gung steh en 
muss und dass der von den Pflegekassen alleine gezahlte Verg!tungszuschlag auch nach Einf!hrung des 
neuen Pflegebed!rftigkeitsbegriffs erhalten bleibt.   

Die Diakonie Deutschland hatte bereits im Rahmen der letzten SGB XI Reform eine Erh#hung des Be-
treuungsschl!ssels von 1:24 auf 1:20 f!r den statio n"ren Bereich gefordert. Die geplante Regelung wird  
deshalb von uns begr!ût.  

Aufgrund der geringen Personalmengen ist die Ausweitung des § 87b f!r die Tagespflege besonders be-
deutsam. Die Umsetzung kann in den kleinen Organisationseinheiten der Tagespflege allerdings nur in 
Kombination mit dem Regelangebot erfolgen und ist nicht immer scharf abgrenzbar. Um Probleme bei der 
Umsetzung zu vermeiden, sollte darauf in der Gesetzesbegr!ndung hingewiesen werden.  

Des Weiteren sollte durch redaktionelle $nderungen klargestellt werden, dass die Regelung auch in der 
Kurzzeitpflege zur Anwendung kommt. Hier gibt es in der Praxis eine Vielzahl an Umsetzungsproblemen. 

Auch wenn wir die Regelung prinzipiell begr!ûen, m# chten wir zu bedenken geben, dass wir die mit der 
Umsetzung des § 87b Abs.3 verankerte Zuschreibung der Betreuung an niedrigschwellig qualifizierte Kr"f -
te sehr kritisch bewerten. Diese Zuschreibung hat seit der Einf!hrung des § 87b einen schleichenden Pr o-
zess der Entprofessionalisierung der Betreuung eingel"utet, der sich durch die nun vorgesehene Auswei-
tung weiter versch"rft. Die Betreuung ist ein eleme ntarer Anteil des professionellen pflegerischen Han-
delns. Sie muss in den Pflegeprozess eingebunden sein und kann nicht generell an niedrigschwellig quali-
fizierte Kr"fte delegiert werden. Durch den eingesc hr"nkten Pflegebegriff der Pflegeversicherung und 
durch zunehmende Arbeitsverdichtung ist der Raum f! r Betreuung durch Fachkr"fte in den vergangenen 
Jahren allerdings immer enger geworden. Im Sinne einer ganzheitlichen (Fachsprache: bio-spirituell-
psychosozialen) pflegerischen Versorgung im station"ren Bereich m!ssen die zus"tzlichen Kr"fte im 
Rahmen des Pflegeprozesses auch so eingesetzt werden k#nnen, dass die Fachkr"fte vor Ort wieder ei-
nen angemessenen Raum f!r den ihre Fachlichkeit erf ordernden betreuerischen (Fachsprache: spirituell-
psychosozialen) Anteil der Pflege haben. Es ist deshalb kritisch zu hinterfragen, welche Auswirkung der 
schleichende Prozess der Ausgliederung der Bereiche der sozialen Betreuung, Alltagsstrukturierung, 
Kommunikation und Beziehungsgestaltung aus dem Aufgaben- und T"tigkeitsbereich der Pflegefachkr"fte 
auch hinsichtlich der Motivation einen Pflegeberuf zu ergreifen sowie auf die Verweildauer im Beruf, hat. 
Sie k#nnte dazu beitragen, den Fachkr"ftemangel in den Pflegeberufen noch zus"tzlich zu verst"rken.  
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Die M!glichkeit des zus"tzlichen Angebotes an Betre uung und Aktivierung nach § 87b SGB XI gilt als ein 
zentraler Reformbestandteil im station"ren Pflegebe reich. Auch wenn wir die Regelung prinzipiell begr#-
ûen, bedarf es unserer Ansicht nach nicht nur einer Zunahme der zus"tzlichen Betreuungskr"fte in den 
station"ren Pflegeeinrichtungen, sondern auch einer  Aufstockung der Pflegefachkr"fte, angesichts der s ich 
ver"ndernden Bewohnerstrukturen (Multimorbidit"t, k #rzere Verweilerdauern, Zunahme an behandlungs-
pflegerischen Bedarfen und an palliativer Versorgung), so dass dies nicht der einzige zentrale Bestandteil 
einer Reform sein kann.  

XX Verg•tungszuschl€ge f•r Pflegebed•rftige mit erh eblichem allgemeinen Betreuungsbedarf  
(§ 87b SGB XI-Reg-E) ± Nichtversicherte 

Wir erhalten zahlreiche Problemanzeigen, dass keine Verg#tungszuschl"ge nach § 87b f#r Nichtversicher-
te, die Leistungsempf"nger der Hilfe zur Pflege nac h § 61 SGB XII sind, gezahlt werden. Begr#ndet wird 
dies mit § 87b Absatz 2 Satz 3, dem zur Folge die Tr"ger der Sozialhilfe weder ganz noch teilweise mit  
Verg#tungszuschl"gen belastet werden d#rfen. Es feh lt hier f#r den station"ren Bereich an einer eindeu ti-
gen Regelung. Nichtversicherte pflegebed#rftige Menschen, die zum Personenkreis nach § 45a SGB XI 
z"hlen, m#ssen jedoch einen klaren Rechtsanspruch a uf zus"tzliche Betreuungsleistungen auch im statio-
n"ren Bereich haben. Der Betreuungsschl#ssel von 1: 20 muss sich auch auf diese Personengruppe er-
strecken k!nnen. Nach § 28 Absatz 1 Ziffer 8 SGB XI  z"hlen die zus"tzlichen Betreuungsleistungen zu 
den Leistungen der vollstation"ren Pflege, wenn der  pflegebed#rftige Mensch zum Personenkreis nach § 
45a z"hlt. Sofern die Person zum Kreis der Nichtver sicherten geh!rt, ist der Sozialhilfetr"ger an sich  ver-
pflichtet, den Verg#tungszuschlag anstelle der Pflegekasse zu zahlen. Er kann sich jedoch darauf berufen, 
dass er gem"û § 87b Absatz 2 Satz 3 weder teilweise  noch ganz mit der Zahlung dieses Zuschlags belas-
tet werden darf. 

$nderungsvorschlag 
In § 87b Absatz 2 Satz 3 sind die W!rter ¹und die T r"ger der Sozialhilfeª zu streichen. 

XX Anlasspr•fungen (§ 114 Absatz 5 und § 115 Absatz  1a SGB XI) 
Hierzu nimmt der Diakonie Deutschland im Rahmen der  Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege (BAGFW) Stellung. Es erfolgt an di eser Stelle daher keine gesonderte Bewertung 
(siehe TOP 4 der Stellungnahme der BAGFW).  

XXI !bergangsregelungen: Verbesserte Pflegeleistung en f•r Personen mit erheblich eingeschr€nk-
ter Alltagskompetenz (§ 123 SGB XI-Reg-E) 
(Artikel 1, Nr. 29)  

Gesetzentwurf
§ 123 SGB XI wurde mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz eingef#hrt. Danach sollen Menschen mit 
erheblich eingeschr"nkter Alltagskompetenz (§ 45a S GB XI) neben den Leistungen nach § 45b SGB XI 
Leistungsverbesserungen bis zur Leistungsgew"hrung aufgrund eines neuen Pflegebed#rftigkeitsbegriffs 
und eines entsprechenden Begutachtungsverfahrens, bekommen. In die Regelungen des § 123 SGB XI 
werden nun auch der Zuschlag f#r die Mitglieder von ambulant betreuten Wohngruppen (§ 38a), die 
Anschubfinanzierungsleistungen f#r die Gr#ndung ambulant betreuter Wohngruppen (§ 45e), die Leistun-
gen der teilstation"ren Pflege (§ 41) und die Leist ungen der Kurzzeitpflege (§ 42) einbezogen.  
Des Weiteren werden die Leistungen nach §123 SGB XI ebenfalls dynamisiert.  

Bewertung
Die mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz eingef#hrten Leistungen des § 123 SGB XI werden um weite-
re Anspr#che erweitert, die die h"usliche Pflege er g"nzen oder unterst#tzen. Aufgrund der gewonnenen 
Erfahrungen in der Beratung der betroffenen Menschen sowie der R#ckmeldungen aus unseren Einrich-
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tungen und Diensten und angesichts des Umstands, dass erst in der 2. Reformstufe der neue Pflegebe-
d!rftigkeitsbegriff eingef!hrt wird, halten wir die se Modifikation und Kl"rungen f!r erforderlich. Die  bisheri-
gen unterschiedlichen Leistungszug"nge und Leistung sh#hen f!hren gegenw"rtig zum einen zu Akzep-
tanzproblemen bei den Versicherten und zum anderen teilweise zu sehr komplizierten, aufwendigen und 
un!bersichtlichen Verrechnungsmodellen. Durch die E inbeziehung der hier genannten Regelungen kann 
das Leistungsrecht wieder !bersichtlicher im Sinne der betroffenen Menschen gestaltet werden. Auûerdem 
wird ein Beitrag zur Entb!rokratisierung geleistet.  Des Weiteren werden die Anspr!che auf Unterst!tzun gs-
leistungen der Pflegeversicherung, die entsprechende Versicherte seit Inkrafttreten des Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetzes f!r die Betreuung und Vers orgung in ihrer h"uslichen Umgebung beanspru-
chen k#nnen, bedarfsgerecht erg"nzt. Daneben dienen  diese Leistungen der Entlastung der pflegenden 
Angeh#rigen und der Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Pflege. 
Durch die Ber!cksichtigung des Zuschlags f!r die Mi tglieder von ambulant betreuten Wohngruppen (§ 
38a), der Anschubfinanzierungsleistungen f!r die Gr !ndung ambulant betreuter Wohngruppen (§ 45e), der 
Leistungen der teilstation"ren Pflege (§ 41) und de r Leistungen der Kurzzeitpflege (§ 42) werden somit 
Gesetzesl!cken aus dem Pflege-Neuausrichtungs-Geset z geschlossen. Sie entsprechen den Forderungen 
der Diakonie Deutschland zur Nachbesserung des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes.  

Bisher gibt es in der Praxis eine nicht einheitliche Interpretation zur Einbeziehung von Menschen mit einer 
erheblich eingeschr"nkten Alltagskompetenz ohne Pfl egestufe in vollstation"ren Pflegeeinrichtungen. Um  
eine Gleichbehandlung zu gew"hrleisten ist der Ansp ruch auf einen Zuschuss zu den pflegebedingten 
Aufwendungen nach § 43 Abs. 4 SGB XI in H#he der Pflegesachleistungen nach § 123 Abs. 2 Nr. 2 SGB 
XI zu erweitern und zwar unabh"ngig davon, ob die v ollstation"re Pflege erforderlich ist oder nicht, s ollte 
dies gesetzlich fixiert werden durch die Aufnahme der Norm § 43 Abs. 4 in § 123 Abs. 2 Nr. 3. 
Des Weiteren sollte in der Gesetzesbegr!ndung klarg estellt werden, dass dieser Anspruch besteht, unab-
h"ngig davon ob die vollstation"re Pflege als erfor derlich betrachtet wird oder nicht.  

$nderungsvorschlag: 
§ 123 Abs. 2 ist deshalb wie folgt zu fassen:  
¹2) Versicherte ohne Pflegestufe haben je Kalendermonat Anspruch auf  

1. Pflegegeld nach § 37 in H#he von 123 Euro oder  
2. Pflegesachleistungen nach § 36 in H#he von bis zu 231 Euro oder  
3. Kombinationsleistungen aus den Nummern 1 und 2 (§ 38) sowie Anspr!che nach den ¹§§ 38a, 39, 

40, 41, 42, 43 Abs. 4 und 45e. ¹ 

XXII Bildung eines Pflegevorsorgefonds (§§ 131 ± 13 9 SGB XI-Reg-E)  
(Artikel 1, Nr. 30) 

Gesetzentwurf 
In der sozialen Pflegeversicherung soll ein Sonderverm#gen unter dem Namen ¹Vorsorgefonds der sozia-
len Pflegeversicherungª errichtet werden. Der Pflegevorsorgefonds verfolgt das Ziel der langfristigen Stabi-
lisierung der Beitragsentwicklung in der sozialen Pflegeversicherung. Er darf nur zur Finanzierung der 
Leistungsaufwendungen der sozialen Pflegeversicherung verwendet werden. Die Verwaltung und die An-
lage der Mittel des Sonderverm#gens werden der Deutschen Bundesbank !bertragen. Die Zuf!hrung der 
Mittel erfolgt erstmals zum 15. April 2015 und endet mit der Zahlung f!r das Jahr 2033. Ab dem Jahr 20 35 
kann das Sonderverm#gen zur Sicherung der Beitragssatzstabilit"t verwendet werden. Voraussetzung ist, 
dass ohne den Einsatz der Mittel der Beitragssatz steigen w!rde und dass die Beitragssatzanhebung nich t 
Folge ausgeweiteter Leistungen der Pflegeversicherung ist. Pro Jahr kann nur der zwanzigste Teil des 
Pflegevorsorgefonds abgerufen werden.  

Bewertung 
Mit der Bildung des Sonderverm#gens in der sozialen Pflegeversicherung soll die Finanzierung der auf-
grund der demografischen Entwicklung im Zeitverlauf deutlich steigenden Leistungsausgaben gerechter 
auf die Generationen verteilt werden. Die geplante Ansparphase soll 20 Jahre betragen. Auch nach 2055 
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(voraussichtliches Datum der Aufl!sung des Pflegevo rsorgefonds) wird nach den derzeitigen Prognosen 
ein ung"nstigeres Verh#ltnis zwischen Beitragszahle rn und Anspruchsberechtigten bestehen. Des Weite-
ren wird auch eine zeitliche Streckung der Auszahlung als nicht hilfreich betrachtet, da ab 2050/60 zwar die 
Zahl der Pflegebed"rftigen wieder sinkt, aber auch die der Beitragszahler. Der Beitragssatz wird in der 
ferneren Zukunft nicht etwa sinken, sondern konstant hoch bleiben. D.h. es gibt keine ¹Beitragssatzspitzeª, 
die durch ein Ansparen und durch die anschlieûende Aufzehrung eines zuvor angesammelten Kapital-
stocks vermieden werden kann, so dass das angestrebte Ziel einer ¹Untertunnelungª nicht erreicht werden 
kann. Die Funktionalit#t des im Koalitionsvertrag vorgesehenen Pflegevorsorgefonds ist nicht gegeben.  
Zum anderen stellt sich die Frage nach der finanziellen Solidit#t und der Sinnhaftigkeit der R"cklage der 
begrenzten Mittel der Pflegeversicherung, auch vor dem Hintergrund der Situation an den Kapitalm#rkten. 
Zur F!rderung einer Generationengerechtigkeit sollt en besser zuk"nftige Lasten in die Gegenwart gezo-
gen werden, so dass der Abbau der Staatsverschuldung dazu das geeignetere Mittel sein d"rfte. 

Generationengerechtigkeit kann nach Ansicht der Diakonie Deutschland weniger innerhalb eines Sozial-
leistungssystems, das noch als Teilleistungssystem konzipiert ist, abgesichert werden, sondern ist eher auf 
der Ebene des gesamtstaatlichen Handelns (Abbau der Staatsverschuldung, Aufbau von eigenst#ndigen 
Alterssicherungen, Investitionen, Bildungsausgaben etc.) anzusiedeln.  

Die Diakonie Deutschland empfiehlt deshalb, dass die begrenzten Mittel des Teilleistungssystems der 
Pflegeversicherung den pflegebed"rftigen Menschen z u gute kommen und f"r die notwendigen Leistungs-
anpassungen im Kontext der Einf"hrung des Pflegebed "rftigkeitsbegriffs verwendet werden.  

Nach Auffassung der Diakonie Deutschland bedarf es aber einer substantiellen Absicherung des Pflegeri-
sikos in einem umlagefinanzierten Versicherungssystem, dass ggf. durch Steuermittel erg#nzt wird.  
Die Einf"hrung des neuen Pflegebed"rftigkeitsbegrif fs, aber auch der demographische Wandel werden 
zus#tzliche finanzielle Ressourcen erfordern. Daher muss die Pflegeversicherung mittel- und langfristig auf 
eine tragf#hige und nachhaltige Finanzierungsgrundlage gestellt werden.  

F"r die zuk"nftige Finanzierung der Pflegeversicher ung ist eine Kombination von verschiedenen Elemen-
ten erforderlich, da alle Optionen zur Finanzierung der Pflegeversicherung Vor- und Nachteile aufweisen.  
Die Kombination zur Erh!hung der Einnahmen der Pfle geversicherung besteht aus den Elementen:  
�x  Beitragssatzerh!hungen, 
�x Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze auf das h!he re Niveau der Rentenversicherung, 
�x Heranziehung anderer Einkommensarten wie Kapital- und Mietertr#ge bei der Beitragsbemessung ne-

ben dem Arbeitsentgelt, 
�x Steuermittel f"r z.B. Alterssicherung der pflegend en Angeh!rigen, Lohnersatzleistungen f"r pflegende 

Angeh!rige.  
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Nach Auffassung der Diakonie Deutschland gibt es weiteren  !ber den Gesetzentwurf hinausgehenden 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf  f!r die erste Stufe der Pflegereform.  

Kombination von Geldleistung und Sachleistung 150 % iger Anspruch anstatt der bisherigen 100% 
(§38 SGB XI )  
Bisher findet eine Anrechnung des Pflegegelds auf die Pflegesachleistungen bei der Kombinationspflege in 
der H"he statt, in der ein ambulanter Pflegedienst zur Unterst!tzung genommen wird. Diese vollst#ndige  
Verrechnung f!hrt dazu, dass notwendige Unterst!tzu ng erst zu einem viel zu sp#ten Zeitpunkt und in 
geringem Umfang in Anspruch genommen wird. Dem k"nn te durch eine teilweise Anrechnung des Pflege-
geldes bei der Kombinationsleistung begegnet werden. Die Diakonie Deutschland fordert daher, § 38 SGB 
XI um eine Regelung zu erg#nzen, die eine zeitlich unbegrenzte Inanspruchnahme bis zum 1,5-fachen des 
bisherigen H"chstbetrages vorsieht und dadurch das h"chst sinnvolle Element der Kombinationspflege 
st#rkt.  

Kombination von Geldleistung und Sachleistung: Stre ichung der sechsmonatigen Bindungsfrist  
Die in § 38 Satz 3 SGB XI geregelte sechsmonatige Bindung an die Entscheidung, in welchem Verh#ltnis 
der pflegebed!rftige Mensch Geld- und Sachleistung in Anspruch nehmen will ist zu lang. Sie entspricht 
nicht der Lebenswirklichkeit von pflegebed!rftigen Menschen und ihren Pflegesettings, bei denen sich 
etwa neue Bed!rfnisse an Pflege und Versorgung, abe r auch die $nderung sonstiger Lebensumst#nde bei 
dem pflegebed!rftigen Menschen oder einer Pflegeper son kurzfristig ergeben k"nnen. § 38 Satz 3 SGB XI 
ist daher ersatzlos zu streichen. 

Fortzahlung der Sozialversicherungsbeitr!ge bei Kur zzeit- und Verhinderungspflege und renten-
rechtliche Absicherung bei der Pflege von mehreren Personen 
Die Sozialversicherungsbeitr#ge nach § 44 und § 44a SGB XI sollen w#hrend der Inanspruchnahme von 
Kurzzeit- und Ersatzpflege weitergezahlt werden, um die Pflegebereitschaft aufrechtzuerhalten. § 34 Ab-
satz 3 SGB XI ist entsprechend zu erg#nzen. 
In § 19 SGB XI wurde im Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz geregelt, dass die Grenze f!r die rentenrechtli-
che Absicherung von Pflegepersonen, die zwei oder mehrere pflegebed!rftige Personen pflegen, auf 14 
Stunden w"chentlich gesenkt wird. Wir hatten im Ges etzgebungsverfahren zum Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetz ebenso wie der Bundesrat, vorgeschlagen, diese Grenze auf 10,5 Stunden zu senken, damit auch 
der Bedarf von pflegebed!rftigen Menschen der Pfleg estufe 1 im Umfang von 1,5 Stunden t#glich (10,5 
Stunden w"chentlich) rentenrechtlich vollumf#nglich  ber!cksichtigungsf#hig ist. Wir bitten, diesen Pun kt im 
anstehenden Gesetzgebungsverfahren zu bereinigen. 

Rechtsanspruch auf Pflegekurse f"r Angeh#rige und e hrenamtliche Pflegepersonen (§ 45 SGB XI)  
Pflegekurse und individuelle Anleitungen und Schulungen in der H#uslichkeit tragen wesentlich zu einer 
Entlastung der pflegenden Angeh"rigen und einer Sta bilisierung des Pflegearrangements bei. Nach der 
bisherigen Rechtslage sollen die Pflegekassen solche Kurse anbieten. Diese Soll-Vorschrift des Angebots 
sollte in einen individuellen Rechtsanspruch des Versicherten bzw. seiner Angeh"rigen umgewandelt wer-
den. Die Inanspruchnahme der Leistung wird gegenw#rtig erschwert, weil es einer gesonderten Vereinba-
rung zwischen dem ambulanten Pflegedienst und der jeweiligen Pflegekasse des Versicherten bedarf. 
Neben der Einf!hrung einer Leistungsverpflichtung g egen!ber den Versicherten soll daher ein Kontrahie-
rungsanspruch f!r die Leistungstr#ger mit allen zug elassenen ambulanten Pflegediensten, welche die 
Leistungen gem#û den Qualit#tsvorgaben erbringen, statuiert werden. 
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Explizite Aufnahme der tariflichen Verg•tungen in d ie Regelungen zu den Pflegesatz- und Verg•-
tungsvereinbarungen sowie zur Zulassung der Pflegei nrichtungen  

Nach Auffassung des Bundesrats stellen die bisherigen Regelungen in den Pflegesatz- und Verg!tungs-
vereinbarungen eine Anerkennung von Tarifl"hnen dur ch die Kostentr#ger bei Verg!tungsverhandlungen 
nicht sicher. Nach Auffassung des Bundesrats d!rfen  Tarifvertragsl"hne jedoch nicht wegen Unwirtschaft -
lichkeit abgelehnt werden. Er fordert deshalb, dass zur Sicherstellung der Tarifvertragslohn-Anerkennung, 
zur Vereinfachung der Darlegungslast der Leistungserbringer sowie zur Vermeidung von Sozialgerichtsver-
fahren geregelt werden sollte, dass die Bezahlung tarifvertraglich vereinbarter Verg!tungen von den Ko s-
tentr#gern nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden darf. Des Weiteren f!hrt der Bundesrat in seine r 
Stellungnahme zum 5. SGB XI $ndG. aus, dass eine solche Regelung ein deutliches Signal setzen k"nnte, 
dass in der Pflege !berall angemessene L"hne zu zah len sind und eine Weitergabe des Kostendrucks an 
das Personal - gerade vor dem Hintergrund des Fachkr#ftemangels - nicht legitim ist. 
Die Diakonie Deutschland begr!ût die Forderung des Bundesrats.  

Wir bitten daher nachdr!cklich darum in Anlehnung a n den Vorschlag des Bundesrates, nach § 84 Absatz 
2 Satz 4 sowie in § 89 Absatz 1 als Satz 3 den  folgenden Satz einzuf!gen: 

¹Die Bezahlung tarifvertraglich vereinbarter Verg!t ungen sowie entsprechender Verg!tungen nach kirchli -
chen Arbeitsrechtsregelungen k"nnen dabei nicht als  unwirtschaftlich abgelehnt werdenª.  

Des Weiteren halten wir eine $nderung in § 72 Absatz 3 Nummer 2 f!r erforderlich. Mit dem Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetz wurde die Zahlung des Pflegemindestlohns als Zulassungsvoraussetzung einge-
f!hrt. Dies ist nicht sachgerecht, dadurch wird der  Mindestlohn entgegen seiner Intention, eine absolut 
unterste Lohngrenze einzuziehen zum Normlohn. Wir fordern deshalb die Zulassung von Pflegeeinrichtun-
gen wieder uneingeschr#nkt von der Zahlung einer orts!blichen Arbeitsverg!tung (d. h. in der Regel von  
Tarifl"hnen) abh#ngig zu machen oder alternativ in § 72 Absatz 3 Nummer 2 SGB XI anstelle der orts!bli -
chen Arbeitsverg!tung auf die Zahlung von Tarifl"hn en aufgrund von Tarifvertr#gen oder ihnen entspre-
chenden kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen abzustellen.  
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Antrag der Fraktion DIE LINKE: Menschenrecht auf gu te Pflege verwirklichen - Soziale Pflegeversi-
cherung solidarisch weiterentwickeln, BT-Drucksache  18/1953 

Wir beziehen uns in unserer Stellungnahme zu diesem Antrag auf die Punkte, die Bestandteil des anste-
henden Gesetzgebungsverfahrens sind. Die Fraktion die LINKE fordert in ihrem Antrag: die Leistungen der 
Pflegeversicherung auszuweiten und deutlich anzuheben, Angeh!rige zu entlasten, die Pflege attraktiver  
zu gestalten und die Pflegeberufe anzuerkennen sowie eine gerechte und stabile Finanzierung. 

Die Diakonie Deutschland unterst"tzt die Forderung der Fraktion DIE LINKE nach einer j#hrlichen Dyna-
misierungsregelung, nach einem Ausgleich des Realwertverlusts der Pflegeleistungen und Erh!hung der 
Sachleistungsbetr#ge.  
Unserer nach Auffassung nach sind die dringenden politischen Weichenstellungen f"r die Umsetzung des 
neuen Pflegebed"rftigkeitsbegriffs und des Neuen Be gutachtungsassessments anzugehen und ein ver-
bindlicher politischer und zeitlicher Rahmen f"r di e Umsetzung zu schaffen sowie vorbereitende Arbeiten 
f"r die Umsetzung des neuen Pflegebed"rftigkeitsbeg riffs durchzuf"hren.  
Des Weiteren stimmen wir auch der Forderung zu, dass durch einen Bestandsschutz in H!he des bisheri-
gen Leistungsanspruchs sichergestellt werden muss, dass durch die Einf"hrung des neuen Pflegebed"rf-
tigkeitsbegriffs niemand schlechter gestellt werden darf,  

Die Verbesserung der Rahmenbedingungen f"r pflegend e Angeh!rige und Personen, die ehrenamtlich 
pflegen, stellt eine wichtige pflegepolitische Zielsetzung der Diakonie Deutschland dar. Wir haben in den 
Beratungen zum Pflege-Weiterentwicklungsgesetz, zum Pflegeneuausrichtungsgesetz bzw. zum Familien-
pflegezeitgesetz verschiedene Maûnahmen zur Verbesserung der Regelungen zur Pflegezeit bzw. zur 
Familienpflegezeit vorgeschlagen, etwa einen Rechtsanspruch auf eine Familienpflegezeit, die Notwendig-
keit einer Lohnfortzahlung bei der kurzfristigen Freistellung analog zum Krankengeld bei Erkrankung des 
Kindes (§ 45 SGB V) durch eine Verankerung im Pflegezeitgesetz, Lohnersatzleistungen analog zur El-
ternzeit bei der Familienpflegezeit, die Einbeziehung von Angeh!rigen sterbender Menschen ohne Pflege-
stufe und die Einbeziehung von Angeh!rigen mit eine r erheblich eingeschr#nkten Alltagskompetenz ohne 
Pflegestufe und eine Verbesserung der rentenrechtlichen Absicherung. Dar"ber hinaus fordern wir eine 
bessere Begleitung und Unterst"tzung von pflegenden  Angeh!rigen, um die familiale Pflegebereitschaft z u 
erhalten und um Menschen zu ermutigen, die Verantwortung f"r familiale Pflegeaufgaben zu "bernehmen. 
Dies beinhaltet neben dem obengenannten auch den Ausbau eines Systems von vernetzten Versorgungs-
formen mit verschiedenen Angebots- und Wohnformen, einen Anspruch auf ein fl#chendeckendes Angebot 
an bedarfsgerechten Pflegekursen, an individuellen Anleitungen/Schulungen f"r pflegende Angeh!rige in 
der H#uslichkeit, niedrigschwellige Angebote sowie die Kurzzeitpflege und Verhinderungspflege. (Siehe 
hierzu auch unsere Stellungnahme zum F"nften SGB XI -$nderungsgesetz). Nach Auffassung der Diakonie 
Deutschland muss die Pflegeberatung ausschlieûlich den Interessen der zu beratenden Person verpflichtet 
sein, wohnortnah angeboten werden und bei den Ratsuchenden ankommen. Der Leistungsberechtigte 
muss sich den Anbieter der Beratungsleistung aussuchen und bei Bedarf auch jeweils noch eine andere 
Perspektive einholen k!nnen. Die Diakonie Deutschla nd fordert deshalb den gesetzlichen Beratungsan-
spruch durch Einf"hrung eines Beratungsgutscheins i n die Hand des Versicherten selbst zu geben. Im 
Sinne des Wunsch- und Wahlrechts kann der Anspruch mit Hilfe des Beratungsgutscheins in einer Bera-
tungsstelle mit gesichertem Qualit#tsniveau geltend gemacht werden. 

Die Diakonie Deutschland stimmt mit der Fraktion DIE LINKE "berein, dass die Attraktivit#t der Pflegeb eru-
fe zu f!rdern und dem Pflegefachkr#ftemangel entsch ieden zu begegnen ist. Die !ffentliche Anerkennung 
der Pflegeberufe ist dringend zu st#rken. Pflegefachkr#fte m"ssen eine Anerkennung insbesondere auch 
durch eine angemessene Verg"tung erfahren. Das hohe  Maû an Verantwortung, der individuelle Einsatz 
sowie die Leistungsbereitschaft von Mitarbeitenden sind viel wert. Das Lohnniveau ist ein entscheidender 
Faktor f"r die Attraktivit#t und den gesellschaftli chen Stellenwert eines Berufsbildes. Engagierte und quali-
fizierte Mitarbeitende sind die Grundvoraussetzung zur Sicherung pflegerischer Qualit#t. Um eine tarifge-
rechte Entlohnung der Mitarbeitenden sicherstellen zu k!nnen, m"ssen die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen ge#ndert werden. Die Diakonie Deutschland setzt sich daher daf"r ein, dass die Bezahlung tarif-
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vertraglich vereinbarter Verg!tungen sowie entsprec hender Verg!tungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsre -
gelungen bei den Pflegesatz- und Verg!tungsverhandl ungen stets als wirtschaftlich anzuerkennen sind.  

Die Diakonie Deutschland unterst!tzt die Forderung,  den Pflegevorsorgefonds nicht einzuf!hren. (Siehe 
hierzu die Ausf!hrungen zu XXII Bildung eines Pfleg evorsorgefonds (§§ 131 ± 139 SGB XI-Reg-E) in die-
ser Stellungnahme). Der Zulagenf"rderung der privat en Pflegevorsorge stehen wir ebenfalls kritisch ge-
gen!ber.  
Nach Auffassung der Diakonie Deutschland bedarf es einer substantiellen Absicherung des Pflegerisikos in 
einem umlagefinanzierten Versicherungssystem, dass ggf. durch Steuermittel erg#nzt wird. Die Einf!hrun g 
des neuen Pflegebed!rftigkeitsbegriffs, aber auch d er demographische Wandel werden zus#tzliche finan-
zielle Ressourcen erfordern. Daher muss die Pflegeversicherung mittel- und langfristig auf eine tragf#hige 
und nachhaltige Finanzierungsgrundlage gestellt werden.  

Berlin, den 19.09.2014 

Maria Loheide 
Vorstand Sozialpolitik 



 

 

Deutscher Verein  
für öffentliche  
und private Fürsorge e.V. 

 
 

 

Deutscher Verein  l   Michaelkirchstraße 17/18  l   D-10179 Berlin-Mitte Seite 1 von 13 

www.deutscher-verein.de 

DV 21/14 AF IV 
19. September 2014 

 

Stellungnahme der Geschäftsstelle des Deutschen Vereins 

zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch – Leistungsausweitung für Pflege-

bedürftige, Pflegevorsorgefonds vom 23. Juni 2014 1 

 

 
I. Grundsätzliche Anmerkungen 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich um eine vorläufige Stellungnahme der 

Geschäftsstelle handelt. Änderungen können sich vorbehaltlich der Beratungen des 

Präsidiums des Deutschen Vereins am 30.09.2014 noch ergeben. 

 

1. 

Der aktuelle Gesetzentwurf enthält im Wesentlichen Leistungsverbesserungen zur 

Stärkung und Entlastung pflegender Angehöriger sowie zur Vereinbarkeit von Pflege, 

Familie und Beruf. Zur „Stärkung der häuslichen Pflege“ sollen Leistungen flexibilisiert 

und ausgebaut werden. Bestehende Betreuungsleistungen in der ambulanten Pflege 

sollen ausgeweitet und Entlastungsleistungen eingeführt werden. Im stationären Bereich 

ist die Ausdehnung der zusätzlichen Betreuungsangebote nach § 87b SGB XI 

vorgesehen. Die Leistungsbeträge werden mit Wirkung zum 1. Januar 2015 angehoben. 

Beabsichtigt ist zudem der Aufbau eines Pflegevorsorgefonds. 

 

Der Deutsche Verein begrüßt grundsätzlich die geplanten Leistungsverbesserungen und 

das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel, die Leistungen des SGB XI auszuweiten und 

zu flexibilisieren, um insbesondere pflegende Angehörige, die die Hauptlast der Pflege 

tragen, zu stärken und zu entlasten. Er bedauert jedoch, dass ein neuer 

                                            
1 Ihre Ansprechpartnerin im Deutschen Verein: 
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Pflegebedürftigkeitsbegriff erst nach vorheriger Erprobung „in einem nächsten Schritt“ 

umgesetzt werden soll. Die Einführung eines neuen Begriffs von Pflegebedürftigkeit, der 

auf den Grad der Selbstständigkeit bei der Durchführung von Aktivitäten und bei der 

Gestaltung von Lebensbereichen abstellt, ist längst überfällig2, und sollte Grundlage 

weiterer Reformschritte sein. So fehlt es der aktuellen Pflegereform an einer 

gesamtkonzeptionellen Sichtweise. Einzelne beabsichtigte Änderungen im Rahmen der 

ersten Stufe stellen einen erneuten Vorgriff auf den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff dar; 

der zweite Schritt wird vor dem ersten Schritt ausgeführt. Auf diese Weise werden zum 

einen Leistungsansprüche geschaffen, die bestandsschutzrechtlich im Rahmen der 

zweiten Reformstufe zu berücksichtigen sind. Zum anderen werden besondere 

Leistungen für Personen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz allen 

Pflegebedürftigen bereits ab 1. Januar 2015 zur Verfügung gestellt. Die speziellen 

Leistungen wurden geschaffen, um für diesen, in der Pflegeversicherung gegenwärtig 

nicht adäquat berücksichtigten Personenkreis (vorübergehend) einen Ausgleich 

entsprechend zu geringer Leistungen zu bewirken. Damit wird die relative 

Ungleichbehandlung für Personen mit eingeschränkter Alltagkompetenz bis zur 

Implementierung eines neuen Begutachtungsassessments wieder hergestellt. 

 

Die Vorwegnahme anpassender Regelungen zum neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff birgt 

zudem die Gefahr einer weiteren Zersplitterung der Regelungen der Pflegeversicherung. 

Ohne die Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs wird das ‚System 

Pflege‘  durch weitere kleinteilige Änderungen zu einem, insbesondere für die 

pflegebedürftigen Menschen selbst, immer unübersichtlicheren Flickenteppich. Neben 

einer erschwerten Akzeptanz für die angekündigten Änderungen in der Zielgruppe hat  

dies einen erhöhten Aufwand an Verwaltung und Beratung zur Folge. Darüber hinaus ist 

mit den beabsichtigten Änderungen eine abermalige Verschärfung der 

Schnittstellenproblematik zwischen Leistungen der Pflege und der Eingliederungshilfe 

verbunden. 

 

Wenngleich eine Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs noch in dieser 

Legislaturperiode signalisiert wird, sieht der Deutsche Verein die Gefahr, dass ein 

                                            
2 Pflegesystem den gesellschaftlichen Strukturen anpassen! Empfehlungen des Deutschen Vereins zur 
Weiterentwicklung der Pflege vom 11. Juni 2013, NDV 2013, 385-390. 
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solches zweistufiges Vorgehen zu einer erneuten Verschiebung der Einführung eines 

neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs führt.  

 

 

2. 

Der Deutsche Verein merkt ergänzend an, dass er eine Unterstützung neuer 

Wohnformen, welche zukunftsgerichtet in flexibler, von der Versorgungsform weitgehend 

unabhängiger Weise und unter Berücksichtigung des notwendigen Quartiersbezugs 

erfolgt, als einen wichtigen Schritt sieht. Ungeachtet der Frage, ob das Leistungsrecht ein 

geeignetes Instrument darstellt, um die Pflegeinfrastruktur zu steuern, hält es der 

Deutsche Verein für schwierig, dass mit § 38a SGB XI eine zusätzliche 

leistungsrechtliche Wohnpflegeform normiert wird, die eine weitere Abgrenzung zu 

anderen (ambulanten und stationären) Leistungsformen notwendig macht. 

 

Hinsichtlich der Feststellung, ob eine ambulant betreute Wohngruppe im Sinne des § 38a 

SGB XI vorliegt, ist nach Auffassung des Deutschen Vereins ein Rückgriff auf 

heimrechtliche Vorschriften aufgrund der Regelung in § 38a Absatz 2 SGB XI 

überflüssig. § 38a Absatz 2 SGB XI nennt die freie Wählbarkeit als Kriterium für das 

Vorliegen einer ambulanten Versorgungsform. Die Beurteilung der Pflegekassen, ob eine 

freie Wählbarkeit der Pflege- und Betreuungsleistungen gegeben ist, gestaltet sich 

allerdings – je nach Bundesland – unterschiedlich. Seitens der 

Landesdatenschutzbeauftragten wird der zulässige Umfang der Datenerhebung in den 

Antragsformularen jeweils unterschiedlich bewertet. In einigen Ländern wird aus diesem 

Grund auf die heimrechtliche Bewertung der Wohngruppe als Indiz für die freie 

Wählbarkeit  zurückgegriffen. Der Deutsche Verein hält die Übertragung des aus dem 

Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz aufgegriffenen Abgrenzungskriteriums auf das 

Leistungsrecht für ungeeignet. Er fordert insofern die Schaffung eines eigenständigen 

Begriffs der ambulant betreuten Wohngruppe. Die Einheitlichkeit der Gewährung einer 

Leistung aufgrund einer bundesgesetzlichen Norm muss gewährleistet sein. 

 

3. 

Der Deutsche Verein unterstreicht seine Forderung nach einem Gesamtkonzept für die 

Versorgung und Betreuung pflegebedürftiger, behinderter und älterer Menschen. 
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Leistungen für diesen Personenkreis müssen aufeinander abgestimmt sein und die 

Übergänge zwischen den verschiedenen Leistungsbereichen gestaltet werden.3 

 

4. 

Bereits im Juni 2013 hat der Deutsche Verein mit seinen Empfehlungen zur 

Weiterentwicklung der Pflege seine Positionen zum Reformbedarf in der Pflege 

dargestellt. 4 Auf seine Empfehlungen nimmt er ergänzend Bezug. Insofern betont er 

insbesondere seine Forderung, die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege im 

stationären Bereich systemgerecht aus der gesetzlichen Krankenversicherung zu 

finanzieren. Die Finanzierung der Behandlungspflege darf nicht als Daueraufgabe bei der 

Pflegeversicherung verbleiben, weil dies in der Praxis zu erheblichen Unterschieden 

zwischen ambulanter und stationärer Versorgung führen kann. 

 

II. Zu ausgewählten vorgeschlagenen Regelungen im Einzelnen: 

 

1. Dynamisierung – § 30 SGB XI 

Nach § 30 SGB XI hat die Bundesregierung alle drei Jahre, erstmals im Jahr 2014, die 

Notwendigkeit und Höhe einer Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung zu 

prüfen. Laut Gesetzentwurf soll mit Wirkung zum 1. Januar 2015 eine Anhebung um 

vier vom Hundert bzw. für die mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz eingeführten 

Leistungen um 2,67 vom Hundert erfolgen. 

 

Der Deutsche Verein begrüßt grundsätzlich die dringend notwendige Erhöhung der 

Leistungsbeträge. Allerdings erachtet er eine Anhebung um vier Prozent als zu gering, 

da diese die Kaufkraftverluste und Lohnsteigerungen der zurückliegenden drei Jahre 

nicht auszugleichen vermag.  

 

Eine Anhebung der Leistungsbeträge um einheitlich  vier Prozent hat zur Folge, dass in 

den Pflegestufen I und II die Schere zwischen den ambulanten und den stationären 

Sachleistungsbeträgen weiter auseinandergeht. Beträgt der Differenzbetrag in der 

                                            
3 Erste Überlegungen für ein Gesamtkonzept der Betreuung und Versorgung pflegebedürftiger, behinderter 
und alter Menschen und ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft vom 03.05.2006, NDV 2006, 306-
310. 
4 Pflegesystem den gesellschaftlichen Strukturen anpassen! Empfehlungen des Deutschen Vereins zur 
Weiterentwicklung der Pflege vom 11. Juni 2013, NDV 2013, 385-390. 
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Pflegestufe I gegenwärtig 573,00 €, beliefe sich dieser nach der Anpassung auf 

596,00 €. Der Deutsche Verein hat zuletzt in seinen Empfehlungen zur 

Weiterentwicklung der Pflege5 deutlich gemacht, dass er als Zielperspektive die 

Aufhebung der Unterscheidung der Leistungsformen ambulant und stationär sieht. 

Unabhängig vom jeweiligen Aufenthaltsort des Menschen mit Pflegebedarf müssen 

gleiche Leistungen durch die Pflegeversicherung orientiert am Grad der Selbstständigkeit 

erbracht werden. Um eine Vergrößerung der Differenz zwischen ambulanten und 

stationären Sachleistungsbeträgen zu vermeiden, sollte eine alternative Form der 

Leistungsanpassung gefunden werden. Ungeachtet dessen erinnert der Deutsche Verein 

daran, dass die Bundesregierung alle drei Jahre die Notwendigkeit und Höhe einer 

Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung gemäß § 30 Satz 1 SGB XI zu prüfen 

hat. 

 
2. Verhältnis der Leistungen der Pflegeversicherung zu anderen 

Sozialleistungen – § 13 SGB XI (in Bezug auf § 38a SGB XI) 

§ 13 Abs. 3a SGB XI stellt klar, dass die zusätzlichen Betreuungsleistungen gemäß 

§ 45b SGB XI auf den Anspruch auf Fürsorgeleistungen zur Pflege nicht angerechnet 

werden. § 13 Abs. 3a SGB XI wurde gemäß Gesetzesbegründung geschaffen, um 

sicherzustellen, dass die zusätzliche Betreuungsleistung den Pflegebedürftigen und ihren 

pflegenden Angehörigen möglichst ungeschmälert erhalten bleibt.6 

 

Es stellt sich die Frage, ob der Wohngruppenzuschlag gemäß § 38a SGB XI eines 

entsprechenden Schutzes bedarf, um sicherzustellen, dass die Leistung beim 

Pflegebedürftigen auch ankommt. § 38a SGB XI gewährt pflegebedürftigen Personen 

unter bestimmten Voraussetzungen einen pauschalen Zuschlag in Höhe von 200,00 € 

monatlich. Dieser Wohngruppenzuschlag wurde in das Gesetz aufgenommen, um die 

Versorgungsform „ambulant betreute Wohngruppe“ zu stärken und um zu 

berücksichtigen, dass in Wohngruppen für Pflegebedürftige besondere Aufwendungen 

entstehen.7 Das sozialhilferechtliche Prüfverfahren gestaltet sich in der Praxis sehr 

unterschiedlich. Nach Auffassung des Deutschen Vereins ist der Wohngruppenzuschlag 

                                            
5 Pflegesystem den gesellschaftlichen Strukturen anpassen! Empfehlungen des Deutschen Vereins zur 
Weiterentwicklung der Pflege vom 11. Juni 2013, NDV 2013, 385-390. 
6 BT-Drucks. 14/7473. 
7 BT-Drucks. 17/9369. 
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nach § 38a SGB XI in voller Höhe auf die Fürsorgeleistung des § 61 SGB XI 

anzurechnen, soweit der Zahlungszweck der Leistungen identisch ist. 

 

3. Pflegegeld – §§ 37, 38 SGB XI 

Der Deutsche Verein weist erneut darauf hin, dass § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB XI bzw. § 38 

Satz 4 SGB XI zu § 34 Abs. 2 SGB XI in einem Ungleichgewicht stehen: 

Empfänger/innen von Pflegegeld, die Leistungen nach § 42 SGB XI (Kurzzeitpflege) oder 

nach § 39 SGB XI (Verhinderungspflege) erhalten, wird das Pflegegeld zur Hälfte (für bis 

zu vier Wochen je Kalenderjahr) weitergezahlt. Dagegen ist nach § 34 Abs. 2 SGB XI ein 

(anteiliges) Pflegegeld in den dort genannten Fällen, insbesondere bei Aufenthalt im 

Krankenhaus oder in einer Rehabilitationsklinik, in den ersten vier Wochen in voller Höhe 

des bisherigen Anspruchs weiter zu zahlen. Aus Sicht des Deutschen Vereins sind keine 

Gründe ersichtlich, die es rechtfertigen, dass im Rahmen der Verhinderungs- oder 

Kurzzeitpflege das Pflegegeld nur zur Hälfte, aber im Fall einer vollstationären 

Krankenhausbehandlung in voller Höhe weitergezahlt wird. Der Deutsche Verein hält es 

für angezeigt, den § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB XI bzw. § 38 Satz 4 SGB XI entsprechend 

anzupassen.8 

 

4. Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson  – 39 SGB XI-E 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Verhinderungspflege künftig für bis zu sechs 

Wochen im Kalenderjahr in Anspruch genommen werden kann und zudem bis zu 

50 Prozent des Kurzzeitpflegebetrages nach § 42 SGB XI-E, mithin 806,00 €, als 

häusliche Verhinderungspflege genutzt werden können. 

 

Der Deutsche Verein befürwortet eine flexiblere Gestaltung und den Ausbau der 

Verhinderungspflege grundsätzlich. Um Verhinderungspflege noch besser nutzen zu 

können, sollte es möglich sein, nicht nur bis zu 50 Prozent, sondern generell im 

Kalenderjahr noch nicht verbrauchte Mittel der Kurzzeitpflege für die 

Verhinderungspflege aufzuwenden. 

 

Zudem regt der Deutsche Verein wiederholt an, den Absatz 1 Satz 2 des § 39 SGB XI-E 

ersatzlos zu streichen. Zur weiteren Stärkung der häuslichen Pflege sollte die Wartezeit 
                                            
8 Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Entwurf eines Pflege-Neuausrichtungsgesetzes vom 
28. März 2012 (PNG), NDV 2012, NDV 2012, 329-334. 
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für die Inanspruchnahme der Verhinderungspflege gänzlich entfallen. Dies wäre eine aus 

Sicht der pflegenden Personen außerordentlich wichtige und wirksame Unterstützung, 

die der Deutsche Verein in dem vorliegenden Entwurf vermisst.9 

 

5. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnahme n – § 40 SGB XI-E 

Pflegebedürftige Menschen sollen so lange wie möglich in der eigenen Häuslichkeit 

verbleiben können. Finanzielle Zuschüsse für Maßnahmen zur Verbesserung des 

individuellen Wohnumfeldes des Pflegebedürftigen unterstützen das Ziel, die häusliche 

Pflege weiter zu stärken. Die mit dem Entwurf beabsichtigte Anhebung der Zuschüsse 

gemäß § 40 Absatz 4 SGB XI, die dem Grundsatz „ambulant vor stationär“ besser 

Rechnung trägt, wird begrüßt. 

 

6. Tagespflege und Nachtpflege – § 41 SGB XI-E 

Neben der Anpassung der Leistungsbeträge in Höhe von vier vom Hundert ist 

beabsichtigt, durch eine entsprechende Änderung des dritten Absatzes die Ansprüche 

auf teilstationäre Leistungen der Tages- und Nachtpflege und die Ansprüche auf 

ambulante Pflegeleistungen gleichrangig nebeneinander zu stellen. Eine Anrechnung der 

Inanspruchnahme von Leistungen der Tages- und Nachtpflege entfällt. Der Deutsche 

Verein befürwortet diese Regelung, die insbesondere dem Ziel der Verbesserung der 

Vereinbarkeit von Pflege und Beruf Rechnung trägt, ausdrücklich. 

 

Der Deutsche Verein hält es bis zur Einführung eines Pflegebudgets für sinnvoll, die 

qualitätsgesicherte häusliche Tagespflege als besondere Form der Tagespflege/ 

-betreuung in das SGB XI aufzunehmen. Diese wurde im Rahmen eines 

Modellprogramms zur Weiterentwicklung der Pflegeversicherung erfolgreich erprobt.10 

 

7. Kurzzeitpflege – § 42 SGB XI-E 

Die Kurzzeitpflege soll laut Gesetzentwurf um den Leistungsbetrag für die 

Verhinderungspflege erhöht und bis zu acht Wochen (bereits bisherige Praxis) in 

Anspruch genommen werden können. Die mit dieser Änderung einhergehende 

                                            
9 Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Entwurf eines Pflege-Neuausrichtungsgesetzes vom 
28. März 2012 (PNG), NDV 2012, NDV 2012, 329-334. 
10 Projekt „Entwicklung qualitätsgesicherter häuslicher Tages- und Kurzzeitpflege“ gemäß § 8 Abs. 3 
SGB XI – SOwieDAheim, Mainz-Kinzig-Kreis. Siehe auch Fußnote 2: Empfehlungen des Deutschen 
Vereins zur Weiterentwicklung der Pflege. 
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Entlastung pflegender Angehöriger stärkt vor allem die häusliche Pflege. Der Deutsche 

Verein befürwortet diese Leistungsverbesserung ebenso wie die beabsichtigte 

Aufhebung der Altersgrenze in § 42 Absatz 3 Satz 1 SGB XI. 

 

Der Deutsche Verein fordert, die Kurzzeitpflege, die insbesondere als 

Übergangsversorgung nach Krankenhausaufenthalten eine große (rehabilitative) 

Bedeutung hat, ebenso wie die teilstationäre Pflege weiter auszubauen. Beispielsweise 

sollte im Rahmen eines verantwortlichen Überleitungsmanagements die Kurzzeitpflege 

als Krankenhausnachsorge auch Betroffenen, die weniger als sechs Monate 

pflegebedürftig im Sinne des SGB XI sind, zugänglich sein, wenn ein vorübergehender 

medizinisch-pflegerischer Nachsorgebedarf besteht.11 Dies hat in Ergänzung der 

Ansprüche und Verantwortlichkeiten nach dem SGB V, die dadurch nicht verringert 

werden sollen, zu erfolgen. 

 

Der Deutsche Verein regt zudem an, im Rahmen der Kurzzeitpflege konkrete 

Leistungsbeträge – unter Ausschluss der Absenkung des Höchstbetrages – für die 

jeweilige Pflegestufe zu hinterlegen, um den unterschiedlichen Pflegestufen/ 

Pflegegraden bei der Leistungsbemessung besser gerecht werden zu können. 

 

8. Inhalt der Leistung – § 43a SGB XI 

Unter Berücksichtigung der Dynamisierungsregelung nach § 30 SGB XI wird auch der 

Wert der Aufwendungen für die Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für 

behinderte Menschen angepasst. Dieser beträgt zum 1. Januar 2015 266,00 €. Die seit 

Beginn der Regelung bestehenden rechtlichen Zweifel, inwieweit ein solcher 

Pauschalbetrag abhängig vom Wohnort der pflegebedürftigen Menschen zulässig ist, 

wurden durch die UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen noch verstärkt. 

Die rechtliche Ungleichbehandlung nach dem Wohnort bzw. der leistungsrechtlichen 

Klassifizierung der Einrichtung ist unzulässig und muss aufgehoben werden. Sofern 

versicherte behinderte Menschen pflegebedürftig sind, müssen ihnen unabhängig davon, 

wo und wie sie leben, die Leistungen der Pflegeversicherung vollumfänglich zur 

                                            
11 Pflegesystem den gesellschaftlichen Strukturen anpassen! Empfehlungen des Deutschen Vereins zur 
Weiterentwicklung der Pflege vom 11. Juni 2013, NDV 2013, 385-390. 



 

 

Deutscher Verein  l   Michaelkirchstraße 17/18  l   D-10179 Berlin-Mitte Seite 9 von 13 

www.deutscher-verein.de 

Verfügung stehen.12 Dabei ist für sie der Wohnort im rechtlichen Kontext der 

Behindertenhilfe (stationär oder ambulant betreutes Wohnen) aus Sicht des SGB XI 

immer als eigene Häuslichkeit anzuerkennen oder einer Pflegeeinrichtung hinsichtlich 

des Sachleistungsbezugs gleichzustellen, ohne dass es des Abschlusses eines 

zusätzlichen Versorgungsvertrages nach dem SGB XI bedarf. 

 

9. Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen – § 45 b SGB XI-E 

Durch Änderung des § 45b SGB XI sollen Versicherte mit festgestellter dauerhaft 

erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz im Sinne von § 45a SGB XI ihren 

Kostenerstattungsanspruch aus § 45b Absatz 1 SGB XI auch für  Entlastungsleistungen 

nutzen können. Zudem können gemäß § 45b Abs. 1a SGB XI Pflegebedürftige, die nicht 

die Voraussetzungen des § 45a SGB XI erfüllen, künftig ebenfalls Betreuungs- und 

Entlastungsleistungen nach § 45b Abs. 1 SGB XI in Anspruch nehmen. Unter 

Entlastungsleistungen sind Leistungen zu verstehen, die der Deckung des Bedarfs der 

Versicherten an Unterstützung im Haushalt, insbesondere bei der hauswirtschaftlichen 

Versorgung, an Unterstützung bei der Bewältigung von allgemeinen oder 

pflegebedingten Anforderungen des Alltags oder an Unterstützung bei der 

eigenverantwortlichen Organisation individuell benötigter Hilfeleistungen dienen oder die 

dazu beitragen, Angehörige und vergleichbar nahestehende Personen gerade in ihrer 

Eigenschaft als Pflegende zu entlasten.13 

 

Der Deutsche Verein hat wiederholt darauf hingewiesen, dass pflegende Angehörige 

neben einer qualifizierten, umfassenden Beratung vor allem flexible Unterstützungs- und 

Entlastungsangebote benötigen14. Allerdings stellt die beabsichtigte Einführung von 

Entlastungsleistungen einen Vorgriff auf den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff dar. Auf 

seine bereits geäußerten Bedenken nimmt der Deutsche Verein Bezug. Darüber hinaus 

macht er darauf aufmerksam, dass Abgrenzungsprobleme zu den Betreuungsleistungen 

nach § 45b SGB XI, zur häuslichen Betreuung gemäß § 124 SGB XI sowie zu den 

Leistungen der Eingliederungshilfe gemäß §§ 53 ff. SGB XII verschärft bzw. zusätzlich 

                                            
12 Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Entwurf eines Pflege-Neuausrichtungsgesetzes vom 
28. März 2012 (PNG), NDV 2012, NDV 2012, 329-334. 
13 BT-Drucks. 18/1798. 
14 Pflegesystem den gesellschaftlichen Strukturen anpassen! Empfehlungen des Deutschen Vereins zur 
Weiterentwicklung der Pflege vom 11. Juni 2013, NDV 2013, 385-390; Empfehlungen des Deutschen 
Vereins zur Fachkräftegewinnung in der Altenpflege vom 14.03.2012, NDV 2012, 272-282. 
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geschaffen werden. Ziel muss es sein, die Regelungen für den/die jeweilige/n 

Leistungsempfänger/in übersichtlich, klar verständlich und voneinander abgrenzbar zu 

gestalten.  

 

Der Deutsche Verein begrüßt, dass die hauswirtschaftliche Versorgung durch ambulante 

Pflegedienste für die zusätzlichen qualitätsgesicherten Betreuungs- und 

Entlastungsleistungen ermöglicht werden soll. Als positiv bewertet er ebenfalls die – 

klarstellende – Regelung, dass eine (Ko-)Finanzierung der Inanspruchnahme der in 

§ 45b Abs. 1 Satz 6 SGB XI aufgeführten Leistungen durch Mittel der 

Verhinderungspflege gemäß § 39 SGB XI möglich ist. 

 

Die vorgesehene Regelung des § 45b Absatz 3 SGB XI eröffnet die Möglichkeit, 

zusätzlich auch die Hälfte des gemäß § 36 SGB XI und § 123 SGB XI monatlich 

zustehenden Sachleistungsbetrages für niedrigschwellige Betreuungs- und 

Entlastungsangebote im Sinne des § 45b Absatz 1 Satz 6 Nr. 4 SGB XI im Wege der 

Kostenerstattung nutzen zu können. Allerdings dürfte die Möglichkeit der Kombination 

von Sachleistungsprinzip und Kostenerstattung in der Praxis zu einer nicht unerheblichen 

Zunahme an bürokratischem Aufwand führen. Der Umfang der abgerufenen Betreuungs- 

und Entlastungsleistungen kann monatlich stark variieren. Für die anspruchsberechtigten 

Personen ist es schwierig, wenn nicht sogar unmöglich, die Höhe des noch zur 

Verfügung stehenden Sachleistungsbetrages im laufenden Monat zu ermitteln. Der 

Deutsche Verein regt daher an, zu überprüfen, ob eine Vereinfachung der Regelung 

möglich  ist. 

 

Ergänzend weist der Deutsche Verein darauf hin, dass die vorgenannten 

Leistungsausweitungen aufgrund der Unübersichtlichkeit und zunehmenden Komplexität 

der Regelungen der Pflegeversicherung die Bereitstellung eines hinlänglichen und 

frühzeitig ansetzenden Beratungsangebots erforderlich machen. 

 

10. Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen – § 45c SGB XI-E 

Nach § 45c Absatz 1 SGB XI sollen zukünftig auch niedrigschwellige 

Entlastungsangebote förderfähig sein. Die Neuregelung soll in Umsetzung der 

Empfehlungen des Expertenbeirats zur konkreten Ausgestaltung des neuen 
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Pflegebedürftigkeitsbegriffs geschaffen werden. Die Inanspruchnahme von 

Entlastungsleistungen soll leicht zugänglich sein und frühzeitige Hilfestellungen 

ermöglichen. Der eingefügte Absatz 3a konkretisiert die Inhalte der neuen 

Entlastungsleistungen näher. 

 

Abgesehen von der grundsätzlichen Kritik des Deutschen Vereins an einer weiteren 

Verzögerung der Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs weist er auf die 

Notwendigkeit einer hinreichenden Qualitätssicherung hin. Trotz des in der 

Entwurfsbegründung enthaltenen Hinweises, dass entsprechende soziale Standards und 

Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden müssen, meldet er Bedenken an. 

Niedrigschwellige Entlastungsangebote unterliegen nicht den Qualitätsanforderungen der 

§§ 112 ff. SGB XI. Die Länder haben nach § 45b Absatz 4 SGB XI-E das Nähere über 

die Anerkennung niedrigschwelliger Entlastungsangebote durch Rechtsverordnung zu 

bestimmen.  

 

Der Deutsche Verein sieht zudem die Gefahr, dass die ehrenamtlichen 

Betreuungsangebote infolge der fehlenden Abgrenzbarkeit von Entlastungs- und 

Betreuungsleistungen durch niedrigschwellige Entlastungsangebote (gewerbliche 

Dienstleistungsunternehmen etc.) verdrängt werden könnten. Er regt an, eine 

gemeinsame Unterstützungsstruktur mit einheitlichen Qualitätsanforderungen für 

Betreuungs- und Entlastungsleistungen zu etablieren. § 45c Abs. 3a SGB XI sollte 

aufgehoben und inhaltlich in § 45c Abs. 3 SGB XI integriert werden. 

 

11. Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze – § 55 SGB XI 

Der Beitragssatz soll zunächst um 0,3 Punkte auf 2,35 Prozent (für Kinderlose auf 2,6 

Prozent) angehoben werden. Ob eine Erhöhung des Beitragssatzes von 0,3 

Prozentpunkten (und mit der Umsetzung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs um weitere 0,2 

Prozentpunkte) die zentrale Frage der finanziellen Nachhaltigkeit der sozialen 

Pflegeversicherung lösen kann, scheint fraglich.  

 

12. Vergütungszuschläge für zusätzliche Betreuung und Akti vierung in 

stationären Pflegeeinrichtungen – § 87b SGB XI-E 
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Die Möglichkeit des zusätzlichen Angebotes an Betreuung und Aktivierung in allen 

zugelassenen stationären Einrichtungen soll auf alle pflegebedürftigen Bewohner/innen 

bzw. Pflegegäste sowie auf Versicherte, die einen Hilfebedarf im Bereich der 

Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung haben, der nicht das Ausmaß der 

Pflegestufe I erreicht, ausgeweitet werden. Zudem soll die Betreuungsrelation verbessert 

werden, indem die Vertragsparteien in der Regel eine Betreuungskraft für  20 (anstatt 24) 

anspruchsberechtigte Personen vorsehen sollen. 

 

Der Deutsche Verein begrüßt im Grundsatz den Ausbau von SGB XI-Leistungen. 

Allerdings wird mit der Erweiterung des anspruchsberechtigten Personenkreises in § 87b 

SGB XI eine Sonderleistung der Pflegeversicherung ausgeweitet. Dies führt nach Ansicht 

des Deutschen Vereins zu einer weiteren Verkomplizierung des Leistungsrechts der 

Pflegeversicherung insgesamt und ist strukturell widersprüchlich. Ergänzend weist er 

darauf hin, dass mit der Aufstockung des Betreuungspersonals  weder dem bestehenden 

Mangel an Betreuungskräften noch dem Mangel an Fachkräften in stationären 

Pflegeeinrichtungen entgegengewirkt wird.15 

 

13. Übergangsregelung: Verbesserte Pflegeleistungen für  Personen mit erheblich  

eingeschränkter Alltagskompetenz – § 123 SGB XI-E 

Neben der Anpassung der Leistungsbeträge sollen die übergangsweise eröffneten 

Ansprüche gemäß § 123 SGB XI um weitere Ansprüche erweitert werden, die die 

häusliche Pflege ergänzen oder unterstützen (§§ 38 a, 41, 42, 45 e SGB XI). Diese 

Leistungserweiterung bewirkt eine Verbesserung der Situation von an Demenz 

erkrankten Pflegebedürftigen und stärkt zugleich die Situation pflegender Angehöriger. 

Ungeachtet der Kritik an einem weiteren Vorgriff auf den neuen 

Pflegebedürftigkeitsbegriff begrüßt der Deutsche Verein grundsätzlich die mit der 

beabsichtigten Änderung einhergehenden Leistungsverbesserungen. 

 

14. Bildung eines Pflegevorsorgefonds – §§ 131 ff. SGB XI-E 

Hinter der Bildung eines Pflegevorsorgefonds steht die Annahme, die Finanzierung der 

sozialen Pflegeversicherung im Hinblick auf die mit der demografischen Entwicklung 

steigenden Leistungsausgaben gerechter auf die Generationen zu verteilen und auf 
                                            
15 Zum Thema Fachkräftegewinnung: Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Fachkräftegewinnung in 
der Altenpflege vom 14.03.2012, NDV 2012, 272-282. 



 

 

Deutscher Verein  l   Michaelkirchstraße 17/18  l   D-10179 Berlin-Mitte Seite 13 von 13 

www.deutscher-verein.de 

diese Weise der Gefahr einer zukünftigen Beschränkung des Leistungsniveaus der 

Pflegeversicherung zu begegnen. Wiederholt hat der Deutsche Verein darauf 

hingewiesen, dass eine langfristig nachhaltige und ausreichende Finanzierung des 

gesamten Systems mit dem Ziel, pflegebedürftigen Menschen ein Leben weitestgehend 

unabhängig von Leistungen der Sozialhilfe zu ermöglichen, auf absehbare Zeit erfolgen 

muss. Ob dieses Ziel durch die Errichtung eines Vorsorgefonds im Sinne der §§ 131 ff. 

SGB XI-E (teilweise) erreicht werden kann, scheint fraglich. Außerdem wird durch den 

Fonds das für die Reform zur Verfügung stehende Finanzvolumen erheblich verringert. 

Sofern ein Vorsorgefonds errichtet wird, hat der Gesetzgeber für eine hinreichende 

Sicherung des Geldes Sorge zu tragen. 







 

Stellungnahme zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änder ung des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitung für Pflegeb edürftige, 
Pflegevorsorgefonds  
(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz - 5. SGB XI-ÄndG) 

 

Der BHDU setzt für die Belange der haushaltsnahen Dienstleister und der Betreuungsdienste ein.  
Unsere Unternehmen führen zunehmend Dienstleistungen für Pflegebedürftige aus. Als Vertreter 
dieser Unternehmen, die direkt in der Praxis mit den Auswirkungen des Gesetzes konfrontiert 
werden, nehmen wir Stellung zum 5. SGB XI – Änderungsgesetz. 
 
Stellungnahme  

Insgesamt trägt der Entwurf zur wesentlichen Verbesserung der Lebenssituation der 
Pflegebedürftigen bei. Sowohl die Dynamisierung der Leistungen als auch die Einführung der 
Entlastungsleistung für alle Pflegebedürftige und die Beibehaltung der Betreuungsleistung tragen zur 
positiven Entwicklung in der Pflege bei. 
Die intensivierte Einbeziehung der Betreuungsdienste und der haushaltsnahen Dienstleister 
entspricht dem ständig steigenden Bedarf. Immer mehr Pflegebedürftige beauftragen haushaltsnahe 
Dienstleister, um ihren Alltag bewältigen zu können. Pflegedienste konzentrieren sich auf die 
Grundpflege und die Krankenpflege, haushaltsnahe Dienste werden von diesen in der Regel nicht 
ausgeführt. Hier fehlt den Pflegeunternehmen Personal und Kompetenz. Um den Grundsatz 
„ambulant vor stationär“ in die Tat umzusetzen, werden niedrigschwellige Angebote und 
haushaltsnahe Dienstleister verstärkt benötigt. 
 
 
An einigen Stellen sind Veränderungen im Gesetzestext erforderlich, um dem Grundsatz „ambulant 
vor stationär“ gerecht zu werden. Bestimmte  Regelungen lassen keine Logik erkennen bzw. führen 
sie zu mehr Bürokratie. 
 
 
 Zu Pkt. 9 und Pkt. 12         § 39 und § 42     Verhinderungspflege – Kurzzeitpflege 
 

1. Es ist zu begrüßen, dass Kurzzeitpflege und Verhinderungspflege flexibilisiert werden. Doch 
ebenso wie viele Pflegebedürftige auf einen hohen Bedarf an finanziellen Mitteln für die 
Kurzzeitpflege angewiesen sind, benötigen ebenso viele Pflegebedürftig den gleichen hohen 
Bedarf an finanziellen Mitteln für die Verhinderungspflege zu Hause. Wenn für die 
Kurzzeitpflege das volle Budget der Verhinderungspflege genutzt werden kann, so sollte es 
auch den Pflegebedürftigen möglich sein, die finanziellen Mittel der Kurzzeitpflege in vollem 
Umfang für die Verhinderungspflege zu Hause zu nutzen. Das wäre logisch und konsequent. 
Wird das Gesetz mit der jetzigen Regelung umgesetzt entspricht es der Denkweise „stationär 
vor ambulant“, denn der Aufenthalt in stationären Kurzzeitpflegen wird bevorzugt. 
 

2. Zur Entbürokratisierung sollte der gesamte Betrag in Höhe von 3224 € eine einheitliche  
Benennung erhalten. Das ist für die Pflegebedürftigen als auch bei der Rechnungsstellung 
weniger verwirrend.  
 
Beispiel: 
Der Entlastungsdienst leistet haushaltsnahe Dienstleistungen bei einem Pflegebedürftigen 
gemäß der Verhinderungspflege bis zur finanziellen Maximal-Grenze. Der Pflegebedürftige 



wünscht  weitere Dienstleistungen, die über die Gelder der Kurzzeitpflege abgerechnet 
werden sollen.  

Wie soll der Rechnungstext lauten:          

Verhinderungspflege?                                             Der Betrag ist ausgeschöpft. 

Kurzzeitpflege?                                                         Es hat kein Heimaufenthalt stattgefunden. 

Verhinderungspflege innerhalb der Kurzzeitpflege?         Das entspricht nicht der Tatsache. 

Ein neues Wortkonstrukt, das zu gravierenden Abrechnungsfehlern und zu 
Missverständnissen bei den Pflegebedürftigen führt? 

Wir schlagen vor, den Begriff „Verhinderungspflege“ für beide Entlastungsangebote  zu 
verwenden, da in beiden Fällen die Pflegenden  verhindert sind. 

 

 
Zu Pkt. 17 e     § 45b Abs. 3 

Wir unterstützen in vollem Maße die Begründung zu  Pkt. 17 e). Erfahrungswerte in der Praxis und 
wissenschaftliche Untersuchungen unterstreichen, wie dringend notwendig Betreuungs- und 
Entlastungsdienste in der Versorgung der Pflegebedürftigen sind. Man beachte, dass nach einer 
Umfrage der Universität Witten/Herdecke 98 % der Befragten sich bei den Betreuungsdiensten „in 
guten Händen“ sehen. 

Es ist sehr zu begrüßen, dass Betreuungs- und Entlastungsdienste über Pflegesachleistungen 
abrechnen können. Dies ist ein wichtiger Schritt, um die drei zukünftig  gleichwertigen Säulen 
Hauswirtschaft, Grundpflege und Betreuung im neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff gleichberechtigt zu 
verankern. Der Pflegebedürftige hat ein Anrecht auf  Wahlfreiheit unter den unterschiedlichen 
Angeboten, ohne dass er finanzielle Nachteile in Kauf nimmt. 

Es ist jedoch unverständlich und ohne Logik,  warum angedacht ist, dass nur die Hälfte der 
Pflegesachleistungen von qualifizierten Betreuungs- und Entlastungsdiensten abgerechnet werden 
kann. Dieser Punkt sollte dahin geändert werden, dass Betreuungs- und Entlastungsdienste über die 
volle Höhe der Pflegesachleistungen abrechnen können. 

Begründung:  

1. Die Wahlfreiheit des Pflegebedürftigen wird bei der angedachten Regelung  weiterhin 
eingeschränkt, da er bei Inanspruchnahme des Pflegedienstes mehr Leistung erhalten kann, 
siehe Anhang A. 

2. Das Gesetz führt zu einer Wettbewerbsverzerrung. Dadurch, dass Pflegedienste die vollen 
Pflegesachleistungen abrechnen können, kann der Pflegebedürftige bei gleichen 
Voraussetzungen bei  Inanspruchnahme des Pflegedienstes wesentlich mehr Leistung 
erhalten als bei Inanspruchnahme eines Betreuungs- bzw. Entlastungsdienstes. Diese 
Dienstleister  werden benachteiligt. Es muss mit einer Klagewelle dieser Unternehmer 
gerechnet werden.  

3. Für den Pflegebedürftigen wird die Abrechnung unverständlich. 
4. Die Halbierung der Pflegesachleistungen führt zu einer weiteren Komplizierung der 

Abrechnung. Es entsteht ein höherer bürokratischer Aufwand bei den Anbietern und  
Pflegekassen. 

Bedenken, die Nutzung der Pflegesachleitungen durch Betreuungs- und Entlastungsdienste führe zu 
mehr Bürokratie, können wir nicht teilen. Auch bei der Verhinderungspflege und dem 
Betreuungsgeld gibt es oft  mehrere Anbieter, die darauf zugreifen. Die Pflegekassen arbeiten in 
diesen Fällen grundsätzlich nach dem gleichen Prinzip: Die Rechnungen werden in der Reihenfolge 
des Eingangs bezahlt. Sind die Leistungen ausgeschöpft, geht die Rechnung zurück.  



Diese Handhabung kann auch bei den Pflegesachleistungen so gehandhabt werden. Der 
Pflegebedürftige nennt der Pflegekasse seine Dienstleister. Die Rechnungen können in der 
Reihenfolge des Eingangs bezahlt werden.  Sind die Forderungen zu hoch, geht die Rechnung zurück 
an den Dienstleister. Ist eine Summe aus der Pflegesachleistung über, wird diese in Form der 
Kombinationsleistung an den Pflegebedürftigen ausgezahlt.  

 

Zu Pkt. 17 f    § 45b Abs. 4 

Laut Referentenentwurf sollen die Länder über die Ausgestaltung der Betreuungs- und 
Entlastungsdienste bestimmen. Wir vertreten als Bundesverband die Ansicht, dass es eine 
bundeseinheitliche Bestimmung  über die Qualitätsanforderungen für Betreuungs- und 
Entlastungsdienste geben sollte. Wichtig ist, dass die Qualitätskriterien auf die Leistungen der 
Betreuungs- und Entlastungsdienste abgestimmt werden. Voraussetzungen, wie sie beim 
Modellvorhaben nach § 125 SGB XI gesetzt wurden, sind praxisfremd (Wozu braucht man eine 
Pflegedienstleitung, wenn nur Hauswirtschaft und Betreuung erbracht werden darf?). 

Dienstleister, die unterschiedliche Kriterien erfüllen müssen, haben unterschiedliche 
Wettbewerbsvoraussetzungen. Standards auf Bundesebene führen zur einheitlichen 
Qualitätssicherung. 

 

Wir würden uns freuen, wenn Sie die angesprochenen Faktoren überdenken 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Jutta Jetzke   Wilma Losemann 

1.Vorsitzende BHDU  BHDU – Sprecherin  Arbeitskreis Pflege  

 

 

Anlage: 

- Anhang A 



Anhang A   Zur Stellungnahme zum 5. SGB XI –
Änderungsgesetz 

 

 
 

 

Nachweis der Einschränkung der Wahlfreiheit des Pflegebedürftigen 
durch die Wirtschaftlichkeitsberechnung  

       Beispiel: Fr. Müller, Pflegestufe 2   

   
Situation 1: Fr. Müller beauftragt einen Betreuungsdienst  für Hauswirtschaft und 
Betreuung. Sie nutzt die Hälfte der Pflegesachleistung und lässt sich das weitere 
Pflegegeld auszahlen (entsprechend der gesetzlichen Möglichkeit). 

 

Verfügbare Finanzmittel 2015: 

Entlastungs-
leistung 

Verhinderungs-
pflege 

Kurzzeit-
pflege 

 

Pflegesach-
leistung (50%) 

Pflegegeld, 
ausgezahlt (50 %) 

 104 €/Monat 1612 €/Jahr 806 €/Jahr 
 

572 €/Monat 229 €/Monat 

 1248 €/Jahr 1612 €/Jahr 806 €/Jahr 
 

6864 €/Jahr 2748 € Jahr 
 

       Verfügbare Finanzmittel, gesamt                 13.278,00 €  
               

Situation 2: Fr. Müller beauftragt einen Pflegedienst für Hauswirtschaft und 
Betreuung. Sie kann die vollen Pflegesachleistungen in Anspruch nehmen.  

Verfügbare Finanzmittel 2015: 

Entlastungs-
leistung 

Verhinderungs-
pflege 

Kurzzeit-
pflege 

 

Pflegesach-
leistung 

  104 €/Monat 1612 €/Jahr 806 €/Jahr 
 

1144 €/Monat 
  1248 €/Jahr 1612 €/Jahr 806 €/Jahr 

 
13728 €/Jahr 

  
       Verfügbare Finanzmittel, gesamt                 17.394,00 €  

               

Gegenüberstellung Betreuungsdienst - Pflegedienst 

       
  

Finanzmittel Differenz 
  

  
4.116 € 

  
Betreuungsdienst 

  
Pflegedienst 

  
Stundenpreis Hauswirtschaft 
bzw. Betreuung 22 € 

 

Stundenpreis Hauswirtschaft bzw. 
Betreuung 22 € 

       Anzahl der möglichen   
 

Anzahl der möglichen   

Betreuungsstunden, 
Hauswirtschaftsstunden 604 Std. 

 

Betreuungsstunden, 
Hauswirtschaftsstunden 795 Std. 

       

  
Leistungsdifferenz 

  

  
191 Std. 
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I.  Stellungnahme zum Entwurf eines 5. SGB XI-ÄndG 

Im Titel des Gesetzesentwurfs werden zwei Schwerpunkte des Gesetzes genannt: Die Einführung 

eines Pflegevorsorgefonds sowie Leistungsausweitungen. Bei letzteren ist allerdings zwischen 

„echten“ Leistungsausweitungen sowie der Leistungsdynamisierung, die lediglich dem Werterhalt 

der SGB XI-Leistungen dient, zu unterscheiden, so dass sich drei Themen ergeben, zu denen im 

Folgenden Stellung genommen wird: 

·  der Pflegevorsorgefonds 

·  Leistungsdynamisierung und  

·  Leistungsverbesserungen.  

 

1. Pflegevorsorgefonds 

Der Pflegevorsorgefonds ist fehlkonzipiert und sollte in der vorgeschlagenen Form nicht eingeführt 

werden. Hierfür sind folgende Gründe zu nennen (vgl. auch Jacobs/Rothgang 2014): 

a) Die im geplanten Pflegevorsorgefonds angesammelten Finanzmittel können nicht vor 

Zweckentfremdung geschützt werden. 

b) Der Beitragssatzeffekt des Pflegevorsorgefonds ist vernachlässigbar gering und zeigt, dass 

es sich hierbei um reine Symbolpolitik handelt. 

c) Der Pflegevorsorgefonds ist nicht nachhaltig. Seine Mittel sind dann verausgabt, wenn die 

Zahl der Pflegebedürftigen ihr Maximum erreicht. Da mit der Zahl der Pflegebedürftigen 

danach aber auch die Zahl der Beitragszahler sinkt, wird der Beitragssatz im Umlageverfah-

ren nicht sinken, so dass der Fonds auch keine Belastungsspitze reduzieren kann.  

d) Der Aufbau eines Kapitalstocks bei gleichzeitig bestehender Staatsverschuldung ist ineffi-

zient, da so nur niedrigere Habenzinsen erzielt werden. Die gleichen knappen Mittel könn-

ten mit größerer Entlastungswirkung zur Reduktion der Staatsschulden verwendet werden.  

e) Für 2017 ist eine weitere Beitragssatzerhöhung von 0,2 Beitragssatzpunkten geplant, um die 

Finanzierung der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs im Zweiten Pflegestär-

kungsgesetz zu gewährleisten. Tatsächlich sind die Mehreinnahmen von rund 2,5 Mrd. Euro 

hierzu nicht ausreichend. Vielmehr sind die für den Pflegevorsorgefonds vorgesehenen Mit-

tel notwendig, soll der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff wie geplant eingeführt werden.  

Diese Gründe sollen im Folgenden ausgeführt werden.  
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Ad a) 

Alle Erfahrungen der Vergangenheit sprechen dafür, dass es nicht möglich ist, die in einem öffent-

lich verwalteten Fonds angesparten Rücklagen vor dem Zugriff der Tagespolitik zu sichern, die sie 

im Krisenfall zweckentfremden wird. Verwiesen sei hier nur auf das Abschmelzen der „Schwan-

kungsreserve“ in der gesetzlichen Rentenversicherung in den 1990er Jahren, aber auch auf die Dis-

kussion Ende der 1990er Jahre als die Soziale Pflegeversicherung eine größere Liquiditätsreserve 

aufwies, über deren zweckentfremdende Verwendung zur Sanierung der Arbeitslosenversicherung 

eine intensive Diskussion geführt wurde, die nur durch die dann auftretenden Defizite der Pflege-

versicherung zum Verstummen gebracht wurde (vgl. Rothgang/Vogler 1998). Einem der bekanntes-

ten Ökonomen des 20. Jahrhunderts, Joseph Alois Schumpeter, wird der vielfach zitierte Satz zuge-

schrieben: „Eher legt ein Hund einen Wurstvorrat an, als eine demokratische Regierung eine Haus-

haltsreserve“, der diesen Sachverhalt auf den Punkt bringt. „Kasse macht sinnlich“ – und ein Schutz 

der Rücklagen vor einer Zweckentfremdung ist nicht möglich – auch nicht indem die Deutsche 

Bundesbank zur Hüterin dieses Sondervermögens gemacht wird. Das betont auch die Deutsche 

Bundesbank selbst, indem sie in ihrem Monatsbericht für März 2014 zum Thema Pflegevorsorge-

fonds ausführt: „Nicht zuletzt die aktuelle Erfahrung zeigt, dass Rücklagen bei den Sozialversiche-

rungen offenbar Begehrlichkeiten entweder in Richtung höherer Leistungsausgaben oder auch zur 

Finanzierung von Projekten des Bundes wecken. Zweifel an der Nachhaltigkeit einer kollektiven 

Vermögensbildung unter staatlicher Kontrolle erscheinen umso eher angebracht, je unspezifischer 

die Verwendung der Rücklagen festgelegt wird.“ Die Bundesbank genießt in der öffentlichen Wahr-

nehmung zwar einen sehr guten Ruf, aber auch sie kann eine Zweckentfremdung der Mittel des 

Vorsorgefonds nicht verhindern, wenn diese durch einfaches Gesetz beschlossen wird. Von einem 

wirksamen institutionellen Schutz des Pflegevorsorgefonds kann also nicht die Rede sein.  

 

Ad b) 

Der „Pflegevorsorgefonds“ soll „der langfristigen Stabilisierung der Beitragsentwicklung in der so-

zialen Pflegeversicherung“ dienen (§ 132 SGB XI in der Fassung des Gesetzentwurfs) und dazu 

beitragen, „übermäßige Beitragssatzsteigerungen in Zeiten besonderer demografiebedingter Belas-

tungen zu vermeiden“ (allgemeiner Teil der Gesetzesbegründung, BT-Ds. 18/1798, S. 1). Selbst 

wenn unterstellt wird, dass die Mittelverwendung in vorgesehener Weise erfolgt, ist der Effekt ver-
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nachlässigbar und trägt nicht zur „Vermeidung übermäßiger Beitragssatzsteigerungen“ bei. Wird 

über einen Zeitraum von 19 Jahren jeweils 1 % der beitragspflichtigen Einnahmen der Sozialen 

Pflegeversicherung in den Fonds eingezahlt, resultiert 2035 ein Vermögensbestand, der – je nach 

Wachstum der Grundlohnsumme und der Verzinsung des angesparten Kapitals – zwischen 23 Mrd. 

Euro (Wachstumsraten von 0 %) und 40 Mrd. Euro (Wachstumsraten von jeweils 3 %) liegt. In den 

Folgejahren soll der Pflegeversicherung jeweils maximal ein Zwanzigstel dieses Betrages zur Ver-

meidung von Beitragssatzsteigerungen zur Verfügung gestellt werden. Dies führt dann zu einer Bei-

tragssatzreduktion von rund 0,1 Beitragssatzpunkten, die – bei steigender Grundlohnsumme – im 

Zeitverlauf noch weiter abnimmt. Tabelle 1 zeigt die durchschnittliche Beitragssatzreduktion (arith-

metisches Mittel), die während der Existenz des Fonds in Abhängigkeit von Grundlohnsummen-

wachstum und Verzinsung resultiert. Wird von einer realen, d.h. inflationsbereinigten, Steigerung 

der Grundlohnsumme von 1 % pro Jahr ausgegangen, liegt die Beitragssatzreduktion bei knapp 0,1 

Beitragssatzpunkten. Bei einem Beitragssatz, der dann eher bei 4 Beitragssatzpunkten liegen dürfte, 

fällt dies nicht ins Gewicht. Von einer „langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung“ 

und einer Vermeidung „übermäßiger Beitragssatzsteigerungen“ kann daher nicht die Rede sein. 

 

Tabelle 1:  Beitragssatzreduktion aufgrund des Vorsorgefonds in Abhängigkeit von Zinssatz und 
Grundlohnsummenwachstum (arithmetischer Mittelwert über alle Jahre in denen Aus-
zahlungen vorgenommen werden)  

  Grundlohnsummenwachstum (real) 

Verzinsung (real) 0% 1% 2% 3% 
0% 0,090 0,078 0,064 0,053 
1% 0,105 0,085 0,069 0,057 
2% 0,116 0,092 0,074 0,060 
3% 0,129 0,100 0,078 0,061 

Quelle: eigene Berechnungen  

 

 

Ad c) 

Hieraus darf allerdings nicht geschlossen werden, dass lediglich das Volumen des Pflegevorsorge-

fonds erhöht werden muss, um diesen zu einem Erfolgsmodell zu machen. Auch wenn der Vorsor-

gefonds größer ausgelegt wäre, würden sich nämlich keine nachhaltigen Effekte ergeben, da der 

Entlastungseffekt nur temporär und damit alles andere als nachhaltig ist. Die Begründung dafür, nur 
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über 20 Jahre Rücklagen zu bilden und diese dann wieder aufzuzehren, beruht auf der Fehlkonzep-

tion, dass es in der Pflegeversicherung einen „Belastungsberg“ („Zeiten besonderer demografiebe-

dingter Belastungen“) gebe, der „untertunnelt“ werden könne. Tatsächlich wird die Zahl der Pflege-

bedürftigen den gängigen Vorausberechnungen zufolge nur bis Ende der 2050er Jahre steigen und 

dann wieder sinken. Allerdings sinkt dann gleichzeitig auch die Zahl der Beitragszahler weiter. Der 

Beitragssatz zur Sozialen Pflegeversicherung wird daher – ceteris paribus – auch in der zweiten 

Hälfte dieses Jahrhunderts nicht sinken. Dies zeigt Abbildung 1, die die Beitragssatzentwicklung 

enthält, die sich auf Basis konstanter alters- und geschlechtsspezifischer Pflegeprävalenzen, einer 

demographischen Entwicklung entsprechend der mittleren Variante der 12. koordinierten Bevölke-

rungsvorausberechnung der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder sowie konstanter Löh-

ne, Gehälter, Renten und Pflegeversicherungsleistungen sowie einer steigende Erwerbstätigkeit, wie 

vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung unterstellt, ergibt (vgl. hierzu Rothgang et al. 

2011).  

 

Abbildung 1: Bedingt demographisch Beitragssatzprojektion  
(Annahme: real konstante Arbeitsentgelte und Versicherungsleistungen) 

 
Quelle: Jacobs/Rothgang 2014. 
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Diese Entwicklung, die damit nur die demographischen und sozialstrukturellen Trends, nicht aber 

die monetären Faktoren abbildet, verdeutlicht, dass ein Sinken des Beitragssatzes ab Mitte dieses 

Jahrhundert nicht zu erwarten ist. Bei der Beitragssatzentwicklung haben wir es nicht mit einem 

„Belastungsberg“ zu tun, sondern mit dem Anstieg auf ein Hochplateau, das nicht durch einen tem-

porären Vorsorgefonds untertunnelt werden kann. Vielmehr ist der Vorsorgefonds genau dann leer, 

wenn die höchste Zahl der Pflegebedürftigen erreicht wird, und die – sowieso nur minimale – Re-

duktion des Beitragssatzes läuft dann aus, ohne dass es zu einer Beitragssatzreduktion aufgrund 

demographischer Entwicklungen kommt. Im Ergebnis führt der Fonds daher lediglich dazu, dass 

der Beitragssatz während eines Zeitraums von 20 Jahren um 0,1 Beitragssatzpunkte höher ist als 

ohne ihn, danach während eines ähnlich langen Zeitraums um etwa 0,1 Beitragssatzpunkte niedriger 

ist als ohne ihn, um danach schließlich wieder genau auf dem Beitragssatzpfad zu landen, der sich 

auch ohne den Fonds ergeben hätte. Mit einer „langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwick-

lung“ hat das sicherlich nichts zu tun. 

Selbst wenn also – unrealistischer Weise – unterstellt wird, dass es gelingt, den Pflegevorsorge-

fonds vor einer Zweckentfremdung zu schützen und von Kapitalmarktrisiken abgesehen wird, 

kommt es lediglich dazu, einen sehr kleinen Teil der Beitragslast um 20 Jahre vorzuziehen. Gerade 

dann, wenn die höchsten Beitragslasten erreicht werden, ist der Fonds aber leer und die Situation 

ist, als hätte es den Fonds nie gegeben.  

 

Ad d) 

Die Notwendigkeit des Pflegevorsorgefonds wird insbesondere damit begründet, dass „die Finan-

zierung der aufgrund der demografiebedingt im Zeitverlauf steigenden Leistungsausgaben gerechter 

auf die Generationen verteilt werden“ soll (BT-Drs. 18/1798, S. 2). Tatsächlich werden lediglich die 

Beitragszahler der Jahre 2015-2034 be- und die Beitragszahler der Jahre 2035 bis etwa 2059 entlas-

tet. Es handelt sich also nur um eine Vorziehung ansonsten später anfallender Lasten. Da jede Ge-

burtskohorte in unterschiedlichem Umfang von den Jahren betroffen ist, in denen es zu einer Belas-

tung und in denen es zu einer Entlastung kommt, weist auch jede Geburtskohorte eine andere Bi-

lanz auf. Belastet werden dabei einfachen Modellrechnungen zufolge die 1930-1975 Geborenen, die 

ihre Berufstätigkeits- und Rentenphase ausschließlich bzw. überwiegend in der Ansparphase des 

Fonds verbringen. Entlastet werden die 1976-2040 Geborenen, deren Erwerbsleben und/oder Ren-
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tenzeiten von der Entsparphase des Fonds geprägt werden. Die stärkste Entlastung weisen dabei die 

2014 Geborenen auf. Für alle ab 2040 Geborenen wiederum ergibt sich kein Effekt. Für sie ist es, 

als hätte es den Fonds niemals gegeben. Insgesamt ist nicht erkennbar, dass mit diesen intertempo-

ralen Umverteilungen und den damit verbundenen intergenerativen Umverteilungen ein nachhalti-

ger Beitrag zur Generationengerechtigkeit erfolgt. Gerade die recht willkürlich erscheinende Be- 

und Entlastung einzelner Geburtskohorten lässt sich systematisch nicht rechtfertigen.  

Selbst wenn aber unterstellt wird, dass aus Gründen der Generationengerechtigkeit jüngere Ge-

burtskohorten entlastet werden sollen, ist der Aufbau eines Kapitalstocks hierfür ein ineffizientes 

Mittel. Tatsächlich werden knappe Mittel dazu genutzt, auf der einen Seite einen Kapitalstock auf-

zubauen, während auf der anderen Seite explizite Staatsschulden in großer Höhe vorhanden sind. 

Dies ist aber ineffizient, da für die Verzinsung der Kapitalrücklage Habenzinsen bezogen werden, 

für die Staatsschulden aber Sollzinsen zu zahlen sind und Habenzinsen regelmäßig niedriger sind 

als Sollzinsen. Soll etwas für die zukünftigen Generationen getan werden, wäre ein Abbau der 

Staatsschulden die bessere Wahl. Generationengerechtigkeit ist nämlich ein übergreifenden Kon-

zept, das selbst in der schon verengten Konzeption der Generationenbilanzen alle öffentlichen Leis-

tungssystem in den Blick nehmen sollte. Generationengerechtigkeit kann daher durch den Abbau 

von Staatsverschuldung viel effizienter gefördert werden als durch den Aufbau einer Kapitalreserve 

bei gleichzeitig bestehender Verschuldung. Hier wäre daher eine sektor- und systemübergreifende 

Betrachtungsweise angebracht, die dazu führen würde, den Vorsorgefonds zu verwerfen.  

 

Ad e) 

Wie ausgeführt, ist der Pflegevorsorgefonds konzeptionell verfehlt und sollte nicht eingeführt wer-

den. Gleichzeitig werden die für den Pflegefonds benötigten Mittel dringend benötigt, wenn im 2. 

Pflegestärkungsgesetz 2017 ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt werden soll. Hierfür ist 

im Koalitionsvertrag vorgesehen, den Beitragssatz zur Sozialen Pflegeversicherung um weitere 0,2 

Beitragssatzpunkte anzuheben. Werden die Angaben des vorliegenden Gesetzesentwurfs zu den 

Mehreinnahmen aufgrund der Beitragssatzanhebung im Ersten Pflegestärkungsgesetz zugrunde 

gelegt (s. BT-Drucksache 18/1798, S. 19), so entstehen aus der für 2017 vorgesehene Beitragssatz-

steigerung Mehreinnahmen von 2,55 Mrd. Euro. Ob diese ausreichen, um die Mehrausgaben durch 

den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff zu finanzieren, hängt von dessen leistungsrechtlicher Ausge-
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staltung ab. Der Koalitionsvertrag sieht hierzu vor: „Diejenigen, die heute Leistungen erhalten, 

werden durch die Einführung nicht schlechter gestellt.“ CDU/CSU/SPD (2013: 83). Dem Wortlaut 

dieser Formulierung zufolge werden nur die zum Zeitpunkt der Einführung Pflegebedürftigen in 

den Bestandsschutz eingeschlossen, und der Gesetzgeber hat dann erheblichen Spielraum bei der 

Ausgestaltung des Leistungsrechts. Niedrige Leistungssätze als bislang können aber dazu führen, 

dass ein erheblicher Teil der zukünftigen Antragsteller durch die Reform schlechter gestellt wird. 

Dies ist schwer vorstellbar. Soll dies vermieden werden, fungieren die derzeitigen Leistungssätze 

als eine Art Untergrenze für die zukünftigen. In diesem Sinne sind auch alle Szenarien des Beirats 

zur Überprüfung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs (Beirat 2009a und b) und des Expertenbeirats zur 

konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs (Beirat 2013), deren Empfehlungen 

dem Prozess zugrunde gelegt werden sollen, angelegt. In diesem Fall sind die Mehreinnahmen aber 

nicht ausreichend um die Mehrausgaben zu finanzieren (Rothgang et al. 2014). Tatsächlich sind die 

tatsächlichen Mehrausgaben durch den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff deutlich höher als die 

vom Expertenbeirat ausgewiesenen Zahlen. Das hat folgende Gründe  

·  Der Beirat ist in seinen Berechnungen von 2011 als dem letzten Jahr ausgegangen, für 

das in der amtlichen Statistik Angaben vorhanden sind. Eingeführt wird der neue Pflege-

bedürftigkeitsbegriff aber erst 2017. Von 2011 bis 2017 steigen aufgrund der demogra-

phischen Alterung der Bevölkerung aber nicht nur die Ausgaben, sondern auch die 

Mehrausgaben aufgrund der Einführung des NBA und der Leistungsverbesserungen. 

·  Im Bericht des Expertenbeirats werden lediglich Ausgabenschätzungen für einzelne 

Leistungsarten vorgenommen: „Folgende Leistungen der ambulant-häuslichen Versor-

gung wurden nicht in die Berechnungsbeispiele mit einbezogen: Kombinationsleistun-

gen, Tages- und Nachtpflege, Kurzzeitpflege, Verhinderungspflege, Wohnraumanpas-

sung, Beratung (siehe dazu auch Ziffer 3.4.9.7).“ (Expertenbeirat 2013: 53). Ebenso we-

nig wurden die Auswirkungen der Reform etwa auf die Leistungen zur sozialen Siche-

rung für Pflegepersonen berücksichtigt. Effekte auf die Leistungen nach § 43a SGB XI 

und die Ausgaben für Personen, die bislang noch nie einen Antrag gestellt haben, tau-

chen im Bericht an verschiedenen Stellen auf, müssen aber zu den Mehrausgaben für die 

Hauptleistungsarten hinzu addiert werden. Diese führt zu erheblichen Mehrausgaben. 
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·  Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff führt zu einer Ausweitung der Zahl der Leistungs-

empfänger, die deutlich ausfällt, wenn auch der neue Pflegegrad 1 berücksichtigt wird. 

Dies wird zu erheblich gestiegenen Verwaltungs- und Begutachtungskosten führen. Im 

vorliegenden Gesetzentwurf wird dieser Effekt für das Erste Pflegestärkungsgesetz be-

rücksichtigt. Allerdings steht die „große“ Umstellung, nämlich die Einführung des neuen 

Pflegebedürftigkeitsbegriffs noch aus, die einen deutlich höheren Anstieg der Verwal-

tungs- und Begutachtungskosten nach sich ziehen wird.  

Insgesamt ist daher davon auszugehen, dass die Mehrkosten, die durch die Umstellungen des Zwei-

ten Pflegestärkungsgesetzes entstehen, die Mehrausgaben um mehr als eine Mrd. Euro übersteigen 

werden. Diese Lücke könnte weitgehend geschlossen werden, wenn auf den Pflegevorsorgefonds 

verzichtet wird.  

 

 

2. Leistungsdynamisierung 

Nachdem im Rahme des Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes 2008 erstmal eine Leistungsdynami-

sierung in drei Stufen (2008, 2010 und 2012) vorgenommen wurde, ist es zu begrüßen, dass im vor-

liegenden Gesetzentwurf erneut eine Leistungsanpassung vorgesehen ist. Allerdings bleiben zwei 

Kritikpunkte bestehen, die ich schon in der Anhörung zum Pflege-Weiterentwicklungsgesetz geäu-

ßert habe (Bundestags-Ausschussdrucksache 16(14)0327(72neu)):  

a) die Leistungsanhebungen sind zu gering und  

b) die diskretionäre Leistungsanpassung sollte durch eine regelgebundene ersetzt werden. 

 

Ad a)  

Die Höhe der verschiedenen Pflegeversicherungsleistungen wurde im Jahre 1993 im Rahmen des 

Gesetzgebungsverfahrens festgesetzt, und diese Leistungen werden seit 1995 (ambulant) bzw. 1996 

gewährt. Bis Mitte 2008 wurden diese Leistungen nominal konstant gehalten und haben real erheb-

lich an Wert verloren. Der Verbraucherpreisindex hat sich von 80,4 im April 1995, dem Zeitpunkt 

der ersten Leistungsgewährung bis Juli 2008, dem Zeitpunkt der ersten Leistungsanpassung, von 

80,4 auf 99,5 (das Jahr 2010 entspricht 100) erhöht (Statistisches Bundesamt, online, 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes
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/Tabellen_/VerbraucherpreiseKategorien.html). Bezogen auf die Verbraucherpreise weisen die Pfle-

geversicherungsleistungen somit im genannten Zeitraum einen Wertverlust von 19% auf. Allerdings 

sind Pflegeleistungen personalintensive persönliche Dienstleistungen, deren Produktionsfortschritte 

in aller Regel hinter der der Industrieproduktion zurückbleiben und deren Preise daher langfristig 

schneller steigen als die Inflationsrate (sogenannte „Baumol’schen Kostenkrankheit“, Baumol 

1967; Baumol/Oates 1972). Für Pflegeleistungen liegen verlässliche Angaben zur Preisentwicklung 

nur für den stationären Sektor und für den Zeitraum von Dezember 1999 bis Dezember 2011 vor. In 

diesem Zeitraum sind die durchschnittlichen monatlichen Heimkosten (Kosten für Pflege sowie 

Unterkunft und Verpflegung)  

·  von 1.704 auf 1.998 Euro (Pflegestufe I),  

·  von 2.069 auf 2.440 Euro (Pflegestufe II) bzw.  

·  von 2.525 auf 2.907 Euro (Pflegestufe III)  

gestiegen (Rothgang et al. 2013: 122). Werden die sich daraus ergebenden durchschnittlichen (geo-

metrisches Mittel) jährlichen Steigerungsraten von  

·  1,34 % (Pflegestufe I),  

·  1,38 % (Pflegestufe II) bzw.  

·  1,18 % (Pflegestufe III)  

auf den gesamten Zeitraum von 1995 bis 2008 umgerechnet, ergeben sich Preissteigerungen von 

insgesamt 28,7 % (Pflegestufe I) 29,8 % (Pflegestufe II) und 25,0 % (Pflegestufe III) bzw. ein 

Wertverlust gegenüber dem Ausgangswert von  

·  22,3 % (Pflegestufe I)  

·  23,0 % (Pflegestufe II) und  

·  20,0 % (Pflegestufe III).  

Bis 2008 ist die Kaufkraft der Pflegeversicherungsleistungen damit um ein Viertel bis ein Fünftel 

gesunken.  

Die seit 2008 erfolgten bzw. und im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehenen Leistungsdynami-

sierungen sind nicht geeignet, diesen Wertverlust zu kompensieren. Im Pflege-Weiterentwicklungs-

gesetz wurde eine nach Pflegestufe und Leistungsart gestaffelte und in mehreren Schritten zu voll-

ziehende Leistungsanpassung vorgenommen, die im Ergebnis (im Vergleich der Werte zu Jahresan-

fang 2008 zu 2012) – bezogen auf den seinerzeitigen Inanspruchnahmemix – einer Anpassung von 
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insgesamt 7,1 % entspricht (Rothgang 2008). Gemeinsam mit der jetzt im Gesetzentwurf vorgese-

henen linearen Steigerung um 4 % für alle Leistungen (außer den erst im PNG eingeführten, die nur 

mit 2,6 % steigen), ergibt sich eine Gesamtanpassung von 11,4 %. Bezogen auf den Zeitraum von 

2008-2015 entspricht das einer durchschnittlichen jährlichen Anpassung von 1,6 %. Wird berück-

sichtigt, dass bis 2018 keine weitere Anpassung vorgenommen wird, liegt die durchschnittliche 

jährliche Anpassungsrate für den Zeitraum 2008-2018 sogar nur bei 1,1 %. Damit liegen die Anpas-

sungsraten noch unterhalb der Preissteigerungen für Pflegeleistungen, wie sie im stationären Sektor 

in der Vergangenheit aufgetreten sind (s.o.). Es kommt also weiterhin zu Wertverlusten – obwohl 

die Selbstbeteiligung in der Pflege derzeit bereits sehr hoch ist und die Eigenfinanzierungsanteile 

kontinuierlich gestiegen sind. Die Eigenfinanzierungsanteile im stationären Sektor im Dezember 

2011 zeigt Tabelle 2: Die Eigenanteile beim Gesamtheimentgelt liegen deutlich höher als die Versi-

cherungsleistungen und auch bei den Pflegekosten liegen die durchschnittlichen Eigenanteile inzwi-

schen bei 346 Euro (Pflegestufe I) bis 769 Euro (Pflegestufe III). Seitdem sind die Eigenanteile 

weiter gestiegen. Für Dezember 2013 wird sich dies zeigen, sobald die neuen Werte der Pflegesta-

tistik vorliegen.  

 

Tabelle 2: Pflegekosten, Versicherungsleistungen und Eigenanteile bei stationärer Pflege  

 
Quellen: Pflegekosten, U+V: Pflegestatistik zum Dezember 2011; Investitionskosten: Infratest für 2010. 

 

Im Lebenszyklus zeigt sich ein entsprechendes Bild (Abbildung 2): Von den durchschnittlich pro 

Pflegebedürftigem im gesamten Leben anfallenden Kosten übernimmt die Pflegeversicherung nur 

knapp die Hälfte. Der Rest ist vom Pflegebedürftigen selbst, seinen Angehörigen bzw. der Sozial-

hilfe aufzubringen.  
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Abbildung 2: Eigenanteil an den Pflegekosten bei vollstationärer Pflege 

 
Quelle: Rothgang et al. 2012a: 215. 

 

Diese erheblichen Eigenfinanzierungsanteile sind im Lauf der Zeit deutlich gestiegen (Abbildung 

3). Zwar sollten die Kosten für Unterkunft und Pflege vom Pflegebedürftigen selbst gezahlt werden, 

jedoch bestand bei Einführung der Pflegeversicherung auch Einklang darüber, dass die Pflegekos-

ten im Heim von der Pflegeversicherung übernommen werden sollten. Tatsächlich sind die Eigen-

anteile an den Pflegekosten – nicht zuletzt aufgrund fehlender Leistungsdynamisierung – seit Ein-

führung der Pflegeversicherung kontinuierlich angestiegen und haben inzwischen Durchschnitts-

werte von 400-800 Euro erreicht. Ein weiterer Wertverlust der Pflegeversicherungsleistungen dürfte 

dieses Leistungssystem daher langfristig delegitimieren. Vor diesem Hintergrund sind die vorgese-

henen Leistungsdynamisierungen von 4 % für einen 3-Jahreszeitrau unzureichend. 
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Abbildung 3: Eigenanteil an den Pflegekosten bei vollstationärer Pflege 

 
Quelle: Rothgang et al. 2012a: 30, aktualisiert. 

 

 

Ad b) 

Wichtiger noch als die aktuelle Anpassungshöhe ist die Frage der langfristigen Anpassung der Pfle-

geversicherungsleistungen. Die entscheidende Norm des § 30 in der Fassung des Gesetzentwurfes 

lautet:  

„Die Bundesregierung prüft alle drei Jahre, erneut im Jahre 2017, Notwendigkeit und Höhe ei-
ner Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung. Als ein Orientierungswert für die An-
passungsnotwendigkeit dient die kumulierte Preisentwicklung in den letzten drei abgeschlosse-
nen Kalenderjahren; dabei ist sicherzustellen, dass der Anstieg der Leistungsbeträge nicht hö-
her ausfällt als die Bruttolohnentwicklung im gleichen Zeitraum. Bei der Prüfung können die ge-
samtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen mit berücksichtigt werden.“ 

Als „Orientierungswert“ dient demnach die Preis-, als Obergrenze aber die Bruttolohnentwicklung. 

Angesichts des sinkenden Erwerbspersonenpotentials ist mittel- und langfristig von steigenden 

Bruttoreallöhnen in der gesamten Volkswirtschaft auszugehen. Im Hinblick auf den drohenden 

Pflegenotstand (Rothgang et al. 2012b) muss weiterhin unterstellt werden, dass die Lohn- und Ge-
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haltsentwicklung im Pflegesektor nicht hinter die allgemeine Lohn- und Gehaltsentwicklung zu-

rückfällt. Da gut zwei Drittel der Kosten im Pflegesektor aber Personalkosten sind und Rationalisie-

rungspotentiale bei diese persönlichen Dienstleistungen nicht vorliegen, führt eine Orientierung der 

Leistungsdynamisierung an der Inflationsrate zwangsläufig zu weiteren Wertverlusten der Versi-

cherungsleistungen. Um eine wünschenswerte Realwertkonstanz zu erreichen, ist dagegen eine An-

passung notwendig, die sich sowohl an der Lohn- als auch an der allgemeinen Preisentwicklung 

orientiert. Die auch als „Rürup-Kommission“ bezeichnete Kommission für die Nachhaltigkeit in der 

Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme hat diesbezüglich schon 2003 eine Leistungsdynami-

sierung empfohlen, die sich je zur Hälfte an der Bruttolohn- und der allgemeinen Preisentwicklung 

orientiert (BMGS 2003: 193). Angesichts der tatsächlichen Kostenstruktur von Pflegeeinrichtungen 

wäre eine (nominale) Leistungsdynamisiserung gemäß Formel (1) 

·= 3
2

minalnongynamisieruLeistungsd Nominallohnsteigerung + rateInflations·3
1  (1) 

sachgerecht. Hier geht die Steigerung der nominalen Bruttolöhne und –gehälter entsprechend der 

Kostenstruktur der Pflegeeinrichtungen mit zwei Dritteln, die allgemeine Preissteigerung hingegen 

nur mit einem Drittel ein. Bei realer (also inflationsbereinigter) Betrachtung ergibt sich hieraus die 

Formel (2): 

·= 3
2

realngynamisieruLeistungsd Reallohnsteigerung (2). 

Kritisch an der derzeitigen Fassung des § 30 SGB XI ist aber nicht nur die Höhe der Anpassung, 

sondern auch, dass nur alle drei Jahre „geprüft“ werden soll, ob eine Leistungsanpassung notwendig 

ist und ob diese hinsichtlich der „gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen“ möglich ist. Hier 

werden beitragsfinanzierte Versicherungsleistungen unter einen nicht systemgerechten Finanzie-

rungsvorbehalt gestellt und es wird einer „Finanzierung nach Kassenlage“ Tür und Tor geöffnet. 

Um das Vertrauen in das Versicherungssystem zu gewährleisten, ist es stattdessen notwendig, die 

Leistungsdynamisierung regelmäßig – am besten jährlich – und regelgebunden vorzunehmen – 

auch dies eine Forderung, die schon seit vielen Jahren gestellt und begründet wird (Rothgang 1997; 

BMGS 2003: 193). 
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3. Leistungsverbesserungen 

Neben den Regelungen zur Leistungsdynamisierung, die keine Leistungsausweitung darstellen, son-

dern nur ansonsten drohenden realen Leistungskürzungen entgegentreten sollen, enthält der Gesetz-

entwurf auch einige echte Leistungsverbesserungen. Diesbezüglich ist zunächst festzustellen, dass 

einige dieser Leistungsverbesserungen in Hinblick auf die im Zweiten Pflegestärkungsgesetz ge-

plante Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs zwingend notwendig sind. So knüpfen 

Leistungen bzw. Vergütungszuschläge nach §§ 45b, 87b, 123 SGB XI derzeit an das Merkmal der 

„erheblich eingeschränkten Alltagskompetenz“ gemäß § 45a SGB XI an, das nach Einführung des 

neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des damit verbundenen Neuen Begutachtungsassessments 

(NBA) nicht mehr erhoben wird. Die Gewährung der Leistungen nach § 45b SGB XI und der Ver-

gütungszuschläge nach § 87b SGB XI nunmehr für alle Pflegebedürftigen (Artikel 1 Ziffer 17c, 26b 

5. SGB XI-ÄndG) ist daher zwingend, sollen diese Leistungen auch nach Einführung des neuen 

Pflegebedürftigkeitsbegriffs – wie etwa vom Beirat (2009b und 2012) gefordert – weiterhin gewährt 

werden.  

Weitere Leistungsverbesserungen betreffen die Flexibilisierung der Kurzzeit- und Verhinderungs- 

sowie der Tages- und Nachtpflege (Artikel 1 Ziffer 9, 11-12 5. SGB XI-ÄndG), die bestehende Ri-

giditäten auflösen, und die Förderung neuer Wohnformen sowie die Weiterentwicklung der Versor-

gungsstrukturen (Art. 1 Ziffer 10, 18 und 19 5. SGB XI-ÄndG). Diese Leistungsausweitungen sind 

mit vergleichsweise begrenzten Ausgaben verbunden und greifen Defizite auf, die seit langem dis-

kutiert werden. Sie sind daher zu begrüßen. Sinnvoll ist auch die gleichfalls vorgesehene Flexibili-

sierung der Leistungen nach § 45b SGB XI (Artikel 1 Ziffer 17, 18 5. SGB XI-ÄndG).  

Die ebenfalls in der Fachdiskussion geforderte stärke Einbindung der Kommunen in die Gestaltung 

der Pflegeinfrastruktur, die Schaffung von Case und Care Management sowie die Förderung von 

Pflege im Quartier (Engelmann et al. 2013; Hoberg et al. 2013), konnte dagegen im vorliegenden 

Gesetzentwurf nicht gewährleistet werden. Hier verbleibt noch Regelungsbedarf für die zweite Re-

formstufe.  

 

 



 

 

Seite 16 von 24 

II.  Stellungnahme zum Antrag der Fraktion „DIE LINKE “ (BT-Drucksache 

18/1953) 

In Ihrem Antrag stellt die Fraktion „DIE LINKE“ vier Forderungen auf. Auf zwei davon soll nach-

stehend eingegangen werden:  

·  die Anhebung und Ausweitung der Leistungen der Pflegeversicherung und  

·  die „gerechte und stabile Finanzierung“  

 

 

1. Anhebung und Ausweitung der Leistungen der Pflegeversicherung  

Auf die Notwendigkeit einer regelgebundenen Leistungsdynamisierung und die dazu zu verwen-

dende Formel ist bereits vorstehend eingegangen worden. Eine solche regelmäßige Leistungsanpas-

sung ist zentral, soll die Soziale Pflegeversicherung in Zukunft einen substanziellen Beitrag zur 

Pflegesicherung leisten (Rothgang/Jacobs 2011). Ebenfalls wurde bereits auf den Realwertverlust 

und die hohen Selbstbeteiligungsquoten hingewiesen. Eine Anhebung der Leistungssätze um 25 % 

würde am Prinzip der „Teilkaskoversicherung“ nichts ändern, sondern lediglich in etwa den Wert 

der Hauptversicherungsleistungen bei Einführung der Pflegeversicherung wiederherstellen. Sie er-

scheint vor diesem Hintergrund durchaus sachgerecht, generiert aber einen erheblichen zusätzlichen 

Finanzierungsbedarf, dessen Befriedigung insbesondere dann möglich ist, wenn die Beitragsbemes-

sungsgrundlage erweitert wird (s.u.). 

Nicht zu Ende gedacht ist dagegen die Idee, die Pflegeversicherung zu einer Vollversicherung zu 

entwickeln – wie es von der Partei DIE LINKE (2013: 23) auch in ihrem Wahlprogramm gefordert 

wurde. Erstens dürfte die Realisierung erheblich teurer werden, als in einem Gutachten berechnet, 

in dem rein Status quo-orientiert jegliche Veränderungen im Inanspruchnahmeverhalten ausge-

blendet wurden (Lüngen 2012). So könnte eine Vollversicherung der stationären Pflege zu einem 

deutlichen Anstieg der Heimquote führen. Zweitens ist noch vollkommen unklar, wie das Konzept 

einer Vollversicherung im Bereich der informellen Pflege ausgestaltet werden kann. Drittens wird 

dieser Vorschlag den Gefahren von Moral Hazard sowie angebotsinduzierter Leistungsinanspruch-

nahme nicht gerecht – insbesondere wenn die Pflegeversicherung angesichts der Schwierigkeiten, 

eine Vollversicherung bei familialer Pflege zu definieren, zwar in der formellen, nicht aber in der 
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informellen Pflege zur Vollversicherung würde. Sowohl die Leistungsinanspruchnahme (Entschei-

dungen über Pflegearrangements mit formeller/professioneller sowie ambulanter/stationärer Pflege) 

als auch der Pflegemarkt würden grundlegend neue Steuerungsstrukturen erfordern, um die Pflege-

versicherung vor finanzieller Überforderung zu schützen, da die derzeitige Wettbewerbskonzeption 

darauf beruht, dass die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen über das Pflegearrangement ent-

scheiden und dabei – angesichts der erheblichen Selbstbeteiligung – die Kostenaspekte mit berück-

sichtigen. Dieses Defizit wird von Lüngen (2012: 59) auch konzidiert, der diese Problematik in sei-

nem Gutachten – auftragsgemäß – aber nur am Rande thematisiert und feststellt, dass hinsichtlich 

der dann notwendigen neuen Steuerungskonzeptionen „Forschungsbedarf“ bestehe.  

Deshalb scheint es richtig, zwar an der Idee der Pflegeversicherung als Teilleistungsversicherung 

grundsätzlich festzuhalten, das Leistungsniveau aber anzuheben. Zwischen dem heutigen Eigenan-

teil in einer Größenordnung von rund 50 Prozent (s.o.) – und einer vollständigen Abdeckung be-

steht noch „viel Luft“ , die es durch eine substanzielle Leistungserhöhung zum Ausgleich der seit 

Einführung der Pflegeversicherung erfolgten Wertverluste sowie ausreichende Dynamisierungen im 

weiteren Zeitverlauf merklich zu vermindern gilt.  

 

 

2. Gerechte und stabile Finanzierung   

Unter dieser Überschrift angesprochen ist zum einen der Vorsorgefonds, auf den bereits vorstehend 

eingegangen wurde, sowie die steuerliche geförderte zusätzliche private Pflegeversicherung („Pfle-

ge-Bahr“) und die Schaffung einer integrierten Pflegeversicherung für die gesamte Bevölkerung 

(„Bürgerversicherung“). Hinsichtlich des Pflege-Bahr sei auf meine Stellungnahme zur öffentlichen 

Anhörung des Gesundheitsausschusses zur Bundestags-Drucksache 18/8591 „Deckungslücken der 

Sozialen Pflegeversicherung schließen und die staatlich geförderte Pflegezusatzversicherungen – 

sogenannter Pflege-Bahr – abschaffen“, gleichfalls am 24. September 2014, verwiesen.  

Die Einführung einer Pflege-Bürgerversicherung, d.h. einer integrierten Versicherung für die ge-

samte Bevölkerung bei Verbeitragung aller Einkommensarten würde das Problem der strukturellen 

Einnahmeschwäche in der Sozialen Pflegeversicherung lösen, das darin besteht, dass die Grund-

lohnsumme seit vielen Jahren langsamer wächst als das Bruttoinlandsprodukt (vgl. z.B.: Roth-

gang/Götze 2013), einen merklichen fiskalischen Effekt bewirken (Rothgang et al. 2011) und be-
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stehende Ungerechtigkeiten beheben, die aus dem Nebeneinander von Sozialer Pflegeversicherung 

und privater Pflegepflichtversicherung bestehen. Letzteres soll nachstehend noch einmal dargestellt 

werden. 

 

Mit dem Pflege-Versicherungsgesetz wurde 1994 eine „Pflegevolksversicherung in Gestalt zweier 

Versicherungszweige“ (Bundesverfassungsgericht, BVerfGE 103, 197, 224) geschaffen, bei der die 

Bevölkerung jeweils entweder der Sozialen Pflegeversicherung oder der Privaten Pflegepflichtver-

sicherung zugewiesen wird. Wahlfreiheit hat nur ein verschwindend kleiner Bevölkerungsteil. Rund 

85 % der Bevölkerung sind in der Sozialen Pflegeversicherung pflichtversichert. Auch die Beamten 

haben de facto keine Wahl, da es in der Sozialen Pflegeversicherung keine Teilleistungstarife gibt, 

sie aber auch nicht auf ihren Beihilfeanspruch zugunsten eines Arbeitgeberbeitrags zur Sozialversi-

cherung verzichten können und die Sozialversicherungsbeiträge daher prohibitiv sind. Wer gesund-

heitliche Einschränkungen hat, wird de facto ebenfalls auf die Sozialversicherung verwiesen. Glei-

ches gilt bei Personen mit großen Familien. Wirkliche Wahlfreiheit haben daher nur wenige. Aus 

diesem Grund verbietet es sich auch von einem „Systemwettbewerb“ zu sprechen, da Private und 

Soziale Pflegeversicherung eben nur um einen sehr kleinen Teil der Versicherten konkurrieren und 

die Möglichkeit, sich seinen Anbieter / sein System auszusuchen, Kernelement jeden Wettbewerbs-

konzeptes ist (Rothgang/Jacobs 2013).  

Diese Zuweisung zu einem der beiden Systeme ist insofern unter Gerechtigkeitsgesichtspunkte 

problematisch, als damit erhebliche Selektionseffekte verbunden sind:  

1. Zunächst sind Privatversicherte deutlich einkommensstärker. Das nach den Regeln der Sozial-

versicherung bestimmte beitragspflichtige Einkommen wäre bei den Privatversicherten um 

60 % höher als bei den Sozialversicherten (Leinert 2006; Arnold & Rothgang 2010: 78). 

2. Zweitens liegen die altersspezifischen Prävalenzen der Privaten Pflegepflichtversicherung – 

insbesondere aufgrund der aktiven gesundheitsbezogenen Risikoselektion bei Abschluss einer 

Privaten Pflegepflichtversicherung – in allen Altersklassen außer der höchsten tatsächlich deut-

lich unter denen in der Sozialversicherung (Abbildung 4).  
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Abbildung 4: Pflegeprävalenzen der Privaten Pflegepflichtversicherung im Verhältnis zu de-

nen der Sozialen Pflegeversicherung (alle Pflegestufen) für das Jahr 2008 
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Um das Ausmaß dieses Effektes abzuschätzen, wurden einige hypothetischen Modellrechnun-

gen durchgeführt, deren Ergebnis in Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. 

abgelesen werden kann: 

·  Hätten die Versicherten der Sozialen Pflegeversicherung (SPV) die altersspezifischen Prä-

valenzen, die die Versicherten der Privaten Pflegepflichtversicherung (PPV) aufweisen, lä-

ge die Zahl der Pflegebedürftigen in der Sozialen Pflegeversicherung nicht bei rd. 2,1 Mil-

lionen, sondern nur bei rd. 1,5 Millionen, also mehr als ein Viertel niedriger. 

·  Umgekehrt läge die Zahl der Pflegebedürftigen in der Privaten Pflegepflichtversicherung 

bei 214. Tsd. und nicht bei 142 Tsd., also um die Hälfte höher, hätten die Privatversicher-

ten die altersspezifischen Prävalenzen, die in der SPV vorliegen. 

·  Da sich die Bestandsbevölkerung der Sozialen- bzw. der Privaten Pflegeversicherung deut-

lich unterscheiden, werden die SPV- und PPV-Prävalenzen zusätzlich auf die Bestandsbe-
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völkerung in Deutschland im Jahr 2008 angewendet. Wird die Altersstruktur der deutschen 

Wohnbevölkerung zugrunde gelegt, liegt die resultierende Pflegebedürftigenzahl um rund 

ein Drittel niedriger, wenn die PPV-Prävalenzen und nicht die SPV-Prävalenzen zugrunde 

gelegt werden. 

Der Effekt der unterschiedlichen altersspezifischen Prävalenten ist damit sehr beachtlich.  

 

Tabelle 3: Pflegebedürftige nach Alters- und Prävalenzstruktur 2008 

 

Quelle: Rothgang et al. 2013: 53. 

 

Abbildung 5: Anteil der Privatpflegepflichtversicherten an allen Pflegeversicherten nach Al-
ter im Jahr 2008 

 

Quelle: Jacobs/Rothgang 2011:  
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3. Zudem begünstigt die altersstrukturelle Zusammensetzung der Versicherten der PPV zusätz-

lich die Risikostruktur der PPV, da die Versicherten im pflegerelevanten Alter deutlich un-

terrepräsentiert sind (Abbildung 5)  

Die kumulierten Effekte der unterschiedlichen Prävalenz- und Altersstruktur führen dazu, dass die 

jährlichen Ausgaben pro Versichertem für 2011 in der Sozialen Pflegeversicherung – bei gleichen 

Leistungen und gleichen Begutachtungskriterien – mit einem Wert von 300 Euro daher viermal so 

hoch liegen wie in der Privaten Pflegepflichtversicherung, die für 2011 Leistungsausgaben in Höhe 

von 75 Euro pro Versichertem und Jahr aufweist (Rothgang et al. 2013: 55). Allerdings ist knapp 

die Hälfte der PPV-Versicherten beihilfeberechtigt. Wird daher unterstellt, dass die PPV nur für die 

Hälfte der Versicherten die vollen Leistungen übernimmt und für die andere Hälfte nur die Hälfte 

der Ausgaben, so ergeben sich Beihilfeaufwändungen in Höhe von 25 Euro pro Versichertem und 

Jahr, die noch hinzuzuzählen sind. Selbst dann sind die Leistungsausgaben pro SPV-Versichertem 

aber immer noch dreimal so hoch wie die pro PPV-Versichertem. Würden die Privatversicherten 

eine Sozialversicherung nach den Regeln der SPV betreiben, läge der Beitragssatz demnach nur bei 

20 % des Beitragssatzes in der Sozialversicherung, weil sich dann die Risikoselektionen in Bezug 

auf Einkommen und Morbidität ergänzen.  

Vor dem Hintergrund dessen, dass die Pflegeversicherung als „Volksversicherung in Gestalt von 

zwei Versicherungszweigen“ anzusehen ist (s. o.), ist es normativ nicht zu rechtfertigen, dass beide 

Zweigen nur innerhalb ihres jeweiligen Versicherungskollektivs solidarisch sind, nicht aber zwi-

schen diesen Kollektiven. Es kommt so zu einer nicht legitimierbaren Benachteiligung der Sozial-

versicherten. Ein Ziel der nächsten Pflegereform sollte daher der Ausgleich der ungleich verteilten 

Risiken zwischen beiden Versicherungszweigen sein, der am leichtesten in Form einer integrierten 

Pflegeversicherung zu realisieren wäre, die die gesamte Bevölkerung umfasst. Sollte sich dies nicht 

realisieren lassen, weil der politische Wille dazu fehlt, könnten die Folgen der Risikoselektion 

durch Schaffung eines Finanzausgleichs zwischen Sozialer Pflegeversicherung und Privater Pfle-

gepflichtversicherung ausgeglichen werden wie er schon einmal, nämlich 2005, im Koalitionsver-

trag der damaligen Großen Koalition vorgesehen war, der hierzu ausführte: „Zum Ausgleich der 

unterschiedlichen Risikostrukturen wird eine Finanzausgleich zwischen gesetzlicher und privater 

Pflegeversicherung eingeführt.“ (CDU, CSU und SPD 2005: 108). 
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�

Stellungnahme der Deutschen Alzheimer Gesellschaft 
(DAlzG) zum Entwurf eines F•nften Gesetzes zur 
€nderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch - 
Leistungsausweitung f•r Pflegebed•rftige, Pflege-
vorsorgefonds (F!nftes SGB XI-•nderungsgesetz - 5. SGB 
XI-•ndG)  

Grunds!tzliches: 
Seit vielen Jahren ist bekannt, dass  Menschen mit Demenz 
mit ihren spezifischen Bed!rfnissen  nach Begleitun g und 
Betreuung in der Pflegeversicherung nicht ad"quat b e-
r!cksichtigt werden. Seit 2006 haben sich zahlreich e Experten 
mit der Entwicklung eines neuen Pflegebed!rftigkeit sbegriffs  
und eines neuen Begutachtungsinstrumentes besch"fti gt. 
Dieses wurde bereits im Rahmen der Entwicklung bei 1000 
Pflegebed!rftigen erfolgreich erprobt. #ber die Ums etzung gibt 
es einen  breiten  Konsens. Der letzte Expertenbeirat  hat 
einen Fahrplan erarbeitet, wie  die Umsetzung in 18 Monaten 
vonstatten gehen kann. 

Die Bundesregierung hat richtigerweise erkannt,  dass f!r die  
Pflege mehr Geld als bisher zur Verf!gung gestellt werden 
muss und eine Beitragssatzerh$hung von 0,5 % in zwei 
Schritten beschlossen. Das wird  von der DalzG begr!ût. 
Allerdings ist v$llig unverst"ndlich, warum dieses Geld nicht in 
einem abgestimmten Konzept nach den Vorschl"gen des  
Expertenbeirats eingesetzt wird, sondern nun in einem 
umstrittenen Fonds und allerlei Maûnahmen flieûen sollen, die 
kein Gesamtkonzept erkennen lassen. Eine  Umsetzung des 
neuen Pflegebed!rftigkeitsbegriffs wird 6 Mrd. Euro  kosten, 
wie neueste Berechnungen von Herrn Prof. Rothgang aus 
Bremen zeigen. Von daher kann man es sich nicht leisten, 
Leistungsausweitungen  vorzunehmen,  die die groûe Reform 
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insgesamt  in Frage stellen, weil sie z.B. teurere  
Bestandsschutzregelungen zur Folge haben. Aus Sicht der 
DAlzG ist es entt!uschend,  dass es im 5. SGB XI •n dG 
keine Hinweise auf den zweiten Schritt  der Reform gibt, 
sondern nur vage Ank"ndigungen. 

Mit dem 5. SGB XI-•ndG werden einige Anregungen des  Beirats  aufgenommen wie 
z.B. die Ausweitung von niedrigschwelligen Betreuungsangeboten  f"r alle 
Pflegebed"rftigen. Diese Empfehlung  hat  der  Beir at ausgesprochen,  weil  nach 
Einf"hrung des neuen Begriffs und des neuen Begutac htungsinstruments und  der 
dann erfolgten Ber"cksichtigung von kognitiven  Ein schr!nkungen und psychischen 
Verhaltensweisen  keine  Veranlassung mehr f"r  ein e  Sonderbehandlung von 
Personen mit eingeschr!nkter Alltagskompetenz mehr best"nde.  F"r  uns ist aller-
dings v#llig unverst!ndlich, warum dieser Schritt n un vorgenommen wird, ohne dass 
die grunds!tzliche  Diskriminierung der Demenzkrank en im Gesetz aufgehoben wird.  
Mit der Einf"hrung von weiteren entlastenden Angebo ten, die k"nftig noch mehr als 
bisher zum groûen Teil von professionellen Diensten erbracht werden, sehen wir die 
Gefahr, dass die in den letzten Jahren aufgebauten niedrigschwelligen Angebote mit 
Ehrenamtlichen zur"ck gehen werden und stattdessen eine Vielzahl von prek!ren 
Besch!ftigungsverh!ltnissen bei den professionellen  Diensten entstehen werden. 
Nicht zuletzt wird es dadurch f"r alle Beteiligten immer komplizierter, die unter-
schiedlichen Angebote zu durchschauen. Dies l!sst d en Beratungsbedarf weiter 
steigen. 

Aus den oben genannten Gr"nden lehnen wir das Geset z in der vorliegenden Form  
ab und fordern ± wie auch die 150.000 Personen, die bis Ende April 2014 die Petition 
50389 des Sozialverbandes VdK und der DAlzG mitgezeichnet haben ± eine ¹groûe 
Pflegereform jetzt$ª. 

Zu den Vorschl•gen im Einzelnen: 

1. Flexibilisierung und Ausbau von  Leistungen zur Stabilisierung der h!uslichen 
Pflege: Kurzzeit- und Verhinderungspflege,  Tages- und Nachtpflege 

Die geplanten Flexibilisierungen und der Ausbau von Leistungen zur Stabilisierung der 
h!uslichen Pflege sind im Sinne auch von demenzkran ken Pflegebed"rftigen und 
ihren Angeh#rigen. Dazu geh#rt, dass die Tagespflege (§41) als einzelne S!ule in 
G!nze neben den Sachleistungen bzw. Pflegegeld gew! hrt wird und die komplizierte 
Kombinationsleistung mit 150 % wegf!llt. Auch dass der Kurzzeitpflegeanspruch und 
"berhaupt Tagespflegeanspruch f"r Pflegestufe 0 imp lementiert werden soll, war 
"berf!llig und ist zu begr"ûen. Die Ver!nderung in der Nutzbarkeit von 
Verhinderungspflege (§39) durch teilweise zus!tzlic he Nutzbarkeit von Kurzzeitpflege 
(§42) im h!uslichen Bereich kann f"r Angeh#rige von  Demenzkranken positiv sein, im 
besonderen Hinblick darauf, dass es nur wenige Kurzzeitpflegest!tten gibt, die auf 
Demenzerkrankte eingestellt sind (das ist sicherlich ein eigenes Problem). Allerdings 
weisen wir auf einen bereits bekannten Mangel hin, dass n!mlich die S!tze f"r 
Kurzzeitpflege in allen Pflegestufen gleich sind, was faktisch bedeutet, dass das Geld 
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f!r die Kurzzeitpflege in Pflegestufe III f!r wenig er Tage 
reicht als in einer niedrigeren Pflegestufe.  

Unverst"ndlich ist auch, warum die Flexibilisierung  nicht f!r 
beide Entlastungsarten gleich behandelt wird. Im vorliegenden Entwurf hat die 
Kurzzeitpflege Vorrang vor der Verhinderungspflege, (mal wieder station"r vor 
ambulant), denn bei der Verhinderungspflege kann der j"hrliche Satz nur um bis zu 
806 Euro auf bis zu 2419 Euro erh#ht werden, wenn keine Kurzzeitpflege im Jahr in 
Anspruch genommen wurde, w"hrend bei der Kurzzeitpf lege, ohne Inanspruchnahme 
der Verhinderungspflege, der Satz um bis zu 1612 Euro auf insgesamt bis zu 3224 
Euro erh#ht werden kann. Wir halten es f!r sinnvoll , dass die Kurzzeitpflege und die 
Verhinderungspflege gleich behandelt werden.  

Auûerdem w"re zu !berlegen, ob man bez!glich der Fl exibilisierung noch weiter geht 
und ein Entlastungsbudget f!r alle genannten Leistu ngen einrichtet, das dann noch 
weitergehende Wahlm#glichkeiten einr"umen w!rden. A ngesichts der mit diesem 
Gesetz nicht erfolgten Gleichstellung von Menschen mit Demenz zu k#rperlich 
Pflegebed!rftigen m!sste dieses Entlastungsbudget f !r die Gruppe der Personen mit 
eingeschr"nkter Alltagskompetenz h#her sein. 
Hinweisen m#chten wir noch auf einen weiteren Mangel im bestehenden § 39, der 
dringend der Klarstellung bedarf, n"mlich dass es b ei der Verhinderungspflege nicht 
nur um Pflege sondern auch um Betreuung Demenzkranker geht. Von unseren 
Mitgliedern wissen wir, dass es immer wieder Schwierigkeiten bei der Bewilligung von 
Leistungen demenzkranker Pflegebed!rftiger gibt, we il diese eben keine Pflege im 
somatischen Sinn sondern Betreuungsleistungen ben#tigen. Deshalb sollte der Begriff 
der Betreuung im § 39 erg"nzt werden, um hier eine Klarstellung zu erreichen. 

2. Ausbau bestehender Betreuungsleistungen und Einf!hrung von 
Entlastungsleistungen, Umwidmung des halben Sachleistungsbudgets 

Der Ausbau der  Betreuungsleistungen  und die  Ausweitung auf andere  
Dienstleistungen sind grunds"tzlich zu begr!ûen, we il Pflegebed!rftige und ihre 
Angeh#rigen  dadurch  flexibler und bedarfsgerechter Leistungen ¹einkaufenª k#nnen. 
Durch die gewollte Vielgestaltigkeit der Angebotsstruktur bei Entlastungsangeboten 
kann allerdings auf Seite der Nutzer die Schwierigkeit entstehen, Profile, Eignung und 
Qualit"t verschiedener Angebote zu !berblicken und angemessen sowie bezogen auf 
den eigenen Bedarf richtig einzusch"tzen. Schon heu te sind die Leistungen f!r 
Pflegebed!rftige und Angeh#rige kaum mehr zu durchs chauen. Das Pflege-
st"rkungsgesetz verst"rkt diese Tendenz noch. Dem k ann nur mit neutraler Beratung 
entsprochen werden. Deren Finanzierung ist aber nicht vorgesehen.  

W!nschenswert w"re auch, die vorhandenen Betreuungs leistungen noch flexibler 
nutzen zu k#nnen, z.B. wenn Menschen mit Demenz ins Krankenhaus kommen. 
Leider werden diese Leistungen im Falle eines station"ren Aufenthaltes nicht weiter 
gew"hrt, obwohl die Betroffenen gerade in der fremd en Umgebung eines 
Krankenhauses dringend Bedarf an vertrauten Personen h"tten. Hier gibt es eine 
L!cke. 
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Das Vorhaben, nach § 45 b Abs. 1 Nummer 4, neben den 
niedrigschwelligen Betreuungsangeboten auch niedrig-
schwellige professionelle Entlastungsangebote aufzubauen, 
die gleichberechtigt nach § 45b Abs. 3 (neu) ebenfalls mit 50 
% der ambulanten Pflegesachleistungen abrechenbar sind, wird dazu f!hren, dass 
das b!rgerschaftliche Engagement der ehrenamtlichen  Helfer/innen in den 
Hintergrund gedr"ngt wird. Es wird keine klare Abgr enzung mehr zwischen 
ehrenamtlicher und professioneller Begleitung und Betreuung von Menschen mit 
Demenz in der Pflegeversicherung mehr geben. Dies hat nicht nur gravierende 
Konsequenzen f!r Anbieter, die bewusst Angebote f!r  Menschen mit Demenz auf 
ehrenamtlicher Basis leisten, sondern untergr"bt di e im Gesetz und in politischen 
Statements immer wieder geforderte Entwicklung und St"rkung einer ehrenamtlichen 
Kultur im Bereich der Pflege und Betreuung. F!r die  Pflegebed!rftigen und ihre 
Angeh#rigen werden durch die Verdr"ngung niedrigsch wellige Angebote teurer 
werden, was bedeutet, dass weniger Stunden f!r das gleiche Geld in Anspruch 
genommen werden k#nnen. Dies kann eigentlich nicht gewollt sein. 

Fraglich bleibt auch, ob die Qualit"t der unterschi edlichen Angebote gleichermaûen 
gesichert werden kann. Auch Menschen, die neben Betreuung haushaltsnahe 
Dienstleistungen anbieten, sollten im Umgang mit Demenzkranken geschult sein. Dies 
w"re auf jeden Fall zu fordern, damit nicht eine qu alifizierte Betreuung durch die 
Inanspruchnahme anderer  Dienste unterlaufen w!rde.   

Die Einf!hrung dieser niedrigschwelligen Entlastung sangebote, deren Leistungen 
gegen Lohn erbracht werden, wird dazu f!hren, dass Agenturen f!r haushaltsnahe 
Dienstleistungen, Alltagsbegleiter sowie Pflegebegleiter entstehen, die im Niedrig-
lohnbereich ihre Leistungen anbieten werden. F!r di ese neuen Agenturen wird es 
sehr attraktiv sein, den Familien ¹Haush"lterinnenª  oder Alltagsbegleiter anzubieten, 
die alles, d. h. pflegerische, hauswirtschaftliche und soziale T"tigkeiten durchf!hren. 
Die M#glichkeit, dies bundesweit umzusetzen, wird zu einer groûen Zunahme dieser 
Dienstleistungsagenturen f!hren, verbunden mit eine r hohen Anzahl von prek"r 
Besch"ftigten. Gegen!ber ambulanten Diensten, die d iese Leistungen auch jetzt 
schon anbieten, wird dies zu einer Konkurrenz f!hre n. In Zeiten der Diskussion, wie 
Pflege besser bezahlt werden kann, stellt sich die Frage, will man mit dem 
•nderungsgesetz eine Verbesserung der Lebenssituati on von pflegebed!rftigen 
Menschen oder will man Billigangebote?  

Unverst"ndlich bleibt das Ansinnen, dass die neuen ¹Entlastungsangeboteª, die 
bezahlte Arbeit anbieten,  nach § 45c Absatz 3a auch noch f#rderungsw!rdig sein 
sollen. Gegen!ber der F#rderung f!r die soziale Bet reuung der niedrigschwelligen 
Betreuungsangebote ist ein nochmaliger Zuschuss f!r  haushaltsnahe Dienst-
leistungen schwer nachzuvollziehen, zumal die Gelder daf!r begrenzt sind. Damit 
steht die F#rderung der niedrigschwelligen Betreuungsangebote (Ehrenamt) in 
Konkurrenz zu den Entlastungsangeboten. Was ist wichtiger: die Erhaltung der 
Beratung von Angeh#rigen und sozialen, ehrenamtlichen Betreuungsleistungen zur 
F#rderung des Wohlbefindens der Demenzerkrankten oder die haushaltsnahen 
Dienstleistungen? Ein Dienst br"uchte demnach keine  Ehrenamtlichen einzubeziehen 
und k#nnte auch mit ausschlieûlich angestellten Mitarbeitern eine Anerkennung und 
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Projektf!rderung erhalten. Er kann die Projektf!rde rung ja 
f"r die fachliche Anleitung und Koordination der an gestellten 
Mitarbeiter beantragen und einsetzen. Das ist im Rahmen 
des Wortlauts des Gesetzes gut denkbar. Wenn der 
Gesetzgeber das so will, sollte er es auch eindeutig so formulieren und nicht den 
Anschein erwecken, durch den 45c gezielt das Ehrenamt f!rdern zu wollen. 
Wir schlagen deshalb vor, vor Einf"hrung des neuen Pflegebed"rftigkeitsbegriffs keine 
weiteren Fakten und Strukturen zu schaffen, die dann Bestandsschutz haben und eine 
grunds#tzliche Neuausrichtung erschweren. Der § 45b SGB XI sollte zum reinen 
¹Ehrenamtsparagraphenª werden, das heiût zus#tzliche Betreuungsleistungen werden 
durch nach Landesrecht anerkannte niedrigschwellige Betreuungsangebote erbracht, 
die auch nach § 45c gef!rdert werden k!nnen. Dieser  Paragraph k!nnte dann auch 
nach Einf"hrung eines neuen Pflegebed"rftigkeitsbeg riffes als solcher bestehen 
bleiben. Um die vorhandenen F!rdermittel der Pflege kassen effektiver zu nutzen und 
die Hemmnisse der  Beteiligung der Landkreise/St#dte/L#nder abzubauen, schlagen 
wir zudem vor, zuk"nftig eine 70% (Pflegekassen): 3 0 % (!ffentliche F!rderung)-
Regelung einzuf"hren. § 45b Punkt 1.-3. sollten ent fallen, da diese nach der letzten 
und dem Entwurf der jetzigen Pflegereform gut finanziert sind. Auch haushaltsnahe 
Dienstleistungen geh!ren in den regul#ren Leistungs bereich. Die haushaltsnahen 
Dienstleistungen und Alltagsbegleitung werden als weitere M!glichkeit der 
Dienstleistungen von ambulanten Pflegediensten in den § 36 oder im Rahmen der 
h#uslichen Betreuung in den § 124 aufgenommen. Dies w"rde den neuen 
Pflegebed"rftigkeitsbegriff strukturell f"r alle ve rst#ndlicher abbilden. 

3. Ausdehnung der zus#tzlichen Betreuungsangebote nach § 87b 

F"r die Einrichtungen ist die geplante Ausweitung d es Betreuungspersonals sicher  
eine positive Maûnahme.  Allerdings verst#rkt die Aufstockung der  Betreuungskr#fte 
die Tendenz, Pflege aufzusplitten  und eine ganzheitliche Pflege, wie  sie durch  den 
neuen Pflegebed"rftigkeitsbegriff bef!rdert werden  soll, weiter in die Ferne zu r"cken. 
Es bleibt dann dabei, dass  Pflege K!rperpflege und  Behandlung bleibt und Betreuung 
durch minder qualifizierte Kr#fte zu leisten ist, die die Fachkraftquote  im Heim 
senken. Es bleibt auûerdem abzuwarten, ob  der h!he re Schl"ssel f"r alle Bewohner 
sich  "berhaupt positiv f"r  demenzkranke Heimbewoh ner auswirkt. M!glicherweise 
richtet  sich der Fokus nun mehr auf  die Bewohnerinnen und Bewohner, die einfacher 
zu betreuen sind. Das k!nnte sogar  eine Vernachl#s sigung  von  demenzkranken 
Pflegebed"rftigen zur Folge  haben,  die in manchen  F#llen unliebsamer zu betreuen  
sind und eigentlich doch mehr Betreuung br#uchten. 

4. Ausbau der Zusch"sse f"r Wohnumfeld verbessernde  Maûnahmen 

Diese Maûnahme ist grunds#tzlich w"nschenswert, all erdings ist zu pr"fen,  ob sie im 
Rahmen eines Gesamtkonzeptes angesichts knapper Ressourcen f"r die Umsetzung 
des Gesamtkonzepts leistbar ist. 



Stellungnahme DAlzG 5. SGB XI-•nderungsgesetz, 22.0 8.2014, Seite 6/6 

5. Dynamisierung der Leistungsbeitr!ge 

Diese Anpassung der Betr!ge war l!ngst "berf!llig, da in 
den letzten Jahren wieder  mehr pflegebed"rftige  
Menschen Sozialhilfe in Anspruch nehmen mussten. Eine Erh#hung der Beitr!ge 
sollte automatisch erfolgen und wie nach dem neuen Gesetz zu den Di!ten der 
Bundestagsabgeordneten an die Entwicklung der Bruttol#hne gekoppelt werden. 
Denn auch die Beitr!ge zur Pflegeversicherung sind durch den Prozentsatz an die 
Erh#hung der L#hne gekoppelt. 

6. Aufbau eines  Vorsorgefonds 

Der Aufbau eines Vorsorgefonds zieht einen  Teil der Beitragserh#hung ab, die f"r die 
Umsetzung des neuen  Pflegebed"rftigkeitsbegriffs g ebraucht wird. Unklar ist auch, 
ob  das Geld in der Zukunft wirklich f"r die zugeda chte Verwendung zur Verf"gung 
steht. Schon fr"here Regierungen haben nachtr!glich  auf Gelder zugegriffen, auch 
bleibt fraglich, wie das Geld gesch"tzt  angelegt w erden kann, so dass der Wert 
erhalten bleibt.   
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�6�W�H�O�O�X�Q�J�Q�D�K�P�H��
��
�]�X�P���*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I���G�H�U���%�X�Q�G�H�V�U�H�J�L�H�U�X�Q�J����
�(�Q�W�Z�X�U�I���H�L�Q�H�V���)�•�Q�I�W�H�Q���*�H�V�H�W�]�H�V���]�X�U���b�Q�G�H�U�X�Q�J���G�H�V���(�O�I�W�H�Q���%�X�F�K�H�V��
�6�R�]�L�D�O�J�H�V�H�W�]�E�X�F�K�� ���� �/�H�L�V�W�X�Q�J�V�D�X�V�Z�H�L�W�X�Q�J�� �I�•�U�� �3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L�J�H����
�3�I�O�H�J�H�Y�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� ���)�•�Q�I�W�H�V�� �6�*�%�� �;�,���b�Q�G�H�U�X�Q�J�V�J�H�V�H�W�]�� ���� ������ �6�*�%��
�;�,���b�Q�G�*�������%�X�Q�G�H�V�W�D�J�V�G�U�X�F�N�V�D�F�K�H��������������������
��
�X�Q�G��
��
�]�X�P�� �$�Q�W�U�D�J�� �G�H�U�� �$�E�J�H�R�U�G�Q�H�W�H�Q�� �3�L�D�� �=�L�P�P�H�U�P�D�Q�Q���� �6�D�E�L�Q�H�� �=�L�P�P�H�U��
�P�D�Q�Q�� ���=�Z�L�F�N�D�X������ �'�L�D�Q�D�� �*�R�O�]�H���� �0�D�W�W�K�L�D�V�� �:���� �%�L�U�N�Z�D�O�G�����1�L�F�R�O�H��
�*�R�K�O�N�H���� �'�U���� �5�R�V�H�P�D�U�L�H�� �+�H�L�Q���� �6�L�J�U�L�G�� �+�X�S�D�F�K���� �.�D�W�M�D�� �.�L�S�S�L�Q�J���� �-�X�W�W�D��
�.�U�H�O�O�P�D�Q�Q���� �5�D�O�S�K�� �/�H�Q�N�H�U�W���� �&�R�U�Q�H�O�L�D�� �0�|�K�U�L�Q�J���� �+�D�U�D�O�G���3�H�W�]�R�O�G�� ���+�D��
�Y�H�O�O�D�Q�G������ �$�]�L�]�H�� �7�D�Q�N���� �.�D�W�K�U�L�Q�� �9�R�J�O�H�U���� �+�D�U�D�O�G�� �:�H�L�Q�E�H�U�J���� �.�D�W�U�L�Q��
�:�H�U�Q�H�U���� �%�L�U�J�L�W�� �:�|�O�O�H�U�W���� �-�|�U�Q�� �:�X�Q�G�H�U�O�L�F�K�� �X�Q�G�� �G�H�U�� �)�U�D�N�W�L�R�Q�� �'�,�(��
�/�,�1�.�(����
�0�H�Q�V�F�K�H�Q�U�H�F�K�W���D�X�I���J�X�W�H���3�I�O�H�J�H���Y�H�U�Z�L�U�N�O�L�F�K�H�Q���±���6�R�]�L�D�O�H���3�I�O�H�J�H�Y�H�U��
�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �V�R�O�L�G�D�U�L�V�F�K�� �Z�H�L�W�H�U�H�Q�W�Z�L�F�N�H�O�Q�� ���%�X�Q�G�H�V�W�D�J�V�G�U�X�F�N�V�D�F�K�H��
��������������������
��
�Y�R�U�J�H�O�H�J�W���]�X�U���|�I�I�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���$�Q�K�|�U�X�Q�J���G�H�V���$�X�V�V�F�K�X�V�V�H�V����
�I�•�U���*�H�V�X�Q�G�K�H�L�W���G�H�V���'�H�X�W�V�F�K�H�Q���%�X�Q�G�H�V�W�D�J�H�V���Y�R�P����������������������
��
�=�X�V�D�P�P�H�Q�I�D�V�V�X�Q�J��
��

������ �'�H�U�� �*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I�� �G�H�U�� �%�X�Q�G�H�V�U�H�J�L�H�U�X�Q�J�� �E�H�L�Q�K�D�O�W�H�W�� �H�L�Q�H�� �5�H�L�K�H��
�Y�R�Q�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�V�Y�H�U�E�H�V�V�H�U�X�Q�J�H�Q�� �G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���� �G�L�H�� �O�H�W�]�W��
�O�L�F�K�� �Q�D�K�H�]�X�� �D�O�O�H�� �]�X�� �E�H�J�U�•�‰�H�Q�� �V�L�Q�G���� �Z�H�Q�Q�� �Q�D�W�•�U�O�L�F�K�� �L�P�� �(�L�Q�]�H�O�I�D�O�O��
�D�X�F�K�� �D�Q�G�H�U�H�� �=�L�H�O�V�H�W�]�X�Q�J�H�Q�� �G�H�Q�N�E�D�U�� �V�L�Q�G���� �,�Q�V�E�H�V�R�Q�G�H�U�H�� �V�R�O�O�W�H�� �±��
�Z�L�H�� �V�F�K�R�Q�� �I�U�•�K�H�U�� �J�H�I�R�U�G�H�U�W�� �±�� �H�L�Q�H�� �H�L�Q�G�H�X�W�L�J�H�� �5�H�J�H�O�X�Q�J�� �E�H�L�� �G�H�U��
�/�H�L�V�W�X�Q�J�V�G�\�Q�D�P�L�V�L�H�U�X�Q�J�� �L�P�� �6�L�Q�Q�H�� �G�H�U�� �$�Q�S�D�V�V�X�Q�J�� �G�H�U�� �/�H�L�V��
�W�X�Q�J�V�E�H�W�U�l�J�H���9�H�U�Z�H�Q�G�X�Q�J���I�L�Q�G�H�Q������

������ �(�L�Q�� �Z�H�L�W�H�U�H�U�� �Z�H�V�H�Q�W�O�L�F�K�H�U�� �3�X�Q�N�W�� �G�H�V�� �*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I�V���L�V�W�� �G�L�H��
�(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J�� �H�L�Q�H�V�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V���� �G�H�U�� �G�L�H�� �%�H�L�W�U�D�J�V�]�D�K�O�H�U�� �L�Q�� �G�H�Q��
�E�H�V�R�Q�G�H�U�V�� �I�•�U�� �G�L�H�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �E�H�O�D�V�W�H�Q�G�H�Q�� �-�D�K�U�H�Q�� �D�E��
�(�Q�G�H�� �G�H�U�� �������L�J�H�U�� �-�D�K�U�H�� �G�L�H�V�H�V�� �-�D�K�U�K�X�Q�G�H�U�W�V�� �H�Q�W�O�D�V�W�H�Q�� �X�Q�G��
�J�O�H�L�F�K�]�H�L�W�L�J�� �H�L�Q�H�� �J�U�|�‰�H�U�H�� �*�H�U�H�F�K�W�L�J�N�H�L�W�� �]�Z�L�V�F�K�H�Q�� �G�H�Q�� �*�H�Q�H�U�D�W�L�R��
�Q�H�Q�� �E�H�Z�L�U�N�H�Q�� �V�R�O�O���� �'�L�H�V�H�U�� �)�R�Q�G�V�� �N�R�P�P�W�� �L�Q�� �J�H�Z�L�V�V�H�P�� �6�L�Q�Q�H�� �]�X��
�V�S�l�W�� �X�Q�G�� �Z�L�U�G�� �Q�X�U�� �G�D�Q�Q�� �G�H�X�W�O�L�F�K�H�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�V�W�H�L�J�H�U�X�Q�J�H�Q�� �D�X�I��
�I�D�Q�J�H�Q���N�|�Q�Q�H�Q�����Z�H�Q�Q���H�U���Z�H�V�H�Q�W�O�L�F�K���E�H�V�V�H�U���D�X�V�J�H�V�W�D�W�W�H�W���Z�L�U�G���D�O�V��
�E�L�V�K�H�U���J�H�S�O�D�Q�W����
��
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������ �=�X�� �G�H�Q�� �3�X�Q�N�W�H�Q�� �G�H�V�� �$�Q�W�U�D�J�V�� �G�H�U�� �)�U�D�N�W�L�R�Q�� �'�,�(�� �/�,�1�.�(�� �Y�H�U�Z�H�L�V�H��
�L�F�K�� �D�X�I�� �P�H�L�Q�H�� �6�W�H�O�O�X�Q�J�Q�D�K�P�H�� �Y�R�P�� �������������������� �]�X�P�� �$�Q�W�U�D�J�� �G�H�U��
�)�U�D�N�W�L�R�Q�� �'�,�(�� �/�,�1�.�(���� �%�X�Q�G�H�V�W�D�J�V�G�U�X�F�N�V�D�F�K�H�� ���������������� �X�Q�G�� �D�X�I�� �G�L�H��
�Z�H�L�W�H�U���X�Q�W�H�Q���J�H�P�D�F�K�W�H�Q���%�H�P�H�U�N�X�Q�J�H�Q����
��

�$�X�V�J�D�Q�J�V�O�D�J�H��
��

������ �,�P�� �9�R�U�I�H�O�G�� �G�H�U�� �(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J�� �G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �������������������� �Z�D�U�H�Q��
�Q�D�F�K�� �]�X�P�� �7�H�L�O�� �N�R�Q�W�U�R�Y�H�U�V�H�Q�� �'�L�V�N�X�V�V�L�R�Q�H�Q�� �(�F�N�S�X�Q�N�W�H�� �I�H�V�W�J�H�O�H�J�W�� �Z�R�U��
�G�H�Q���� �G�L�H�� �K�H�X�W�H�� �Q�R�F�K�� �I�•�U�� �G�L�H�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �N�R�Q�V�W�L�W�X�L�H�U�H�Q�G�H�� �(�O�H��
�P�H�Q�W�H�� �G�D�U�V�W�H�O�O�H�Q���� �=�X�P�� �H�L�Q�H�Q�� �V�R�O�O�W�H�� �G�L�H�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �G�H�U�� �.�U�D�Q��
�N�H�Q�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �I�R�O�J�H�Q���� �'�L�H�V�� �E�H�G�H�X�W�H�W�H�� �J�O�H�L�F�K�]�H�L�W�L�J�� �I�•�U�� �G�H�Q�� �J�U�|�‰�W�H�Q��
�7�H�L�O�� �G�H�U�� �%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J���� �G�D�V�V�� �G�L�H�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �P�L�W�W�H�O�V�� �H�L�Q�H�V�� �8�P��
�O�D�J�H�Y�H�U�I�D�K�U�H�Q�V�� �I�L�Q�D�Q�]�L�H�U�W�� �Z�H�U�G�H�Q�� �V�R�O�O�W�H���� �1�X�U�� �I�•�U�� �G�H�Q�� �N�O�H�L�Q�H�Q�� �7�H�L�O�� �G�H�U��
�S�U�L�Y�D�W���.�U�D�Q�N�H�Q�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�W�H�Q���J�D�O�W���G�L�H�V���Q�L�F�K�W�����)�•�U���G�L�H�V�H���L�V�W���G�L�H���3�I�O�H�J�H�Y�H�U��
�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �Z�L�H�� �G�L�H�� �.�U�D�Q�N�H�Q�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �Q�D�F�K�� �G�H�P�� �3�U�L�Q�]�L�S�� �G�H�U�� �.�D�S�L��
�W�D�O�G�H�F�N�X�Q�J�� �N�R�Q�V�W�U�X�L�H�U�W���� �'�L�H�V�H�� �=�Z�H�L�W�H�L�O�X�Q�J�� �G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �L�V�W��
�Q�L�F�K�W�� �X�Q�X�P�V�W�U�L�W�W�H�Q���� �D�O�O�H�U�G�L�Q�J�V�� �L�V�W�� �V�L�H�� �Q�L�F�K�W�� �*�H�J�H�Q�V�W�D�Q�G�� �G�H�V�� �D�N�W�X�H�O�O�H�Q��
�*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I�V�����=�X�G�H�P���O�l�V�V�W���V�L�H���V�L�F�K���Q�L�F�K�W���H�L�Q�I�D�F�K���E�H�V�H�L�W�L�J�H�Q������

������ �(�L�Q�� �Z�H�L�W�H�U�H�U�� �Z�H�V�H�Q�W�O�L�F�K�H�U�� �(�F�N�S�X�Q�N�W�� �E�H�L�� �G�H�U�� �(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J�� �G�H�U��
�3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���Z�D�U���X�Q�G���L�V�W���D�X�F�K���K�H�X�W�H���Q�R�F�K�����G�D�V�V���H�V���V�L�F�K���K�L�H�U�E�H�L��
�N�H�L�Q�H�V�Z�H�J�V�� �X�P�� �H�L�Q�H�� �9�R�O�O�N�D�V�N�R�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �R�K�Q�H�� �(�L�J�H�Q�E�H�W�H�L�O�L�J�X�Q�J��
�V�R�Q�G�H�U�Q�� �H�K�H�U�� �X�P�� �H�L�Q�H�� �$�U�W�� �7�H�L�O�N�D�V�N�R�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���� �J�H�Q�D�X�H�U�� �7�H�L�O�Y�H�U�V�L��
�F�K�H�U�X�Q�J�����K�D�Q�G�H�O�Q���V�R�O�O�����'�L�H���3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���V�R�O�O�W�H���O�D�X�W���%�H�J�U�•�Q�G�X�Q�J��
�]�X�P�� �(�Q�W�Z�X�U�I�� �G�H�V�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�V�J�H�V�H�W�]�H�V�� ���������� �G�D�]�X�� �E�H�L�W�U�D�J�H�Q����
�G�L�H���D�X�V���G�H�U���3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L�J�N�H�L�W���H�Q�W�V�W�H�K�H�Q�G�H�Q���%�H�O�D�V�W�X�Q�J�H�Q���]�X���P�L�O�G�H�U�Q����
�'�L�H�V�H���$�U�W���G�H�U���9�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���Z�D�U���V�H�L�Q�H�U�]�H�L�W���Y�R�P���*�H�V�H�W�]�J�H�E�H�U���X�Q�G���Z�R�K�O��
�D�X�F�K�� �Y�R�Q�� �G�H�U�� �*�H�V�H�O�O�V�F�K�D�I�W�� �V�R�� �J�H�Z�R�O�O�W�� �Z�R�U�G�H�Q���� �0�L�W�� �G�H�U�� �.�R�Q�V�W�U�X�N�W�L�R�Q��
�G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �D�O�V�� �7�H�L�O�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �Z�X�U�G�H�� �X���D���� �E�H�U�•�F�N�V�L�F�K��
�W�L�J�W���� �G�D�V�V�� �E�H�V�W�L�P�P�W�H�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�H�Q�� �E�H�L�V�S�L�H�O�V�Z�H�L�V�H�� �L�Q�� �G�H�U�� �V�W�D�W�L�R�Q�l�U�H�Q��
�3�I�O�H�J�H�����G�L�H���V�R�Z�R�K�O���L�P���)�D�O�O���G�H�U���3�I�O�H�J�H���D�O�V���D�X�F�K���E�H�L���G�H�Q���1�L�F�K�W�S�I�O�H�J�H�E�H��
�G�•�U�I�W�L�J�H�Q���D�Q�I�D�O�O�H�Q�����Y�R�Q���G�H�Q���M�H�Z�H�L�O�V���E�H�W�U�R�I�I�H�Q�H�Q���3�H�U�V�R�Q�H�Q���J�H�]�D�K�O�W���Z�H�U��
�G�H�Q���V�R�O�O�H�Q�����%�H�L���V�W�D�W�L�R�Q�l�U�H�U���3�I�O�H�J�H���V�R�O�O�W�H�Q���O�D�X�W���*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I�������������G�L�H��
�3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L�J�H�Q�� �Y�R�Q�� �S�I�O�H�J�H�E�H�G�L�Q�J�W�H�Q�� �.�R�V�W�H�Q�� �H�Q�W�O�D�V�W�H�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �M�H��
�G�R�F�K���G�L�H���.�R�V�W�H�Q���I�•�U���8�Q�W�H�U�N�X�Q�I�W���X�Q�G���9�H�U�S�I�O�H�J�X�Q�J���V�H�O�E�V�W���W�U�D�J�H�Q������

������ �=�X�V�l�W�]�O�L�F�K���V�W�D�Q�G���X�Q�G���V�W�H�K�W���H�V���Q�D�W�•�U�O�L�F�K���M�H�G�H�P���I�U�H�L�����V�H�O�E�V�W���S�U�L�Y�D�W���I�•�U���G�H�Q��
�)�D�O�O���G�H�U���3�I�O�H�J�H���Y�R�U�]�X�V�R�U�J�H�Q�����'�L�H�M�H�Q�L�J�H�Q���E�H�L���G�H�Q�H�Q���G�L�H���/�H�L�V�W�X�Q�J�H�Q���G�H�U��
�3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �X�Q�G�� �G�L�H�� �H�L�J�H�Q�H�Q�� �I�L�Q�D�Q�]�L�H�O�O�H�Q�� �0�L�W�W�H�O�� �L�P�� �)�D�O�O�� �G�H�U��
�3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L�J�N�H�L�W�� �Q�L�F�K�W�� �D�X�V�U�H�L�F�K�H�Q���� �L�V�W�� �Z�H�L�W�H�U�K�L�Q�� �H�U�J�l�Q�]�H�Q�G�� �G�H�U��
�6�W�D�D�W���E�]�Z�����G�L�H���*�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W���]�X�V�W�l�Q�G�L�J����
��

�=�X�P���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V��
��

������ �'�H�U���G�H�P�R�J�U�D�I�L�V�F�K�H���:�D�Q�G�H�O���X�Q�G���G�D�E�H�L���L�Q�V�E�H�V�R�Q�G�H�U�H���G�L�H���9�H�U�l�Q�G�H�U�X�Q�J��
�G�H�U���$�O�W�H�U�V�V�W�U�X�N�W�X�U���G�H�U���%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J���Z�L�U�G���V�L�F�K���±���X�Q�G���G�D�V���J�L�O�W���D�X�F�K���Q�D�F�K��
�G�H�Q���(�U�J�H�E�Q�L�V�V�H�Q���G�H�V���=�H�Q�V�X�V���Y�R�Q������������ �X�Q�G���V�H�O�E�V�W���E�H�L���K�R�K�H�U���=�X�Z�D�Q��
�G�H�U�X�Q�J�� �±�� �L�Q�V�E�H�V�R�Q�G�H�U�H�� �G�X�U�F�K�� �H�L�Q�H�� �(�U�K�|�K�X�Q�J�� �G�H�U�� �$�Q�]�D�K�O�� �X�Q�G�� �Y�R�U�� �D�O��
�O�H�P�� �D�X�F�K�� �G�H�V�� �$�Q�W�H�L�O�V�� �G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L�J�H�Q�� �D�Q�� �G�H�U�� �%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J�� �L�Q��
�G�H�Q���Q�l�F�K�V�W�H�Q���-�D�K�U�]�H�K�Q�W�H�Q���G�H�X�W�O�L�F�K���E�H�P�H�U�N�E�D�U���P�D�F�K�H�Q�����'�L�H�V�H�U���(�I�I�H�N�W��
�L�V�W�� �O�D�Q�J�H�� �E�H�N�D�Q�Q�W�� �X�Q�G�� �Z�D�U�� �V�R�P�L�W�� �Y�R�U�D�X�V�]�X�V�H�K�H�Q�� �±�� �D�X�F�K�� �E�H�U�H�L�W�V�� �E�H�L��
�G�H�U���(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J���G�H�U���3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J������
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������ �8�P���G�H�Q���%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]���]�X�U���J�H�V�H�W�]�O�L�F�K�H�Q���3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���L�Q���G�H�Q���-�D�K��
�U�H�Q���D�E�������������Q�L�F�K�W���]�X���V�W�D�U�N���V�W�H�L�J�H�Q���]�X���O�D�V�V�H�Q�����L�V�W���G�D�K�H�U���G�L�H���(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J��
�H�L�Q�H�V���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V���E�H�D�E�V�L�F�K�W�L�J�W�����'�L�H�V�H�U���V�R�O�O���O�D�X�W���*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I���D�E��
�����������D�X�V�����������3�U�R�]�H�Q�W�S�X�Q�N�W�H�Q���G�H�V���3�I�O�H�J�H�E�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�H�V���I�L�Q�D�Q�]�L�H�U�W��
�Z�H�U�G�H�Q�����'�L�H���+�|�K�H���L�V�W���M�H�G�R�F�K���X�Q�]�X�U�H�L�F�K�H�Q�G�����Z�L�H���H�L�Q�H�����h�E�H�U�V�F�K�O�D�J�V��
�U�H�F�K�Q�X�Q�J�� �G�H�X�W�O�L�F�K�� �P�D�F�K�H�Q�� �N�D�Q�Q���� �:�H�Q�Q�� ������ �-�D�K�U�H�� �J�H�V�S�D�U�W�� �Z�L�U�G�� �X�Q�G��
�D�Q�V�F�K�O�L�H�‰�H�Q�G���G�H�U���J�H�V�S�D�U�W�H���%�H�W�U�D�J���Y�H�U�H�L�Q�I�D�F�K�W���J�H�V�D�J�W���Z�L�H�G�H�U�X�P���L�Q��������
�-�D�K�U�H�Q�� �D�X�V�J�H�J�H�E�H�Q�� �Z�H�U�G�H�Q�� �V�R�O�O���� �X�P�� �H�L�Q�H�� �%�H�L�W�U�D�J�V�H�Q�W�O�D�V�W�X�Q�J�� �G�X�U�F�K��
�]�X�I�•�K�U�H�Q�����V�R���N�D�Q�Q���V�L�F�K���G�L�H�V�H���(�Q�W�O�D�V�W�X�Q�J���E�H�L���G�H�Q���J�H�J�H�Q�Z�l�U�W�L�J�H�Q���5�D�K��
�P�H�Q�E�H�G�L�Q�J�X�Q�J�H�Q�� �U�H�D�O�� �Q�X�U�� �O�H�L�F�K�W�� �•�E�H�U�� �������� �3�U�R�]�H�Q�W�S�X�Q�N�W�H�Q�� �E�H�Z�H�J�H�Q����
�Q�X�U�� �E�H�L�� �V�H�K�U�� �J�X�W�H�U�� �.�D�S�L�W�D�O�D�Q�O�D�J�H�� �N�|�Q�Q�W�H�� �G�L�H�� �(�Q�W�O�D�V�W�X�Q�J�� �E�L�V�� �D�X�I�� ����������
�3�X�Q�N�W�H���V�W�H�L�J�H�Q����

������ �'�L�H���M�H�W�]�W���Y�R�U�J�H�V�H�K�H�Q�H���%�L�O�G�X�Q�J���H�L�Q�H�U���5�•�F�N�O�D�J�H���L�Q���+�|�K�H���Y�R�Q���M�l�K�U�O�L�F�K����������
�%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�S�X�Q�N�W�H�Q�� �K�l�W�W�H�� �V�L�F�K�� �I�•�U�� �G�L�H�� �N�U�L�W�L�V�F�K�H�� �-�D�K�U�H�� �D�E�� ������������ ����������
�D�O�V�� �Z�L�U�N�X�Q�J�V�Y�R�O�O�� �H�U�Z�L�H�V�H�Q���� �Z�H�Q�Q�� �E�H�U�H�L�W�V�� ���������� �E�H�L�� �G�H�U�� �(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J�� �G�H�U��
�3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �G�D�P�L�W�� �E�H�J�R�Q�Q�H�Q�� �Z�R�U�G�H�Q�� �Z�l�U�H���� �$�E�� �H�W�Z�D�� ����������
�K�l�W�W�H���G�H�U���%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]���X�P���•�E�H�U�����������3�U�R�]�H�Q�W�S�X�Q�N�W�H���±���G�D�V���Z�l�U�H�Q���E�H�]�R��
�J�H�Q���D�X�I���G�H�Q���G�D�Q�Q���Y�R�U�D�X�V�V�L�F�K�W�O�L�F�K���J�H�O�W�H�Q�G�H�Q���%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]���H�W�Z�D����������������
�H�Q�W�O�D�V�W�H�W���Z�H�U�G�H�Q���N�|�Q�Q�H�Q���� �6�R�O�O�H�Q���Q�X�Q���Q�X�U���������� �3�U�R�]�H�Q�W�S�X�Q�N�W�H���G�H�V���%�H�L��
�W�U�D�J�V�V�D�W�]�H�V���L�Q���G�H�Q���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V���I�O�L�H�‰�H�Q�����N�R�P�P�W���G�L�H�V���L�P���+�L�Q�E�O�L�F�N���D�X�I��
�G�L�H���$�Q�V�S�D�U�S�K�D�V�H���������-�D�K�U�H���]�X���V�S�l�W����

���������(�V�� �J�l�E�H�� �M�H�G�R�F�K�� �H�L�Q�H�� �/�|�V�X�Q�J���� �X�P�� �G�L�H�V�H�V�� �0�D�Q�N�R�� �G�H�V�� �]�X���V�S�l�W�H�Q��
�%�H�J�L�Q�Q�V���E�H�L�P���$�X�I�E�D�X���G�H�U���'�H�P�R�J�U�D�I�L�H�U�•�F�N�O�D�J�H���]�X���E�H�V�H�L�W�L�J�H�Q���X�Q�G��
�V�L�F�K�� �G�D�P�L�W�� �G�H�P�� �=�L�H�O�� �H�L�Q�H�U�� �J�H�Q�H�U�D�W�L�R�Q�H�Q�J�H�U�H�F�K�W�H�U�H�Q�� �9�H�U�W�H�L�O�X�Q�J��
�G�H�U�� �%�H�O�D�V�W�X�Q�J�� �G�X�U�F�K�� �G�L�H�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �D�Q�]�X�Q�l�K�H�U�Q���� �'�D�I�•�U��
�P�•�V�V�W�H�Q�� �M�l�K�U�O�L�F�K�� �Q�L�F�K�W�� �Q�X�U�� �������� �3�X�Q�N�W�H�� �G�H�V�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�H�V�� �V�R�Q��
�G�H�U�Q�� �E�H�L�V�S�L�H�O�V�Z�H�L�V�H�� ���������� �3�X�Q�N�W�H�� �L�Q�� �G�H�Q�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �H�L�Q�J�H��
�V�S�H�L�V�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �'�L�H�V�� �E�H�G�H�X�W�H�W�� �Q�D�W�•�U�O�L�F�K�� �D�X�F�K���� �G�D�V�V�� �G�H�U�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]��
�X�P�������������3�X�Q�N�W�H���J�H�J�H�Q�•�E�H�U���G�H�P���Y�R�U�O�L�H�J�H�Q�G�H�Q���*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I���V�W�H�L�J�H�Q��
�P�X�V�V�����*�O�H�L�F�K�]�H�L�W�L�J���N�|�Q�Q�W�H���H�L�Q�H���0�R�G�L�I�L�N�D�W�L�R�Q���L�P���h�E�H�U�J�D�Q�J���Y�R�Q���G�H�U���$�Q��
�V�S�D�U���� �]�X�U�� �$�X�V�]�D�K�O�X�Q�J�V�S�K�D�V�H�� �G�L�H�� �:�L�U�N�X�Q�J�� �G�H�V�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �Q�R�F�K��
�Y�H�U�V�W�l�U�N�H�Q������

���������'�L�H�V�H�U���h�E�H�U�J�D�Q�J���N�|�Q�Q�W�H���G�D�Q�Q���Z�L�H���I�R�O�J�W���D�X�V�V�H�K�H�Q�����%�L�V�������������Z�L�U�G���M�l�K�U��
�O�L�F�K�� �G�H�U�� �*�H�J�H�Q�Z�H�U�W�� �Y�R�Q�� ���������� �%�H�L�W�U�D�J�V�S�X�Q�N�W�H�Q�� �L�Q�� �G�H�Q���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V��
�•�E�H�U�Z�L�H�V�H�Q�����'�D�V���Z�l�U�H�Q���J�H�J�H�Q�Z�l�U�W�L�J���U�X�Q�G�������0�U�G�����(�X�U�R���M�l�K�U�O�L�F�K����
�����������Q�X�U���Q�R�F�K���G�H�U���*�H�J�H�Q�Z�H�U�W���Y�R�Q�������������3�X�Q�N�W�H�Q����
�����������G�H�U���*�H�J�H�Q�Z�H�U�W���Y�R�Q�������������3�X�Q�N�W�H�Q����
�����������G�H�U���*�H�J�H�Q�Z�H�U�W���Y�R�Q�������������3�X�Q�N�W�H�Q����
�����������G�H�U���*�H�J�H�Q�Z�H�U�W���Y�R�Q�������������3�X�Q�N�W�H�Q����
���������� �H�U�I�R�O�J�W�� �H�U�V�W�P�D�O�V�� �N�H�L�Q�H�� �(�L�Q�]�D�K�O�X�Q�J�� �L�Q�� �G�H�Q�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �P�H�K�U����
�'�L�H�� �Q�L�F�K�W�� �P�H�K�U�� �L�Q�� �G�H�Q�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �I�O�L�H�‰�H�Q�G�H�Q�� �7�H�L�O�H�� �G�H�U�� �X�U�V�S�U�•�Q�J��
�O�L�F�K�������������%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�S�X�Q�N�W�H���Z�•�U�G�H�Q���G�D�Q�Q���M�H�Z�H�L�O�V���G�D�]�X���G�L�H�Q�H�Q�����L�Q���G�H��
�Q�H�Q�� �H�Q�W�V�S�U�H�F�K�H�Q�G�H�Q�� �-�D�K�U�H�Q�� �H�Y�W�O���� �Q�R�W�Z�H�Q�G�L�J�H�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�D�Q�S�D�V�V�X�Q��
�J�H�Q���]�X���G�l�P�S�I�H�Q���R�G�H�U���V�R�J�D�U���J�D�Q�]���D�X�I�]�X�I�D�Q�J�H�Q�����6�L�H���V�W�•�Q�G�H�Q���Q�D�W�•�U�O�L�F�K��
�G�D�X�H�U�K�D�I�W���]�X�U���9�H�U�I�•�J�X�Q�J����

���������,�Q���G�H�U�������������E�H�J�L�Q�Q�H�Q�G�H�Q���$�X�V�]�D�K�O�X�Q�J�V�S�K�D�V�H���N�|�Q�Q�W�H���H�L�Q�H���$�X�V�]�D�K�O�X�Q�J��
�H�Q�W�V�S�U�H�F�K�H�Q�G�� �G�H�Q�� �D�X�F�K�� �M�H�W�]�W�� �Y�R�U�J�H�V�H�K�H�Q�H�Q�� �.�U�L�W�H�U�L�H�Q���H�U�I�R�O�J�H�Q���� �0�D�[�L��
�P�D�O�� �H�L�Q�� �=�Z�D�Q�]�L�J�V�W�H�O�� �G�H�V�� �$�X�V�J�D�Q�J�V�Z�H�U�W�H�V�� �G�H�V�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �V�W�H�K�W��
�M�l�K�U�O�L�F�K�� �]�X�U�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�V�W�D�E�L�O�L�V�L�H�U�X�Q�J�� �E�]�Z���� �]�X�U�� �'�l�P�S�I�X�Q�J�� �G�H�U�� �%�H�L��
�W�U�D�J�V�V�D�W�]�H�U�K�|�K�X�Q�J���]�X�U���9�H�U�I�•�J�X�Q�J�����'�D�E�H�L���L�V�W���G�D�Y�R�Q���D�X�V�]�X�J�H�K�H�Q�����G�D�V�V��
�H�L�Q�H�� �H�L�Q�P�D�O�� �D�X�V�� �G�H�P�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �J�H�Z�l�K�U�W�H�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�� �S�U�D�N�W�L�V�F�K�� �V�R��
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�O�D�Q�J�H�� �E�H�Q�|�W�L�J�W�� �Z�L�U�G���� �Z�L�H�� �G�H�U�� �G�L�H�V�H�U�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�� �]�X�J�U�X�Q�G�H�� �O�L�H�J�H�Q�G�H��
�'�H�P�R�J�U�D�I�L�H�H�I�I�H�N�W�� �E�]�Z���� �G�L�H�� �%�H�O�D�V�W�X�Q�J�� �G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �Q�L�F�K�W��
�]�X�U�•�F�N�J�H�K�W���� �'�L�H�V�H�� �%�H�W�U�l�J�H�� �V�W�•�Q�G�H�Q�� �D�O�O�H�U�G�L�Q�J�V�� �Q�L�F�K�W���G�D�X�H�U�K�D�I�W�� �]�X�U��
�9�H�U�I�•�J�X�Q�J���� �V�R�Q�G�H�U�Q�� �Q�X�U�� �V�R�O�D�Q�J�H�� �Q�R�F�K�� �0�L�W�W�H�O�� �L�P�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �H�Q�W��
�K�D�O�W�H�Q���V�L�Q�G����

���������(�V�� �Z�l�U�H�� �V�H�K�U�� �V�L�Q�Q�Y�R�O�O���� �Z�H�Q�Q�� �D�X�V�� �G�H�P�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �Q�L�F�K�W�� �Q�X�U�� �±�� �Z�L�H��
�Y�R�U�J�H�V�H�K�H�Q���±���N�H�L�Q�H���/�H�L�V�W�X�Q�J�V�Y�H�U�E�H�V�V�H�U�X�Q�J�H�Q���I�L�Q�D�Q�]�L�H�U�W���Z�•�U�G�H�Q�����V�R�Q��
�G�H�U�Q���D�X�F�K���G�L�H���0�L�W�W�H�O���G�H�V���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V���Q�L�F�K�W���]�X�U���)�L�Q�D�Q�]�L�H�U�X�Q�J���G�H�U���D�X�I��
�3�U�H�L�V�Y�H�U�l�Q�G�H�U�X�Q�J�H�Q�� �E�H�U�X�K�H�Q�G�H�Q�� �'�\�Q�D�P�L�V�L�H�U�X�Q�J�� �G�H�U�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�V�E�H��
�W�U�l�J�H�� �H�L�Q�J�H�V�H�W�]�W�� �Z�H�U�G�H�Q�� �G�•�U�I�H�Q���� �0�L�W�� �D�Q�G�H�U�H�Q�� �:�R�U�W�H�Q���G�L�H�� �0�L�W�W�H�O�� �D�X�V��
�G�H�P�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �V�R�O�O�W�H�Q�� �Q�X�U�� �G�D�]�X�� �Y�H�U�Z�H�Q�G�H�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �G�H�P�R�J�U�D��
�I�L�H�E�H�G�L�Q�J�W�H�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�D�Q�S�D�V�V�X�Q�J�H�Q�� �±�� �J�J�I���� �]�X�P�L�Q�G�H�V�W�� �W�H�L�O�Z�H�L�V�H�� �±��
�D�X�V�]�X�J�O�H�L�F�K�H�Q������

���������'�H�U�� �E�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�V�W�D�E�L�O�L�V�L�H�U�H�Q�G�H�� �(�I�I�H�N�W�� �G�H�V�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �W�U�L�W�W�� �±�� �R�E��
�Z�R�K�O�� �E�L�V�� �]�X�P�� �-�D�K�U�� ���������� �(�L�Q�]�D�K�O�X�Q�J�H�Q�� �L�Q�� �L�K�Q�� �H�U�I�R�O�J�H�Q�� �±�� �E�H�U�H�L�W�V�� �L�P��
�-�D�K�U�������������H�L�Q�����Z�H�Q�Q���D�X�F�K���D�X�I���L�Q�G�L�U�H�N�W�H���:�H�L�V�H�����'�D���D�E���G�L�H�V�H�P���-�D�K�U���G�L�H��
�(�L�Q�]�D�K�O�X�Q�J�H�Q�� �L�Q�� �G�H�Q�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �V�W�X�I�H�Q�Z�H�L�V�H�� �U�H�G�X�]�L�H�U�W�� �Z�H�U�G�H�Q����
�V�W�H�K�W���D�E�������������H�L�Q���7�H�L�O���X�Q�G���D�E�������������V�R�J�D�U���Y�R�O�O�V�W�l�Q�G�L�J���G�H�U���X�U�V�S�U�•�Q�J�O�L�F�K��
�L�Q���G�H�Q���)�R�Q�G�V���J�H�]�D�K�O�W�H���%�H�W�U�D�J���]�X�U���9�H�U�I�•�J�X�Q�J�����$�E�������������H�U�J�L�E�W���V�L�F�K���K�L�H��
�U�D�X�V���H�L�Q�H���P�D�[�L�P�D�O�H���(�Q�W�O�D�V�W�X�Q�J���Y�R�Q�������������3�X�Q�N�W�H�Q���E�H�L���H�L�Q�H�U���D�Q�V�R�Q�V�W�H�Q��
�Q�R�W�Z�H�Q�G�L�J�H�Q�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�H�U�K�|�K�X�Q�J���� �'�L�H�V�H�� ���������� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�S�X�Q�N�H��
�G�•�U�I�H�Q�� �G�D�Q�Q�� �D�O�O�H�U�G�L�Q�J�V�� �D�X�F�K�� �Q�L�F�K�W�� �I�•�U�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�V�Y�H�U�E�H�V�V�H�U�X�Q�J�H�Q�� �Y�H�U��
�Z�H�Q�G�H�W���Z�H�U�G�H�Q�����'�H�U���D�X�I�J�H�]�H�L�J�W�H���Ä�(�Q�W�O�D�V�W�X�Q�J�V�H�I�I�H�N�W�³���L�V�W���G�D�X�H�U�K�D�I�W������

���������(�Q�W�V�F�K�H�L�G�H�Q�G�� �L�V�W�� �D�E�H�U�� �G�H�U�� �]�X�V�l�W�]�O�L�F�K�H�� �(�I�I�H�N�W���� �G�H�U�� �V�L�F�K�� �D�X�V�� �G�H�P��
�9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �H�U�J�L�E�W���� �'�L�H�V�H�U�� �L�V�W�� �Q�D�W�•�U�O�L�F�K�� �Z�H�V�H�Q�W�O�L�F�K�� �K�|�K�H�U�� �D�O�V�� �G�H�U��
�D�X�V�� �G�H�P�� �Y�R�U�O�L�H�J�H�Q�G�H�Q�� �*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I�� �U�H�V�X�O�W�L�H�U�H�Q�G�H�� �(�I�I�H�N�W���� �'�L�H�V�� �O�L�H�J�W��
�G�D�U�D�Q���� �G�D�V�V�� �Q�L�F�K�W�� �Q�X�U�� ���������� �V�R�Q�G�H�U�Q�� ���������� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�S�X�Q�N�W�H�� �L�Q�� �G�H�Q��
�9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �I�O�L�H�‰�H�Q���� �H�V�� �O�L�H�J�W�� �D�E�H�U�� �D�X�F�K�� �G�D�U�D�Q���� �G�D�V�V�� �G�L�H�� �K�|�K�H�U�H�Q��
�(�L�Q�]�D�K�O�X�Q�J�H�Q�� �H�L�Q�L�J�H�� �-�D�K�U�H�� �O�l�Q�J�H�U�� �H�U�I�R�O�J�H�Q�� �E�]�Z���� �G�L�H���$�X�V�]�D�K�O�X�Q�J�V��
�S�K�D�V�H�� �V�S�l�W�H�U�� �E�H�J�L�Q�Q�W���� �1�L�F�K�W�� ���������� �V�R�Q�G�H�U�Q�� �H�U�V�W�� �����������V�R�O�O�H�Q�� �$�X�V�]�D�K��
�O�X�Q�J�H�Q���D�X�V���G�H�P���)�R�Q�G�V���H�U�I�R�O�J�H�Q������

���������$�X�V�� �G�H�Q�� �)�R�Q�G�V�O�H�L�V�W�X�Q�J�H�Q�� �G�•�U�I�W�H�� �V�L�F�K�� �H�L�Q�� �(�I�I�H�N�W���H�U�J�H�E�H�Q���� �G�H�U��
�N�R�Q�V�H�U�Y�D�W�L�Y�� �J�H�U�H�F�K�Q�H�W�� �E�H�L�� �������� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�S�X�Q�N�W�H�Q�����R�S�W�L�P�L�V�W�L�V�F�K�� �J�H��
�U�H�F�K�Q�H�W�� �E�H�L�� �•�E�H�U�� �������� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�S�X�Q�N�W�H�Q�� �O�L�H�J�H�Q�� �N�|�Q�Q�W�H���� �,�Q�V�J�H�V�D�P�W��
�J�H�V�H�K�H�Q�� �Z�•�U�G�H�� �G�D�P�L�W�� �H�L�Q�H�� �(�U�K�|�K�X�Q�J�� �G�H�V�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�H�V�� �Y�R�Q�� ����������
�3�X�Q�N�W�H�Q�� �K�H�X�W�H���� �H�L�Q�H�� �Q�D�F�K�� ���������� �Q�R�W�Z�H�Q�L�J�H�� �(�U�K�|�K�X�Q�J�� �Y�R�Q�� �L�Q�V�J�H�V�D�P�W��
�U�X�Q�G�� �������� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�S�X�Q�N�W�H�Q�� �D�X�I�I�D�Q�J�H�Q�� �N�|�Q�Q�H�Q���� �+�L�H�U�P�L�W�� �Z�•�U�G�H�Q��
�Z�L�U�N�O�L�F�K�� �L�Q�� �J�U�|�‰�H�U�H�P�� �8�P�I�D�Q�J�� �G�H�P�R�J�U�D�I�L�H�E�H�G�L�Q�J�W�H�� �/�D�V�W�H�Q�� �D�X�I�� �Y�H�U��
�V�F�K�L�H�G�H�Q�H�� �*�H�Q�H�U�D�W�L�R�Q�H�Q�� �D�X�I�J�H�W�H�L�O�W���� �$�O�O�H�U�G�L�Q�J�V�� �H�Q�G�H�W�� �G�L�H�� �(�Q�W�O�D�V�W�X�Q�J�V��
�S�K�D�V�H���L�Q���G�H�Q�������������L�J�H�U���-�D�K�U�H�Q�����G�D���G�L�H���0�L�W�W�H�O���D�X�V���G�H�P���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V��
�G�D�Q�Q���Y�H�U�P�X�W�O�L�F�K���Y�H�U�E�U�D�X�F�K�W���V�L�Q�G���� �'�D�Q�Q���Y�H�U�E�O�H�L�E�W���Q�X�U���Q�R�F�K���G�L�H���E�H�U�H�L�W�V��
�I�•�U�������������I�•�U���G�L�H���$�X�I�I�•�O�O�X�Q�J���G�H�V���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V���Y�R�U�J�H�V�H�K�H�Q�H���%�H�L�W�U�D�J�V��
�V�D�W�]�D�Q�S�D�V�V�X�Q�J���Y�R�Q�������������3�X�Q�N�W�H�Q������

���������'�L�H�� �O�H�L�F�K�W�H�� �9�H�U�V�F�K�L�H�E�X�Q�J�� �G�H�U�� �$�X�V�]�D�K�O�X�Q�J�V�S�K�D�V�H�� �H�U�V�F�K�H�L�Q�W�� �D�X�V�� �Y�H�U��
�V�F�K�L�H�G�H�Q�H�Q�� �*�U�•�Q�G�H�Q�� �J�H�U�H�F�K�W�I�H�U�W�L�J�W���� �=�X�P�� �H�L�Q�H�Q�� �V�W�H�K�W���G�X�U�F�K�� �G�H�Q�� �V�W�X��
�I�H�Q�Z�H�L�V�H�Q���$�E�E�D�X���G�H�U���(�L�Q�]�D�K�O�X�Q�J�H�Q���L�Q���G�H�Q���9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V���L�Q���G�H�Q���-�D�K��
�U�H�Q���D�E�������������H�L�Q���Z�D�F�K�V�H�Q�G�H�U���7�H�L�O���G�L�H�V�H�U���%�H�L�W�U�l�J�H���G�H�U���3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H��
�U�X�Q�J�� �]�X�U�� �9�H�U�I�•�J�X�Q�J���� �]�X�P�� �D�Q�G�H�U�H�Q�� �L�V�W�� �G�D�Y�R�Q�� �D�X�V�]�X�J�H�K�H�Q���� �G�D�V�V�� �G�L�H��
�D�O�W�H�U�V�D�E�K�l�Q�J�L�J�H�Q���3�I�O�H�J�H�T�X�R�W�H�Q���V�L�F�K���S�R�V�L�W�L�Y���Y�H�U�l�Q�G�H�U�Q�����G���K�����Q�D�F�K���R�E�H�Q��
�Y�H�U�V�F�K�L�H�E�H�Q���� �'�L�H�V�� �E�H�G�H�X�W�H�W�� �E�H�L�V�S�L�H�O�V�Z�H�L�V�H���� �G�D�V�V�� �G�L�H�� �3�I�O�H�J�H�T�X�R�W�H�Q��
�G�H�U�����������E�L�V���������-�l�K�U�L�J�H�Q�������������Q�L�H�G�U�L�J�H�U���D�O�V���K�H�X�W�H���V�H�L�Q���Z�H�U�G�H�Q������
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���������(�V�� �V�R�O�O�� �Q�L�F�K�W�� �Y�H�U�N�D�Q�Q�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �G�D�V�V�� �G�L�H�� �Y�R�U�J�H�V�F�K�O�D�J�H�Q�H�� �0�R�G�L�I�L�N�D�W�L�R�Q��
�P�L�W�� �H�L�Q�H�P�� �J�H�J�H�Q�•�E�H�U�� �G�H�P�� �*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I�� �X�P�� ���������� �3�X�Q�N�W�H�� �K�|�K�H�U�H�Q��
�%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�� �L�Q�� �G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �Y�H�U�E�X�Q�G�H�Q�� �L�V�W���� �M�H�G�R�F�K�� �L�V�W�� �Q�X�U��
�V�R���H�L�Q�H���G�H�X�W�O�L�F�K�H���'�l�P�S�I�X�Q�J�� �G�H�V���%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�D�Q�V�W�L�H�J�V���L�Q���I�•�U���G�L�H�� �3�I�O�H��
�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �G�H�P�R�J�U�D�I�L�V�F�K�� �E�H�V�R�Q�G�H�U�V�� �N�U�L�W�L�V�F�K�H�Q�� �-�D�K�U�H�Q�� �P�|�J�O�L�F�K����
�'�H�U���L�P���Y�R�U�O�L�H�J�H�Q�G�H�Q���*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I���J�H�P�D�F�K�W�H���9�R�U�V�F�K�O�D�J���N�D�Q�Q���G�L�H�V�H�V��
�Q�L�F�K�W���O�H�L�V�W�H�Q����

���������(�V�� �G�D�U�I�� �H�E�H�Q�I�D�O�O�V�� �Q�L�F�K�W�� �Y�H�U�N�D�Q�Q�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �G�D�V�V�� �G�D�V�� �G�H�P�R�J�U�D�I�L�V�F�K�H��
�3�U�R�E�O�H�P�� �P�L�W�� �G�L�H�V�H�P�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V�� �Q�L�F�K�W�� �]�Z�D�Q�J�V�O�l�X�I�L�J�� �G�D�X�H�U�K�D�I�W�� �J�H��
�O�|�V�W�� �L�V�W���� �G�D�� �Z�L�U�� �L�Q�� �H�L�Q�H�U�� �=�Z�H�L�G�U�L�W�W�H�O�J�H�V�H�O�O�V�F�K�D�I�W�� �L�Q�� �G�H�P�� �6�L�Q�Q�H�� �O�H�E�H�Q����
�G�D�V�V���J�H�J�H�Q�Z�l�U�W�L�J���M�H�G�H���(�O�W�H�U�Q�J�H�Q�H�U�D�W�L�R�Q���V�L�F�K���Q�X�U���]�X���=�Z�H�L�G�U�L�W�W�H�O���U�H�S�U�R��
�G�X�]�L�H�U�W���� �'�L�H�V�� �L�V�W�� �H�L�Q�� �Z�H�V�H�Q�W�O�L�F�K�H�U�� �*�U�X�Q�G�� �I�•�U�� �G�L�H�� �G�H�P�R�J�U�D�I�L�V�F�K�� �L�Q�G�X��
�]�L�H�U�W�H�Q���3�U�R�E�O�H�P�H���X�Q�V�H�U�H�U���V�R�]�L�D�O�H�Q���6�L�F�K�H�U�X�Q�J�V�V�\�V�W�H�P�H������

���������,�P�� �h�E�U�L�J�H�Q�� �E�O�H�L�E�W�� �G�L�H�� �$�Q�W�Z�R�U�W�� �D�X�I�� �G�L�H�� �)�U�D�J�H�� �R�I�I�H�Q���� �R�E�� �G�H�U�� �9�R�U�V�R�U�J�H��
�I�R�Q�G�V���Y�R�U���G�H�P���=�X�J�U�L�I�I���G�H�V���6�W�D�D�W�H�V���J�H�Q�•�J�H�Q�G���J�H�V�L�F�K�H�U�W���L�V�W�����:�L�H���L�G�H�H�Q��
�U�H�L�F�K�� �K�L�H�U�� �G�L�H�� �3�R�O�L�W�L�N�� �E�]�Z���� �G�L�H�� �J�H�V�H�O�O�V�F�K�D�I�W�O�L�F�K�H�Q���*�U�X�S�S�H�Q�� �V�L�Q�G���� �]�H�L�J�W��
�E�H�U�H�L�W�V�� �G�L�H�� �)�R�U�G�H�U�X�Q�J�� �G�H�V�� �%�X�Q�G�H�V�U�D�W�H�V�� �D�X�V�� �G�H�P�� �9�R�U�V�R�U�J�H�I�R�Q�G�V��
�$�X�V�E�L�O�G�X�Q�J�V�Y�H�U�J�•�W�X�Q�J�H�Q���]�X���I�L�Q�D�Q�]�L�H�U�H�Q�����,�P���h�E�U�L�J�H�Q���E�O�H�L�E�W���X�Q�N�O�D�U�����Z�D�V��
�L�Q���†�����������G�H�V���*�H�V�H�W�]�H�Q�W�Z�X�U�I�V���P�L�W���G�H�P�����%�H�J�U�L�I�I�����Ä�5�H�D�O�Z�H�U�W�³���J�H�P�H�L�Q�W���L�V�W����

��
�=�X�U���]�X�N�•�Q�I�W�L�J�H�Q���G�H�P�R�J�U�D�I�L�V�F�K�H�Q���(�Q�W�Z�L�F�N�O�X�Q�J��
��
���������$�X�F�K�� �G�L�H�� �5�H�Y�L�V�L�R�Q�� �G�H�U�� �%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J�V�]�D�K�O�� �D�O�V�� �5�H�V�X�O�W�D�W�� �G�H�V�� �=�H�Q�V�X�V��

�����������X�P���U�X�Q�G�����������0�L�O�O�L�R�Q�H�Q���(�L�Q�Z�R�K�Q�H�U���l�Q�G�H�U�W���Q�L�F�K�W�V���D�Q���G�H�U���S�U�L�Q�]�L�S�L�H�O�O��
�V�F�K�Z�L�H�U�L�J�H�Q�� �]�X�N�•�Q�I�W�L�J�H�Q�� �G�H�P�R�J�U�D�I�L�V�F�K�H�Q�� �(�Q�W�Z�L�F�N�O�X�Q�J���� �(�V�� �J�L�O�W�� �Z�H�L�W�H�U����
�Z�D�V�� �E�H�U�H�L�W�V�� ���������� �L�Q�� �H�L�Q�H�U�� �6�W�H�O�O�X�Q�J�Q�D�K�P�H�� �I�•�U�� �G�H�Q�� �*�H�V�X�Q�G�K�H�L�W�V�D�X�V��
�V�F�K�X�V�V�� �G�D�U�J�H�O�H�J�W�� �Z�X�U�G�H���� �:�l�K�U�H�Q�G�� �G�H�U�� �8�P�I�D�Q�J�� �G�H�U�� �%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J�� �Y�R�Q��
�G�H�U�� �)�H�U�W�L�O�L�W�l�W���� �G�H�U�� �0�R�U�W�D�O�L�W�l�W�� �X�Q�G�� �G�H�U�� �0�L�J�U�D�W�L�R�Q�� �D�E�K�l�Q�J�W���� �]�H�L�J�W�� �V�L�F�K����
�G�D�V�V�� �Y�R�Q�� �G�H�U�� �D�N�W�X�H�O�O�H�Q�� �%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J�V�V�W�U�X�N�W�X�U�� �D�X�V�J�H�K�H�Q�G�� �G�L�H�� �$�Q�]�D�K�O��
�G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L�J�H�Q�� �E�L�V�� �]�X�P�� �-�D�K�U�� ���������� �L�Q�� �H�U�V�W�H�U�� �/�L�Q�L�H�� �Y�R�Q�� �G�H�U�� �(�Q�W��
�Z�L�F�N�O�X�Q�J�� �G�H�U�� �/�H�E�H�Q�V�H�U�Z�D�U�W�X�Q�J�� �X�Q�G�� �L�Q�� �J�H�U�L�Q�J�H�U�H�P�� �0�D�‰�H�� �Y�R�Q�� �G�H�Q��
�:�D�Q�G�H�U�X�Q�J�H�Q���E�H�H�L�Q�I�O�X�V�V�W���Z�L�U�G�����'�L�H���)�H�U�W�L�O�L�W�l�W���V�S�L�H�O�W���K�L�H�U���N�H�L�Q�H���5�R�O�O�H������

���������$�Q�G�H�U�V���V�L�H�K�W���H�V���G�D�J�H�J�H�Q���D�X�V�����Z�H�Q�Q���E�L�V�������������G�H�U���$�Q�W�H�L�O���G�H�U���3�I�O�H�J�H�E�H��
�G�•�U�I�W�L�J�H�Q���D�Q���G�H�U���%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J���E�H�V�W�L�P�P�W���Z�H�U�G�H�Q���V�R�O�O�����+�L�H�U���V�L�Q�G���D�O�O�H���G�U�H�L��
�J�H�Q�D�Q�Q�W�H�Q���*�U�|�‰�H�Q���Y�R�Q���%�H�G�H�X�W�X�Q�J�����:�l�K�U�H�Q�G���D�E�H�U���H�L�Q�H���=�X�Q�D�K�P�H���G�H�U��
�/�H�E�H�Q�V�H�U�Z�D�U�W�X�Q�J�� �]�X�� �H�L�Q�H�U�� �=�X�Q�D�K�P�H�� �G�H�V�� �$�Q�W�H�L�O�V�� �G�H�U�� �3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L��
�J�H�Q�� �D�Q�� �G�H�U�� �%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J�� �I�•�K�U�W���� �L�V�W�� �G�D�Y�R�Q�� �D�X�V�]�X�J�H�K�H�Q���� �G�D�V�V�� �V�R�Z�R�K�O��
�H�L�Q�H�� �(�U�K�|�K�X�Q�J�� �G�H�U�� �$�Q�]�D�K�O�� �G�H�U�� �*�H�E�X�U�W�H�Q�� �D�O�V�� �D�X�F�K�� �G�H�U���:�D�Q�G�H�U�X�Q�J�H�Q��
�G�H�Q���$�Q�W�H�L�O���G�H�U���3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I�W�L�J�H�Q���D�Q���G�H�U���%�H�Y�|�O�N�H�U�X�Q�J���E�L�V�������������Y�H�U�U�L�Q��
�J�H�U�W���� �D�O�V�R�� �H�L�Q�H�Q�� �L�P�� �9�H�U�J�O�H�L�F�K�� �]�X�U�� �/�H�E�H�Q�V�H�U�Z�D�U�W�X�Q�J�� �J�H�J�H�Q�O�l�X�I�L�J�H�Q��
�(�L�Q�I�O�X�V�V���K�D�W���� �(�L�Q�H���K�R�K�H�� �1�H�W�W�R�Z�D�Q�G�H�U�X�Q�J�� �±�� �Z�L�H�� �V�L�H���D�N�W�X�H�O�O���I�H�V�W�J�H�V�W�H�O�O�W��
�Z�H�U�G�H�Q�� �N�D�Q�Q�� �±�� �N�|�Q�Q�W�H�� �G�L�H�� �G�H�P�R�J�U�D�I�L�V�F�K�H�Q�� �3�U�R�E�O�H�P�H�� �H�W�Z�D�� �P�L�O�G�H�U�Q����
�D�O�O�H�U�G�L�Q�J�V���L�Q���Q�X�U���V�H�K�U���J�H�U�L�Q�J�H�P���8�P�I�D�Q�J����

���������3�U�L�Q�]�L�S�L�H�O�O�� �O�l�V�V�W�� �V�L�F�K�� �G�L�H�� �D�N�W�X�H�O�O�� �V�L�F�K�� �D�E�]�H�L�F�K�Q�H�Q�G�H�� �G�H�P�R�J�U�D�I�L��
�V�F�K�H���(�Q�W�Z�L�F�N�O�X�Q�J���G�H�U���Q�l�F�K�V�W�H�Q���������-�D�K�U�H���Q�L�F�K�W���P�H�K�U���X�P�N�H�K�U�H�Q������
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�=�X�U���'�\�Q�D�P�L�V�L�H�U�X�Q�J���G�H�U���/�H�L�V�W�X�Q�J�V�E�H�W�U�l�J�H���X�Q�G���G�H�U���/�H�L�V�W�X�Q�J�H�Q��
��

������������������ �Z�X�U�G�H���L�P���3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�V�Z�H�L�W�H�U�H�Q�W�Z�L�F�N�O�X�Q�J�V�J�H�V�H�W�]���G�L�H���'�\��
�Q�D�P�L�V�L�H�U�X�Q�J�� �G�H�U�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�V�E�H�W�U�l�J�H�� �L�Q�� �J�H�Z�L�V�V�H�P�� �8�P�I�D�Q�J�� �D�X�I�� �H�L�Q�H�� �J�H��
�V�H�W�]�O�L�F�K�H�� �*�U�X�Q�G�O�D�J�H�� �J�H�V�W�H�O�O�W���� �'�L�H�� �H�U�V�W�H�� �$�Q�S�D�V�V�X�Q�J�� �Z�X�U�G�H�� �M�H�G�R�F�K�� �D�X�I��
�G�D�V���-�D�K�U������������ �Y�H�U�V�F�K�R�E�H�Q�����'�L�H���'�\�Q�D�P�L�V�L�H�U�X�Q�J���G�H�U���/�H�L�V�W�X�Q�J�H�Q���L�V�W���]�X��
�E�H�J�U�•�‰�H�Q�����V�L�H���K�l�W�W�H���M�H�G�R�F�K���I�U�•�K�H�U���E�H�J�L�Q�Q�H�Q���P�•�V�V�H�Q�����$�X�‰�H�U�G�H�P���V�R�O�O�W�H��
�Q�X�Q�P�H�K�U�� �I�H�V�W�J�H�O�H�J�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �Z�H�O�F�K�H�� �*�U�|�‰�H�� �D�O�V�� �'�\�Q�D�P�L�V�L�H�U�X�Q�J�V�L�Q�G�H�[��
�G�L�H�Q�H�Q�� �V�R�O�O���� �(�L�Q�H�� �)�D�O�O���]�X���)�D�O�O���9�H�U�Z�H�Q�G�X�Q�J�� �X�Q�W�H�U�V�F�K�L�H�G�O�L�F�K�H�U�� �*�U�|�‰�H�Q��
�L�V�W�� �Q�L�F�K�W�� �K�L�O�I�U�H�L�F�K���� �V�L�H�� �N�|�Q�Q�W�H�� �V�R�J�D�U�� �D�O�V�� �$�Q�S�D�V�V�X�Q�J�� �Q�D�F�K�� �.�D�V�V�H�Q�O�D�J�H��
�P�L�V�V�Y�H�U�V�W�D�Q�G�H�Q�� �Z�H�U�G�H�Q�����(�L�Q�� �$�X�W�R�P�D�W�L�V�P�X�V�� �K�L�Q�V�L�F�K�W�O�L�F�K�� �G�H�U�� �'�\��
�Q�D�P�L�V�L�H�U�X�Q�J�� �G�H�U�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�V�E�H�W�U�l�J�H�� �L�V�W�� �G�D�K�H�U�� �D�Q�]�X�V�W�U�H�E�H�Q�����,�Q�� �G�H�U��
�J�H�V�H�W�]�O�L�F�K�H�Q�� �5�H�Q�W�H�Q�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�� �L�V�W�� �G�D�V�� �V�H�L�W�� �-�D�K�U�]�H�K�Q�W�H�Q�� �J�l�Q�J�L�J�H��
�3�U�D�[�L�V����

���������'�L�H�� �)�R�U�G�H�U�X�Q�J�� �Q�D�F�K�� �H�L�Q�H�U�� �3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���� �G�L�H�� �D�O�O�H�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�H�Q��
�•�E�H�U�Q�L�P�P�W�����P�D�J���Y�H�U�V�W�l�Q�G�O�L�F�K���V�H�L�Q�����V�L�H���G�L�H�Q�W���M�H�G�R�F�K���Q�L�F�K�W���]�Z�D�Q�J�V�O�l�X�I�L�J��
�G�H�U���*�H�U�H�F�K�W�L�J�N�H�L�W�����:�l�U�H���H�V���Z�L�U�N�O�L�F�K���J�H�U�H�F�K�W�����L�Q���G�H�U���V�W�D�W�L�R�Q�l�U�H�Q���3�I�O�H�J�H��
�D�O�O�H�� �.�R�V�W�H�Q�� �]�X�� �•�E�H�U�Q�H�K�P�H�Q���� �X�Q�D�E�K�l�Q�J�L�J�� �G�D�Y�R�Q�� �R�E�� �G�L�H���3�I�O�H�J�H�E�H�G�•�U�I��
�W�L�J�H�Q���H�L�Q���9�H�U�P�|�J�H�Q���Y�R�Q�����������������������(�X�U�R���R�G�H�U���Y�R�Q���������������(�X�U�R���K�D�E�H�Q�"����

���������6�R�O�O�W�H���G�L�H���3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���H�L�Q�H���9�R�O�O�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���V�H�L�Q�����P�•�V�V�W�H���J�U�R�E��
�J�H�V�D�J�W�� �G�H�U�� �D�N�W�X�H�O�O�H�� �%�H�L�W�U�D�J�V�V�D�W�]�� �P�L�Q�G�H�V�W�H�Q�V�� �Y�H�U�G�R�S�S�H�O�W�� �Z�H�U�G�H�Q����
�/�D�Q�J�I�U�L�V�W�L�J���Z�•�U�G�H�Q���G�D�Q�Q���%�H�L�W�U�D�J�V�V�l�W�]�H���U�H�V�X�O�W�L�H�U�H�Q�����G�L�H���E�H�L���•�E�H�U�������� ����
�G�H�V���E�H�L�W�U�D�J�V�S�I�O�L�F�K�W�L�J�H�Q���(�L�Q�N�R�P�P�H�Q�V���O�L�H�J�H�Q���Z�H�U�G�H�Q������

���������0�•�V�V�H�Q�� �Z�L�U�� �Z�L�U�N�O�L�F�K�� �L�P�P�H�U�� �G�H�Q�� �S�D�W�H�U�Q�D�O�L�V�W�L�V�F�K�H�Q�� �6�W�D�D�W�� �I�R�U�G�H�U�Q����
�V�R�O�O�W�H�Q�� �Z�L�U�� �Q�L�F�K�W���� �L�Q�� �J�H�Z�L�V�V�H�P���8�P�I�D�Q�J�� �D�X�F�K���G�D�V���6�X�E�V�L�G�L�D�U�L�W�l�W�V�S�U�L�Q�]�L�S��
�]�X�U���*�H�O�W�X�Q�J���N�R�P�P�H�Q���O�D�V�V�H�Q�"���,�Q�V�R�Z�H�L�W���L�V�W���G�H�U���9�R�U�V�F�K�O�D�J���G�H�U���(�U�Z�H�L�W�H��
�U�X�Q�J���G�H�U���3�I�O�H�J�H�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���]�X���H�L�Q�H�U���9�R�O�O�N�D�V�N�R�Y�H�U�V�L�F�K�H�U�X�Q�J���R�K�Q�H���(�L��
�J�H�Q�E�H�W�H�L�O�L�J�X�Q�J�� �]�X�� �K�L�Q�W�H�U�I�U�D�J�H�Q���� �:�H�U�� �Q�L�F�K�W�� �H�L�Q�H�Q�� �7�H�L�O�� �V�H�O�E�H�U�� �E�H�]�D�K�O�H�Q��
�Z�L�O�O�� �R�G�H�U�� �N�D�Q�Q���� �P�X�V�V���� �Z�H�Q�Q�� �H�U�� �N�H�L�Q�H�� �/�H�L�V�W�X�Q�J�H�Q�� �Y�R�Q���G�H�U�� �*�H�P�H�L�Q��
�V�F�K�D�I�W���]�X���H�U�Z�D�U�W�H�Q���K�D�W�����V�H�O�E�V�W���]�X�V�l�W�]�O�L�F�K�H���9�R�U�V�R�U�J�H���W�U�H�I�I�H�Q�����(�L�J�H�Q�Y�R�U��
�V�R�U�J�H�� �E�H�G�H�X�W�H�W�� �D�X�F�K�� �)�U�H�L�K�H�L�W���� �)�U�H�L�K�H�L�W�� �E�H�G�H�X�W�H�W�� �D�X�F�K�� �9�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W�X�Q�J����
�,�P�P�H�U���Q�X�U���Q�D�F�K���G�H�P���6�W�D�D�W���]�X���U�X�I�H�Q�����L�V�W���N�H�L�Q�H���/�|�V�X�Q�J�����6�X�E�V�L�G�L�D�U�L��
�W�l�W�� �V�F�K�D�I�I�W�� �6�R�O�L�G�D�U�L�W�l�W���� �(�L�Q�� �(�L�Q�V�D�W�]�� �G�H�V�� �Y�L�H�O�G�L�V�N�X�W�L�H�U�W�H�Q�� �6�R�O�L�V�� �D�O�V��
�'�H�P�R���J�U�D�I�L�H���V�R�O�L���±���D�O�V���/�H�L�V�W�X�Q�J���G�H�U���*�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W���D�O�O�H�U���%�•�U�J�H�U�L�Q��
�Q�H�Q���X�Q�G���%�•�U�J�H�U���±�����Z�l�U�H���K�L�H�U���E�H�G�H�Q�N�H�Q�V�Z�H�U�W������
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DGB Bundesvorstand 
VB Annelie Buntenbach 
Abteilung Sozialpolitik

Henriette-Herz-Platz 2 
10178 Berlin 
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Stellungnahme der DKG zum •nderungsantrag der Frakt ionen der CDU/CSU und SPD 
zum Entwurf eines F€nften Gesetzes zur •nderung des  Elften Buches Sozialgesetz- 
buch ± Leistungsausweitung f€r Pflegebed€rftige, Pflegevorsorgefonds  
(F€nftes SGB XI-•nderungsgesetz ± 5. SGB XI-•ndG) ±  Ausschussdrucksache 18(14)0052.2 

2

I. Allgemeiner Teil 

Hygiene und Infektionsschutz genieûen in den Krankenh!usern h"chsten Stellen-
wert. Der Erfolg der von den Krankenh!usern ergriff enen Maûnahmen spiegelt sich 
in der Abnahme der Anzahl im Krankenhaus erworbener Infektionen und den positi-
ven internationalen Vergleichszahlen deutlich wider. 

Ein Problem von groûer Bedeutung ist allerdings die Zunahme der von auûen in die 
Krankenh!user eingebrachten Infektionen. Ein sektoren€bergreifender Ansatz zur 
Bek!mpfung resistenter Erreger unter Einbindung der Vertrags!rzte ist daher aus 
Sicht der Krankenh!user unerl!sslich. Vor diesem Hi ntergrund begr€ûen die Kran-
kenh!user die mit dem •nderungsantrag vorgesehene Implementierung eines Mo-
dellvorhabens zum Screening auf 4MRGN im ambulanten Bereich vor einem planba-
ren station!ren Eingriff ausdr€cklich. 

II. Besonderer Teil 

Zu § 64c SGB V ± neu 

Beabsichtigte Neuregelung 

Die Neuregelung sieht die Durchf€hrung eines Modellvorhabens zum Screening auf 
4MRGN im Vorfeld eines geplanten Krankenhausaufenthaltes vor. 

Stellungnahme

Die Krankenh!user begr€ûen diese Neuregelung und fo rdern seit Jahren, dass das 
Screening auf resistente Erreger bei elektiven Eingriffen bereits im Vorfeld ambulant 
durchgef€hrt werden soll. Die Krankenh!user halten das Projekt auch deshalb f€r 
sinnvoll, weil in den letzten Jahren die Multiresistenzen bei gramnegativen Bakterien 
massiv zugenommen haben und sich diese deutlich verbreiten. 

Aus dem Gesetzentwurf geht allerdings nicht hervor, ob es sich um ein Modellvorha-
ben nach § 63 Abs. 1 oder Abs. 2 SGB V handeln soll ± somit sind die Rahmenbe-
dingungen derzeit unklar. 

!nderungsvorschlag

Konkretisierung der Bezugnahme auf § 63 SGB V.



 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Stellungnahme der Bundesinteressenvertretung der Nutzerin nen und Nutzer von 
Wohn- und Betreuungsangeboten im Alter und bei Behind erung, BIVA, 

 
 zu 

 
 
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung  
 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften  Buches Sozialgesetz-buch – 
Leistungsausweitung für Pflegebedürftige, Pflegevors orgefonds  
(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz – 5. SGB XII-ÄndG)  
BT-Drs. 18/1789  
 
b) Antrag der Fraktion DIE LINKE.  
 
Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pflegeversicherung solidarisch 
weiterentwickeln  
BT-Drs. 18/1953 
 
 
 
 
 
Wir nehmen als Betroffenenverband aus der Sicht der Pflegebedürftigen und Angehörigen 
Stellung. Grundsätzlich begrüßt die BIVA e.V. alle Verbesserungen tatsächlicher und finanzieller 
Art für die Situation der betroffenen Menschen. Diese sind dringend notwendig. Zur Vermeidung 
von Wiederholungen sollen hier nur die wesentlichen Kernelemente genannt werden. 
 
Aufgrund des demografischen Wandels ist eine Reform des bisherigen Pflegesystems dringend 
notwendig. Die aus der Pflegeversicherung zur Verfügung stehenden Mittel reichen schon lange 
nicht mehr aus, um die Kosten des Einzelnen auch nur annähernd zu decken. Die persönlichen  
Belastungen der Betroffenen und deren Angehörigen steigen proportional zur Kostenentwicklung  

BIVA e.V. 
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Telefon: 0228-909048-0 
Telefax: 0228-909048-22 
E-Mail: info@biva.de  
Internet: www.biva.de 
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immer stärker an. Allein die Verweisung auf häusliche Pflege durch informell Pflegende reicht 
dabei nicht aus. Erschwerend hinzu kommt die fortdauernde Entwicklung innerhalb der Familien 
durch gleichbleibend niedrige Geburtenraten. Es bedarf damit mehr formeller Pflegeangebote mit 
möglichst flexiblen Gestaltungsmöglichkeiten sowie einer pekuniären Anerkennung informell 
Pflegender. Die Reformen in diesem Gesetzentwurf sind ein erster Schritt, der aber nur greifen 
kann, wenn schnellstmöglich weitere Reformen folgen. Um dies zu ermöglichen sollten 
Instrumente und Regelungen geschaffen werden, das Gesetz nicht starr sondern zukunftsfähig zu 
gestalten. 
 
Im Einzelnen: 
 
 
Anpassung an die Preisentwicklung 
 
Die Anhebung der Sachleistungsbeiträge wird ausdrücklich begrüßt. Es muss jedoch in Frage 
gestellt werden, ob die vorgenommene Steigerungsrate von lediglich 4% tatsächlich einen 
Ausgleich bewirkt, nachdem in den vergangenen Jahren der Eigenanteil der Versicherten um ein 
höheres angestiegen ist als um 4%. Allenfalls die letzten drei Jahre können dadurch 
Berücksichtigung finden, nicht jedoch die Gesamtentwicklung, die seit langem der allgemeinen 
Preissteigerung hinterherhinkt. Weitere Steigerungen auf Seiten der Anbieter sind zu erwarten. 
Wie diese zukünftig abgefangen werden sollen, bleibt mangels Festlegung einer realistischen 
Dynamik und Systematik zur Nachberechnung offen, zumal künftig auch eine Umstellung von den 
drei Pflegestufen auf fünf Pflegegrade erfolgen soll. Aus diesem Grund wäre eine gesetzlich 
bereits hier festgelegte Dynamisierung von Vorteil, die sich an allgemein verbindlichen 
Wirtschaftsfaktoren und Indikatoren zur Preisentwicklung orientieren könnte. Dies würde eine 
Überarbeitung des Gesetzestextes zur Preisanpassung alle paar Jahre entbehrlich und das PSG 
insgesamt zukunftstauglich machen. Es würde sichergestellt, dass Kaufkraftverluste fortlaufend 
aufgefangen werden. 
 
 
Kombination Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege  
 
Die flexiblere Gestaltung der Instrumente Verhinderungs- und Kurzzeitpflege ist ein richtiger Weg 
zu einer passgenauen Pflege des Einzelnen. Statt sperriger Regelungen hinsichtlich Zeitdauer und 
Preiskombinationen sollte jedoch für jeden Pflegebedürftigen ein Jahresbudget vorgegeben 
werden, das individuell ausgeschöpft werden kann. Auf diese Weise würde die Wahl des 
Einzelnen und dessen Angehöriger deutlich erleichtert. Zudem könnte der Jahreshöchstbetrag als 
Berechnungsobergrenze angesetzt werden, wodurch langfristige Planungen erleichtert werden. 
 
 
Niedrigschwelliger Betreuungs- und Entlastungsangeb ote (§§ 45 b ff.)  
 
Die Anerkennung niedrigschwelliger Betreuungs- und Entlastungsangebote wird ausdrücklich 
begrüßt. Sie ermöglichen den Betroffenen nach der Gesetzesbegründung einen erleichterten 
Zugang zu einfachen Hilfeleistungen. Gerade für Betroffene zu Beginn einer Pflegebedürftigkeit 
kann hier früh eine sinnvolle Hilfe geleistet werden, bevor diese in eine konkrete Pflegeplanung 
einsteigen. Viele haben davor bereits eine „Versorgungskarriere“ hinter sich, die auch die 
versorgenden Angehörigen involviert und erheblich belastet hat. Niedrigschwellige Betreuungs- 
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und Entlastungsangebote können hier akute Bedarfe abfangen und einen Einstieg in einen 
konkreten Versorgungsplan geben. 
 
Die Kompetenzübertragung auf die Länder, Bestimmungen zu Qualifizierungen für die Betreuungs- 
und Entlastungsleistungen zu erlassenen, ist vor dem Hintergrund der unterschiedlich 
vorhandenen Strukturen und Organisationen nachvollziehbar. Aus Sicht der Betroffenen ist 
allerdings zu befürchten, dass die Länder dieser Aufgabe und damit der Umsetzung in  deutlich 
unterschiedlicher Weise nachkommen werden. Dies kann zu einer erheblichen 
Ungleichbehandlung im bundesweiten Vergleich führen, die vom Zufall des Wohnortes abhängt. 
Hier wären verbindliche Rahmenvereinbarungen oder – bedingungen von Seiten des Bundes 
wünschenswert. 
 
Dies führt zu weiteren Bedenken der BIVA e.V. hinsichtlich der Pflegeberatung, die vor dem 
Hintergrund der Flexibilisierung der Leistungen immer notwendiger wird. Das Leistungsrecht wird 
durch die neuen Kombinationsmöglichkeiten komplizierter für Laien. Diese schöpfen häufig 
mangels Kenntnis bereits jetzt nicht das volle Leistungsspektrum aus. Zwar ist der Reformansatz, 
eine möglichst passgenaue Pflege für den Einzelnen zu schaffen ein richtiger Ansatz, 
verständlicher wird das System dadurch allerdings nicht, da es einer umfänglichen Kenntnis und 
des Zugangs zu einer kompetenten Pflegeberatung bedarf, um die Passgenauigkeit zu erzielen. 
Diese ist jedoch im bundesweiten Vergleich nicht in allen Wohnräumen gleichermaßen gegeben.  
 
 
Stationäre Versorgung (§ 87 b) 
 
Die Absenkung des Betreuungskräfteverhältnisses in stationären Einrichtungen von 1:20 wird 
gerade vor dem Hintergrund der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs ausdrücklich 
begrüßt. Eine weitere geplante dynamische Absenkung in den nächsten Jahren wäre vor dem 
Hintergrund des befürchteten zahlenmäßigen Anstiegs gerade durch Demenz betroffener 
Personen wünschenswert. 
 
Im Hinblick auf die stationäre Versorgung ist zusätzlich zu bedenken, dass der Grundsatz 
ambulant vor stationär immer auch die Gefahr birgt, die stationären Strukturen unzureichend zu 
fördern. Da aber aufgrund der seit langem herrschenden niedrigen Geburtenraten viele Menschen 
alt und pflegebedürftig werden, die keine in ihrem Interesse handelnden Familienangehörigen, 
Freunde oder Nachbarn haben, wird es für viele problematisch werden, sich in ihrem häuslichen 
Umfeld zu organisieren. Ab einer bestimmten Einschränkungsstufe ist das gar nicht mehr möglich. 
Es bedarf daher auch der gleichzeitigen Förderung von Strukturen der Vollversorgung, die in 
dieser Reform leider nicht nachhaltig gewürdigt werden. 
 
 
Qualitätsmessung (§ 114) 
 
Die Einbeziehung konkreter Verdachtsfälle hinsichtlich Pflegemängeln in die Qualitätsprüfungen 
wird ausdrücklich begrüßt. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass es unrealistisch ist, davon 
auszugehen, mit der Qualitätsmessung ein genaues Abbild der Pflegesituation in der Einrichtung 
zu erhalten, selbst wenn anlassbezogene Fälle mit in die Stichprobenbewertung einbezogen 
werden. An dieser Stelle bedarf es vielmehr einer umfassenden Überarbeitung des Systems unter 
Zusammenarbeit aller Beteiligten.  
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Vorsorgefonds 
 
Die geplante Wirkung eines Vorsorgefonds wird von der  BIVA und diversen wissenschaftlichen 
Studien in Frage gestellt. Er entzieht dem Pflegesystem heute Geld, das überall dringend benötigt 
wird, ohne tatsächlich die erwarteten Entlastungen in der Zukunft zu gewährleisten. 
 
Es bedarf aus Sicht der Betroffenen einer grundsätzlichen Neuorganisation der 
Pflegeversicherung. Bei niedrigen Einkommen besteht bereits jetzt die Gefahr einer Zweiklassen-
Pflege, da die Pflegeversicherung lediglich als „Teilkaskoversicherung“ angesehen werden muss. 
Die Preisentwicklung führt dazu, dass immer mehr Betroffene die selbst zu tragenden Kosten nicht 
mehr aufbringen können. Private Zusatzversicherungen zur Deckung dieser Kosten sind trotz 
Förderungsmöglichkeiten für diese Einkommensgruppen kaum tragbar. 
 
Ein erster Schritt, den derzeitigen Finanzbedarf zu decken, könnte dagegen zunächst vor allem die 
Einbeziehung aller Einkommensarten in die Berechnung der Beiträge sein, um dann an dem 
System weitere Reformen vorzunehmen. Ebenfalls in einem Sozialstaat unverständlich ist die 
Tatsache, dass es Bürger gibt, die aus dem System der Kranken- und Pflegeversicherung 
herausfallen und unversichert sind. Diese gilt es mit geeigneten Instrumenten frühzeitig 
aufzufangen. 
 
 
 



 

 
 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme des BKSB 
 

zum Gesetzentwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des  

Elften Buches Sozialgesetzbuch – Leistungsausweitung für Pflege-

bedürftige, Pflegevorsorgefonds  

(Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz – 5. SGB XI-ÄndG)  

BT-Dr. 18/1798 

 

Der vorgelegte Entwurf erfüllt leider nicht die Erwartungen an eine lange überfällige 

und umfassende Gesetzesreform, sondern versteht sich – mit der geringfügigen An-

hebung der von den Pflegekassen zu leistenden Pauschalen – mehr oder weniger 

ausdrücklich als Übergangslösung. Auch wenn wir die Erhöhung der Pauschalen 

grundsätzlich begrüßen, gehen die Änderungen nicht so weit, wie es aus unserer 

Sicht notwendig wäre. Auch der Abbau von Bürokratie durch Vereinfachungen wird 

nicht konsequent umgesetzt. 

 

Auch wenn seit 1996 ein starker Trend zur ambulanten Versorgung zu beobachten 

ist, haben sich seit 2008 durch die gesetzlichen Änderungen im SGB XI und SGB V 

insbesondere in der Zusammensetzung der Bewohnerklientel nochmals signifikante 

Änderungen ergeben: eine erhebliche Zunahme von kritischen "Notaufnahmen" aus 

Krankenhäusern mit einem erheblichen Versorgungsaufwand für Patienten, für die 

fast ausnahmslos nur Pflegestufe I anerkannt ist.  

Auch nimmt die Zahl multimorbider Pflegebedürftiger weiter zu. Dementsprechend 

verkürzt sich zunehmend die durchschnittliche Verweildauer. Für die Pflegeeinrich-

tungen bedeuten diese Umstände einen erheblichen Mehraufwand, für das Pflege-

personal deutlich höhere Belastungen. Die Folgen dieser Entwicklung können nicht 

allein durch „87-b-Leistungen“ kompensiert werden.  
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Diese Betreuungsleistungen sind für die Bewohnerinnen und Bewohner sehr wichtig 

und es ist zu begrüßen, dass diese Leistungen zukünftig allen Heimbewohnern zu-

stehen sollen, dennoch können die quantitativ und qualitativ deutlich erhöhten pflege-

rischen Anforderungen nur durch eine größere Anzahl möglichst gut ausgebildeter 

Pflegefachkräfte erfüllt werden.  

Für die stationäre Pflege brauchen wir eine eigenständige Betrachtung, die nicht von 

dem ständigen (finanziellen) Vergleich zu ambulanten Versorgungssystemen be-

stimmt wird. Wir hoffen deshalb, dass dieser Aspekt spätestens bei der nächsten 

Gesetzesänderung Beachtung finden wird. 

 

Erhöhung der Pauschalen 

Die Erhöhung der Pauschalen ist zwar grundsätzlich zu begrüßen, die vorgesehenen 

Erhöhungsraten für die Pflegekassen-Pauschalen von rund 4 % sind aber vor allem 

im stationären Bereich zu gering. Seit dem 01.07.2008 bis heute haben sich die tarif-

lichen Löhne (TVöD) über 20 % erhöht – 2015 werden es über 22 % sein. Die Per-

sonalkosten machen zwischen 70 und 80 % aller Kosten in einer Pflegeeinrichtung 

aus. 

Nach der letzten statistischen Erhebung (2011) erhielten von 723.451 dauerhaft voll-

stationär versorgten Pflegebedürftigen 620.827 Leistungen nach den Pflegestufen I 

und II – das bedeutet: Der ganz überwiegende Teil (86 %) aller Pflegeheimbewohner 

sind in die Pflegestufen I und II eingestuft. 

In den Pflegestufen I und II wurden die Pauschalen bei der stationären Pflege im 

gleichen Zeitraum (01.07.2008 - 2014) - also in 8 Jahren  - nicht  erhöht, in der selten 

vorkommenden Pflegestufe III um 13 %. Die jetzt vorgesehene Erhöhung von rund  

4 % ist da der sprichwörtliche „Tropfen auf den heißen Stein“. 

Hier besteht ein gravierendes Missverhältnis zwischen tatsächlichen Kostensteige-

rungen und Anhebung der Pauschalen. Dementsprechend entwickeln sich seit Jah-

ren die Pauschalen und Entgelte für die Pflege immer weiter auseinander. Dies hat 

zur Folge, dass die ursprüngliche Intention des Gesetzes, Pflegebedürftige bei 

Heimeinzug möglichst nicht automatisch in die Sozialhilfebedürftigkeit fallen zu las-

sen, de facto aufgegeben wird.  
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Wir regen daher an, bei der Anpassung der Pauschalen insbesondere für die Pflege-

stufen I und II in der stationären Pflege die tatsächlichen Kostenentwicklungen an-

gemessen zu berücksichtigen. 

Zukünftig sollte zumindest ein weiteres Auseinanderdriften zwischen Preisentwick-

lung und Höhe der Pauschalen durch eine gesetzliche Dynamisierung, z.B. durch die 

Koppelung an die Lohnentwicklung (TVöD), begrenzt werden. 

 

Kranken- und Pflegeversicherung für alle Pflegebedürfti gen 

Leistungen für Menschen, die nicht kranken- und pflegeversichert sind, müssen zu-

mindest sozialhilferechtlich denen der Versicherten gleichgestellt werden, denn in der 

gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung werden grundsätzlich nur notwendige 

Leistungen erbracht. Ist die Leistung im Einzelfall also notwendig, darf es keinen Un-

terschied machen, ob eine Versicherung besteht oder nicht (u.a. ausdrückliche Diffe-

renzierung bei den zusätzlichen Betreuungsleistungen in § 87 b SGB XI).  

Deshalb plädieren wir dafür, dass zumindest Pflegebedürftige, die auch sozialhilfe-

bedürftig sind, in die Kranken- und Pflegeversicherung aufgenommen werden, um 

eine nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung zu verhindern.  

 

Gesonderte Budgets - Entbürokratisierung 

Es werden an einigen Stellen praxisrelevante Probleme durch klare Vorgaben zu-

gunsten der Pflegebedürftigen und der Einrichtungen gelöst (gesonderte Budgets für 

ambulante Pflege und Tagespflege). So können wir erfreut feststellen, dass der Ge-

setzentwurf, wenn er so beschlossen würde, die Bürokratie in den Einrichtungen zu-

mindest ein bisschen vermindern würde. Allerdings gibt es weitere Vereinfachungs-

potentiale, die leider nicht ausgeschöpft werden (Aufgabe der Trennung von Kurz-

zeitpflege- und Verhinderungspflege, s.u. zu §§ 39 / 42).  

 

Leistungskomplex- und Zeit-Vergütung ambulanter Leis tungen  

Auch wenn mit der Einführung von alternativen Zeitvergütungen durchaus sinnvolle 

Ziele verfolgt wurden – in der Praxis ist festzustellen, dass sich dieser gesetzliche 

Auftrag wegen der Unterschiedlichkeit der Vergütungssysteme (Leistungskom-

plexsystem / Zeitvergütung mit „Spitzabrechnung“) kaum umsetzen lässt.  
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Vergleichsberechnungen zwischen der Abrechnung als Komplexleistung oder mit 

Zeitvergütung, die den Pflegebedürftigen die Entscheidung erleichtern sollen, sind 

kaum möglich, weil es bei der Zeiterfassung wesentlich auf die individuelle Tages-

form des Pflegebedürftigen ankommt, die für Pflegedienst und Pflegebedürftigen 

kaum kalkulierbar ist. Auch kann der Pflegebedürftige bei der Zeitvergütung nicht er-

kennen, an welchem Punkt sein Budget überschritten wird.  

Da alle Leistungen monatlich abgerechnet werden, ist auch der Pflegedienst nicht in 

der Lage, dem Kunden den Zeitpunkt der Budgetüberschreitung mitzuteilen. Somit 

führt die als kundenfreundlich intendierte Wahlmöglichkeit zu nicht kalkulierbaren 

Ausgaben für den Pflegebedürftigen – und bei der Abrechnung zu vorhersehbaren 

Auseinandersetzungen und Vertrauensverlust zwischen den Vertragsparteien.  

Es sollte daher eine einheitliche Berechnungsmodalität festgelegt werden: entweder 

die Erfassung und Abrechnung über Leistungskomplexe oder über Zeitvergütung.  

 

Im Einzelnen: 

1. Zu § 39 und § 42  

Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege 

Die Erhöhung der Verhinderungspflege von 4 auf 6 Wochen wird für viele Pfle-

gebedürftige und deren pflegende Angehörige eine erhebliche Erleichterung dar-

stellen. 

Dankenswerterweise wird in § 39 Abs. 3 und 42 Abs. 2 Satz 3 das bisher häufig 

strittige Verhältnis zwischen Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege insoweit 

geklärt, dass beide Leistungen auch kumulativ in Anspruch genommen werden 

können. In der Praxis wird dies auch Pflegebedürftige unterstützen, die nach ei-

nem Krankenhaus- oder Reha-Aufenthalt noch einige Zeit intensivere Unterstüt-

zung brauchen und zu diesem Zweck bis zu 8 Wochen stationäre Leistungen in 

Anspruch nehmen können.  

 

2. Zu § 40  

Verbesserung des Wohnumfelds 

Die Erhöhung der Maximalbeträge unterstützt alternative Wohnformen und 

kommt damit vielseitigen Bemühungen in den Bundesländern entgegen. 
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3. Zu § 41  

Tagespflege 

Wie bereits eingangs erwähnt, ist die Budgettrennung für die ambulante und die 

Tagespflege zu begrüßen. Damit wird ein gravierendes Problem in der Praxis ge-

löst und eine für Pflegebedürftige bedeutende Hürde vor der Inanspruchnahme 

von Tagespflegeleistungen beseitigt: Der oftmals sehr aufwändige Abgleich zwi-

schen ambulantem Budget und Tagespflegebudget entfällt, Tagespflegegäste 

können wesentlich besser überblicken, welche Kosten auf sie zukommen und 

wie sie ambulante Leistungen mit der Tagespflege optimal kombinieren können. 

Tagespflegeeinrichtungen haben eine wesentlich bessere Planungssicherheit. 

Die Änderung ist nicht nur für die Einrichtungen sehr vorteilhaft, sondern auch für 

die Pflegebedürftigen. Unter diesen Voraussetzungen kann man prognostizieren, 

dass Tagespflegeeinrichtungen zukünftig erheblich häufiger in Anspruch ge-

nommen werden.  

Mit einer Regelung zur Übernahme der Fahrkosten durch die Pflegeversicherung 

würde die Tagespflege noch besser angenommen und die ambulante Versor-

gung insgesamt verbessert. 

 

4. Zu § 39 / § 42 

Verhinderungspflege / Kurzzeitpflege 

In der Praxis werden beide Leistungen oftmals kombiniert, um die Angehörigen 

zu entlasten, was als Unterstützungsmaßnahme für pflegende Angehörig auch 

dringend notwendig ist.  

Tatsächlich ist die zeitliche Limitierung überflüssig, da die Höchstbeträge besten-

falls für die Hälfte der Zeit ausreichen. Die Trennung zwischen Verhinderungs-

pflege und Kurzzeitpflege ist in der Praxis aufgeweicht und sollte sinnvoller Wei-

se auch gesetzestechnisch vollständig fallengelassen werden. Hier wäre es sinn-

voll, eine Vorschrift zu formulieren.  

Verhinderungspflege sollte ausdrücklich – wie Kurzzeitpflege in stationären Ein-

richtungen stattfinden können.  
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Die Verhinderung (§ 39) betrifft nicht nur den Urlaub, sondern auch Krankheitsfäl-

le von Angehörigen, die in den seltensten Fällen geplant nach 6 Monaten Pflege 

eintreten. Insofern ist schon die Schlüssigkeit der Vorschrift fraglich. Die von An-

gehörigen geforderte Vorleistungspflicht von 6 Monaten häuslicher Pflege sollte 

konsequenterweise entfallen. 

 

5. Zu § 45 b 

Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen 

Erweiterung um hauswirtschaftliche Versorgung 

Gerade demenzkranke Menschen mit einem Pflegebedarf unterhalb der Pflege-

stufe I sind auf Hilfe und Unterstützung im Haushalt angewiesen. Die diesbezüg-

liche Erweiterung des Leistungsspektrums ergänzt die ambulante Versorgung um 

einen wichtigen Baustein - vor allem wenn die Finanzierung unabhängig von an-

deren Leistungsmodulen (Verhinderungspflege) erfolgt.  

Gleiches gilt für die Leistungsausweitung auf Pflegebedürftige mit Pflegeeinstu-

fung, die nicht in ihrer Alltagskompetenz eingeschränkt sind.  

In Abs. 3 ist vorgesehen, dass Versicherte 50 % des Sachleistungsanteils für 

ambulante Pflege auch für niedrigschwellige Angebote in Anspruch nehmen kön-

nen. Diese Möglichkeit erscheint auf den ersten Blick für die Pflegebedürftigen 

als Vorteil. Allerdings soll hier „Billigpflege“ die teure qualitätsgesicherte Pflege 

ambulanter Pflegedienste ersetzen können.  

Gesetzgeberisch ist dies höchst inkonsequent: Seit 1996 wurden die Qualitätsan-

forderungen und damit auch formelle Anforderungen (Dokumentation, Abrech-

nungsverfahren, Qualitätsprüfungen) an die ambulanten Pflegedienste stetig er-

höht. Mit der Folge, dass auch die Kosten entsprechend gestiegen sind. Nach-

dem man nun festgestellt hat, dass die geforderte Qualität auch ihren Preis hat, 

werden durch „niedrigschwellige Angebote“ Billig-Alternativen zugelassen, die an 

keinerlei Qualitätsanforderungen gebunden sind.  
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6. Zu §§ 84 / 89  

Tariflohn ist angemessen 

Wir unterstützen ausdrücklich die Empfehlung des Bundesrates in seiner Stel-

lungnahme vom 11.07.2014 (Nr. 14), in den Gesetzestext ausdrücklich aufzu-

nehmen, dass bei der Verhandlung von Pflegevergütungen die Bezahlung von 

Tarifgehältern nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden kann. 

 

7. Zu § 87 b – Betreuungs- und Entlastungsleistungen in voll- und teil stationä-

ren Einrichtungen nur für Pflegeversicherte 

Wir haben schon 2010 moniert, dass Nichtversicherte von den Leistungen nach § 

87 b SGB XI ausgeschlossen sind. Ganz offenbar wollte man die Sozialhilfeträ-

ger mit diesen Leistungen nicht belasten.  

Der Anteil an nicht pflegeversicherten Bewohnern ist gering (etwa zwischen 0 

und 5 %). Bewohnern und Angehörigen kann man kaum sinnvoll vermitteln, aus 

welchen Gründen Bewohner von entsprechenden Angeboten ausgeschlossen 

sind.  

Nachdem nun allen pflegeversicherten Personen die zusätzlichen Betreuungs- 

und Entlastungsleistungen zustehen, ist der Ausschluss nicht versicherter Pfle-

gebedürftiger von diesen Leistungen unter keinem Aspekt mehr zu rechtfertigen 

und stellt somit eine nicht mehr hinnehmbare Diskriminierung dar.  

Die Unterscheidung zwischen versicherten und nicht versicherten Pflegebedürfti-

gen muss entfallen. 

 

8. Zu § 89 Abs. 3   

Vergütung von ambulanten Leistungen nach Zeitaufwand 

Auch wenn mit der Einführung von alternativen Zeitvergütungen durchaus sinn-

volle Ziele verfolgt wurden – in der Praxis ist festzustellen, dass sich dieser ge-

setzliche Auftrag wegen der Unterschiedlichkeit der Vergütungssysteme (Leis-

tungskomplexsystem / Zeitvergütung mit „Spitzabrechnung“) kaum umsetzen 

lässt.  

 



Stellungnahme des BKSB zum Gesetzentwurf des 5. SGB XI-ÄndG 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
 

Seite 8 

9. Klarstellung zu § 123  

Verbesserte Leistungen für Personen mit eingeschränkter Alltagskompe-

tenz  

 

Gelten die Leistungen analog für den stationären Bereic h? 

Nach dem Willen des Gesetzgebers sollten die Leistungen nach § 123 SGB XI 

grundsätzlich nur die ambulante Versorgung verbessern.  

Im letzten Jahr ist zunehmend die Frage erörtert worden, ob Leistungen nach  

§ 123 SGB XI auch Pflegebedürftigen zustehen, die keine Pflegestufe haben und 

in stationären Pflegeeinrichtungen leben.  

In stationären Pflegeeinrichtungen werden zusätzliche Betreuungsleistungen 

nach § 87b SGB XI erbracht und abgerechnet.  

Der GKV-Spitzenverband hat sich dazu in einem gemeinsamen Rundschreiben 

wie folgt geäußert: 

„(6) Begibt sich ein Pflegebedürftiger der Pflegestufe I oder II, der in seiner 

Alltagskompetenz erheblich eingeschränkt ist, in eine zugelassene vollsta-

tionäre Pflegeeinrichtung im Sinne § 43 SGB XI, obwohl die vollstationäre 

Pflege nach Feststellung der Pflegekasse nicht erforderlich ist, erhält er zu 

den pflegebedingten Aufwendungen einen Zuschuss in Höhe der Pflege-

sachleistung nach § 123 SGB XI i.V.m. § 36 SGB XI für die jeweilige Pfle-

gestufe. Dies gilt in analoger Anwendung des § 43 Abs. 4 SGB XI auch für 

Versicherte ohne Pflegestufe, die in ihrer Alltagskompetenz erheblich ein-

geschränkt sind (vgl. Ziffer 1 zu § 43 SGB XI).  

Anspruchsberechtigt sind in diesem Fall sowohl Versicherte, bei denen ei-

ne vollstationäre Pflege nicht erforderlich ist, als auch aus Gleichheits-

gründen Versicherte, bei denen eine vollstationäre Pflege erforderlich ist.“ 

Pflegebedürftige, die ohne Erforderlichkeit der stationären Pflege in einer statio-

näre Einrichtung ziehen, erhalten nach § 43 Abs. 4 SGB XI nur die entsprechen-

den ambulanten Leistungen. In diesen Fällen ist es auch sinnvoll, den Pflegebe-

dürftigen die zusätzlichen Leistungen nach § 123 SGB XI zukommen zu lassen, 

damit die entsprechenden Leistungen „eingekauft“ werden können.  



Stellungnahme des BKSB zum Gesetzentwurf des 5. SGB XI-ÄndG 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
 

Seite 9 

Soweit aber die Erforderlichkeit der stationären Versorgung festgestellt ist, erhal-

ten die Pflegebedürftigen die Betreuungsleistungen nach § 87b. Die Leistungen 

werden durch unmittelbare Zahlung von der Pflegekasse an die Pflegeeinrich-

tungen vergütet. Darüber hinausgehende „zusätzliche Betreuungsleistungen“ 

werden in stationären Einrichtungen als Regelleistung nicht erbracht, so dass 

auch kein Bedarf für weitergehende Pflegekassenleistungen gesehen wird. 

In diesem Fall sind die Leistungen der Pflegekasse auf die Sozialhilfe anrechen-

bar, da § 13 Abs. 3a SGB XI (Unantastbarkeit von zusätzlichen Betreuungsleis-

tungen nach § 45b) bei freiwilligen Leistungen nicht greift. Pflegekassenleistun-

gen, die auf dieser Basis (freiwillig) gezahlt werden, können und müssen von den 

Sozialhilfeträgern angerechnet werden. 

Somit kommt in den vorliegenden Fällen die Pflegekassenleistung nicht dem so-

zialhilfebedürftigen Bewohner, sondern dem jeweils zuständigen Sozialhilfeträger 

zugute.  

Der Gesetzgeber sollte anlässlich der anstehenden Gesetzesänderung klarstel-

len, ob dies so gewollt ist. 

 

10. Zu §§ 131 ff  

Pflegevorsorgefonds 

Aus unserer Sicht kann mit dem geplanten Vorsorgefonds weder der Anstieg der 

Beiträge verhindert werden, noch sind die Gelder – trotz entsprechender Zweck-

bestimmung - vor Zweckentfremdung geschützt.  

Die Bundesbank hat hierzu in ihrem Monatsbericht von Juli 2014 (S. 10-11) aus-

geführt:  

„Das erweiterte Leistungsvolumen der sozialen Pflegeversicherung wird 
künftige Beitragszahler noch stärker zusätzlich belasten. Mit dem geplan-
ten vorübergehenden Aufbau eines kollektiven Kapitalstocks lässt sich 
die Beitragsbelastung über die Generationen gleichmäßiger verteilen. 
Dies setzt allerdings voraus, dass die Sonderrücklage auch in den kom-
menden, finanziell schwierigeren Zeiten des demografischen Umbruchs 
nicht vorzeitig in Anspruch genommen wird. Der Gesetzgeber hat zwar 
einen eng definierten Verwendungszweck vorgesehen, letztlich kann die-
se Vorschrift aber bei Bedarf wieder geändert werden. Die Verwaltung 
durch die Bundesbank bietet insoweit keinen Schutz vor einem vorzeiti-
gen Zugriff.  
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Überdies sollte die Wirkung der Rücklage angesichts einer möglichen 
Verdoppelung des Pflegeversicherungsbeitragssatzes bis zur Mitte des 
laufenden Jahrhunderts nicht überschätzt werden, da sie den Beitrags-
satz über gut 20 Jahre gerade einmal um etwa 0,1 Prozentpunkte wird 
mindern können.“ 

 

Trotz eines hohen Aufwands für den Pflegevorsorgefonds werden die Beiträge 

also konstant auf einem hohen Niveau bleiben. Demnach kann dieses Instrument 

den vom Gesetzgeber intendierten Zweck nicht erfüllen.  

Dass vor allem die Sicherheit der Gelder nicht gewährleistet ist, zeigt der aktuelle 

Umgang mit dem Gesundheitsfonds in der Krankenversicherung:  

Gelder, die eigentlich dem Gesundheitsfonds zufließen und die Beiträge reduzie-

ren könnten, werden zu Zwecken der Haushaltskonsolidierung „benutzt“. Ob es 

zu einem entsprechenden finanziellen Ausgleich – wie angekündigt - jemals 

kommen wird, dürfte äußerst fraglich sein.  

Eine zweckfremde Mittelverwendung zu Lasten der Versicherten muss unbedingt 

verhindert werden.  

 

 

Köln, den 22.09.2014 

 

 
 
Otto B. Ludorff 
(Vorsitzender) 
 
 
Kontakt:  
 
Bundesverband der kommunalen Senioren- und Behinder teneinrichtungen (BKSB) 
Boltensternstrasse 16 
50735 Köln 
 
Tel.:  0221-77878-34 
Fax:  0221-77878-36 
 
E-Mail-Adresse: kontakt@bksb.de  
 
Homepage: http://www.die-kommunalen.de/DieKommunalen/index.php?id=4  
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I. Vorbemerkung

Mit dem Gesetzentwurf zum Fünften SGB XI-Änderungsgesetz sind in einer ersten Stufe der Pfle-

gereform in dieser Legislaturperiode Leistungsverbesseru ngen im Vorgriff auf den neuen Pflege-

bedürftigkeitsbegriff und die Dynamisierung der Pflegel eistungen vorgesehen. Diese Maßnahmen

werden die Versorgung pflegebedürftiger Menschen kurzf ristig verbessern. In einem zweiten Re-

formschritt soll in dieser Legislaturperiode der neue Pfl egebedürftigkeitsbegriff auf Basis wissen-

schaftlicher Erkenntnisse eingeführt werden. Es wird b egrüßt, dass sich der Gesetzgeber im vor-

liegenden Gesetzentwurf zu diesem Schritt bekennt.

Mit dem Gesetzentwurf werden ca. 3,6 Milliarden Euro jäh rlich zur Weiterentwicklung der Pflege-

versicherung einschließlich des Pflegevorsorgefonds zur Verfügung gestellt. Dieser Finanzrahmen

ermöglicht eine Dynamisierung der Pflegeleistungen zur f inanziellen Entlastung pflegebedürftiger

Menschen und leistet einen Beitrag zur Vermeidung pflege bedingter Sozialhilfebedürftigkeit, auch

wenn die in der Vergangenheit versäumte Anpassung der Pflegeleistungen an die Preisentwick-

lung nicht vollständig ausgeglichen wird. Darüber hinaus  beabsichtigt die Regierungskoalition

laut Koalitionsvertrag die Bereitstellung weiterer Fin anzmittel in Höhe von ca. 2,4 Milliarden Euro

in einem weiteren Gesetz. Insgesamt wird der Beitragss atz in dieser Legislaturperiode um voraus-

sichtlich 0,5 Beitragssatzpunkte angehoben. Damit werde n die finanziellen Grundlagen der Pfle-

geversicherung und die Leistungen für die Pflegebedürf tigen verbessert und ein Rahmen für die

weitere Entwicklung vorgegeben.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur flexibleren Inanspruch nahme der Leistungen und zur Ent-

lastung pflegender Angehöriger unterstützen die Versicher ten in ihrer Versorgungssituation.

1 Flexibilisierung der Leistungen der Kurzzeit- und Verhin derungspflege

Durch die gegenseitige Verwendung von nicht in Anspruch g enommenen Leistungen und gleich-

zeitiger Ausdehnung der Leistungsdauer werden die Kur zzeitpflege und die Verhinderungspflege

grundsätzlich flexibler und bedarfsgerechter gestaltet. Eine volle Flexibilisierung der Leistungen

besteht aber nur für den Fall, dass der nicht in Anspruch g enommene Leistungsbetrag der Ver-

hinderungspflege in vollem Umfang für die Kurzzeitpfle ge verwendet werden kann. Im Gegensatz

dazu kann der Versicherte die Leistungen der Kurzzeitpf lege nur zur Hälfte für die Verhinde-

rungspflege einsetzen. Dies erscheint nicht sachgerecht, da Anspruchsberechtigten, welche die

Verhinderungspflege ausschließlich in der häuslichen U mgebung in Anspruch nehmen müssen

oder wollen, im Vergleich zu Anspruchsberechtigten, welc he die Kurzzeitpflege nutzen, ein ge-
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ringerer Leistungsumfang zur Verfügung steht. Die Zahlung  des (hälftigen) Pflegegeldes ist kon-

sequenterweise auf die Dauer der Kurzzeitpflege und Verhi nderungspflege auszuweiten.

2 Einführung von Entlastungsleistungen

Neben zusätzlichen Betreuungsleistungen werden sogena nnte zusätzliche Entlastungsleistungen

eingeführt, die dazu beitragen sollen, trotz vorliegende r Beeinträchtigung, die eigene hauswirt-

schaftliche Versorgung sicherzustellen. Die Einführung v on Entlastungsleistungen wird begrüßt.

Insgesamt werden niedrigschwellige Angebote und flexibl ere Versorgungsarrangements geför-

dert, die häusliche Pflege gestärkt und Angehörige entlast et.

Mit der Neuregelung wird zudem eine neue Kombinationsleist ung eingeführt. Nunmehr kann bis

zur Hälfte des Sachleistungsbetrags für Leistungen niedrig schwelliger Betreuungs- und Entlas-

tungsangebote eingesetzt werden. Damit werden neue Wahlm öglichkeiten zur Gestaltung der

Pflege geschaffen. Zu beachten ist dabei, dass Sachleis tungen durch Leistungserbringer erbracht

werden, die von den Landesverbänden der Pflegekassen zug elassen sind und die besondere ge-

setzliche und vertragliche Anforderungen, insbesondere i m Hinblick auf eine umfassende Quali-

tätssicherung, zu erfüllen haben. Ein Teil dieser Leistun gen kann nun durch nach Landesrecht

anerkannte niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastun gsangebote ersetzt werden. Deshalb

sollte gewährleistet werden, dass die Länder bei der A nerkennung von niedrigschwellige Angebo-

ten deren Qualität einheitlich sichern.

3 Aufbau eines Pflegevorsorgefonds

Der Gesetzgeber sieht den Aufbau eines Pflegevorsorgefon ds vor. Die geplante kollektive Vermö-

gensbildung folgt dem Solidarprinzip der sozialen Pfleg eversicherung. Es bestehen jedoch Zwei-

fel, ob das angestrebte Ziel der langfristigen Stabilisi erung der Beitragssatzentwicklung mit den

vorgesehenen Maßnahmen alleine erreicht werden kann. Die W irkung des Fonds dürfte nur mar-

ginal sein. Im Gesetzentwurf fehlen Angaben über das Ausmaß  der Beitragssatzentlastung. Zu-

dem handelt es sich bei der vorgeschlagenen Regelung zum V orsorgefonds lediglich um eine

„Kann-Vorschrift“. Eine Verpflichtung zur Verwendung d es Sondervermögens zur Sicherung der

Beitragssatzstabilität ist darin nicht ausdrücklich ent halten. Es ist zwingend darauf zu achten,

dass die Mittel des Fonds nur für den vorgesehenen Zweck verwendet werden.
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II. Stellungnahme zum Gesetz

Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 1

Inhaltsübersicht

A) Beabsichtigte Neuregelung

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen, mit denen di e Inhaltsübersicht an die neuen

und geänderten Regelungen angepasst wird.

B) Stellungnahme

Die Neuregelungen zur Inhaltsübersicht stehen in Abhängig keit zu den nachfolgenden Ände-

rungen.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 2

§ 7 Aufklärung, Beratung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufg rund der Einführung eines An-

spruchs auch auf Entlastungsleistungen in § 45b SGB XI.

B) Stellungnahme

Die Neuregelung zu „Aufklärung, Beratung“ steht in Abhängi gkeit zu den nachfolgenden Än-

derungen.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 3

§ 8 Abs. 3 Modellvorhaben

A) Beabsichtigte Neuregelung

Es wird klargestellt, dass der GKV-Spitzenverband in Ab stimmung mit dem Bundesministeri-

um für Gesundheit zur Weiterentwicklung der pflegerischen  Versorgung und der Pflegeversi-

cherung neben Modellvorhaben und deren wissenschaftlich er Begleitung auch weitere Maß-

nahmen wie zum Beispiel Studien, wissenschaftliche Exp ertisen und Fachtagungen fördern

kann.

B) Stellungnahme

Die Klarstellung wird begrüßt. Die Flexibilisierung der Fördermöglichkeiten ermöglicht pass-

genaue und wissenschaftsbasierte Maßnahmen zur Weitere ntwicklung der pflegerischen Ver-

sorgung und der Pflegeversicherung.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 4

§ 28 Leistungsarten, Grundsätze

A) Beabsichtigte Neuregelung

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufg rund der Einführung eines An-

spruchs auch auf Entlastungsleistungen in § 45b SGB XI.

B) Stellungnahme

Die Neuregelung zu den „Leistungsarten, Grundsätze“ steh t in Abhängigkeit zu den nachfol-

genden Änderungen.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 5

§ 30 Dynamisierung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung nach § 30 SGB XI soll erneut im Jahr

2017 geprüft werden.

B) Stellungnahme

Eine Anpassung der Pflegeleistungen im Jahr 2017 wird beg rüßt. Nur mit einer regelmäßigen

und angemessenen Dynamisierung können wesentliche Ziele d er Pflegeversicherung, die fi-

nanzielle Entlastung pflegebedürftiger Menschen und die Vermeidung pflegebedingter Sozi-

alhilfebedürftigkeit, auch langfristig erreicht werde n.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 6a) bis b)

§ 36 Pflegesachleistung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Leistungsbeträge der ambulanten Pflegesachleistung en in den Pflegestufen I bis III und in

den Härtefällen der Stufe III werden unter Berücksichti gung der Dynamisierungsregelung nach

§ 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 4 vom Hundert angepass t.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

Hinsichtlich der Neuregelung zur Verwendung der in § 36 Ab s. 3 und 4 SGB XI und § 123

SGB XI vorgesehenen Leistungshöchstbeträge der jeweili gen Pflegestufe für die Erstattung der

Aufwendungen für niedrigschwellige Betreuungs- und Entla stungsleistungen i. S. d. § 45b

SGB XI vergleiche die Stellungnahme zu § 45b Abs. 3 SGB XI ne u.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 7a) bis b)

§ 37 Pflegegeld für selbstbeschaffte Pflegehilfen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Leistungsbeträge des Pflegegeldes in den Pflegestuf en I bis III sowie die Vergütungen für

die Beratungseinsätze nach Absatz 3 werden unter Berücksi chtigung der Dynamisierungsre-

gelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 4 vom Hund ert angepasst.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

In Zusammenhang mit einer flexibleren Gestaltung und der Au sweitung des Leistungsan-

spruchs für die Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI und der Kurzzeitpflege nach § 42

SGB XI ist die Dauer der Fortzahlung des Pflegegeldes aus zuweiten. Gemäß § 37 Abs. 2 Satz 2

SGB XI wird die Hälfte des bisher bezogenen Pflegegelde s während einer Kurzzeitpflege nach

§ 42 SGB XI und einer Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI für jeweils bis zu vier Wochen

weitergezahlt. Damit ist der Anspruch auf Fortzahlung des hälftigen Pflegegeldes weiterhin

auf bis zu vier Wochen beschränkt, obwohl zugleich die Leist ungsdauer der Verhinderungs-

pflege auf bis zu sechs Wochen und die der Kurzzeitpfleg e bis zu acht Wochen (sofern der

Leistungsbetrag der Verhinderungspflege für die Inansp ruchnahme der Kurzzeitpflege ver-

wendet wird) ausgeweitet werden soll. Dies hat zur Folge, da ss bei einer Inanspruchnahme

der Leistungen der Kurzzeitpflege oder Verhinderungsp flege von mehr als vier Wochen das

hälftige Pflegegeld ab dem 29. Tag der Kurzzeitpflege bz w. der Verhinderungspflege nicht

fortgezahlt wird. Erst am letzten Tag der Inanspruchnahme  der Leistungen der Kurzzeitpflege

oder der Verhinderungspflege wird wieder Pflegegeld an d en Versicherten gezahlt. Mit der

Beschränkung der Fortzahlung des hälftigen Pflegegelde s auf jeweils bis zu vier Wochen bei

gleichzeitig vorgesehener Ausweitung der Leistungsdaue r der Kurzzeitpflege und Verhinde-

rungspflege von mehr als vier Wochen wird die Stärkung de s Grundsatzes „ambulant vor sta-

tionär“ konterkariert.



Stellungnahme des GKV-Spitzenverbandes vom 22.09.2014

zum Gesetzentwurf für ein Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz

Seite 13 von 56

Zur Stärkung des Grundsatzes „ambulant vor stationär“ und zur zielgerichteten Leistungsver-

besserung für pflegende Angehörige sollte nicht nur die A usweitung der Dauer der Fortzah-

lung des Pflegegeldes an die vorgesehene Leistungsauswe itung der Kurzzeitpflege und Ver-

hinderungspflege angepasst werden. Vielmehr sollte da s Pflegegeld zukünftig nach § 37

SGB XI nicht wie bisher zur Hälfte, sondern in vollem Umfang fortgezahlt werden. Dies ist zur

Sicherstellung der pflegerischen Versorgung sinnvoll, denn damit wird die Bereitschaft der

Angehörigen stärker anerkannt, die häusliche Pflege nach der Unterbrechung weiter fortzu-

setzen. Auch der erhebliche bürokratische Aufwand zur Be rechnung und Zahlung des hälfti-

gen Pflegegeldes bei den Pflegekassen würde damit entf allen.

C) Änderungsvorschlag

Der bisherige § 37 Absatz 2 Satz 2 SGB XI wird wie folgt gefas st:

„Das bisher bezogene Pflegegeld wird während einer Kurzz eitpflege nach § 42 und einer Ver-

hinderungspflege nach § 39 fortgezahlt.“

Sofern an der bestehenden Regelung zur Fortzahlung eines h älftigen Pflegegeldes festgehal-

ten wird, ist § 37 Absatz 2 Satz 2 SGB XI wie folgt zu fassen:

„Die Hälfte des bisher bezogenen Pflegegeldes wird wä hrend einer Kurzzeitpflege nach § 42

für bis zu acht Wochen je Kalenderjahr und einer Verhinderun gspflege nach § 39 für bis zu

sechs Wochen je Kalenderjahr fortgewährt.“
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 8

§ 38a Zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambu lant betreuten Wohngruppen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Leistungsbetrag des Wohngruppenzuschlags wird unte r Berücksichtigung der Dynamisie-

rungsregelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 2, 67 vom Hundert ange-

passt.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt. Seit Ein-

führung des Wohngruppenzuschlags durch das Pflege-Neua usrichtungs-Gesetz (PNG) zeigt

die Praxis, dass die Anknüpfung der Leistung u. a. an das Zusammenleben von mehreren

pflegebedürftigen Bewohnern und das Leben in einer gemei nsamen Wohnung die Pflegekas-

sen vor erhebliche Probleme bei der Feststellung der Leistu ngsvoraussetzungen stellt. Diese

betreffen zum einen datenschutzrechtliche und zum anderen heimrechtliche Fragestellungen,

die wegen der Zuständigkeit der Bundesländer in beiden Be reichen jeweils unterschiedlich

beantwortet werden und die Leistungsbewilligung nach bun desweit einheitlichen Maßstäben

in Frage stellen. Die fehlende Legaldefinition zur Wohngru ppe erschwert den Prozess der

Leistungsbewilligung zusätzlich. Im Gemeinsamen Rundsch reiben zu den leistungsrechtli-

chen Vorschriften (vgl. Ziffer 2.1 zu § 38a SGB XI) haben der G KV-Spitzenverband und die

Verbände der Pflegekassen auf Bundesebene eine Begriffsbe stimmung vorgenommen. Unter

einer Wohngruppe i. S. d. § 38a SGB XI ist das Zusammenleben v on mindestens drei Pflege-

bedürftigen in einer gemeinsamen Wohnung mit häuslicher pfl egerischer Versorgung zu ver-

stehen. Von einer gemeinsamen Wohnung kann ausgegangen w erden, wenn der Sanitärbe-

reich, die Küche und, wenn vorhanden, der Aufenthaltsrau m einer abgeschlossenen

Wohneinheit von allen Bewohnern jederzeit oder gemeinsam genutzt werden. Die Wohnung

muss von einem eigenen, abschließbaren Zugang vom Freien, v on einem Treppenhaus oder

von einem Vorraum zugänglich sein. Es handelt sich nicht um eine gemeinsame Wohnung,

wenn die Bewohner jeweils in einem Apartment einer Wohnan lage oder eines Wohnhauses le-

ben. In Hinblick auf die Neuformulierung des § 38a SGB XI müs ste die Definition insoweit

modifiziert werden, dass es sich auch bei einem Zusammenle ben von mindestens drei Perso-

nen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz nach § 45a SGB XI um eine Wohngruppe

i. S. d. § 38a SGB XI handelt. Sofern die Privaträume der Bewohner über eine eigene Toilette

oder ein Waschbecken verfügen, ist von einem gemeinsamen Wo hnen auszugehen. Es besteht

das Erfordernis einer gesetzlichen Klarstellung über einh eitliche Beurteilungs- und Prüfkrite-

rien im Hinblick auf unterschiedliches Landesrecht sowie f ür die rechtssichere, erforderliche

Datenerhebung.
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C) Änderungsvorschlag

§ 38a SGB XI wird wie folgt gefasst:

(1) Pflegebedürftige haben Anspruch auf einen pauschalen Zuschlag in Höhe von 205 Euro

monatlich, wenn

1. sie mit mindestens zwei und höchstens fünf weiteren Pers onen in einer ambulant be-

treuten Wohngruppe in einer gemeinsamen Wohnung zum Zweck der gemeinschaft-

lich organisierten pflegerischen Versorgung leben und da von mindestens zwei weitere

Personen pflegebedürftig im Sinne der §§ 14, 15 sind oder ein e erhebliche Einschrän-

kung der Alltagskompetenz nach § 45a festgestellt wurde,

2. sie Leistungen nach § 36, § 37,§ 38 beziehen,

3. eine Person der Wohngruppe zur Verfügung steht, die una bhängig von der individuel-

len pflegerischen Versorgung allgemeine organisatorisch e, pflegerische oder betreu-

ende Tätigkeiten verrichtet und

4. die freie Wählbarkeit der Pflege- oder Betreuungsleis tungen rechtlich oder tatsächlich

nicht eingeschränkt ist. Eine Einschränkung liegt insbeso ndere dann vor, wenn Ver-

mieter und Pflegedienstleister identisch sind oder rechtl ich oder tatsächlich verbun-

den sind. Die von der Gemeinschaft unabhängig getroffenen Regelungen und Abspra-

chen sind keine tatsächlichen Einschränkungen der freien Wählbarkeit der Pflege- und

Betreuungsleistungen.

(2) Die Pflegekassen sind berechtigt, zur Feststellung d er Anspruchsvoraussetzungen fol-

gende Daten bei dem Antragsteller abzufragen:

1. Name, Vorname, Geburtsdatum und Pflegekasse der Mitgl ieder der Wohngruppe, die

pflegebedürftig sind oder bei denen eine erhebliche Ein schränkung der Alltagskom-

petenz vorliegt,

2. Name und Vorname der weiteren Mitglieder der Wohngru ppe,

3. Adresse und Gründungsdatum der Wohngruppe,

4. Mietvertrag einschließlich eines Grundrisses der Wohn ung und den Betreuungsver-

trag,

5. Name, Vorname, Anschrift und Telefonnummer sowie Unter schrift der Person nach

Abs. 1 Nr. 3 und

6. die vereinbarten Aufgaben der Person nach Abs. 1 Nr. 3.

Die Mitglieder der Wohngruppe sind sich gegenseitig zur Au skunft verpflichtet.
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 9

§ 39 Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Wert des Leistungsbetrages der Verhinderungspfleg e wird unter Berücksichtigung der

Dynamisierungsregelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 4 vom Hundert

angepasst.

Darüber hinaus wird der Anspruch auf Verhinderungspfleg e flexibler gestaltet und ausge-

baut. Die Verhinderungspflege kann künftig für bis zu sec hs Wochen (42 Kalendertage) im

Kalenderjahr in Anspruch genommen werden. Ergänzend zum Le istungsbetrag für die Ver-

hinderungspflege können zukünftig bis zu 50 vom Hundert de s Leistungsbetrages für die

Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI als häusliche Verhinderung spflege genutzt werden.

Wird die Verhinderungspflege durch Pflegepersonen erbr acht, die mit dem Anspruchsberech-

tigten bis zum zweiten Grad verwandt oder verschwägert sind o der mit ihm in häuslicher

Gemeinschaft leben, sind die Aufwendungen grundsätzlic h auf den 1,5-fachen Betrag des

Pflegegeldes in der festgestellten Pflegestufe beschrä nkt.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

Durch die Inanspruchnahme des Betrags der Leistungen d er Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI

in Höhe von 50 vom Hundert für die Leistungen der Verhinderun gspflege und der Erweite-

rung des zeitlichen Rahmens auf bis zu sechs Wochen wird der Anspruch auf Verhinderungs-

pflege flexibler gestaltet und ausgebaut. Es erscheint jed och nicht sachgerecht, dass die

Leistungen der Kurzzeitpflege nicht zu 100 vom Hundert für  die Leistungen der Verhinde-

rungspflege eingesetzt werden können, wie es umgekehrt der Fall ist. Anspruchsberechtig-

ten, die eine längere Verhinderungspflege ausschließlic h in der häuslichen Umgebung und

nicht in einer vollstationären Kurzzeitpflege in Anspruc h nehmen wollen oder müssen, steht

im Vergleich zu Anspruchsberechtigten, die einen längeren Zeitraum in einer Kurzzeitpflege-

einrichtung betreut werden, ein geringerer Leistungsumf ang zur Verfügung. Die Leistungen

der Verhinderungspflege können somit nur bedingt flexib el und bedarfsgerecht in Anspruch

genommen werden. Die geplante Neuregelung ist für den Ansp ruchsberechtigten unüber-

sichtlich und nicht nachvollziehbar. Für die Pflegekassen  bedeutet die Neuregelung einen hö-

heren bürokratischen Aufwand.
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In entsprechender Angleichung an die vorgesehene Neurege lung nach § 42 Abs. 2 SGB XI neu

zur Verwendung des nicht in Anspruch genommenen Leistung sbetrages der Verhinderungs-

pflege in Höhe von bis zu 1.612 Euro für die Kurzzeitpflege, sollte der Leistungsbetrag der

Verhinderungspflege um den nicht in Anspruch genommenen L eistungsbetrag der Kurzzeit-

pflege in voller Höhe von bis zu 1.612 Euro erhöht werden kö nnen. Entsprechend ist in die-

sem Fall die zeitliche Inanspruchnahme der Verhinderungs pflege von sechs auf acht Wochen

auszuweiten.

Die vorgeschriebene Wartezeit von sechs Monaten, in der d ie Pflegeperson den Anspruchsbe-

rechtigten in der häuslichen Umgebung gepflegt haben mus s, stellt ein weiteres Hindernis

zur Inanspruchnahme der Leistungen dar. Der Bedarf einer Verhinderungspflege kann bereits

kurz nach der Feststellung einer Pflegebedürftigkeit oder einer erheblich eingeschränkten

Alltagskompetenz auftreten. In der Regel geht dem Zeitpun kt der Feststellung einer Pflege-

bedürftigkeit oder einer erheblich eingeschränkten Allta gskompetenz bereits eine Betreuung

des Anspruchsberechtigten voraus. Deshalb ist die Wartez eit zu streichen. In Zusammenhang

mit einer flexiblen und bedarfsgerechten Inanspruchnahme  der Leistungen der Verhinde-

rungspflege sollte das Pflegegeld nach § 37 SGB XI bzw. § 38 S GB XI nicht wie bisher zur

Hälfte, sondern in vollem Umfang während der Inanspruchna hme der Verhinderungspflege

bis zu acht Wochen fortgezahlt werden. In jedem Fall ist die Dauer der Fortzahlung des Pfle-

gegeldes an die Dauer der Leistungsgewährung der Verhind erungspflege anzupassen (vgl.

Stellungnahme zu § 37 SGB XI).

In der Praxis der Stellen zur Bekämpfung von Fehlverhalte n im Gesundheitssystem gem.

§ 47a SGB XI treten zunehmend Fälle auf, in denen die Aufwend ungen nach § 39 Abs. 1

Satz 3 SGB XI missbräuchlich geltend gemacht werden. Dabei erfolgen Leistungsanträge, ob-

wohl eine Ersatzpflege tatsächlich gar nicht erbracht wurd e und für die angegebene Pflege-

person keinerlei Aufwendungen entstanden sind. Da diese An träge sogar noch rückwirkend

für bis zu vier Jahre gestellt werden können, entstehen de n Pflegekassen hohe Schäden. Um

einer derart missbräuchlichen Geltendmachung nicht erbra chter Ersatzpflegeleistungen zu-

künftig besser vorbeugen zu können, sollte die bestehend e gesetzliche Regelung zumindest

dahingehend geändert werden, dass Aufwendungen nach § 39 Abs. 1 Satz 3 SGB XI, bei der

die Ersatzpflege durch Pflegepersonen sichergestellt wur de, die mit dem Pflegebedürftigen

nicht bis zum 2. Grade verwandt oder verschwägert sind und au ch nicht mit ihm in häuslicher

Gemeinschaft leben, bei der Pflegekasse nur noch unter Vo rlage von Nachweisen geltend ge-

macht werden dürfen. Aus den Nachweisen muss hervorgehen , dass sowohl die Aufwendun-

gen als auch insbesondere ihre Erstattung tatsächlich ent standen und erfolgt sind.
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Wenn die Ersatzpflege erwerbsmäßig oder durch Pflegeperson en sichergestellt wird, die mit

dem Pflegebedürftigen nicht bis zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind und

nicht mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben, sind die en tstandenen Aufwendungen für die

Ersatzpflegekraft zukünftig regelmäßig nachzuweisen.

Eine solche Gesetzesänderung ist folgerichtig und stellt a uch keine bürokratische Hürde dar:

Auch für Pflegepersonen, die mit dem Pflegebedürftigen bis zum zweiten Grade verwandt o-

der verschwägert sind oder mit ihm in häuslicher Gemeinsc haft leben, können höhere Auf-

wendungen nur auf Nachweis übernommen werden, vgl. § 39 Sat z 5 SGB XI.

C) Änderungsvorschlag

§ 39 Absatz 1 SGB XI wird wie folgt gefasst:

„Ist eine Pflegeperson wegen Erholungsurlaubs, Krankhei t oder aus anderen Gründen an der

Pflege gehindert, übernimmt die Pflegekasse die Kosten ei ner notwendigen Ersatzpflege für

längstens sechs Wochen je Kalenderjahr; § 34 Absatz 2 Satz 1 gilt nicht. Voraussetzung ist,

dass die Aufwendungen der notwendigen Ersatzpflege nach weislich entstanden und veraus-

lagt sind. Die Aufwendungen der Pflegekassen können sich i m Kalenderjahr auf bis zu 1.470

Euro ab 1. Juli 2008, auf bis zu 1.510 Euro ab 1. Januar 2012 un d auf bis zu 1.612 Euro ab 1.

Januar 2015 belaufen, wenn die Ersatzpflege durch Pflege personen sichergestellt wird, die

mit dem Pflegebedürftigen nicht bis zum zweiten Grad verw andt oder verschwägert sind und

nicht mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben.“

§ 39 Absatz 3 SGB XI wird wie folgt gefasst:

„Bei einer Ersatzpflege nach Absatz 1 kann der Leistungsbet rag um bis zu 1.612 Euro aus

noch nicht genommenen Mitteln der Kurzzeitpflege § 42 Ab satz 2 Satz 2 auf insgesamt

3.224 Euro im Kalenderjahr erhöht werden. Abweichend von S atz 1 ist der Anspruch auf Ver-

hinderungspflege in diesem Fall auf längstens acht Woche n pro Kalenderjahr beschränkt. Der

für die Verhinderungspflege in Anspruch genommene Erhöhu ngsbetrag wird auf den Leis-

tungsbetrag für eine Kurzzeitpflege nach § 42 Absatz 2 Satz 2 angerechnet.“

§ 37 Absatz 2 Satz 2 SGB XI wird wie folgt gefasst:

„Das bisher bezogene Pflegegeld wird während einer Kurzz eitpflege nach § 42 und einer Ver-

hinderungspflege nach § 39 fortgezahlt.“
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§ 38 Satz 4 SGB XI wird wie folgt gefasst:

„Anteiliges Pflegegeld wird während einer Kurzzeitpfle ge nach § 42 und einer Verhinde-

rungspflege nach § 39 fortgewährt.“

Sofern an der bestehenden Regelung zur Fortzahlung eines h älftigen Pflegegeldes festgehal-

ten wird, ist § 37 Absatz 2 Satz 2 SGB XI wie folgt zu fassen:

„Die Hälfte des bisher bezogenen Pflegegeldes wird wä hrend einer Kurzzeitpflege nach § 42

für bis zu acht Wochen je Kalendermonat und einer Verhinder ungspflege nach § 39 für bis zu

sechs Wochen je Kalendermonat fortgewährt.“

§ 38 Satz 4 SGB XI ist in diesem Fall wie folgt zu fassen:

„Anteiliges Pflegegeld wird während einer Kurzzeitpfle ge nach § 42 für bis zu acht Wochen je

Kalenderjahr und einer Verhinderungspflege nach § 39 für b is zu sechs Wochen je Kalender-

jahr in Höhe der Hälfte der der vor Beginn der Kurzzeit- o der Verhinderungspflege geleiste-

ten Höhe fortgewährt.“
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 10a) und b)

§ 40 Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnah men

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Leistungsbetrag der zum Verbrauch bestimmten Pflege hilfsmittel wird von 31 Euro auf

40 Euro monatlich sowie die Zuschüsse für Maßnahmen zur V erbesserung des individuellen

Wohnumfeldes von 2.557 Euro auf 4.000 Euro angehoben. Bei me hreren Anspruchsberech-

tigten erhöht sich der Betrag für wohnumfeldverbessernd e Maßnahmen von bis zu 10.228

Euro auf 16.000 Euro.

B) Stellungnahme

Da die Leistungsbeträge der zum Verbrauch bestimmten Pf legehilfsmittel sowie die Zuschüs-

se für Maßnahmen zur Verbesserung des individuellen Woh numfeldes seit Einführung der

Pflegeversicherung nicht erhöht wurden, ist die Leistungs erhöhung in dem Umfang sachge-

recht. Durch die Leistungserhöhung werden die Situation  der Anspruchsberechtigten und de-

ren Verbleib in ihrer häuslichen Umgebung verbessert.

Vor dem Hintergrund der Erhöhung der Zuschüsse für wohnu mfeldverbessernde Maßnahmen

sollte die Befristung der Anschubfinanzierung zur Gründ ung von ambulanten Wohngruppen

nach § 45e SGB XI unverändert bestehen bleiben (vgl. Stell ungnahme zu § 45e SGB XI).

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 11a)

§ 41 Abs. 2 Tagespflege und Nachtpflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Leistungsbeträge für die teilstationäre Pflege werd en unter Berücksichtigung der Dynami-

sierungsregelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe vo n 4 vom Hundert ange-

passt.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 11b) und c)

§ 41 Abs. 3-7 Tagespflege und Nachtpflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Ansprüche auf Leistungen der Tages- und Nachtpflege un d die Ansprüche auf ambulante

Pflegesachleistungen nach § 36 SGB XI, auf Pflegegeld nach § 37 SGB XI oder auf Kombinati-

onsleistung nach § 38 SGB XI werden gleichrangig nebenein ander gestellt. Die bisherige An-

rechnung der Inanspruchnahme von Leistungen der Tages- un d Nachtpflege auf die für am-

bulante Pflegeleistungen in der jeweiligen Pflegestufe z ur Verfügung stehenden Leistungsbe-

träge findet nicht mehr statt.

B) Stellungnahme

Durch die Gleichrangigkeit der ambulanten Leistungen (Pf legesachleistungen nach

§ 36 SGB XI, Pflegegeld nach § 37 SGB XI, Kombinationsleist ung nach § 38 SGB XI) und den

Leistungen der Tages- und Nachtpflege wird der Nachfragei mpuls nach der Tages- und

Nachtpflege erhöht und trägt dazu bei, dass die Tages- und N achtpflege als Baustein des Ge-

samtversorgungssystems gestärkt wird. Der Versicherte kann die Leistungen der Tages- und

Nachtpflege in Anspruch nehmen, ohne dass sich deren In anspruchnahme auf das Pflegegeld

oder die Pflegeeinsätze in der Zeit auswirkt, in der sich de r Versicherte in seinem häuslichen

Umfeld befindet und versorgt wird. Ihm stehen somit die amb ulanten Leistungen in vollem

Umfang zur Verfügung. Zugleich entfällt die für den Versi cherten oft nicht nachvollziehbare

Berechnung der Kombination der jeweiligen Leistungen. Für die Pflegekassen bedeutet dies

einen geringeren bürokratischen Aufwand.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 12a)

§ 42 Abs. 2 Kurzzeitpflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Leistungsbetrag der Kurzzeitpflege wird unter Berück sichtigung der Dynamisierungsre-

gelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 4 vom Hund ert angepasst.

Darüber hinaus wird der Anspruch auf Kurzzeitpflege flex ibler gestaltet und ausgebaut. Die

Kurzzeitpflege kann um den Leistungsbetrag der Verhinde rungspflege nach § 39 SGB XI er-

höht und um bis zu vier Wochen verlängert werden. Damit kön nen Leistungen der Kurzzeit-

pflege bis zu einem Gesamtwert von bis zu 3.224 Euro und bis zu einem Zeitraum von bis zu

acht Wochen in Anspruch genommen werden, soweit im Kalen derjahr keine Leistungen der

Verhinderungspflege in Anspruch genommen werden.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

Durch die Möglichkeit der Erhöhung der Kurzzeitpflege um  den Leistungsbetrag für die Ver-

hinderungspflege nach § 39 SGB XI und eine Verlängerung der zeitlichen Befristung von vier

auf acht Wochen wird die Kurzzeitpflege flexibler gestal tet und ausgedehnt. Die Inanspruch-

nahme der Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI muss jedoch in gleichem Umfang flexibel

gestaltet und ausgedehnt werden (vgl. Stellungnahme zu § 39 SGB XI).

Im Zusammenhang mit einer flexiblen und bedarfsgerechten Inanspruchnahme der Leistun-

gen der Verhinderungspflege sowie der zielgerichteten L eistungsverbesserung für pflegende

Angehörige ist das Pflegegeld nach § 37 SGB XI bzw. § 38 SGB XI nicht wie bisher zur Hälfte,

sondern in vollem Umfang während der Inanspruchnahme der Verhinderungs- und Kurzzeit-

pflege bis zu acht Wochen fortzuzahlen (vgl. Stellungnah me zu § 37 SGB XI). Die Änderung

des § 42 SGB XI sollte in der Umsetzung eng begleitet und in  ihren Auswirkungen evaluiert

werden.



Stellungnahme des GKV-Spitzenverbandes vom 22.09.2014

zum Gesetzentwurf für ein Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz

Seite 24 von 56

C) Änderungsvorschlag

§ 37 Absatz 2 Satz 2 SGB XI wird wie folgt gefasst:

„Das bisher bezogene Pflegegeld wird während einer Kurzz eitpflege nach § 42 und einer Ver-

hinderungspflege nach § 39 fortgewährt.“

§ 38 Satz 4 SGB XI wird wie folgt gefasst:

„Anteiliges Pflegegeld wird während einer Kurzzeitpfle ge nach § 42 und einer Verhinde-

rungspflege nach § 39 fortgewährt.“

Sofern an der bestehenden Regelung zur Fortzahlung eines h älftigen Pflegegeldes festgehal-

ten wird, ist § 37 Absatz 2 Satz 2 SGB XI wie folgt zu fassen:

„Die Hälfte des bisher bezogenen Pflegegeldes wird wä hrend einer Kurzzeitpflege nach § 42

für bis zu acht Wochen je Kalendermonat und einer Verhinder ungspflege nach § 39 für bis zu

sechs Wochen je Kalendermonat fortgewährt.“

§ 38 Satz 4 SGB XI ist in diesem Fall wie folgt zu fassen:

„Anteiliges Pflegegeld wird während einer Kurzzeitpfle ge nach § 42 für bis zu acht Wochen je

Kalenderjahr und einer Verhinderungspflege nach § 39 für b is zu sechs Wochen je Kalender-

jahr in Höhe der Hälfte der der vor Beginn der Kurzzeit- o der Verhinderungspflege geleiste-

ten Höhe fortgewährt.“
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 12b)

§ 42 Abs. 3 Kurzzeitpflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

In begründeten Einzelfällen kann die Kurzzeitpflege au ch in geeigneten Einrichtungen der

Hilfe für behinderte Menschen und anderen geeigneten Einr ichtungen in Anspruch genom-

men werden, wenn die Pflege in einer von den Pflegekassen zu r Kurzzeitpflege zugelassenen

Pflegeeinrichtung nicht möglich ist oder nicht zumutbar er scheint. Dieser Anspruch steht

bisher pflegebedürftigen behinderten Kindern, Jugendli chen und jungen Erwachsenen zu, die

zu Hause gepflegt werden und das 25. Lebensjahr noch nicht v ollendet haben. Die Alters-

grenze von 25 Jahren entfällt.

B) Stellungnahme

Nach dem Wegfall der Altersgrenze und damit einer altersun abhängigen Inanspruchnahme

der Kurzzeitpflege in Einrichtungen der Hilfe für behinde rte Menschen und anderen geeigne-

ten Einrichtungen im Einzelfall muss weiterhin die Anspr uchsvoraussetzung gelten, dass die

Pflege in einer von der Pflegekasse zur Kurzzeitpflege zu gelassenen Pflegeeinrichtung nicht

möglich ist oder nicht zumutbar erscheint.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 13

§ 43 Vollstationäre Pflege, Inhalt der Leistung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Leistungsbeträge der stationären Pflegeleistungen i n den Pflegestufen I bis III und in den

Härtefällen der Stufe III werden unter Berücksichtigung  der Dynamisierungsregelungen nach

§ 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 4 vom Hundert angepass t.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 14

§ 43a Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe fü r behinderte Menschen, Inhalt der Leis-

tung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Betrag der Aufwendungen für die Pflege in vollstatio nären Einrichtungen der Hilfe für be-

hinderte Menschen wird unter Berücksichtigung der Dynami sierungsregelungen nach § 30

SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 4 vom Hundert angepasst.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung des Leistungsbetrages mit Wirkung zum 1. Janu ar 2015 wird begrüßt.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 15

Fünfter Abschnitt, Leistungen für Versicherte mit erhebl ichem allgemeinen Betreuungsbedarf und

Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Überschrift wird aufgrund der Einführung eines Ansp ruchs auf zusätzliche Betreuungs-

und Entlastungsleistungen in § 45b SGB XI auch für Pflegebe dürftige, die nicht die Vorausset-

zung des § 45a SGB XI erfüllen, ergänzt.

B) Stellungnahme

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufg rund des o. g. zusätzlichen An-

spruchs.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 16

§ 45a Berechtigter Personenkreis

A) Beabsichtigte Neuregelung

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufg rund der Einführung eines An-

spruchs auf zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleis tungen in § 45b SGB XI auch für

Pflegebedürftige, die nicht die Voraussetzungen des § 45 a SGB XI erfüllen.

B) Stellungnahme

Redaktionelle Folgeänderung

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 17

§ 45b Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Neben zusätzlichen Betreuungsleistungen werden sogena nnte zusätzliche Entlastungsleis-

tungen eingeführt, die insbesondere dazu dienen, trotz v orliegender Beeinträchtigungen die

eigene hauswirtschaftliche Versorgung sowie die eigenve rantwortliche Organisation individu-

ell benötigter Hilfestellungen sicherstellen zu können. Sie sollen damit zur Entlastung der

Pflegebedürftigen wie auch der Angehörigen und anderer Na hestehenden, die Pflegeverant-

wortung übernommen haben, beitragen. Der Kostenerstatt ungsanspruch kann nunmehr so-

wohl für Betreuungs- als auch für Entlastungsleistungen g enutzt werden.

Zusätzliche Entlastungsleistungen sollen durch zugela ssene Pflegedienste, sofern es sich um

Angebote der hauswirtschaftlichen Versorgung handelt, insbesondere aber durch nach

§ 45c SGB XI geförderte oder förderfähige niedrigschwellige Entlastungsangebote erbracht

werden können. Die Anerkennung niedrigschwelliger Entlast ungsangebote erfolgt, wie auch

die Anerkennung niedrigschwelliger Betreuungsangebote,  durch Landesrecht.

Die Leistungsbeträge für die Inanspruchnahme zusätzlich er Betreuungs- und Entlastungsleis-

tungen werden unter Berücksichtigung der Dynamisierung sregelung nach § 30 SGB XI um

4 vom Hundert erhöht.

Pflegebedürftige der Pflegestufen I, II und III, die nicht die Voraussetzungen des § 45a SGB XI

erfüllen und somit vorwiegend somatisch beeinträchtigt sind, erhalten ebenfalls einen An-

spruch auf zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistu ngen. Der Kostenerstattungsan-

spruch für diese Leistungen erstreckt sich auf bis zu 104 Eu ro monatlich.

Es wird klargestellt, dass insbesondere eine (Ko-)Finanzi erung der Inanspruchnahme der Be-

treuungs- und Entlastungsleistungen durch Mittel der Ve rhinderungspflege gemäß

§ 39 SGB XI für die Geltendmachung des Anspruchs auf zusät zliche Betreuungs- und Entlas-

tungsleistungen unschädlich ist.

Mit der Neuregelung wird eine neue Kombinationsleistung e ingeführt. Über den Anspruch auf

den Betreuungs- und Entlastungsbetrag hinaus, kann nunmeh r bis zur Hälfte der Sachleis-

tungsbeträge nach §§ 36 und 123 SGB XI für Leistungen niedri gschwelliger Betreuungs- und

Entlastungsangebote eingesetzt werden. Es gilt das Koste nerstattungsprinzip.

Anspruchsberechtigte, die das Sachleistungsbudget nac h §§ 36 oder 123 SGB XI für nied-

rigschwellige Betreuungs- und Entlastungsleistungen ant eilig nutzen, können in entspre-

chender Anwendung der Kombinationsregelung nach § 38 SGB  XI ein anteiliges Pflegegeld
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beziehen.

B) Stellungnahme

Mit der Einführung einer Entlastungsleistung sowohl für v orwiegend kognitiv als auch soma-

tisch beeinträchtigte Pflegebedürftige bei gleichzeit iger Öffnung der zusätzlichen Betreu-

ungsleistungen für alle Pflegebedürftigen wird eine Empfeh lung des Expertenbeirats zur kon-

kreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedürftigkeitsbeg riffs umgesetzt. Insgesamt werden

niedrigschwellige Angebote und flexiblere Versorgungsar rangements gefördert, die häusliche

Pflege gestärkt und Angehörige entlastet. Diese Neuregelu ng wird unterstützt.

Die Klarstellung, dass die Erstattung von Aufwendungen n ach § 45b SGB XI auch erfolgt,

wenn für die Finanzierung der Betreuungs- und Entlastungs leistungen Mittel der Verhinde-

rungspflege gemäß § 39 SGB XI eingesetzt werden, wird begr üßt. Ebenso wird eine Anhebung

der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Januar 2015 befürw ortet.

Der Ausbau von niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlas tungsleistungen wird begrüßt.

Auch der in diesem Zusammenhang nunmehr formulierte Gru ndsatz wird unterstützt, dass

die Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung im Ei nzelfall sicherzustellen sind. Zur

gesetzlichen Regelungen einer Finanzierung von niedrigsc hwelligen Betreuungs- und Entlas-

tungsleistungen aus Mitteln des hälftigen Sachleistung sbetrags, ist das Folgende anzumer-

ken:

Zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen soll en insbesondere durch nach Landes-

recht anerkannte niedrigschwellige Angebote erbracht we rden können. Die Sachleistungen

nach §§ 36 bzw. 124 SGB XI werden dagegen durch Leistungse rbringer erbracht, die von den

Landesverbänden der Pflegekassen zugelassen sind und di e besondere gesetzliche und ver-

tragliche Anforderungen, insbesondere im Hinblick auf ei ne umfassende Qualitätssicherung,

zu erfüllen haben. Die beabsichtigte Neuregelung sollte d eshalb sicherstellen, dass die Län-

der über die Rechtsverordnungen zur Anerkennung von niedri gschwelligen Betreuungs- und

Entlastungsangeboten einheitliche Qualitätsanforderun gen festlegen.
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Zudem besteht für den Versicherten das Risiko einer unsich eren Refinanzierung der in An-

spruch genommenen niedrigschwelligen Leistungen. Grund h ierfür ist, dass die Pflegekasse

den in einem Monat für die Kostenerstattung verbleibende n Betrag in der Regel erst nach Ab-

lauf des jeweiligen Monats ermitteln kann und der Versich erte hinsichtlich der in Anspruch

genommenen niedrigschwelligen Leistungen in Vorleistung treten muss. Insbesondere bei

Versicherten, welche die Kombinationsleistung aus Pflege geld und Pflegesachleistung monat-

lich in Anspruch nehmen, kann es zu Rückerstattungen bzw. zu  Verrechnungen von zu viel

gezahltem Pflegegeld kommen.

C) Änderungsvorschlag

Die beabsichtigte Regelung ist im Sinne der vorstehenden A usführungen anzupassen.
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 18

§ 45c Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen

A) Beabsichtigte Neuregelung

In Anlehnung an die Regelung zur Förderung von niedrigschw elligen Betreuungsangeboten

wird als Folgeregelung der Einführung einer Entlastungsl eistung in § 45b SGB XI auch die

Förderung von niedrigschwelligen Entlastungsangeboten e rmöglicht. Darüber hinaus erfolgt

eine Konkretisierung der Leistungen, die durch niedrigsc hwellige Entlastungsangebote er-

bracht werden.

B) Stellungnahme

Die Fördermöglichkeit von niedrigschwelligen Entlastung sangeboten als Folgeregelung zu

§ 45b SGB XI wird begrüßt.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 19

§ 45e Anschubfinanzierung zur Gründung von ambulant betreu ten Wohngruppen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Es wird klargestellt, dass die Umgestaltungsmaßnahme n auch vor der Gründung der Wohn-

gruppe und dem Einzug in die gemeinsame Wohnung erfolgen ka nn und damit noch vor Be-

stehen eines Anspruchs auf den Wohngruppenzuschlag nach § 38a SGB XI.

Zugleich wird die Befristung der Anschubfinanzierung zu m 31. Dezember 2015 gestrichen.

Die Förderung der Neugründung von ambulant betreuten Wohn gruppen erfolgt somit bis

zum Ausschöpfen des Gesamtförderbetrages in Höhe von 30 M io. Euro.

B) Stellungnahme

Die Förderung neuer Wohnformen und Wohngruppen ist grundsä tzlich nachvollziehbar. Im

Jahr 2013 wurden lediglich Fördermittel in Höhe von 187,9 Ta usend Euro abgerufen. Die An-

schubfinanzierung neuer Wohnformen ist nicht in dem vom Ge setzgeber gewünschten Maß

angenommen worden. Auch ist der Begriff der Wohngemeinsc haft nach wie vor nicht klar und

abgrenzbar definiert (vgl. auch die Stellungnahme zu § 38 a SGB XI). Die Neuregelung, dass

die Umgestaltungsmaßnahmen vor Gründung und Einzug vorge nommen werden, ist nicht

praktikabel. Zu diesem Zeitpunkt kann nicht festgestellt  werden, ob die Voraussetzungen des

Anspruchs auf den Wohngruppenzuschlag nach § 38a SGB XI be i den Anspruchsberechtigten

vorliegen.

Zugleich ist es problematisch, dass diese Pflegeinfrastr uktur ausschließlich über die Pflege-

kassen finanziert werden soll und somit die Länder, Komm unen und die Wohnungswirtschaft

ihrer Verantwortung enthoben werden. Die Regelung führt z u einer einseitigen Verschiebung

zu Lasten der sozialen Pflegeversicherung. Außerdem wer den Pflegebedürftige, die nicht in

Wohngruppen nach § 38a SGB XI, sondern in der eigenen Häusl ichkeit oder im betreuten

Wohnen leben, benachteiligt, da diese lediglich den Z uschuss für wohnumfeldverbessernde

Maßnahmen erhalten und nicht die hier vorgesehene zusätzl iche Förderung. Vor dem Hinter-

grund der Erhöhung des Zuschusses für wohnumfeldverbesser nde Maßnahmen, auch beim

Zusammenleben mehrerer Anspruchsberechtigter in einer Woh nung, wird das individuelle

Wohnumfeld der Anspruchsberechtigten verbessert. Die zei tliche Befristung bis zum 31. De-

zember 2015 muss bestehen bleiben.

C) Änderungsvorschlag

Die Änderungen in § 45e SGB XI sind zu streichen.
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 20

§ 46 Pflegekassen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die zusätzlichen Beitragseinnahmen, die in Höhe von 0,1 Beitragssatzpunkten dem Vorsorge-

fonds der sozialen Pflegeversicherung zugeführt werden , erhöhen den Verwaltungsaufwand

der Pflegekassen nicht. Mit der Änderung wird sichergeste llt, dass diese zusätzlichen Bei-

tragseinnahmen nicht zu einer ungerechtfertigten Erhöhun g der von den Pflegekassen an die

Krankenkassen in Höhe von unverändert 3,5 vom Hundert des Mittelwertes von Leistungs-

aufwendungen und Beitragseinnahmen pauschal zu erstatt enden Verwaltungskosten führt.

B) Stellungnahme

Der Verwaltungsaufwand der Pflegekassen erhöht sich durc h die zusätzlichen Beitragsein-

nahmen nicht. Die Änderung ist deshalb sachgerecht.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 21

§ 55 Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Beitragssatz in der Pflegeversicherung wird zum 1. Jan uar 2015 auf 2,35 vom Hundert

festgesetzt.

B) Stellungnahme

Unter der politisch gesetzten Maßgabe, die Pflegeversic herung weiterzuentwickeln, Leistun-

gen zu dynamisieren und auszubauen und zu diesem Zweck auch die finanziellen Grundlagen

der Pflegeversicherung zu stärken, ist die Festsetzung d es Beitragssatzes auf 2,35 vom Hun-

dert konsequent.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 22

§ 57 Beitragspflichtige Einnahmen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Änderung, di e den redaktionellen Verweis durch

Angabe des betreffenden Satzes in Absatz 3 SGB XI präzisi ert.

B) Stellungnahme

Die Änderung ist rein redaktioneller Natur.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 23

§ 58 Tragung der Beiträge bei versicherungspflichtig Besch äftigten

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Arbeitnehmeranteil bleibt unverändert, soweit im Kale nderjahr 2017 anlässlich des 500-

jährigen Jubiläums des Reformationstages einmalig ein Fei ertag eingeführt wird.

B) Stellungnahme

Die Regelung hat deklaratorischen Charakter – sie ist r egelungstechnisch nicht erforderlich.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 24

Siebtes Kapitel, Vierter Abschnitt, Wirtschaftlichkeit sprüfungen und Qualitätssicherung

A) Beabsichtigte Neuregelung

In der Überschrift des Vierten Abschnitts werden die W örter „und Qualitätssicherung“ gestri-

chen.

B) Stellungnahme

Diese redaktionelle Änderung ist sachgerecht. Die Qualitä tssicherung wird im Elften Kapitel

geregelt.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 25

§ 87a Berechnung und Zahlung des Heimentgelts

A) Beabsichtigte Neuregelung

In Absatz 4 SGB XI wird der finanzielle Anerkennungsbetr ag unter Berücksichtigung der Dy-

namisierungsregelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2014 in H öhe von 4 vom Hundert an-

gepasst.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 26a) bis d)

§ 87b Zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stationär en Pflegeeinrichtungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die bestehenden zusätzlichen Betreuungsleistungen für  Pflegebedürftige mit erheblichem

allgemeinem Betreuungsbedarf in voll- und teilstationäre n Pflegeeinrichtungen werden mit

der Neuregelung weiter ausgebaut und auf alle Bewohner bzw . Pflegegäste in den Einrichtun-

gen ausgedehnt. Die derzeitige Betreuungsrelation von ein er Betreuungskraft pro 24 Bewoh-

ner bzw. Pflegegäste wird erhöht. Die Vertragsparteien sol len in der Regel eine Betreuungs-

kraft für 20 anspruchsberechtigte Personen vorsehen.

B) Stellungnahme

Die zusätzliche Betreuung nach § 87b SGB XI hat sich aus Sicht  der Pflegekassen bewährt.

Dies ist auch das Ergebnis einer Evaluationsstudie im Auft rag des GKV-Spitzenverbandes, die

2011 durchgeführt wurde. Derzeit haben 90 vom Hundert all er vollstationären Pflegeeinrich-

tungen mit den Pflegekassen Vergütungszuschläge nach § 87 b SGB XI vereinbart; im teilstati-

onären Bereich sind es rund 50 vom Hundert der Einrichtung en. Eine Ausweitung der Leis-

tungen auf alle Bewohner bzw. auf alle Pflegegäste einer Pf legeeinrichtung, einschließlich der

Personen mit einem Hilfebedarf, der nicht das Ausmaß der Pflegestufe I erreicht, wird befür-

wortet. Eine Verbesserung der Betreuungsrelation von einer Betreuungskraft pro 20 an-

spruchsberechtigte Personen wird begrüßt.

C) Änderungsvorschlag

Aufgrund des Geltungsbereichs auch für teilstationäre Pf legeeinrichtungen ist eine weitere

redaktionelle Änderung in § 87b Abs. 1 Satz 3 SGB XI erforderl ich. Es wird vorgeschlagen,

den Begriff „Heimvertrag“ durch einen Begriff zu ersetzen , der sowohl für voll- als auch für

teilstationäre Pflegeeinrichtungen Anwendung findet.
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 27

§ 114 Qualitätsprüfungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Sofern es bei einer Qualitätsprüfung Hinweise auf eine nich t fachgerechte Pflege bei einem

Pflegebedürftigen, der nicht in die Prüfung einbezogen is t, gibt, ist dieser unter Beachtung

der datenschutzrechtlichen Bestimmungen in die Prüfung einzubeziehen. Die Prüfung ist ins-

gesamt als Anlassprüfung durchzuführen.

B) Stellungnahme

Hierbei handelt es sich um eine gesetzliche Klarstellung.  In der Praxis erfolgt die Qualitäts-

prüfung bereits insgesamt als Anlassprüfung, wenn sich b ei Regel- oder Wiederholungsprü-

fungen Anhaltspunkte für eine nicht fachgerechte Pflege erg eben, die nicht von der in den

Transparenzvereinbarungen nach § 115 Abs. 1a SGB XI vereinba rten zufallsgesteuerten Aus-

wahl (Zufallsstichprobe) erfasst werden. Die Stichprobe i st dann durch die betroffenen Pfle-

gebedürftigen zu ergänzen.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 28a) bis b)

§ 115 Ergebnisse von Qualitätsprüfungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Bei Anlassprüfungen gehen die Ergebnisse aller in die Prüf ung einbezogenen Personen in die

Bewertung mit ein und werden bei der Darstellung der Qual ität im Transparenzbericht be-

rücksichtigt. Im Transparenzbericht ist auf die Art der Pr üfung als Anlass-, Regel- oder Wie-

derholungsprüfung hinzuweisen.

B) Stellungnahme

Die Intention dieser Regelung ist nachvollziehbar. In die Pflege-Transparenzberichte fließen

die Ergebnisse der nach § 115 Absatz 1a SGB XI vereinbarten Zufallsstichproben ein. Damit

wird die Vergleichbarkeit der Ergebnisse sichergestel lt. Die Ergebnisse von Personen, die im

Rahmen einer Anlassprüfung aufgrund einer nicht fachgerec hten Pflege zusätzlich in die Prü-

fung einbezogen werden, werden ausschließlich im Prüfber icht dargestellt. Eine Information

der Verbraucher findet über die Veröffentlichung der Transp arenzberichte somit nicht statt.

Es ist sachgerecht, bei Anlassprüfungen mit dem Hinweis auf  die Art der Prüfung von der Zu-

fallsstichprobe abzuweichen und den Verbraucher über da s Gesamtergebnis der Prüfung zu

informieren.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 29a)

§ 123 Abs. 2 Übergangsregelung: Verbesserte Pflegeleistun gen für Personen mit erheblich einge-

schränkter Alltagskompetenz

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Beträge für die Übergangsleistungen für Versicherte ohne Pflegestufe, die in ihrer All-

tagskompetenz erheblich eingeschränkt sind, werden unte r Berücksichtigung der Dynamisie-

rungsregelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 2, 67 vom Hundert ange-

passt.

Zugleich werden die Ansprüche auf ambulante Leistungen v on Versicherten ohne Pflegestufe

mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz bis zum I nkrafttreten eines neuen Pflegebe-

dürftigkeitsbegriffs erweitert. Sie können die Leistungen  der Tages- und Nachtpflege nach

§ 41 SGB XI in Höhe der Pflegesachleistungen sowie die Leis tungen der Kurzzeitpflege nach

§ 42 SGB XI in Anspruch nehmen. Als Mitglied einer ambulant betreuten Wohngruppe steht

ihnen ein Anspruch auf den Wohngruppenzuschlag nach § 38a S GB XI und die Anschubfinan-

zierung nach § 45e SGB XI zu.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

Durch die Ausweitung des Anspruchs auf Leistungen der Tag es- und Nachtpflege nach

§ 41 SGB XI, der Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI sowie auf  den Wohngruppenzuschlag nach

§ 38a SGB XI und die Anschubfinanzierung nach § 45e SGB XI für  Versicherte ohne Pflegestu-

fe mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz wird si chergestellt, dass die ambulanten

Leistungen der sozialen Pflegeversicherung allen Leistun gsempfängern der sozialen Pflege-

versicherung zur Verfügung gestellt werden. In diesem Z usammenhang ist daher aus Grün-

den der Gleichbehandlung der Anspruch auf einen Zuschuss z u den pflegebedingten Auf-

wendungen nach § 43 Abs. 4 SGB XI in Höhe des Pflegesachleist ungsanspruchs nach

§ 123 Abs. 2 Nr. 2 SGB XI zu erweitern, unabhängig davon, ob di e vollstationäre Pflege erfor-

derlich ist oder nicht.

C) Änderungsvorschlag

Die Angabe in § 123 Abs. 2 SGB XI „§§ 39, 40“ wird durch die An gabe „38a, 39, 40, 41, 42,

43 Abs. 4 und 45e“ ersetzt.
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 29b) und c)

§ 123 Abs. 3 und 4 Übergangsregelung: Verbesserte Pflegelei stungen für Personen mit erheblich

eingeschränkter Alltagskompetenz

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Beträge für die Übergangsleistungen für Pflegebedü rftige mit der Pflegestufe I oder II, die

in ihrer Alltagskompetenz erheblich eingeschränkt sind, werden unter Berücksichtigung der

Dynamisierungsregelung nach § 30 SGB XI zum 1. Januar 2015 in Höhe von 2,67 vom Hun-

dert angepasst.

Darüber hinaus erhöhen sich die Leistungen für die Tages- un d Nachtpflege auf die Höhe der

Pflegesachleistungen nach § 123 Abs. 3 und 4 SGB XI.

B) Stellungnahme

Eine Anhebung der Leistungsbeträge mit Wirkung zum 1. Janua r 2015 wird begrüßt.

Durch die Anhebung der Beträge für die Leistungen der Ta ges- und Nachtpflege nach

§ 41 SGB XI auf die Höhe der Pflegesachleistungen für Pfleg ebedürftige der Pflegestufe I nach

§ 123 Abs. 3 SGB XI und für Pflegebedürftige der Pflegestufe  II nach § 123 Abs. 4 SGB XI fin-

den die erhöhten Leistungen für in der Alltagskompetenz erh eblich eingeschränkte Pflegebe-

dürftige nunmehr auch für Leistungen der Tages- und Nachtpf lege Berücksichtigung. Dem

erhöhten Bedarf an allgemeiner Beaufsichtigung und Betreu ung dieses Personenkreises wird

somit Rechnung getragen.

C) Änderungsvorschlag

Keiner
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 30

Vierzehntes Kapitel, Bildung eines Pflegevorsorgefonds

A) Beabsichtigte Neuregelung

In der sozialen Pflegeversicherung wird ein Sondervermögen unter dem Namen „Vorsorge-

fonds der sozialen Pflegeversicherung“ errichtet. Das So ndervermögen dient der langfristigen

Stabilisierung der Beitragsentwicklung. Es darf nur zur Finanzierung der Leistungsaufwen-

dungen der sozialen Pflegeversicherung verwendet werde n. Das Sondervermögen ist nicht

rechtsfähig. Die Verwaltung und die Anlage der Mittel w erden der Deutschen Bundesbank

übertragen. Die Anlage der Mittel ist entsprechend den Vo rgaben der Anlagerichtlinien für

den ebenfalls von der Bundesbank verwalteten Versorgungs fonds des Bundes vorzunehmen.

Das Bundesversicherungsamt führt dem Sondervermögen vie rteljährlich zu Lasten des Aus-

gleichsfonds einen Beitrag zu, der 0,025 vom Hundert der  beitragspflichtigen Einnahmen der

sozialen Pflegeversicherung des Vorjahres entspricht. D ie Zuführung erfolgt erstmals zum

15. April 2015 und endet mit der Zahlung für das Jahr 2033. A b dem Jahr 2035 kann das

Sondervermögen zur Sicherung der Beitragssatzstabilitä t der sozialen Pflegeversicherung

verwendet werden, die nicht auf über eine allgemeine Dyna misierung der Leistungen hinaus-

gehenden Leistungsverbesserungen beruht. Pro Jahr darf al lenfalls der 20. Teil des Realwer-

tes des vorhandenen Mittelbestandes ausgegeben werden,  damit die Mittel bis 2055 reichen

und nicht in kürzester Zeit ausgeschöpft sind. Nach Auszahl ung des Vermögens gilt das Son-

dervermögen als aufgelöst.

B) Stellungnahme

Angesichts der demographischen Entwicklung, gibt es Grün de, die zukünftige Belastung der

sozialen Pflegeversicherung abzufedern. Die vorgeschlag ene kollektive Vermögensbildung

folgt dem Solidarprinzip der sozialen Pflegeversicherun g. Es ist jedoch fraglich, ob die von

der Politik gesteckten Ziele einer langfristigen Beitrag ssatzstabilisierung mit dieser Maßnah-

me alleine erreicht werden können. Der Pflegevorsorgefon ds erfüllt nicht die Anforderungen

einer Mündelsicherheit im herkömmlichen zivilrechtlich en Sinn. Für die Verwaltung der Mittel

des Pflegevorsorgefonds ist eine Anlageform vorgesehen, die über die nach § 1807 BGB zu-

gelassenen Regelanlageformen hinausgeht und derzeit ebe nfalls nicht für die Verwaltung der

Mittel von Versicherungsträgern nach § 83 SGB IV zugelassen ist. Damit ist eine Anlage in

Aktien möglich, die derzeit nicht zu den mündelsicheren An lagen gehören. Ebenso kritisch zu

bewerten ist, dass die Mittel des Pflegevorsorgefonds w eiter in Aktien und Aktienfonds ange-

legt sein können, obwohl der Pflegevorsorgefonds berei ts ausgezahlt wird. Zudem handelt es

sich bei der vorgeschlagenen Regelung zum Vorsorgefonds lediglich um eine „Kann-

Vorschrift“. Eine Verpflichtung zur Verwendung des Sond ervermögens zur Sicherung der Bei-
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tragssatzstabilität ist darin nicht ausdrücklich enthalt en. Deshalb ist darauf zu achten, dass

die Mittel des Fonds nur für den vorgesehenen Zweck verwe ndet werden.

C) Änderungsvorschlag

Sollte an der Einführung eines Pflegevorsorgefonds festg ehalten werden, ist auf eine sichere

Anlageform und eine zweckbestimmte Mittelverwendung zu ac hten.
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III. Ergänzender Änderungsbedarf aus Sicht des GKV-

Spitzenverbandes

Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

§ 18 Abs. 3a Satz 1a SGB XI neu Beauftragung unabhängiger Guta chter

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Pflegekassen sind gemäß § 18 Abs. 3a Satz 1 Nr. 2 SGB XI zur B eauftragung von unab-

hängigen Gutachtern verpflichtet, wenn innerhalb von vie r Wochen ab Antragstellung zur

Feststellung von Pflegebedürftigkeit keine Begutachtun g erfolgt ist. Diese Pflicht soll entfal-

len, wenn die Pflegekasse die Verzögerung nicht zu vertr eten hat.

B) Stellungnahme

Die Regelung des § 18 Abs. 3a SGB XI sieht bei der Pflicht zu r Beauftragung unabhängiger

Gutachter anders als bei der Strafzahlung im Fall der Fri stüberschreitung keine Ausnahmetat-

bestände vor. In der Folge haben die Pflegekassen somit d ie Begutachtung durch andere Gut-

achter anzubieten, auch wenn sie und der Medizinische Di enst der Krankenversicherung die

Verzögerung nicht zu vertreten haben. Der Verzicht auf eine n Ausnahmetatbestand kann in-

sofern dazu führen, dass zum Abschluss der Begutachtung innerhalb der vierwöchigen Frist

auf relevante Informationen verzichtet wird oder möglich st die Begutachtung nach Aktenlage

erfolgen muss.

C) Änderungsvorschlag

In § 18 SGB XI Absatz 3a wird nach Satz 1 folgender Satz eing efügt:

„Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn die Pflegekasse die Ver zögerung nicht zu vertreten hat.“
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB XI Überprüfung der Notwendigkeit bei Pfl egehilfsmittel

A) Beabsichtigte Neuregelung

Nach § 40 Abs. 1 Satz 2 SGB XI sind die Pflegekassen verpflich tet, die Notwendigkeit der Ver-

sorgung mit den beantragten Pflegehilfsmitteln unter Be teiligung einer Pflegefachkraft oder

des Medizinischen Dienstes zu überprüfen. Die Pflicht zur  Beteiligung einer Pflegefachkraft

oder des Medizinischen Dienstes soll entfallen. § 40 Abs. 1 Satz 2 SGB XI soll stattdessen als

„Kann-Regelung“ entsprechend den gültigen Regelungen i n der Gesetzlichen Krankenversi-

cherung ausgestaltet werden.

B) Stellungnahme

Die bislang bestehende Pflicht der Pflegekassen, die N otwendigkeit der Versorgung mit den

beantragten Pflegehilfsmitteln unter Beteiligung einer Pflegefachkraft oder des Medizinischen

Dienstes zu überprüfen, bezieht sich auch auf extrem gering preisige und fallzahlenstarke

Produktbereiche und führt in der Praxis zu einem unverhält nismäßigen Ressourcen- und Ver-

waltungskostenaufwand.

Eine vergleichbare zwingende Einschaltung des Medizinisc hen Dienstes ist in den für Hilfsmit-

tel der Gesetzlichen Krankenversicherung maßgeblichen V orschriften der §§ 33 und

275 SGB V nicht vorgesehen. In § 275 Abs. 3 SGB V hat der Gesetz geber geregelt, dass die

Krankenkassen in geeigneten Fällen durch den Medizinisc hen Dienst vor Bewilligung eines

Hilfsmittels prüfen lassen können, ob das Hilfsmittel er forderlich ist. Die Einschaltung des

medizinischen Dienstes ist somit ganz ausdrücklich in das E rmessen der Krankenkasse ge-

stellt.

Auch vor dem Hintergrund der Neuregelung des § 40 Abs. 5 SGB XI zur pauschalen Kosten-

aufteilung doppelfunktionaler Hilfsmittel ist es nicht nac hvollziehbar, dass für die Versiche-

rungszweige der Kranken- und Pflegeversicherung untersch iedliche Maßstäbe an eine medi-

zinische Überprüfung beantragter Leistungen gestellt werden.



Stellungnahme des GKV-Spitzenverbandes vom 22.09.2014

zum Gesetzentwurf für ein Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz

Seite 50 von 56

C) Änderungsvorschlag

Der Wortlaut des § 40 Abs. 1 SGB XI wird an die für die Geset zliche Krankenversicherung ent-

sprechend gültigen Regelungen angepasst.

§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB XI wird wie folgt gefasst:

„Die Pflegekasse überprüft die Notwendigkeit der Versorg ung mit den beantragten Pflege-

hilfsmitteln.“

Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Sie kann in geeigneten Fällen die Notwendigkeit durch de n Medizinischen Dienst prüfen las-

sen.“
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Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

§ 114 a Abs. 1 Satz 3 SGB XI Durchführung von Qualitätsprüfung en in ambulanten Pflege-

einrichtungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Zukünftig müssen Anlassprüfungen wieder unangemeldet er folgen können.

B) Stellungnahme

Mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz, das am 1. Juli 20 08 in Kraft getreten ist, wurde die

Häufigkeit von Qualitätsprüfungen im ambulanten und stati onären Bereich erhöht (jährliche

Regelprüfung) und klargestellt, dass Prüfungen grundsätz lich unangemeldet durchzuführen

sind.

Während Prüfungen in stationären Pflegeeinrichtungen g em. § 114a Abs. 1 Satz 2 SGB XI

auch weiterhin „grundsätzlich unangemeldet durchzufüh ren“ sind, wurde durch das Pflege-

Neuausrichtungs-Gesetz vom 23. Oktober 2012 gesetzlich ge regelt, dass „Qualitätsprüfun-

gen in ambulanten Pflegeeinrichtungen“ „am Tag zuvor anzuk ündigen“ sind.

Der Gesetzgeber ist dabei nach der Gesetzesbegründung da von ausgegangen, dass bei der

Prüfung von ambulanten Pflegediensten in der Praxis ohneh in vielfach eine Prüfankündigung

am vorherigen Tag stattfinde, um die Anwesenheit der Pfleg edienstleitung und die organisa-

torische Durchführung der jährlichen Regelprüfung sich erzustellen. Die Pflegedienstleitung

sei in ambulanten Einrichtungen oft selbst in die Pflege e ingebunden und damit bei unange-

meldeter Prüfung nicht erreichbar. Im Unterschied dazu sei in stationären Einrichtungen, in

denen ggf. die Pflegedienstleitung auch in der Pflege ein gebunden ist, diese zumindest im-

mer vor Ort.

Im Ergebnis der durch das Pflege-Neuausrichtungs-Geset z erfolgten Gesetzesänderung sind

gem. § 114a Abs. 1 Satz 3 SGB XI seither aber ausnahmslos alle Qualitätsprüfungen im Sinne

des § 114a SGB XI am Tag zuvor anzukündigen, nicht lediglich die jährliche Regelprüfung.

Folglich sind seither insbesondere auch Anlassprüfungen b ereits am Tag zuvor anzukündi-

gen.

Anlassbezogene Prüfungen werden nach der Gesetzesbegrü ndung zum Pflege-

Weiterentwicklungsgesetz durchgeführt, „wenn Anhaltsp unkte für Qualitätsdefizite vorlie-

gen“. Die vorherige Ankündigung läuft somit dem Sinn und Zw eck von Anlassprüfungen ge-

radezu entgegen. Anlassprüfungen müssen deshalb wieder unangemeldet erfolgen können,

insbesondere wenn konkrete Hinweise auf Gewalt in der Pfleg e, schwere Fehler bei der Medi-

kamentenversorgung, unkorrekte Abrechnung der erbrachte n grundpflegerischen Leitungen

oder Fehlverhalten im Gesundheitswesen im Sinne der §§ 197 a Abs. 2 SGB V, 47a SGB XI vor-
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liegen. Der Schutz der Pflegebedürftigen gebietet es, das s bei konkreten Anhaltspunkten für

Qualitätsdefizite sofort gehandelt und nicht die Frist ei ngehalten werden muss (einen Tag).

C) Änderungsvorschlag

§ 114a Absatz 1 Satz 3 SGB XI ist wie folgt zu fassen:

„Qualitätsprüfungen in ambulanten Pflegeeinrichtungen  sind grundsätzlich am Tag zuvor an-

zukündigen; Anlassprüfungen können auch unangemeldet erf olgen.“
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IV. Stellungnahme zum Antrag der Fraktion DIE LINKE  (18/1 953)

(Drucksache 18/1953)

Menschenrecht auf gute Pflege verwirklichen – Soziale Pfle geversicherung solidarisch weiterent-

wickeln

Die Fraktion DIE LINKE erwartet eine grundlegende Reform d er Pflegeversicherung mit dem Ziel

der Neuausrichtung der Pflege, die sich an den Bedürfniss en der Pflegebedürftigen und ihrem

individuellen Bedarf orientiert sowie gesellschaftlich e Teilhabe ermöglicht. Hierzu müsse der vom

Expertenbeirat vorgeschlagene neue Pflegebedürftigkeit sbegriff zügig gesetzlich verankert und

umgesetzt werden und die gesellschaftliche Teilhabe und S tärkung der Alltagskompetenz im Vor-

dergrund stehen. Die Pflege müsse sich an dem Grad der indiv iduellen Selbstständigkeit und indi-

viduellen Ressourcen des Pflegebedürftigen orientieren und nicht an seinen jeweiligen Defiziten.

Gleichzeitig fordert DIE LINKE den Realverlust der Pfle geleistungen durch eine an der allgemeinen

Lohnentwicklung und Preisentwicklung orientierte jährl ich regelgebundene Leistungsdynamisie-

rung auszugleichen. Dadurch könnten auch die Rahmenbedin gungen für die Pflegekräfte verbes-

sert und die Angehörigen entlastet werden. Durch die Einf ührung einer solidarischen Gesund-

heitsversicherung in Form einer Bürgerversicherung soll die solidarische Finanzierung der Pflege-

versicherung langfristig gewährleistet werden.

Stellungnahme

Mit den Pflegestärkungsgesetzen 1 und 2, deren Umsetzung i n den Jahren 2015 und 2016 er-

folgt, werden sowohl weitere Leistungsverbesserungen fü r pflegebedürftige Menschen eingeführt

als auch die Einführung des Neuen Pflegebedürftigkeitsb egriff vollzogen.

Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs

In der notwendigen Weiterentwicklung der Pflegeversicher ung hat sich der GKV-Spitzenverband

dafür eingesetzt, dass die Einführung eines neuen Pflege bedürftigkeitsbegriffs auf der Basis wis-

senschaftlicher Erkenntnisse erfolgt. Die im April 2014 g estarteten Studien zur Praktikabilität des

Neuen Begutachtungsverfahren (NBA) und zu Leistungsaufwän den in der stationären Pflege sind

Teil dieser Einführung und Voraussetzung dafür, dass pra ktische Handhabung wie auch die sach-

liche Angemessenheit des Begutachtungsinstruments in  seiner aktuellen Form überprüft werden

als auch eine Grundlage für die leistungsrechtlichen Ents cheidungen zur Einführung eines neuen

Pflegebedürftigkeitsbegriffs bereitgestellt wird.
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Die Einschätzung der Selbstständigkeit und der Unterst ützungsbedarfe im Neuen Begutachtungs-

instrument (NBA) folgt einem erweiterten Begriff von Pfle gebedürftigkeit – es geht nicht nur um

die Empfehlung von Einzelmaßnahmen zur Kompensation von k örperlichen und kognitiven Defi-

ziten, sondern um eine umfassende, nicht auf den Faktor „Zeit “ basierende Einschätzung der Pfle-

gebedürftigkeit, die mit dem Fokus auf die Selbstständi gkeitspotenziale der pflegebedürftigen

Person auch Fragen nach Hilfsmitteln, wohnumfeldverbes sernden Maßnahmen als auch Angaben

zur Rehabilitationsfähigkeit und zu Leistungen zur medizi nischen Rehabilitation mit einbezieht.

Ein Schwerpunkt der oben genannten Studie liegt auf Prakti kabilität des Neuen Begutachtungsin-

struments im Hinblick auf die Einschätzung der Pflegebedü rftigkeit von Kindern und Jugendlichen

und die Frage, welche besonderen Herausforderungen si ch daraus ergeben. Um den spezifischen

Bedarfen von pflegebedürftigen Kindern im Alter bis 18 Mo nate in der Begutachtung gerecht zu

werden, hatte der Expertenbeirat zur konkreten Ausgestalt ung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-

griff bereits einen Vorschlag für einen eigenen Pflegegra d für diese Gruppe pflegebedürftiger

Kinder unterbreitet.

Entlastung pflegender Angehöriger

Die Entlastung pflegender Angehöriger ist den Pflegekass en ein wichtiges Anliegen. Sie sind ein

wesentlicher Bestandteil der häuslichen Pflege und Betr euung. Dadurch sind ihre seelischen und

körperlichen Belastungen sehr hoch. Daher unterstützen d ie Pflegekassen grundsätzlich Maß-

nahmen zur Entlastung von pflegenden Angehörigen. Die Pfle geversicherung sieht schon heute

Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegeperson oder d er Entlastung durch Kurzzeit- oder

Ersatzpflege vor. Weitere Leistungen, und vor allem die Fl exibilisierung der bereits vorhandenen

Entlastungsangebote, sind im Gesetzentwurf vorgesehen.

Infrastruktur

Der Antrag gibt keine Hinweise dazu, wie die „notwendige In frastruktur“ weiter ausgebaut werden

soll, um professionelle, unabhängige, wohnortnahe und barr ierefreie Beratung, Anleitung, Unter-

stützung und Superversion auf hohem Niveau flächendeckend sicherzustellen ist. Die Pflegekas-

sen kommen in diesem Bereich ihrem gesetzlichen Auftrag u mfassend nach. Im Übrigen sieht der

Koalitionsvertrag die Einrichtung einer Bund-Länder-A rbeitsgruppe unter Leitung des Bundesmi-

nisteriums für Gesundheit vor, um zu klären, wie die Rolle der Kommunen bei der Pflege noch

weiter gestärkt und ausgebaut werden kann. Insbesondere s oll geklärt werden, wie die Steue-

rungs- und Planungskompetenz für die regionale Pflegestr uktur gestärkt werden kann. Außerdem

sollen Kommunen stärker in die Strukturen der Pflege vera ntwortlich eingebunden werden.
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Wohn- und Versorgungsformen

Bereits in den letzten Jahren haben sich Wohn- und Versorg ungsformen für pflegebedürftige

Menschen ausdifferenziert, ihnen steht bereits heute ein vielfältiges Angebot an verschiedenen

Wohnformen zur Verfügung. Neben der pflegerischen Vers orgung im eigenen Zuhause durch An-

gehörige und nach Wahl durch ambulante Pflegedienste bie ten Service-Wohnen, ambulant be-

treute Wohngemeinschaften, andere Formen des gemeinschaf tlichen Wohnens wie auch das Woh-

nen in vollstationären Pflegeeinrichtungen eine regional  differenzierte Auswahl an betreuten

Wohnformen. Es ist davon auszugehen, dass sich diese Wohn formen für ältere und pflegebedürf-

tige Menschen weiter ausdifferenzieren werden. Um dem W unsch nach individuellem und selbst-

bestimmten Wohnen bei gleichzeitiger Versorgungssicherh eit gerecht zu werden, müssen die

vorhandenen Wohnpflegeangebote – fachlich und  wissensch aftlich gestützt – weiterentwickelt

werden.

Mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz (PNG) vom 29. Oktober 2012 hat der Gesetzgeber ein

Initiativprogramm zur Förderung neuer Wohnformen beschl ossen. Gemäß § 45f SGB XI wird hier-

über ein Modellprogramm zur wissenschaftlich gestützte n Weiterentwicklung und Förderung neu-

er Wohnformen ermöglicht. Der GKV-Spitzenverband ist mit d er Umsetzung des Modellpro-

gramms beauftragt, das eine sehr große Resonanz erfährt – bundesweit mehr als 200 Projekte

haben sich im Rahmen der zu Beginn des Jahres 2014 erfolgt en Ausschreibung beworben.

Personal

Die Forderung, dass in den ambulanten und stationären Ein richtungen eine ausreichende Aus-

stattung mit qualifiziertem Personal zu gewährleisten ist, ist selbstverständlich und bereits Ziel

aller bislang bestehender Regelungen und Vereinbarungen z ur Personalausstattung in Pflegeein-

richtungen. Diese Regelungen und Vereinbarungen werden a uf Landesebene getroffen. Hierzu

gehört auch die Möglichkeit, landesweite Verfahren zur Ermittlung des Personalbedarfs in den

Rahmenverträgen nach § 75 SGB XI zu vereinbaren. Die Festleg ung eines bundesweiten Standards

über eine qualitätsbezogene Personalbemessung würde ei nen Eingriff in die Strukturen der Pfle-

geselbstverwaltung darstellen. Die bundesweite konkre te Vorgabe einer Fachkraftquote von 50 %

in stationären Pflegeeinrichtungen ist darüber hinaus ni cht zeitgemäß. Seit der Ablösung des

bundesweit geltenden Heimgesetzes durch die jeweiligen h eimrechtlichen Regelungen der Bun-

desländer, liegt es im Ermessen der Länder, konkrete Regelu ngen zum Fachkraftverhältnis für

Einrichtungen festzulegen. Neuen Versorgungskonzepten, die auf einer besonderen Personalzu-

sammensetzung basieren, sollte im Übrigen nicht durch un flexible Festlegungen die Möglichkeit

der Erprobung genommen werden.
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Vergütung

Hinsichtlich der Vereinbarung einer angemessenen und le istungsgerechten Arbeitsvergütung für

Pflegekräfte kommt den Tarifparteien eine wichtige Aufga be zu. Die Landesverbände der Pflege-

kassen berücksichtigen, entsprechend den gesetzlichen V orgaben, Tarifabschlüsse in den Vergü-

tungen und Pflegesätze für Pflegeeinrichtungen. Bei Einr ichtungen ohne Tarifabschluss wird in

der Regel die Grundlohnsummenentwicklung unter Berücksi chtigung der Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts in den Entgelten abgebildet.
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I. Stellungnahme zu den Änderungsanträgen 

 

Ausschussdrucksache 18(14)0052.2  

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Art ikel 2a (neu) – Modellvorhaben zu 4  MRGN 

 

A) Beabsicht igte Neuregelung 

Die in § 115 Absatz 1 Satz 1 genannten Vertragspartn er sollen gemeinsam und einheitlich im 

Einvernehmen mit dem Robert-Koch-Institut die Durchf ührung eines Modellvorhabens nach § 

63 vereinbaren, um Erkenntnisse zur Effektivität und  zum Aufwand eines Screenings auf 

4MRGN (Multiresistente gramnegative Stäbchen mit ein er Resistenz gegen vier der vier Anti-

biotikagruppen) im Vorfeld eines planbaren Krankenh ausaufenthaltes zu gewinnen. 

 

B) Stellungnahme 

Primär angegangen werden sollte der unkritische Ein satz von Antibiotika. Die Anstrengungen 

aller Beteiligten müssen intensiviert werden. 

Der vom Gesetzgeber geplante Weg zur Einführung ein er Screeningleistung für Vertragsärzte 

ohne vorangehende Methoden- und Nutzenbewertung im G-BA ist ungewöhnlich. Ein Mo-

dellvorhaben, das eine repräsentative Evaluation zu r Schaffung einer Evidenzbasis vorsieht, 

mag sinnvoll sein, bevor über eine Tauglichkeit für die kollektivvertragliche Versorgung ent-

schieden werden kann. Ein wissenschaftlich fundiert es Evaluationskonzept zur Analyse des 

Patientennutzens ist unabdingbar. 

Beim vorgeschlagenen prästationären Screening, welc hes sich in einem Modellvorhaben aus-

schließlich auf die von der KRINKO definierten Risi kopatientengruppen beschränken dürfte, 

handelt es sich um eine Intervention, deren Nutzen f ür die betroffenen Patientinnen und Pati-

enten (Keimträger und Krankenhauspatienten, die sich  über diese möglicherweise infizieren 

können) nicht eindeutig belegt ist. Daher begrüßen wir ein entsprechendes Forschungsvorha-

ben zur Klärung, wobei die Finanzierung aus Forschu ngsmitteln erfolgen und die Durchfüh-

rung wissenschaftlich begleitet werden sollten. 

Eine gesetzliche Vorgabe zur Durchführung eines Mod ellvorhabens zum Screening auf 

4MRGN über einen neuen § 64c SGB V ist allerdings ni cht erforderlich, da seit dem 1. Juli 

2014 im KV-Bezirk Hamburg bereits eine Vereinbarung  zwischen der Kassenärztlichen Verei-

nigung und den Krankenkassen zur Durchführung des S creenings multiresistenter Erreger 
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(MRGN) im Vorwege von Krankenhausbehandlungen aussc hließlich bei Risikopatienten gemäß 

KRINKO-Empfehlung ein-schließlich eines Evaluationsv orhabens vereinbart wurde. 

 

C) Änderungsvorschlag 

Streichung der Regelung. 
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Ausschussdrucksache 18(14)0052.3  

Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes (KHEntgG) 

Art ikel 2b (neu) -  Verlängerung von Mehrleistungsabschlag und Versorgungszuschlag  

 

A) Beabsicht igte Neuregelung 

Der 2014 ausgelaufene Mehrleistungsabschlag wird du rch die dargelegte Neuregelung bis zu 

einer differenzierenden Anschlussregelung zur Menge nsteuerung auf unbestimmte Zeit ver-

längert. Für die Jahre ab 2014 ist ein jeweils zweijä hriger Abschlag vorgesehen. Die Höhe des 

Abschlages soll weiterhin 25 Prozent betragen. Die b isher geltenden Ausnahmeregelungen 

von den Mehrleistungsabschlägen bleiben bestehen. 

Die Verlängerung der Regelung soll aufkommensneutral  erfolgen. Für eine aufkommensneut-

rale Ausgestaltung der Kombination aus Mehrleistung sabschlag und Versorgungszuschlag ist 

anstelle der bisherigen gesetzlich fixierten Zuschl agshöhe die Höhe des Versorgungszu-

schlags ab 2015 jährlich neu durch die Vertragspart eien auf Landesebene in Abhängigkeit 

von der Summe der voraussichtlichen Mehrleistungsab schläge im Land zu vereinbaren. Dabei 

eintretende Fehlschätzungen sind jeweils im Folgejah r auszugleichen. Die erstmalige Verein-

barung hat zum 30.11.2014 für das Jahr 2015 zu erfol gen. 

Unter Verweis auf eine vermeintliche Doppelbelastun g durch die absenkende Berücksicht i-

gung zusätzlicher Leistungen bei der Vereinbarung d es Landesbasisfallwerts (§ 10 Abs. 3 

Satz 1 Nummer 4) in Verbindung mit der Erhebung des  zeitlich befristeten Mehrleistungsab-

schlags nach § 4 Abs. 2a wird neben dem Mehrleistun gsabschlag parallel auch der Versor-

gungszuschlag auf unbestimmte Dauer verlängert. 

Der Versorgungszuschlag ist bei denjenigen Patientinn en und Patienten letztmalig in Rech-

nung zu stellen, die zum 31. Dezember des Jahres au fgenommen werden, in dem der Mehr-

leistungsabschlag das letzte Mal erhoben wird. 

 

B) Stellungnahme 

Grundsätzlich wird die Verlängerung des zweijährige n Mehrleistungsabschlages als Über-

gangsmaßnahme bis zu einer differenzierenden Anschl ussregelung zur Mengensteuerung 

begrüßt. Die Anreizwirkung des Mehrleistungsabschla gs für die Krankenhäuser, weniger 

Mehrleistungen zu erbringen, ist aus Sicht des GKV-Sp itzenverbandes positiv zu bewerten. 

Um überfällige strukturelle Veränderungen in der deu tschen Krankenhauslandschaft zu init i-

ieren bedarf es aber zeitnah weiterer wesentlicher Reformen (Stichworte: Umstrukturierungs-
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fonds, Direktverträge, Neuausrichtung der Preisfind ung, Maßnahmen zur qualitätsorientierten 

Vergütung). 

Die Verlängerung des Versorgungszuschlages wird hin gegen in Gänze abgelehnt und sollte 

gestrichen werden. In der Begründung wird von einer  vermeintlichen doppelten Belastung, 

der sog. doppelten Degression gesprochen. Diese Ein schätzung ist aus Sicht des GKV-

Spitzenverbandes nicht korrekt. In über 50 Prozent der  Bundesländer haben die Mengenstei-

gerungen auf der Landesebene keinerlei den Landesba sisfallwert absenkende Wirkung (Stich-

wort Phantomverhandlungen: Länder, die unterhalb des  Korridors verhandeln, werden auto-

matisch an die untere Korridorgrenze angehoben). Au ch der Mehrleistungsabschlag wird seit 

2013 über den Versorgungszuschlag deutlich überkomp ensiert. Es gibt in diesen Ländern al-

so überhaupt keinen absenkenden Effekt der Mengenstei gerung auf den Preis (Degression). 

Darüber hinaus konterkariert die durch den Versorgun gszuschlag vorgenommene flächende-

ckende Anhebung der Preise für Krankenhausleistunge n das Ziel des Mehrleistungsabschla-

ges, mengenbegrenzend zu wirken. Dadurch, dass nach  dem Gießkannenprinzip die Preise 

angehoben werden, verschärft sich das Mengenproblem.  Es gilt „Je höher der Preis, desto h ö-

her der Anreiz, Mehrmengen zu erbringen“. Diesen Zu sammenhang hat das gemeinsam von 

der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG), dem Ver band der Privaten Krankenversiche-

rung (PKV) und dem GKV-Spitzenverband in Auftrag ge gebene Mengengutachten bestätigt. 

Preiserhöhungen verhindern notwendige strukturelle B ereinigungen auf dem Krankenhaus-

markt und subventionieren bestehende Ineffizienzen. Vor diesem Hintergrund ist der Versor-

gungszuschlag zu streichen. 

Über den Versorgungszuschlag wurden im Jahr 2013 ru nd 250 Mio. Euro und werden aktuell 

im Jahr 2014 rund 500 Mio. Euro direkt an die Krank enhäuer ausgeschüttet. Diese gezahlten 

Mittel werden deutlich über den vereinbarten Mehrlei stungsabschlagsvolumina in den Jahren 

2013 und 2014 liegen. Nach aktuellem Stand der Budg etvereinbarungen des Jahres 2013 mit 

den einzelnen Krankenhäusern (Vereinbarungen nahezu  vollständig) liegt die Höhe der vor 

Ort vereinbarten Mehrleistungsabschläge bei rund 140  Mio. Euro, d. h. der Mehrleistungsab-

schlag wird zu Lasten der GKV deutlich überkompensi ert (In den Vereinbarungen zum 

Budgetjahr 2014, die derzeit noch laufen, zeichnet s ich ein ähnliches Bild ab). Es fehlt ein 

Ausgleichsmechanismus für die zu viel gezahlten Mitt el der Jahre 2013 und 2014. Da die 

Mittel auch schon 2013 und 2014 direkt an den Mehrle istungsabschlag gekoppelt wurden, 

sollte es zu einem Ausgleich der zu viel an die Kra nkenhäuser gezahlten Mittel kommen. Die-

ser Ausgleich sollte im Jahr 2015 erfolgen. 

Vor diesem Hintergrund ist es positiv zu bewerten, d ass ab 2015 die Versorgungszuschläge 

auf Landesebene vereinbart werden sollen und ein Aus gleichsmechanismus eingeführt wird.  
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Ein Grund der geringeren Höhe der Mehrleistungsabsc hlagsvolumina sind die zahlreichen 

Ausnahmetatbestände. Diese zahlreichen Ausnahmen sin d aus Sicht des GKV-

Spitzenverbandes nicht notwendig und unterlaufen den  Mehrleistungsabschlag. Sie sind hin-

sichtlich ihrer Sachgerechtigkeit und weiteren Notw endigkeit zu überprüfen.  

 

C) Änderungsvorschlag 

 

Überprüfung der Ausnahmetatbestände des Mehrleistungsabschlages:  

§ 4 Abs. 2a Satz 3 KHEntgG 

 

St reichung des Versorgungszuschlags ab 2015 und Einführung eines Ausgleiches f ür den zu 

hoch angesetzten Versorgungszuschlag 2013 und 2014: 

§ 8  Abs. 10 KHEntgG soll wie f olgt  gefasst  werden: 

(10) Bei Patientinnen oder Patienten, die zur voll- oder teilstationären Behandlung in das 

Krankenhaus aufgenommen werden und für die Entgelte  nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

berechnet werden, ist für Aufnahmen ab dem 1. August 2013 ein Versorgungszuschlag in 

Höhe von 1 Prozent der entsprechenden Entgelte und für Patientinnen oder Patienten, die ab 

dem 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2014 aufgen ommen werden, ein Versorgungszu-

schlag in Höhe von 0,8 Prozent der entsprechenden Ent gelte und f ür Pat ient innen oder Pat i-

enten, d ie ab dem 1 . Januar 2015 aufgenommen werden, ein Versorgungszuschlag in der 

gemäß §  10 Absatz 14 vereinbarten Höhe vorzunehmen und gesondert in der Rechnung aus-

zuweisen. Der nach Satz 1 für 2013 zu berechnende V ersorgungszuschlag ist nach Maßgabe 

von § 10 Absatz 5 Satz 6 zu erhöhen. Der Versorgung szuschlag wird bei der Ermittlung der 

Erlösausgleiche nicht berücksichtigt. Die Vertragsparteien auf Bundesebene vereinbaren f ür 

das Jahr 2015 einen einheit l ichen Abschlag als Fehlschätzungsausgleich f ür d ie in 2013 und 

2014 b undesweit  einheit l ich f estgesetzten Versorgungszuschläge.  Der Versorgungszuschlag 

ist  letztmalig f ür Pat ient innen und Pat ienten zu berechnen, d ie zum 31. Dezember des Jahres 

aufgenommen werden, in dem der Mehrleistungsabschlag nach §  4  Absatz 2a letztmalig er-

hoben wird. 

 

St reichung des Versorgungszuschlages ab 2015: 

Streichung des § 10 Abs. 14 KHEntgG (neu). 
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Hilfsweise: 

 

Ausgleich für die Jahre 2013 und 2014 im Rahmen des  Versorgungszuschlages 2015. 

 

Ergänzung des §  8  Abs. 10 KHEntgG (neu) um folgenden Satz 3 : 

(10) Bei Patientinnen oder Patienten, die zur voll- oder teilstationären Behandlung in das 

Krankenhaus aufgenommen werden und für die Entgelte  nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

berechnet werden, ist für Aufnahmen ab dem 1. August 2013 ein Versorgungszuschlag in 

Höhe von 1 Prozent der entsprechenden Entgelte, für P atientinnen oder Patienten, die ab 

dem 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2014 aufgen ommen werden, ein Versorgungszu-

schlag in Höhe von 0,8 Prozent der entsprechenden Ent gelte und für Patientinnen oder Pati-

enten, die ab dem 1. Januar 2015 aufgenommen werden , ein Versorgungszuschlag in der 

gemäß § 10 Absatz 14 vereinbarten Höhe vorzunehmen und gesondert in der Rechnung aus-

zuweisen. Der nach Satz 1 für 2013 zu berechnende V ersorgungszuschlag ist nach Maßgabe 

von § 10 Absatz 5 Satz 6 zu erhöhen. Der Versorgung szuschlag wird bei der Ermittlung der 

Erlösausgleiche nicht berücksichtigt. Die Vertragsparteien auf Bundesebene vereinbaren f ür 

das Jahr 2015 einen einheit l ichen Abschlag als Fehlschätzungsausgleich f ür d ie in 2013 und 

2014 b undesweit  einheit l ich f estgesetzten Versorgungszuschläge.  Der Versorgungszuschlag 

ist letztmalig für Patientinnen und Patienten zu ber echnen, die zum 31. Dezember des Jahres 

aufgenommen werden, in dem der Mehrleistungsabschla g nach § 4 Absatz 2a letztmalig er-

hoben wird. 

 

Ergänzung des §  10 Abs. 14 KHEntgG (neu) um folgenden Satz: 

„Der a uf Bundesebene vereinbarte Fehlschätzungsausgleich gemäß § 8 Absatz 10 Satz 3 

KHEntgG ist absenkend zu berücksichtigen.“  
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Stellungnahme��zum��Entwurf��eines��Fünften��Gesetzes��zur��Änderung��des��Elften��

Buches��Sozialgesetzbuch���r��Leistungsausweitung��für��Pflegebedürftige,��Pflege�r

vorsorgefonds��(Fünftes��SGB��XI�rÄnderungsgesetz���r��5.��SGB��XI�rÄndG)��

��

��

Dr.��Klaus��Wingenfeld,��Institut��für��Pflegewissenschaft��an��der��Universität��Bielefeld��

Universitätsstraße��25,��33615��Bielefeld��

��

��

��

1.��Mit��dem��aktuellen��Gesetzentwurf��wird,��neben��einer��Dynamisierung��von��Leistungen,��eine��

Flexibilisierung��von��Leistungen��sowie��eine��Verbesserung��von��Leistungsansprüchen��ange�r

strebt.��Zur��Stabilisierung��der��häuslichen��Pflege��sind��Veränderungen��im��Bereich��der��Kurzzeit�r��

und��Verhinderungspflege,��der��teilstationären��Pflege��sowie��der��allgemeinen��Betreuungsleis�r

tungen��vorgesehen.��Der��Entwurf��sieht��ferner��die��Einführung��von��Entlastungsleistungen��und��

eine��Ausdehnung��von��zusätzlichen��Betreuungsangeboten��in��stationären��Pflegeeinrichtungen��

vor.��Leistungsverbesserungen��sind��darüber��hinaus��bei��Zuschüssen��für��Wohnumfeldverbesse�r

rungen��vorgesehen.��Auch��soll��zur��Absicherung��der��langfristigen��Finanzierung��der��Pflegeversi�r

cherung��ein��Pflegevorsorgefonds��aufgebaut��werden.��Neben��diesen��zentralen��Zielen��sieht��der��

Entwurf��noch��verschiedene��weitere��Änderungen��vor,��die��zum��Teil��technische��Vereinfachun�r

gen,��zum��Teil��eine��Anpassung��von��Rechtsvorschriften��an��veränderte��Rahmenbedingungen��

oder��veränderte��Aufgabenstellungen��betreffen.��

��

2.��Der��Gesetzentwurf��sieht��keine��sofortige��Einführung��des��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriffs��

vor,��der��seit��Ende��2006��konzeptionell��vorbereitet��wird��und��heute��einen��breiten��gesellschaft�r

lichen��Konsens��findet.��Dem��Entwurf��zufolge��versteht��sich��das��Fünfte��SGB��XI�rÄnderungsgesetz��
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allerdings��als��Vorbereitung��für��diese��grundlegende��Reform,��und��es��finden��sich��verschiedene��

Rechtvorschriften,��die��explizit��oder��implizit��in��diese��Richtung��weisen.��Mit��dem��Reformvorha�r

ben��werden��verschiedene��Empfehlungen��und��Anregungen��des��BMG�rBeirats��zur��Überprüfung��

und��Neufassung��des��Pflegebedürftigkeitsbegriffs��aufgegriffen��• ��teilweise��direkt,��indem��be�r

stimmte��Empfehlungen��zur��Leistungsverbesserung��umgesetzt��werden,��teilweise��indirekt,��

indem��der��Grundsatz��der��Flexibilisierung��von��Leistungen,��mit��der��die��Wirksamkeit��der��von��

der��Pflegeversicherung��gewährten��Hilfen��erhöht��werden��soll,��an��verschiedenen��Stellen��bei��

der��Ausgestaltung��von��Leistungsansprüchen��verankert��wird.��Die��Aufteilung��der��anvisierten��

 großen!��Reform��in��zwei��Schritte,��bei��denen��bereits��im��ersten��Schritt��spürbare��Leistungsver�r

besserungen��angezielt��werden,��muss��bei��der��Beurteilung��des��aktuellen��Gesetzentwurfes��be�r

rücksichtigt��werden.��Zum��Teil��erleichtert��diese��Aufteilung��den��Übergang��zum��neuen��Pflege�r

bedürftigkeitsbegriff,��zum��Teil��wirft ��sie��aber��auch��Fragen��und��Probleme��auf,��die��den��Über�r

gang��komplizierter��machen.����

��

3.��Mit��der��geplanten��Anhebung��der��Leistungsbeträge��soll��die��seit��Langem��erforderliche��An�r

gleichung��der��Leistungshöhe��an��den��Kaufkraftverlust��erfolgen�� ��zumindest��in��der��Tendenz,��

denn��eine��Erhöhung��hätte,��um��tatsächlich��einen��Ausgleich��zu��erreichen,��höher��ausfallen��

müssen.��Zur��Beurteilung��dieses��Sachverhalts��muss��allerdings��die��angesprochene��Einführung��

des��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriffs��beachtet��werden,��mit��dem��unter��anderem��eine��völlig��

neue��Stufensystematik��entsteht,��die��mit��der��Neudefinition��der��Leistungshöhen����einhergehen��

wird�� ��und��auch��einhergehen��muss,��weil��die��Übertragung��von��heutigen��Leistungshöhen��auf��

die��neue��Stufensystematik��mit��hoher��Wahrscheinlichkeit��zu��Verwerfungen��führen��würde.��

Aus��diesem��Blickwinkel��entspräche��eine��stärkere��pauschale��Erhöhung��der��Leistungsbeträge��

zwar��dem��Interesse��der��pflegebedürftigen��Menschen��und��wäre,��wie��gesagt,��im��Hinblick��auf��

die��zurückhaltenden��Anpassungen��in��der��Vergangenheit��angemessen��gewesen.��Sie��würde��

aber��gleichzeitig��den��Übergang��zum��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriff��ggf.��komplizierter��ma�r

chen��bzw.��die��Gestaltungsspielräume��bei��diesem��Übergang��verengen.��Insofern��ist��die��Festle�r

gung��einer��Steigerung��um��4%��nachvollziehbar.��

��

4.��Die��geplante��Beitragserhöhung��zur��Finanzierung��dieser��und��anderer��Verbesserungen��ist��

sinnvoll��und��notwendig.��Insbesondere��vor��dem��Hintergrund��des��bevorstehenden��Übergangs��

zu��einem��neuen��sozialrechtlichen��Verständnis��von��Pflegebedürftigkeit��sind��Beitragserhöhun�r

gen��zu��begrüßen,��denn��die��damit��einhergehende��Behebung��von��grundlegenden��Defiziten��im��

System��der��Pflegeversicherung��ist��nicht��anders��zu��finanzieren.��

��
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5.��Die��langfristige��Sicherstellung��einer��ausreichenden��Finanzierung��der��Pflegeversicherung��ist��

angesichts��des��demografisch��bedingten��Bedarfsanstiegs��eine��wichtige��Aufgabe.��Ob��ein��������

Pflegevorsorgefond��in��der��geplanten��Form��hierfür��ein��geeignetes��Mittel ��darstellt,��ist��eher��

zweifelhaft.��Gemessen��an��den��Dimensionen��der��prognostizierten��Bedarfsentwicklung��dürfte��

der��Fond��einen��eher��bescheidenen��Beitrag��zur��Stabilisierung��der��Pflegeversicherung��leisten.��

Auch��scheint��nicht��sicher��zu��sein,��ob��der��Fond��ausreichend��vor��anders��motivierten��Zugriffen����

geschützt��ist.��Problematisch��ist,��dass��die��Bildung��eines��Pflegevorsorgefonds��einen��relevanten��

Teil��der��Beitragserhöhungen��kompensiert,��die��mit��der��aktuellen��Reform��festgelegt��werden��

sollen��und��für��den��Übergang��zu��einem��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriff��dringender��benötigt��

werden.��Aufgrund��des��unsicheren��Nutzens��des��Fonds��und��der��Dringlichkeit��nachhaltiger��Re�r

formschritte��im��Zusammenhang��mit��dem��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriff��ist��es��empfeh�r

lenswert,��auf��den��Aufbau��des��Fonds��zumindest��so��lange��zu��verzichten,��bis��der��Übergang����zum��

neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriff��erfolgt��ist.��

��

6.��Grundsätzlich��zu��begrüßen��ist��der��Umstand,��dass��mit��der��geplanten��Reform��verschiedene��

Leistungsverbesserungen��angezielt��werden,��die��der��Stärkung��der��häuslichen��Pflege��dienen.��

Die��Ansprüche��auf��Leistungen��der��Tagespflege��werden��ebenso��wie��Leistungen��der��Verhinde�r

rungspflege��ausgebaut.��Auch��Menschen��mit��der��sogenannten��Pflegestufe��Null��• ��also��Men�r

schen,��mit��kognitiven��Beeinträchtigungen,��die��nicht��die��Schwelle��zu��einer��regulären��Pflegstu�r

fe��erreichen��• ����profitieren��davon.��Die��Verbesserung��dieser��Leistungen,��die��für��die��betreffen�r

den��pflegebedürftigen��Menschen��eine��wichtige��Ergänzung��der��Pflege��durch��Angehörige��und��

durch��ambulante��Pflegedienste��darstellt,��ist��für��die��Stabilisierung��der��häuslichen��Versorgung��

von��großer��Bedeutung.����

��

7.��Leistungsverbesserungen��ergeben��sich��auch��durch��die��Ausweitung��des��Anspruchs��auf��nied�r

rigschwellige��Betreuungsleistungen��auf��alle��Pflegebedürftigen,��unabhängig��von��der��Frage,��ob��

sie��nach��dem��heutigen��Rechtsverständnis��eine�� eingeschränkte��Alltagskompetenz!��aufwei�r

sen��oder��nicht.��Dies��ist��im��Sinne��der��Anforderungen,��wie��die��mit��dem��neuen,��erweiterten��

Verständnis��von��Pflegebedürftigkeit��verknüpft��sind,��eine��notwendige��strukturelle��Weiter�r

entwicklung.����

��

8.��Analog��dazu��ist��eine��Ausdehnung��der��zusätzlichen��Betreuungsangebote��nach��§��87b��in��sta�r

tionären��Pflegeinrichtungen��vorgesehen.��Diese��Betreuungsangebote��haben��in��den��Einrich�r

tungen��mittlerweile��eine��wichtige��Bedeutung��erlangt��und��werden��von��den��Mitarbeitern��

ebenso��wie��von��Bewohnern��und��Angehörigen��größtenteils��als��Bereicherung��empfunden.��

Insofern��ist��diese��Leistungsverbesserung��zu��begrüßen.��
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9.��Mit��dem��Bedeutungszuwachs��der��Betreuungsangebote��geht��allerdings��auch��das��Risiko��

einer��fachlich��fragwürdigen��Abgrenzung��zwischen��Pflege��und��Betreuung��einher,��mit��der��die��

Pflege��entgegen��der��Intention��des��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriffs��tendenziell��auf��körper�r

bezogene��Maßnahmen��festgelegt��wird.��Auch��das��Missverständnis,��dass��Betreuung��grund�r

sätzlich��keine��Fachqualifikation��voraussetzt,��könnte��gestärkt��werden.��Verschiedene��Formen��

von��Betreuung��oder��sog.��psychosozialer��Unterstützung��sind��fachlich��anspruchsvolle��Tätigkei�r

ten.��Es��wird��empfohlen,��dieses��Thema��spätestens��im��Rahmen��des��geplanten��zweiten��Re�r

formschrittes��bei��der��Einführung��des��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriffs��aufzugreifen��und��

durch��eine��präzisierende��Maßnahmenbeschreibung��die��Leistungsinhalte��und��Qualifikations�r

anforderungen��zu��benennen,��die��mit��verschiedenen��Formen��der��Betreuung��oder��psychosozi�r

alen��Unterstützung��verknüpft��sind.��Der��Beirat��zur��Neufassung��des��Pflegebedürftigkeitsbe�r

griffs��hat��hierzu��erste��Vorschläge��unterbreitet,��die��aufgegriffen��und��ggf.��weiterentwickelt��

werden��sollten.��Perspektivisch��muss��sichergestellt��werden,��dass��fachlich��anspruchsvolle��

Formen��der��psychosozialen��Unterstützung��von��Betreuungsleistungen,��die��keine��Fachqualifi�r

kation��erfordern,��eindeutig��abgegrenzt��werden��können.����

��

10.��Ein��sehr��wichtiger��Eckpfeiler��der��Reform��ist��die��Flexibilisierung��von��Leistungen.��Die��Mög�r

lichkeiten,��Leistungsansprüche��in��einem��Hilfebereich��für��den��Bezug��von��Leistungen��anderer��

Art��zu��nutzen,��sind��erheblich��ausgebaut��worden.��Damit��ist��es��beispielsweise��möglich,��einen��

erhöhten��Bedarf��an��Kurzzeit�r��oder��Tagespflege��besser��abzudecken.����

��

11.��Die��vorgesehene��Flexibilisierung��ermöglicht��es��auch,��50%��des��Betrags��für��den��Anspruch��

auf��ambulanten��Sachleistungen��für��niedrigschwellige��Betreuungs�r��und��Entlastungsleistungen��

zu��nutzen.��Damit��verbessern��sich��die��Möglichkeiten,��eine��Unterstützung��entsprechend��der��

individuellen��Präferenzen��und��Bedarfslagen��sicherzustellen.��Gleichzeitig��dürften��von��einer��

solchen��Verbesserung��Impulse��für��die��Weiterentwicklung��niedrigschwelliger��Betreuungsan�r

gebote��ausgehen.��So��begrüßenswert��diese��Flexibilisierung��im��Grundsatz��ist,��so��sorgfältig��soll�r

te��sie��in��ihren��praktischen��Auswirkungen��beobachtet��werden.��Das��mit��der��Pflegeversiche�r

rung��verfügbare��Budget��für��professionelle��ambulante��Pflege��darf��insbesondere��vor��dem��Hin�r

tergrund��des��Übergangs��zu��einem��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriff��nicht��unnötig��zugunsten��

niedrigschwelliger��Angebote��geschmälert��werden.��Denn��der��neue��Pflegebedürftigkeitsbegriff��

führt��im��Bereich��der��häuslichen��Versorgung��zur��Notwendigkeit��einer��qualitativen��Weiter�r

entwicklung��der��ambulanten��Pflege,��die��für��die��Bewältigung��der��demografischen��Herausfor�r

derungen��dringend��erforderlich��ist.��Eine��Fortführung��der��Begrenzung��ambulanter��Pflege��auf��

die��in��§��36��Abs.��2��SGB��XI��definierten��Leistungen��widerspräche�� ��ungeachtet��der��mit��dem��
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Pflege�rNeuausrichtungsgesetz��eröffneten��Erweiterung��• ��den��mit��dem��Pflegebedürftigkeits�r

begriff��verbundenen��Zielsetzungen.��Mit��anderen��Worten:��Angesichts��der��vorgesehenen��Fle�r

xibilisierung��muss��im��geplanten��zweiten��Reformschritt��unbedingt��sichergestellt��werden,��dass��

die��für��die��ambulante��Pflege��verfügbaren��Mittel ��auch��für��qualitativ��höherwertige��Pflegeleis�r

tungen��und��nicht��allein��für��niedrigschwellige��Angebote��nutzbar��sind.��Eine��leistungsfähige��

professionelle��ambulante��Pflege��wird��eine��der��wichtigsten��Säulen��für��die��zukünftige��Stützung��

des��häuslichen��Versorgungsarrangements��sein.��

��

12.��Ein��Nachteil��der��im��Grundsatz��begrüßenswerten��Ansätze��zur��Leistungsflexibilisierung��und��

zum��Leistungsausbau��besteht��darin,��dass��die��Möglichkeiten��der��Inanspruchnahme,��die��für��

den��Leistungsnutzer��schon��heute��schwer��zu��überschauen��sind,��noch��komplexer��werden.��Ein��

Teil��dieser��Komplexitätssteigerung��kann��durch��eine��verbesserte��Pflegeberatung��kompensiert��

werden,��aber��dies��ersetzt��nicht��eine��Harmonisierung��des��mitunter��als��Flickenteppich��be�r

zeichneten��Profils��der��Leistungen��in��der��Pflegeversicherung.��Die��Heterogenität��und��zum��Teil��

fehlende��Abstimmung��der��einzelnen��Leistungsangebote��ist��unter��anderem��dadurch��zustande��

gekommen,��dass��der��Gesetzgeber��im��Laufe��der��Jahre��immer��wieder��singuläre��Leistungsver�r

besserungen��eingeleitet��hat,��mit��denen��Defizite��des��Pflegversicherungssystems��behoben��

werden��sollten��• ��ohne��diese��Verbesserungen��zu��einem��harmonischen��Gesamtkonzept��zu�r

sammenzufügen,��was��allerdings��mit��dem��bestehenden��engen��Verständnis��von��Pflegebedürf�r

tigkeit��auch��nicht��möglich��war.��Der��aktuelle��Gesetzentwurf��führt��diese��Entwicklung��fort,��in�r

dem��einzelne��Leistungsverbesserungen,��die��im��Zusammenhang��mit��dem��neuen��Pflegebe�r

dürftigkeitsbegriff��stehen,��bereits��vor��dessen��Einführung��umgesetzt��werden.��Daraus��ergeben��

sich��für��die��geplante��zweite��Stufe��der��Reform��sehr��hohe��Anforderungen,��eine��Harmonisie�r

rung��des��Leistungsprofils��zu��gewährleisten.����

��

13.��Im��Gesamtbild��lässt��der��Gesetzentwurf��verschiedene��wichtige��Leistungsverbesserungen��

erwarten,��die��inhaltlich�rkonzeptionell��in��einem��Zusammenhang�� ��mit��dem��neuen��Pflegebe�r

dürftigkeitsbegriff��stehen,��aber��vor��dessen��Einführung��realisiert��werden��sollen.��Dies��wird��die��

Gestaltungsspielräume��bei��der��zweiten��Stufe��der��Reform��schmälern.��Die��Politik��hat��sich��da�r

gegen��entschieden,��die��angestrebten��Leistungsverbesserungen��noch��etwas��aufzuschieben,��

um��dann��zusammen��mit��dem��neuen��Pflegebedürftigkeitsbegriff��eine��grundlegende��Reform��

der��Pflegeversicherung��in��einem��einzigen��Schritt��durchzuführen.��Dies��führt��kurzfristig��zu��Vor�r

teilen��für��die��Leistungsnutzer,��doch��wird��zugleich��die��zweite��Reformstufe��wesentlich��kompli�r

zierter.��Gute��Lösungen��im��Sinne��der��Modernisierung,��die��mit��dem��neuen��Pflegebedürftig�r

keitsbegriff��angestrebt��werden,��sind��dadurch��natürlich��nicht��ausgeschlossen��oder��unwahr�r

scheinlich.��Der��Weg��dorthin��wird��aber��sicherlich��schwieriger.��
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Zusammenfassung der wichtigsten Positionen aus der Stellungnahme des 
Bundesverbands privater Anbieter sozialer Dienste e .V. (bpa) zum  

Ersten Pflegestärkungsgesetz – PSG I 
 
 

1.) Der bpa begrüßt die im PSG I vorgesehenen Leistungsverbesserungen ausdrücklich, 
auch wenn der Kaufkraftverlust der vergangenen Jahre damit nicht vollständig aus-
geglichen wird. Durch die Flexibilisierung und Ausweitung der Leistungen bei der 
Verhinderungspflege, der Tagespflege, der Kurzzeitpflege sowie durch die Verbesse-
rung des Betreuungsschlüssels für die zusätzlichen Betreuungskräfte in stationären 
Pflegeeinrichtungen profitieren die Pflegebedürftigen und die pflegenden Angehöri-
gen unmittelbar und die Pflegefachkräfte werden entlastet. 
 
 

2.) In aller Entschiedenheit lehnt der bpa die Einführung der niedrigschwelligen Be-
treuungs- und Entlastungsleistungen gem. § 45 b Abs. 3 SGB XI ab.  
 

·  Keine Qualitätskontrollen : Die Qualität der Leistungen wird nicht einheitlich 
festgelegt und kontrolliert und ist daher nicht gesichert – anders als bei zuge-
lassenen ambulanten Pflegediensten. Der Bundesgesetzgeber gibt damit die 
Möglichkeit von bundeseinheitlichen Qualitätsstandards aus der Hand. Denn 
wenn die Agenturen einmal auf Landesebene anerkannt sind, werden weder 
die Leistungen noch der Leistungserbringer kontrolliert.  
 

·  Keine klare Abgrenzung der Leistungen : In der Praxis werden die Agentu-
ren und Alltagsbegleiter nicht nur Entlastungsleistungen erbringen, sondern es 
ist anzunehmen, dass sie z.B. den Pflegebedürftigen auch waschen, wenn 
diese darum bitten, obwohl das Waschen eine Leistung der Grundpflege ist.  
 

·  Höheres Budget für Entlastungsleistungen als für Sa chleistungen der 
Pflegedienste : Durch das Gesetz gibt es für Entlastungsleistungen ein erheb-
lich größeres Budget als für die klassische ambulante Sachleistung durch 
Pflegedienste (bedingt durch die Verknüpfung mit der Kurzzeit- und Verhinde-
rungspflege). Dadurch entsteht eine Sogwirkung von der ambulanten Pflege 
hin zu den Entlastungsleistungen. Dieses führt zu einer 
Deprofessionalisierung und gefährdet die ambulante Pflege. Angesichts der 
demografischen Entwicklung muss die ambulante aber gestärkt werden und 
darf nicht ausgehöhlt werden.  
 

·  Förderung von prekären Beschäftigungsverhältnisse u nd Schwarzarbeit :  
Die Entlastungsleistungen begünstigen prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
und Schwarzarbeit. Schon jetzt agieren Agenturen, die sog. „Haushaltshilfen“ 
für Haushalte mit Pflegebedürftigen anbieten, zumindest im rechtlichen Grau-
bereich. Schwarzarbeit ist dabei keine Seltenheit. Durch die Neuregelung be-
steht die Gefahr, dass die Entlastungsleistungen durch Kräfte erbracht wer-
den, die nicht sozialversicherungspflichtig beschäftigt werden. 
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·  Kein Mindestlohn : Es nicht sichergestellt, dass die Kräfte, die Entlastungs-
leistungen erbringen, den allgemeinen oder den Pflege-Mindestlohn erhalten.  
 

·  Höhere Mehrausgaben : Der Gesetzentwurf plant lediglich Mehrausgaben in 
Höhe von 90 Millionen Euro pro Jahr für die Entlastungsleistungen ein. Dahin-
ter steht die Annahme, dass lediglich 2 % der Pflegegeldempfänger die neue 
Leistung in Anspruch nehmen. Warum nur von einer Inanspruchnahme von 2 
% ausgegangen wird, begründet der Gesetzentwurf nicht. Nach Berechnun-
gen des Instituts der Deutschen Wirtschaft Köln ergeben sich Kosten von et-
wa 1,4 Milliarden Euro pro Jahr, wenn 50 % der Pflegegeldempfänger die Ent-
lastungsleistungen nutzen.  
 

·  Mehr Bürokratie : Die bisher einheitliche ambulante Pflegesachleistung wird 
aufgeteilt in die Sachleistung und in die Entlastungsleistung. Statt die Leis-
tungserbringung aus einer Hand zu fördern, wird es damit für Pflegebedürfti-
ge, Angehörige und Pflegekassen noch komplizierter. Die Entlastungsleistun-
gen werden im Rahmen der Kostenerstattung abgewickelt. Das bedeutet für 
die Pflegekassen zusätzlichen Aufwand bei der Information der Versicherten 
und insbesondere auch bei der Vergütung. Darauf weist auch der GKV-
Spitzenverband in seiner Stellungnahme hin: „Ergänzend ist darauf hinzuwei-
sen, dass insbesondere bei einer gleichzeitigen Inanspruchnahme von  Sach-
leistungen nach § 36 SGB XI einerseits und von Betreuungs- und Entlas-
tungsleistungen mit Kostenerstattung im Rahmen des Sachleistungsbudgets 
andererseits ein wesentlich erhöhter Verwaltungs- und Beratungsaufwand 
entsteht.“ 
 

3.) Der bpa setzt sich nachdrücklich dafür ein, die systemwidrige Zuordnung der medizi-
nischen Behandlungspflege von teil-/vollstationär versorgten Pflegebedürftigen zur 
Pflegeversicherung zu beenden. Durch stationäre Einrichtungen versorgte Pflegebe-
dürftige werden, bezogen auf die Beitragslasten, behandelt wie alle anderen Mitglie-
der der Krankenversicherung – bei den Leistungen jedoch wird ihnen die Finanzie-
rung der Behandlungspflege zusätzlich aufgebürdet. Die Folgen drücken sich deutlich 
in der erneut hohen Quote der auf Sozialhilfe angewiesenen pflegebedürftigen Men-
schen aus. Die Vermeidung einer pflegebedingten Sozialhilfebedürftigkeit braucht die 
systemgerechte Finanzierung der Behandlungspflege durch die Krankenversiche-
rung. 
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I. Stellungnahme zum 1. Pflegestärkungsgesetz  
  
Vorbemerkung  
 

 

Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e. V. (bpa)  bil-
det mit mehr als 8.500 aktiven Mitgliedseinrichtungen die größte Interes-
senvertretung privater Anbieter sozialer Dienstleistungen in Deutschland. 
Einrichtungen der ambulanten und (teil-) stationären Pflege, der Behinder-
tenhilfe und der Kinder- und Jugendhilfe in privater Trägerschaft sind im 
bpa organisiert. Die Mitglieder des bpa tragen die Verantwortung für rund 
260.000 Arbeitsplätze und ca. 20.000 Ausbildungsplätze. Mit rund 4.250 
Pflegediensten, die ca. 195.000 Patienten betreuen, und 4.250 stationären 
Pflegeeinrichtungen mit etwa 280.000 Plätzen vertritt der bpa mehr als je-
de dritte Pflegeeinrichtung bundesweit. Vor diesem Hintergrund nimmt der 
bpa wie folgt Stellung. 

 

  
  
Zusammenfassung   
 
Der vorgelegte Gesetzentwurf sorgt für Leistungsverbesserungen in der 
ambulanten, in der teilstationären und in der stati onären Pflege . Der 
bpa begrüßt es nachdrücklich, dass Pflegebedürftige in allen Leistungsbe-
reichen gleichermaßen vom 1. Pflegestärkungsgesetz profitieren werden. 
Damit werden ambulant und teilstationär versorgte Pflegebedürftige bes-
ser gestellt; nach langen Jahren ohne Erhöhung der Sachleistungsbeträge 
werden mit der Reform aber endlich auch pflegebedürftige Heimbewohner 
berücksichtigt. Das ist ein wichtiges Signal sowohl an stationär versorgte 
Pflegebedürftige als auch an ihre Angehörigen und die Pflegekräfte. Durch 
die Erhöhungen im ambulanten und teilstationären Bereich werden zudem 
der Grundsatz „ambulant vor stationär“ und die Wohngruppen weiter ge-
stärkt.  
 
Die vorgesehene Dynamisierung  der Leistungsbeträge (siehe Seite 7) 
wird im Grundsatz begrüßt. Allerdings ist deren Höhe nicht ausreichend, 
um den inflationsbedingten Kaufkraftverlust von 1995 bis heute zu kom-
pensieren, um einen weiteren Anstieg der Sozialhilfeabhängigkeit zu ver-
hindern und um für eine spürbare Verbesserung der Situation der Be-
schäftigten über den notwendigen Anstieg der Pflegevergütungen zu sor-
gen. Notwendig ist daher unter anderem die Einführung einer regelgebun-
denen Dynamisierung der Leistungen, die in den Gesetzentwurf noch auf-
genommen werden sollte. 
 
Die Flexibilisierung und Ausweitung der Leistungen bei der Verhin-
derungspflege (siehe Seite 14), der Tages- und Nachtpflege (siehe Sei-
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te 17) sowie bei der Kurzzeitpflege  (siehe Seite 19) sind richtig und eine 
effektive Maßnahme, um pflegende Angehörige nachhaltig zu entlasten. 
Der bpa unterstützt diese Maßnahmen.  
 
Die Erweiterung der zusätzlichen Betreuungsleistungen  um Entlas-
tungsleistungen (siehe Seite 24) sieht der bpa grundsätzlich positiv. 
Ebenso begrüßt der bpa, dass alle ambulant versorgten Pflegebedürfti-
gen, auch solche ohne erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz, künf-
tig Betreuungs- und Entlastungsleistungen im Umfang von 104 Euro im 
Monat erhalten können (siehe Seite 25).  
 
Die Möglichkeit, 50 % der ambulanten Sachleistungsb eträge für nied-
rigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote e inzusetzen, 
lehnt der bpa aufs Entschiedenste ab (siehe Seite 26)! Der bpa sieht in 
dieser Regelung den Weg in die Deprofessionalisierung und den Einstieg 
in die „Billigpflege“ durch neue, weder bekannte noch zugelassene oder 
an Qualitäts- oder Personalanforderungen gebundene Leistungsanbieter 
zulasten der sozialen Pflegeversicherung. Die Regelung dürfte als Sub-
ventionierung von Schwarzarbeit und als Legalisierung von prekären Be-
schäftigungsverhältnissen in den Haushalten wirken.  
 
Der bpa setzt sich nachdrücklich dafür ein, die systemwidrige Zuord-
nung der medizinischen Behandlungspflege von Heimbe wohnern, 
aber auch von Gästen der teilstationären Einrichtun gen zur Pflege-
versicherung zu beenden (siehe Seite 20). Heimbewohner werden bezo-
gen auf die Beitragslasten behandelt wie alle anderen Mitglieder der 
Krankenversicherung, bei den Leistungen jedoch wird ihnen die Finanzie-
rung der Behandlungspflege zusätzlich aufgebürdet. Die Folgen drücken 
sich deutlich in der erneut hohen Quote der auf Sozialhilfe angewiesenen 
pflegebedürftigen Menschen aus. Die Vermeidung einer pflegebedingten 
Sozialhilfebedürftigkeit braucht die systemgerechte Finanzierung der Be-
handlungspflege durch die Krankenversicherung. 
 
Die Verbesserung des Betreuungsschlüssels für die zusätzlichen Be-
treuungskräfte  in stationären Pflegeeinrichtungen von 1:24 auf 1:20 wird 
ausdrücklich unterstützt (s. S. 45).  
 
Von verschiedenen Maßnahmen des Gesetzentwurfs zur Entbürokratisie-
rung können Pflegebedürftige profitieren. Die Entbürokratisierung betrifft 
aber nicht nur die Pflegebedürftigen und die Pflegekräfte, sondern auch 
die Betreiber der Pflegeeinrichtungen. Diese sehen sich verstärkt bürokra-
tischen Belastungen gegenüber, besonders zu nennen ist hier das Thema 
Vergütungsfindung , zu dem der bpa hier Vorschläge unterbreitet (siehe 
Seite 37). 
 
Nachdem das sog. Wingenfeld-Modell zur Messung von Ergebnisqua-
lität  sowie zur vergleichenden Qualitätsberichterstattung bereits in § 113 
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SGB XI durch das PNG berücksichtigt wurde, muss es nunmehr auch 
noch in § 115 SGB XI verankert werden (siehe Seite 51). Andernfalls wür-
de eine Umsetzung an den fehlenden gesetzlichen Vorgaben scheitern. 
 
Aufgrund von Urteilen des Bundessozialgerichts befürchten viele Pflege-
einrichtungen erhebliche Probleme bei der Refinanzierung der Investiti-
onskosten . Der bpa bittet daher darum, hierzu  noch im Gesetzgebungs-
verfahren gesetzgeberisch einzugreifen (siehe Seite 36). 
 
Gibt es im Rahmen einer Prüfung Hinweise auf eine nicht fachgerechte 
Pflege bei Pflegebedürftigen, auf die sich die Prüfung nicht erstreckt, sind 
die betroffenen Pflegebedürftigen in die Prüfung einzubeziehen (siehe 
Seite 49). Diese vorgesehene Regelung gefährdet bei der Veröffentli-
chung von Prüfergebnissen die Repräsentativität der Stichprobe. Deswe-
gen plädiert der bpa hier für entsprechende Korrekturen.  
 
Gemäß der Vereinbarung im Koalitionsvertrag ist in einer weiteren Stufe 
der Pflegereform die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
vorgesehen. Hierzu sind zwei Modellversuche angelaufen. Insbesondere 
bei der Ermittlung von Personalanhaltszahlen  für die stationäre Pflege 
halten wir eine Beteiligung des bpa für sinnvoll und notwendig. Bereits 
jetzt ist zu befürchten, dass für die stationäre Pflege lediglich eine kosten- 
und personalneutrale Umstellung per Äquivalenzziffern vorbereitet wird. 
Die Einführung eines neuen Begriffs der Pflegebedürftigkeit wird nur dann 
auf Akzeptanz stoßen, wenn sich die Leistungen aus Sicht der pflegebe-
dürftigen Menschen nicht verschlechtern. Aus dem neuen Pflegebedürf-
tigkeitsbegriff alleine lassen sich nach Angaben der Entwickler leider keine 
Personalbemessungswerte ableiten. Der bpa spricht sich ausdrücklich für 
ein einvernehmlich vereinbartes System der Festlegung einer bedarfsge-
rechten personellen Ausstattung aus. Momentan gibt es bei der personel-
len Besetzung der Pflegeheime erhebliche Unterschiede zwischen den 
Bundesländern. Bei einer durchschnittlichen Verteilung der Pflegestufen 
werden für 100 pflegebedürftige Menschen zwischen 32 und 41 Mitarbei-
ter in der Pflege finanziert. Auffällig ist, dass ausgerechnet die Bundeslän-
der, welche sich für einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag einsetzen, 
im Bundesvergleich die mit Abstand schlechtesten Personalschlüssel fi-
nanzieren. 
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Zu den Vorschriften im Einzelnen:  
 

 

  
Modellvorhaben, Studien, wissenschaftliche Expertis en und 
Fachtagungen – § 8 Abs. 3 SGB XI 

 

 
Artikel 1, Nr. 3, Gesetzesbefehl S. 8, Begründung S. 26 
 

 

  
A) Beabsichtigte Neuregelung   

  
Die Pflegekassen sollen künftig aus Mitteln des Ausgleichsfonds nicht nur 
Modellvorhaben (wie bisher), sondern auch Studien, wissenschaftliche 
Expertisen und Fachtagungen durchführen können. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  

Der bpa sieht hier weiteren Begründungsbedarf. Es ist nicht ersichtlich, 
warum dem GKV-Spitzenverband für die Organisation seiner Fachtagun-
gen der Zugriff auf Mittel aus dem Ausgleichsfonds gewährt werden soll. 
Es fehlt eine Begründung für die Notwendigkeit und den damit verfolgten 
Zweck. Es wird für erforderlich gehalten, eine Quersubventionierung des 
GKV-Spitzenverbandes zu finanziellen Lasten der Pflegeversicherung 
auszuschließen.  

 

  
  

C) Änderungsvorschlag   
  
Sofern die Neuregelung nicht weiter begründet wird, sollte sie ansonsten 
wieder gestrichen werden. 
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Dynamisierung – § 30 SGB XI  
  
Artikel 1, Nr. 5, Gesetzesbefehl S. 8, Begründung S. 26  
  
  

A) Neuregelung   
  
Der Gesetzentwurf sieht eine Dynamisierung der allermeisten Leistungen 
um 4 % vor; die Leistungen die mit Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz (PNG) 
eingeführt worden sind, werden um 2,67 % erhöht. Eine erneute Dynami-
sierung soll im Jahr 2017 geprüft werden. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Die vorgesehene Dynamisierung wird im Grundsatz begrüßt. Allerdings ist 
deren  Höhe nicht ausreichend, um den Kaufkraftverlust von 1995 bis heu-
te zu kompensieren und einen weiteren Anstieg der Sozialhilfeabhängig-
keit zu verhindern sowie für eine spürbare Verbesserung der Situation der 
Beschäftigten über den notwendigen Anstieg der Pflegevergütungen zu 
sorgen. Notwendig ist daher unter anderem die Einführung einer regelge-
bundenen Dynamisierung der Leistungen, die in den Gesetzentwurf noch 
aufgenommen werden sollte. 
  
 
In der Begründung wird darauf verwiesen, dass sich die Dynamisierung 
um 4 % aus der „sehr moderaten Inflationsentwicklung am aktuellen 
Rand“ ergibt. Unklar bleibt, was mit dem „aktuellen Rand“ gemeint ist.  
 
Der bpa anerkennt, dass der Gesetzgeber mit dieser Dynamisierung der 
schleichenden Leistungsentwertung durch die Kostensteigerungen grund-
sätzlich entgegen tritt. Die Dynamisierung in dieser Höhe ist aber dennoch 
unzureichend: 
 

·  Es hat seit Einführung der Pflegeversicherung keine regelgebun-
dene Dynamisierung gegeben. Der fehlende Ausgleich der 
Kaufkraftverluste der vergangenen Jahre  wird deshalb durch 
das vorgelegte Gesetz nicht ausgeglichen. Das hat zur Folge, dass 
Pflegebedürftige im Jahr 2014 deutlich weniger Pflegeleistungen 
aus der sozialen Pflegeversicherung erhalten als Pflegebedürftige 
im Jahr 1996. Die Auswirkungen sind an der stetig steigenden Zahl 
der auf Sozialhilfe angewiesenen pflegebedürftigen Menschen ab-
zulesen. Deren Anzahl hat insbesondere bei der stationären Pflege 
mit ca. einem Drittel aller Pflegebedürftigen zwischenzeitlich den 
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gleichen Stand wie bei Einführung der Pflegeversicherung erreicht: 
„Allein um den 20- bis 25-prozentigen Kaufkraftverlust der Pflege-
versicherungsleistungen in den Jahren 1993 bis 2008 auszuglei-
chen, wäre eine Anhebung der Leistungen um 4 bis 5 Milliarden 
Euro nötig“ (Heinz Rothgang/Klaus Jacobs: Pflegereform 2014: 
Was ist zu tun? In: GGW 2013, Heft 3 (Juli), S. 12).  

·  Die Dynamisierung erfolgt immer nur rückwirkend . Ab 2015 
sollen die Leistungsbeträge angehoben werden, dabei geht es 
aber nur um den rückwirkenden Inflationsausgleich. Die nächste 
Dynamisierung soll erst 2017 geprüft werden. Eine darauf aufbau-
ende Erhöhung der Leistungsbeträge würde voraussichtlich erst im 
Jahr 2018 erfolgen.  Notwendig ist deswegen eine regelgebundene 
jährliche Dynamisierung, für die der bpa einen Formulierungsvor-
schlag unterbreitet (s. unten).  

·  Problematisch ist die alleinige Orientierung an der  Inflation . 
Zwar heißt es in § 30 SGB XI, dass bei der Anpassung die kumu-
lierte Preisentwicklung als ein Orientierungswert dient; aber das 
Gesetz selbst weist darauf hin, dass dieses nicht der einzige 
Orientierungswert ist. Vielmehr heißt es weiter: „Dabei ist sicherzu-
stellen, dass der Anstieg der Leistungsbeträge nicht höher ausfällt 
als die Bruttolohnentwicklung im gleichen Zeitraum.“ Das Gesetz 
selbst nennt also als weiteren Orientierungswert die Lohnentwick-
lung. Diesen berücksichtigt das 1. Pflegestärkungsgesetz aber 
nicht. Dieses wäre aber notwendig, da die Löhne stärker steigen 
als die Inflation:  
 

„Da personenbezogene Dienstleistungen nicht in gleichem Maße ra-
tionalisiert werden können wie Industrieprodukte, übersteigt deren 
Kostensteigerung (…) regelmäßig die Inflationsrate. Da – angesichts 
der zukünftigen Arbeitsmarktentwicklung – von steigenden Reallöh-
nen auszugehen ist, würde eine Leistungsdynamisierung in An-
lehnung an die Inflationsrate und unterhalb der Loh nsteige-
rungsrate zu einem fortgesetzten Kaufkraftverlust  führen. Nun ist 
die Pflegeversicherung von vorne herein als Teilleistungssystem 
konzipiert. Allerdings ist die Fähigkeit dieses Systems, die bei seiner 
Einführung verfolgten Ziele zu erfüllen, etwa in der Heimpflege im 
Durchschnitt zumindest die Pflegekosten zu finanzieren, schon in den 
letzten Jahren gesunken (…). Eine weitere reale Reduktion der Pfle-
geversicherungsleistungen dürfte daher langfristig dazu führen, dass 
die Funktionsfähigkeit dieses Sicherungssystems in Frage gestellt 
wird und so die Pflegeversicherung delegitimieren“ (Barmer GEK 
Pflegereport 2012, S. 34). 

 
Der bpa teilt diese Einschätzung. Wenn mit der Dynamisierung nur 
die Inflation ausgeglichen wird, wird es nicht gelingen, die Situation 
der Beschäftigten in den Pflegeeinrichtungen spürbar zu verbes-
sern. Denn die stärker als die Inflation steigenden Personalkosten 
können von der beabsichtigten Erhöhung der Leistungsbeträge 
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nicht aufgefangen werden.  
·  Mit der beabsichtigten Dynamisierung in Höhe von 4 % wird die 

Sozialhilfeabhängigkeit weiter steigen . Die Pflegeversicherung 
wurde eingeführt, um beim Eintritt von Pflegebedürftigkeit Sozialhil-
feabhängigkeit zu vermeiden. Dieses Ziel muss sich der Gesetz-
geber vor Augen halten. Im Jahr vor Einführung der Pflegeversi-
cherung, 1995, war etwa jeder dritte pflegebedürftige Mensch im 
Pflegeheim auf ergänzende Unterstützung durch die Sozialhilfe 
angewiesen. Die Akzeptanz der Pflegeversicherung steigt umso 
mehr, je weniger Pflegebedürftige für ihre Pflege auf die Sozialhilfe 
angewiesen sind. Allerdings erhielten nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes im Jahr 2012  rund 439.000 Menschen Hilfe 
zur Pflege nach dem SGB XII. Im Vergleich zum Vorjahr stieg die 
Zahl um 3,8 %. Dieser Entwicklung muss entgegengetreten wer-
den. Die Pflegeversicherung darf nicht ihre Akzeptanz in der Be-
völkerung riskieren, indem die Menschen erst Beiträge zahlen 
müssen, bei Pflegebedürftigkeit dann aber trotzdem zum Sozialfall 
werden. 
 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Leistungen, die durch das PNG 
eingeführt worden sind, nicht mit 4 %, sondern nur mit 2,67 % dynamisiert 
werden. Begründet wird dieser Anpassungssatz mit dem Verweis auf die 
Preisentwicklung in den letzten zwei Jahren. Hier wäre eine differenzierte 
Begründung wünschenswert, um die Berechnung nachvollziehen zu kön-
nen. Im Übrigen gelten auch hier die o.g. Einwände gegen eine nur an der 
Inflation orientiere Dynamisierung.  
 
Da durch das PNG die stationären Sachleistungsbeträge nicht erhöht 
wurden, müssten diese Leistungen durch das vorgelegte Gesetz mit mehr 
als 4 % dynamisiert werden, um eine Benachteiligung von stationär ver-
sorgten Pflegebedürftigen zu vermeiden.  
 
Durch das PNG wurden gem. § 123 SGB XI nur die Leistungen der Pfle-
gestufen 0, I und II erhöht. Die Leistungen der Pflegestufe III wurden da-
gegen nicht angepasst. Insofern ist hier ein Anpassungssatz von 2,67 %, 
der sich nur auf die letzten zwei Jahre bezieht, nicht zu rechtfertigen.  
Vielmehr müssen diese Leistungen der Stufe III mit 4 % dynamisiert wer-
den, da es für sie im Jahr 2012 keine Verbesserungen durch das PNG 
gab. 
  
  

C) Änderungsvorschlag   
  
In § 30 SGB XI wird eine regelmäßige, an der Inflation orientierte Dynami-
sierung der Leistungen festgeschrieben: 
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Die Leistungsbeträge sowie die in § 37 Absatz 3 festgelegten Vergütun-
gen sind jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres, erstmals mit Wir-
kung zum 1. Januar 2015 entsprechend der vom Statistischen Bundesamt 
festgestellten Steigerung der durchschnittlichen Verbraucherpreise des 
Vorjahres unter besonderer Berücksichtigung der Lohnsteigerungsrate zu 
erhöhen. Die nach Satz 1 erhöhten Leistungsbeträge sind kaufmännisch 
zu runden. 
 
Begründung: 
 
Die Leistungen der Pflegeversicherung werden jährlich um einen festen 
Vomhundertsatz dynamisiert. Dies dient der Berechenbarkeit der Leis-
tungsentwicklung insbesondere auch im Hinblick auf eine zusätzliche Ei-
genvorsorge der Versicherten. 
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Pflege pflichteinsatz  für Empfänger von Pflegegeld –  
§ 37 Abs. 3 SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 7, Gesetzesbefehl S. 8, Begründung S. 26  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Die Vergütung für den Pflegepflichteinsatz nach § 37 Abs. 3 SGB XI für 
Pflegegeldempfänger wird in den Pflegestufen I und II von 21 auf 22 Euro 
und in der Pflegestufe III von 31 auf 32 Euro angehoben. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der bpa kritisiert die Leistungsbeträge für die Pflegepflichteinsätze als 
völlig unzureichend  und fordert dringend eine leistungsgerechte Erhö-
hung. Die im Gesetz genannten Beträge sind sowohl hinsichtlich der er-
forderlichen Fachlichkeit der Pflegekraft als auch des erforderlichen Zeit-
aufwandes inakzeptabel.  
 
An verschiedenen Stellen betont das SGB XI zu Recht die Bedeutung der 
Pflegeberatung. Eine gute Pflegeberatung erfordert Qualifikation, Kompe-
tenz und die notwendige Zeit. Wie viel Zeit soll denn für eine Beratung 
bleiben, die einerseits laut Gesetz „der Sicherung der Qualität der häusli-
chen Pflege und praktischen pflegefachlichen Unterstützung der häusliche 
Pflegenden“ dient, für die andererseits aber nur 22 Euro bezahlt werden? 
Zumal in diesem Betrag auch noch die Fahrtkosten enthalten sein sollen. 
Durch das zum 1. Januar 2015 in Kraft tretende Gesetz zur Stärkung der 
Tarifautonomie wird ein allgemeiner Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stun-
de eingeführt. Der Gesetzgeber sollte sich im Klaren sein, dass dieser bei 
den Pflegepflichteinsätzen aufgrund der Vergütung in § 37 Abs. 3 SGB XI 
nicht umzusetzen ist.    
 
Deswegen bedarf es hier keiner Dynamisierung, sondern einer leistungs-
rechten Anpassung. 

 

  
  

C) Änderungsvorschlag   
  
Die Vergütung für den Pflegepflichteinsatz nach § 37 Abs. 3 SGB XI für 
Pflegegeldempfänger wird in den Pflegestufen I und II von 21 auf 50 Euro 
und in der Pflegestufe III von 31 auf 55 Euro jeweils zuzüglich Fahrt- und 
Wegekosten angehoben. 
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Zusätzliche Leistungen in ambulanten Wohngruppen –  
§ 38 a SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 8, Gesetzesbefehl S. 8, Begründung S. 26  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Der Leistungsbetrag für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohn-
gruppen wird von 200 auf 205 Euro pro Monat erhöht. Weiterhin gilt die-
ses nur, wenn die Wohngruppe nicht unter das „Landesheimrecht“ fällt. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der bpa weist erneut auf  die Ungleichbehandlung von Wohngruppe n-
bewohnern aufgrund unterschiedlicher landesheimrech tlicher Rege-
lungen hin.  
 
Da es kein bundeseinheitliches Heimrecht mehr gibt und die Bundeslän-
der die heimrechtlichen Regelungen und Anwendungsbereiche unter-
schiedlich gestalten, sind bei der Gewährung des Zuschusses nach § 38 a 
SGB XI  für Bewohner der ambulant betreuten Wohngruppen für jedes 
Bundesland unterschiedliche Vorschriften zu beachten.  Anstatt der vor-
gesehenen Abgrenzung zu den heimrechtlichen Vorschriften der Länder 
sollte statt dessen festgelegt werden, dass die Förderung nach § 38 a 
SGB XI nicht gewährt wird, wenn der Träger für die Bewohner Leistungen 
auf der Grundlage eines Rahmenvertrags nach § 75 SGB XI für vollstatio-
näre Pflege erbringt. Damit wird einerseits die notwendige Rechtssicher-
heit und –klarheit erreicht und andererseits die vom Gesetzgeber ge-
wünschte Flexibilität gewährleistet. Einen solchen Änderungsvorschlag 
hat auch der Bundesrat am 11. Mai 2012 beschlossen (s. Bundesrats-
Drucksache 170/12 (Beschluss) zu § 38 a SGB XI). Der bpa begrüßt, dass 
die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des 
Bundesrates eine Prüfung dieses Vorschlags zugesagt hat (Bundestags-
Drucksache 18/2379, S. 17).  

 

  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
In § 38 a Abs. 1 Satz 1 SGB XI wird der Bezug auf die heimrechtlichen 
Vorschriften gestrichen und in § 38 Abs. 2 SGB XI eine negative Verknüp-
fung zu Leistungen auf der Grundlage eines Rahmenvertrags nach § 75 
Abs. 1 SGB XI für vollstationäre Pflegeeinrichtungen aufgenommen:  
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(1) 1Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen, die Leis-
tungen nach § 36, 37 oder § 38 beziehen, haben Anspruch auf ei-
nen pauschalen Zuschlag in Höhe von 205 Euro monatlich, wenn 
in der ambulant betreuten Wohngruppe eine Präsenzkraft als Mit-
arbeiter eines zugelassenen Pflegedienstes tätig ist und wenn es 
sich um ein gemeinschaftliches Wohnen von regelmäßig mindes-
tens drei Pflegebedürftigen zum Zwecke der gemeinschaftlich or-
ganisierten pflegerischen Versorgung in einer gemeinsamen Woh-
nung oder einem Haus mit häuslicher pflegerischer Versorgung 
handelt, dem heimrechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen. 

 
(2) Eine Leistungsgewährung nach Absatz 1 erfolgt nicht, wenn der 

Träger der Wohngruppe oder Dritte den Bewohnerinnen und Be-
wohnern Leistungen auf der Grundlage eines Rahmenvertrags 
nach § 75 Absatz 1 für vollstationäre Pflege erbringt.  
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Leistungsausweitungen bei der Verhinderungspflege  –  
§ 39 SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 9, Gesetzesbefehl S. 8 f., Begründung S. 26 f.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Die Verhinderungspflege kann künftig bis zu sechs Wochen in Anspruch 
genommen werden. 50 % des Kurzzeitpflegebetrags können für die Ver-
hinderungspflege genutzt werden. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der bpa begrüßt die Neuregelungen. Die pflegenden Angehörigen we r-
den dadurch wirksam entlastet.  
 
Die Pflege bedeutet für Angehörige eine enorme psychische und physi-
sche Belastung, die sehr häufig rund um die Uhr geleistet wird. Die per-
manente Pflege und das ständige In-Bereitschaft-Sein führen bei vielen 
pflegenden Angehörigen zu erheblichen Erschöpfungszuständen. Viele 
können irgendwann einfach nicht mehr weiter pflegen. In solchen Situatio-
nen ist die Verhinderungspflege eine sehr wichtige Unterstützung: Die 
Pflegeperson kann eine Auszeit von der Pflege nehmen, muss sich aber 
keine Sorgen um den pflegebedürftigen Angehörigen machen, weil dieser 
von einem ambulanten Dienst oder einer Kurzzeitpflegeeinrichtung von 
Pflegefachkräften gut versorgt und betreut wird. Durch den vorgelegten 
Gesetzentwurf wird diese wichtige Entlastungsleistung zeitlich und finan-
ziell ausgeweitet. Dieses kommt unmittelbar den pflegenden Angehörigen 
zugute und stellt für sie eine wichtige Verbesserung dar. Der bpa unter-
stützt dieses ausdrücklich. Die vorgesehenen Regelungen ermöglichen 
zudem eine unbürokratische und flexible Inanpruchnahme der Leistung: 
Für manche Pflegebedürftige und ihre Angehörigen ist eine tageweise 
Nutzung der Verhinderungspflege am hilfreichsten (oder aber geboten, 
wenn keine geeignete Kurzeitpflegeeinrichtung zur Verfügung steht). Sie 
haben nun die Möglichkeit, die Leistungen über einen Zeitraum von bis zu 
sechs Wochen im Jahr zu nutzen. Für andere ist ein Aufenthalt in einer 
Kurzzeitpflege dagegen am sinnvollsten. In beiden Fällen profitieren die 
Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen von der Möglichkeit, die Leis-
tungsbeträge der Verhinderungspflege durch die Kurzzeitpflege aufsto-
cken zu können. Der Gesetzgeber macht hier keine Vorgaben, sondern 
lässt den Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen die Wahl. Das ist 
sachgerecht. Da bisher die Leistung der Verhinderungspflege relativ sel-
ten in Anspruch genommen wird, wäre es wünschenswert, wenn die Pfle-
gekassen ihre Versicherten gezielt und wiederholt informieren.  
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Im vorgelegten Gesetzentwurf hat es im Vergleich mit dem Referenten-
entwurf noch eine Präzisierung hinsichtlich der Erstattung der Aufwen-
dungen, die der Pflegeperson im Zusammenhang mit der Ersatzpflege 
entstehen, gegeben (§ 39 Abs. 2 Satz 2 SGB XI). Nunmehr ist ausdrück-
lich klargestellt, dass Pflegepersonen, die mit dem Pflegebedürftigen bis 
zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben, von der Pflegekasse auf Nachweis die 
notwendige Aufwendungen erstattet bekommen können. 
 
Der bpa begrüßt diese Klarstellung. 
  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
Keine.  
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Erhöhte Leistungen bei wohnumfeldverbessernden Maßn ah-
men – § 40 Abs. 4 SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 10, Gesetzesbefehl S. 9, Begründung S. 27  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Wohnumfeldverbessernde Maßnahmen sollen künftig von 2.557 auf 4.000 
Euro (bzw. bis zu 16.000 Euro bei mehreren Pflegebedürftigen) erhöht 
werden. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Diese deutliche Erhöhung der Leistung um über 56 % stellt einen Beitrag 
zur weiteren Förderung der Wohngemeinschaften dar. Grundsätzlich be-
grüßt der bpa die verstärkte Förderung neuer Wohnformen. Unabhängig 
davon dürfen aber die „klassischen“ und bewährten Einrichtungsformen 
der ambulanten und stationären Pflege, welche die Hauptlast der Versor-
gung tragen, nicht vernachlässigt werden. 

 

  
  

C) Änderungsv orschläge   
  
Keine.  
  



 
 
 

 
 

bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 
Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 

Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 
bund@bpa.de  – www.bpa.de   

17 

Ambulante Sachleistung en und  Tages- und Nachtpflege ohne 
Anrechnung – § 41 SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 11, Gesetzesbefehl S. 9, Begründung S. 27 f.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Pflegebedürftige können künftig ambulante Sachleistungen und gleichzei-
tig Tages- oder Nachtpflege in voller Höhe in Anspruch nehmen, ohne 
dass – wie bisher – die Leistungen untereinander angerechnet werden. 
Wer bisher die vollen ambulanten Sachleistungsbeträge in Anspruch 
nimmt, kann maximal 50 % der Tages- und Nachtpflegeleistungen erhal-
ten. Künftig kann man 100 % der jeweiligen ambulanten Sachleistungen 
und 100 % der Tages- und Nachtpflege erhalten. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der bpa begrüßt die se Neuregelung  außerordentlich . Damit wurde ei-
ne Anregung des bpa aufgegriffen. Zu Recht verweist die Begründung da-
rauf, dass dadurch eine erheblich Vereinfachung und Entbürokratisierung 
erreicht wird. Gerade im Zuge der Leistungsverbesserungen durch das 
PNG hat es bei der Interpretation und Umsetzung der vom Gesetzgeber 
beabsichtigten Regelungen Probleme und erheblichen Abstimmungsbe-
darf gegeben, was sich auch in dem „Gemeinsamen Rundschreiben zu 
den leistungsrechtlichen Vorschriften vom 17.04.2013“ des GKV-
Spitzenverbandes niedergeschlagen hat. In der Praxis gab es zudem wei-
tere Probleme bei Abrechnung der Leistungen. Die komplizierten Rege-
lungen zur Tagespflege bei gleichzeitiger Inanspruchnahme von ambulan-
ter Pflege waren für die Pflegebedürftigen, aber auch für die Einrichtungen 
und die Pflegekassen nur schwer nachvollziehbar. Das hat der Gesetzge-
ber erkannt. Durch eine konsequente Neuregelung werden jetzt gleich 
mehrere Ziele auf einmal erreicht:  
 

·  Es gibt eine klare, eindeutige und verständliche Regelung: Ambu-
lante Sachleistungen und Leistungen der Tages- und Nachtpflege 
können parallel mit den vollen Leistungsbeträgen in Anspruch ge-
nommen werden. 

·  Dadurch entfallen die Schwierigkeiten bei der Abrechnung. Dieses 
ist ein wichtiger Beitrag zur Entbürokratisierung. Der Erfüllungs-
aufwand bei dieser wichtigen Leistung wird sich enorm verringern. 
Das ist eine sehr große Entlastung für die Pflegeeinrichtungen wie 
für die Pflegekassen. 

·  Die Vereinfachung trägt bei den Pflegebedürftigen und Angehöri-
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gen zu einem besseren Verständnis bei, was letztlich auch zu ei-
ner stärkeren Inanspruchnahme der Leistungen führen wird.  

·  Die Neuregelung bedeutet eine Ausweitung der Leistungen. Statt 
bisher maximal 150 % an Leistungen aus ambulanter Sachleistung 
sowie Tages- und Nachtpflege können künftig 100 % ambulante 
Sachleistung und parallel 100 % Tages- und Nachtpflege in An-
spruch genommen werden. Vereinfacht ausgedrückt sind also ab 
2015 dann 200 % Leistungen statt 150 % Leistungen möglich. Da-
durch wird die Nutzung der Tages- und Nachtpflege, die gerade für 
pflegende Angehörige eine wichtige Entlastung ist, in hohem Maße 
gestärkt.  

  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
Keine.  
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Ausweitung der Kurzzeitpflege  – § 42 SGB XI  
  
Artikel 1, Nr. 12, Gesetzesbefehl S. 9 f., Begründung S. 28 f.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelungen   
  
Die Leistungen der Kurzzeitpflege können durch Verknüpfung mit der 
Verhinderungspflege künftig bis zu acht Wochen statt bisher vier Wochen 
in Anspruch genommen werden. Der Leistungsbetrag der Verhinderungs-
pflege kann zusätzlich für die Kurzzeitpflege genutzt werden, so dass 
dann gesetzlich verankert bis zu 3.224 Euro pro Jahr (statt 1.662 Euro) 
zur Verfügung stehen.   
 
Außerdem ist vorgesehen, dass auch pflegebedürftige Behinderte über 25 
Jahren die Kurzzeitpflege in Einrichtungen der Behindertenhilfe nutzen 
können.  

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der bpa begrüßt die Neuregelungen. Sie werden – ebenso wie die beab-
sichtigten Veränderungen bei der Verhinderungspflege und der Tages-
pflege – dazu beitragen, die Situation von pflegenden Angehörigen deut-
lich zu verbessern. Pflegebedürftige und ihre Angehörigen können 
künftig die Leistungen der Verhinderungspflege und der Kurzzeit-
pflege sehr flexibel miteinander kombinieren . In der Verwaltungspraxis 
war es in Einzelfällen zwar auch jetzt schon möglich, für die Kurzzeitpflege 
die Leistungsbeträge der Verhinderungspflege einzusetzen. Allerdings 
gab es darauf keinen klaren Rechtsanspruch. Das ändert sich jetzt. Die 
Neuregelung orientiert sich an den Bedürfnissen der Pflegebedürftigen 
und sorgt für die notwendige Klarstellung und Rechtssicherheit. Pflegebe-
dürftige und deren Angehörige, für die die Kurzzeitpflege eine wichtige 
Entlastung ist, werden von den Leistungsausweitungen profitieren.  
 
Der bpa begrüßt auch den Wegfall der Altersgrenze bei der Inanspruch-
nahme der Kurzzeitpflege durch pflegebedürftige Behinderte in Einrich-
tungen der Behindertenhilfe. Die bisherige Altersgrenze von zunächst 18 
und dann von 25 Jahren war willkürlich und nicht sachgerecht.  
 

 

  
C) Änderungsvorschläge   

  
Keine.  
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Leistungsbeträge stationäre Pflege – § 43 SGB XI 
 
Der bpa weist darauf hin, dass künftig bei weitgehend vergleichbarer 
Gruppenversorgung unter den Bedingungen der ambulanten Versor-
gung i.d.R. erheblich höhere Leistungsbeträge als bei stationärer Ver-
sorgung beansprucht werden können. Der politisch offenbar angestreb-
te Struktureffekt wird aus Sicht der Leistungsberechtigten dazu führen, 
dass bei Gruppenversorgung ausschließlich im ambulanten Versor-
gungsrahmen bei entsprechender Kombination der Leistungsansprüche 
hohe und damit deutlich entlastende Leistungen aus der Pflegeversiche-
rung und darüber hinaus aus der Krankenversicherung in Anspruch ge-
nommen werden können. Infrastruktureffekte zur Stärkung ambulanter 
Gruppenversorgung sind durchaus gewünscht, lassen aber gravierende 
Auswirkungen auf die stationäre Versorgung befürchten, da dort erheb-
lich niedrigere Leistungsbeträge zur Verfügung stehen als bei der ambu-
lanten Versorgung. 
 
Um hier dem Unterstützungsbedarf der pflegebedürftigen Menschen 
und ihrer pflegenden Angehörigen dauerhaft gerecht werden zu können, 
ist eine entsprechende Anpassung der stationären Sachleistungsbeträ-
ge zu prüfen. 
 

 
 
Stationäre Behandlungspflege – § 43 Abs. 2 SGB XI  

 

  
Artikel 1, Nr. 13, Gesetzesbefehl S. 10, Begründung S. 29  
  
  

A) Neuregelung   
  
Im Gesetzentwurf werden die Leistungen für die stationäre Pflege dyna-
misiert; die Kosten der medizinischen Behandlungspflege sollen weiterhin 
von der Pflegeversicherung getragen werden. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der bpa begrüßt, dass nach langen Jahren ohne Erhöhung der Sachleis-
tungsbeträge mit der Reform endlich auch pflegebedürftige Heimbewoh-
ner berücksichtigt werden. Das ist ein wichtiges Signal sowohl an stationär 
versorgte Pflegebedürftige als auch an ihre Angehörigen und die Pflege-
kräfte.  
 
Der bpa bedauert es, dass es der Gesetzgeber hinsichtlich der medizini-
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schen Behandlungspflege Heimbewohner, aber auch für Gäste der teilsta-
tionären Einrichtungen bei der systemwidrigen Zuordnung zur Pflegever-
sicherung belässt. Die systematische Schlechterstellung der Heimbewoh-
ner bei der Krankenversicherung muss endgültig beendet werden. Gerade 
mit Blick auf die steigende Sozialhilfeabhängigkeit von Pflegebedürftigen 
(s. dazu auch die Anmerkungen zu § 30 SGB XI) ist die Zuordnung der 
behandlungspflegerischen Leistungen zur Krankenvers icherung er-
forderlich . Dadurch würden die finanziellen Belastungen für Heimbewoh-
ner und Sozialhilfeträger sinken.  
  
  

C) Änderungsvorschlag   
  

Die Aufwendungen für die medizinische Behandlungspflege in teil- und 
vollstationären Pflegeeinrichtungen werden von der Krankenkasse über-
nommen. Die diesbezüglichen Regelungen des SGB XI und SGB V wer-
den entsprechend geändert. 
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Pflegebedürftige in s tationäre n Einrichtungen der Behinde r-
tenhilfe – § 43 a SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 14, Gesetzesbefehl S. 10, Begründung S. 29  
  
  

A) Neuregelung   
  
Im Gesetzentwurf werden die Aufwendungen, die die Pflegekasse für 
Pflegebedürftige in einer stationären Einrichtung der Behindertenhilfe 
übernimm, im Rahmen der Dynamisierung von 256 Euro auf 266 Euro an-
gehoben; die Kosten der medizinischen Behandlungspflege sollen weiter-
hin von der Pflegeversicherung getragen werden. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der von der Pflegekasse zu tragende Pauschalbetrag für die Abgeltung 
von Pflegeleistungen für Pflegebedürftige in vollstationären Einrichtungen 
der Behindertenhilfe ist seit Inkrafttreten der Vorschrift nahezu unverän-
dert geblieben; seine Anpassung ist daher im Grundsatz zu begrüßen. 
 
In der Begründung wird ausgeführt, dass mit der Erhöhung des Leis-
tungsbetrages um 4 % keine Präjudizierung hinsichtlich etwaiger künftiger 
Reformen verknüpft ist. Der bpa begrüßt diesen Hinweis insoweit, als da-
mit klargestellt ist, dass weiterhin auch eine regelgebundene Dynamisie-
rung aller Leistungsbeträge möglich ist, für die sich der bpa einsetzt (s. 
dazu die Ausführungen zu § 30 SGB XI). 
 
Aus Sicht des bpa ist jedoch darüber hinaus dringend klarzustellen, dass 
Versicherte in vollstationären Einrichtungen der Behindertenhilfe einen ei-
genständigen Anspruch auf häusliche Krankenpflege nach § 37 SGB V in 
Form der medizinischen Behandlungspflege haben, dem auch die pau-
schale Abgeltung der Pflegeleistungen nach § 43 a SGB XI nicht entge-
gensteht.  
 
Seit Änderung des § 37 SGB V, mit welcher der Anspruch auf häusliche 
Krankenpflege über den Haushalt hinaus auf sonstige geeignete Orte 
ausgedehnt wurde, wird darüber gestritten, ob auch stationäre Behinder-
tenhilfeeinrichtungen solche geeigneten Orte sind. Nachdem der überwie-
gende Teil der hierzu ergangenen Urteile dies bejaht, lehnen die Kranken-
kassen nunmehr unabhängig hiervon Anträge auf Leistungen der häusli-
chen Krankenpflege für pflegebedürftige Versicherte in stationären Behin-
dertenhilfeeinrichtungen verstärkt mit dem Argument ab, dass mit dem 
Pauschalbetrag von 256 € auch jedwede behandlungspflegerische Leis-
tung bereits abgegolten sei, da § 43 a SGB XI ohne Einschränkung auf 
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die in § 43 Abs. 2 SGB XI genannten Aufwendungen verweise. 
 
Bereits im Jahr 2005 hatte das Bundessozialgericht (BSG) entschieden, 
die in § 43 Abs. 2 SGB XI normierte – zum damaligen Zeitpunkt noch als 
vorläufig vorgesehene – Übernahme von Leistungen der medizinischen 
Behandlungspflege durch die Pflegekasse gelte für die Einrichtungen der 
Behindertenhilfe nicht; deshalb seien Leistungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung grundsätzlich auch beim Aufenthalt in einer Einrichtung 
nach §§ 71 Abs. 4, 43 a SGB XI zu gewähren. Die pauschale Abgeltung 
der Pflegeleistungen nach § 43 a SGB XI stehe dem Anspruch eines 
krankenversicherten Pflegebedürftigen auf Leistungen der häuslichen 
Krankenpflege gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V nicht entgegen (B 3 KR 
19/04 R). Durch die systemwidrige dauerhafte Verlagerung der Leistungen 
der Krankenversicherung in die Pflegeversicherung – zumal unter Beibe-
haltung des seit 1996 beinahe unveränderten Betrages – hat sich hieran 
nichts geändert. Gleichwohl verweigern die Krankenkassen den Versi-
cherten mit Behinderung den Anspruch auf häusliche Krankenpflege unter 
Berufung auf die pauschale Abgeltung nach § 43 a SGB XI ohne Berück-
sichtigung der grundlegend anders ausgerichteten fachlichen Konzeption 
der Einrichtungen der Behindertenhilfe. Zur Vermeidung weiterer langjäh-
riger Rechtsstreitigkeiten auf dem Rücken der betroffenen Versicherten 
und Einrichtungen ist hier dringend eine Klarstellung geboten.  
  
  

C) Änderungsvorschlag   
  
§ 43 a SGB XI wird wie folgt gefasst: 
 
Für Pflegebedürftige in einer vollstationären Einrichtung der Hilfe für be-
hinderte Menschen, in der die Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in 
der Gemeinschaft, die schulische Ausbildung oder die Erziehung behin-
derter Menschen im Vordergrund des Einrichtungszwecks stehen (§ 71 
Abs. 4), übernimmt die Pflegekasse zur Abgeltung der in § 43 Abs. 2 ge-
nannten pflegebedingten Aufwendungen und Aufwendungen der sozialen 
Betreuung zehn vom Hundert des nach § 75 Abs. 3 des Zwölften Buches 
vereinbarten Heimentgelts. Die Aufwendungen der Pflegekasse dürfen im 
Einzelfall je Kalendermonat 256 266 Euro nicht überschreiten. Wird für die 
Tage, an denen die pflegebedürftigen Behinderten zu Hause gepflegt und 
betreut werden, anteiliges Pflegegeld beansprucht, gelten die Tage der 
An- und Abreise als volle Tage der häuslichen Pflege.  
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Einführung z usätzliche r Entlastungsleistungen  –  
§ 45 b Abs. 1 Satz 1 SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 17, Gesetzesbefehl S. 10 f., Begründung S. 29 ff.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelungen   
  
Zusätzlich zu den bisher bereits bestehenden Betreuungsleistungen wer-
den neu jetzt auch Entlastungsleistungen eingeführt. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Die Einführung der zusätzlichen Entlastungsleistungen  wird grundsätz-
lich begrüßt. Laut Gesetzesbegründung zielen diese auf die Unterstützung 
im Haushalt, auf die Bewältigung des Alltags oder die Organisation indivi-
dueller Hilfe. Dadurch wird das Spektrum der Leistungen im Rahmen der 
Pflegeversicherung erweitert. Das ist sachgerecht und ermöglicht eine 
weiter gehende Unterstützung von Pflegebedürftigen in ihrer Häuslichkeit 
als bisher.   

 

  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
Keine.  
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Zusätzliche Betreuungs - und Entlastungsleistungen  auch für 
somatisch beeinträchtige Pflegebedürftige –  
§ 45 b Abs. 1 a SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 17 c), Gesetzesbefehl S. 10, Begründung S. 30 f.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelungen   
  
Alle ambulant versorgten Pflegebedürftigen, auch solche ohne erheblich 
eingeschränkte Alltagskompetenz, sollen künftig Betreuungs- und Entlas-
tungsleistungen im Umfang von 104 Euro im Monat erhalten können. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Der bpa begrüßt, dass alle ambulant versorgten Pflegebedürftigen – auch 
solche ohne erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz – künftig Be-
treuungs- und Entlastungsleistungen im Umfang von 1 04 Euro  im 
Monat erhalten können. Bisher konnten nur Menschen mit eingeschränk-
ter Alltagskompetenz solche Betreuungsleistungen in Anspruch nehmen. 
Jetzt profitieren auch Menschen mit somatischen Beeinträchtigungen da-
von. Diese Gleichbehandlung ist richtig, insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass diese Leistungen nach § 45 b SGB XI nicht mehr nur die Be-
treuung umfassen, sondern auch die Entlastung. Wer pflegebedürftig ist, 
braucht Unterstützung im Haushalt, bei der Bewältigung des Alltags oder 
bei der Organisation individueller Hilfe – das gilt für Menschen mit einge-
schränkter Alltagskompetenz ebenso wie für Menschen mit somatischen 
Einschränkungen. Das anerkennt der Gesetzgeber mit dieser Regelung. 
Pflegebedürftige erhalten mehr Unterstützungsmöglichkeiten und ihre An-
gehörigen können dadurch weitergehender entlastet werden.   

 

  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
Keine.  
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Einsatz von bis zu 50 % der ambulanten Sachleistung sbeträge 
für niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsle istungen –  
§ 45 b Abs. 3 SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 17 e), Gesetzesbefehl S. 11, Begründung S. 31 ff.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelungen   
  
Pflegebedürftige sollen 50 % des ambulanten Sachleistungsbetrags für 
niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote nach § 45 b Abs. 
3 SGB XI einsetzen können.  

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Um welche Leistungen geht es dabei?  
 
Diese Regelung bezieht sich auf die Sachleistungen, die bisher zugelas-
senen und qualitätskontrollierten Pflegediensten vorbehalten sind. Das 
Budget für diese Sachleistungen kann künftig halbiert werden. Der Pfle-
gebedürftige hat dann z.B. in der Pflegestufe I statt 468 Euro nur noch 234 
Euro zur Verfügung, um Leistungen der Grundpflege (Waschen, Anzie-
hen, Hilfe bei der Nahrungsaufnahme usw.) beim Pflegedienst einzukau-
fen. Die Betreuungs- und Entlastungsleistungen werden von z.B. Alltags-
begleitern erbracht, für die nicht die gleichen Qualitätsanforderungen gel-
ten wie für Pflegedienste. Sind die Alltagsbegleiter einmal anerkannt, wird 
deren Qualität nicht laufend überprüft. 
 
Damit für die Entlastungsleistungen bundesweit die gleichen Anforderun-
gen gelten und um unterschiedliche Qualitätsniveaus in den Bundeslän-
dern zu vermeiden, sollte der Bundesgesetzgeber – wie auch für die Ein-
zelpflegekräfte gem. § 77 SGB XI – entsprechende Anforderungen im 
SGB XI verankern. Damit würde auf Bundesebene ein Regelungsrahmen 
vorgegeben, um ein einheitliches Qualitätsniveau in den Bundesländern 
zu ebnen. Denn der Pflegebedürftige muss sich darauf verlassen können, 
dass für alle Leistungserbringer die gleichen Anforderungen hinsichtlich 
Qualität und Zulassung gelten. Nur eine bundeseinheitliche Vorgabe si-
chert die notwendige Verbraucherorientierung, Wettbewerbsgleichheit und 
Qualität. 
 
 
Wichtig :  
 
Es geht nicht um Betreuungs- und Entlastungsleistungen, die von Ehren-
amtlichen erbracht werden!  
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Wie erhält der Pflegebedürftige die Entlastungsleis tungen?  
 
Die Leistungen müssen vom Pflegebedürftigen bei der Pflegekasse in ei-
nem aufwändigen Verfahren beantragt werden. Die Pflegekasse rechnet 
zunächst die Sacheistungen mit dem Pflegedienst ab und teilt dann dem 
Pflegebedürftigen mit, wie viel Geld noch für die Entlastungsleistungen üb-
rig ist und für Entlastungsleistungen eingesetzt werden kann. Wenn die 
Entlastungsleistungen erbracht sind, muss der Pflegebedürftige zunächst 
die Rechnung des Alltagsbegleiters bezahlen. Diese Rechnung reicht er 
bei der Pflegekasse ein, die sie prüft und den Betrag dann erstattet.  
 
 
Bewertung:  
 
Die Möglichkeit, 50 % der ambulanten Sachleistungsb eträge für nied-
rigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote e inzusetzen, 
lehnt der der bpa aufs Entschiedenste ab und forder t die Streichung 
dieser Regelung.  
 
 
Die Gründe hierfür sind: 
 

1. Keine Qualitätskontrollen  
 

2. Keine klare Abgrenzung der Leistungen  
 

3. Höheres Budget für Entlastungsleistungen als für Sa chleis-
tungen der Pflegedienste  
 

4. Förderung von prekären Beschäftigungsverhältnisse u nd 
Schwarzarbeit  

 
5. Kein Mindestlohn  

 
6. Höhere Ausgaben als vorgesehen  

 
7. Mehr Bürokratie  

 
 
 
Zu 1.) Keine Qualitätskontrollen:  
 
Die Qualität der Leistungen wird nicht einheitlich festgelegt und kon-



 
 
 

 
 

bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 
Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 

Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 
bund@bpa.de  – www.bpa.de   

28 

trolliert und ist daher nicht gesichert – anders als bei zugelassenen 
ambulanten Pflegediensten. Damit besteht die Gefahr  von Substan-
dards und Billig-Pflege.  
 

·  Die Landesregierungen dürfen zwar durch Rechtsverordnung die 
Anerkennung der Entlastungsangebote bestimmen. Das bedeutet 
aber, dass in allen Bundesländern unterschiedliche Anforderungen 
für die Entlastungsleistungen gelten werden, sofern entsprechende 
Verordnungen erlassen werden. Der Bundesgesetzgeber treibt 
damit die Föderalisierung der Pflege weiter voran. Mit den Entlas-
tungsangeboten wird es einen weiteren rechtlichen „Flickentep-
pich“ an Anforderungen geben.  
 

·  Die Länder regeln nur die Anforderungen an die Entlastungsleis-
tungen, aber nicht deren regelmäßige Kontrolle. Anbieter, die ein-
mal anerkannt sind, werden nicht laufend kontrolliert.  
 

·  Wer Entlastungsleistungen nutzt, muss den Beratungsbesuch 
durch Pflegedienste nach § 37 Abs. 3 SGB XI abrufen. Laut Ge-
setzesbegründung geht es bei diesen Besuchen aber nur um die 
„Hilfestellung … und … Unterstützung … zur Sicherung der Quali-
tät der häuslichen Pflege“ für die häuslich Pflegenden. Es geht 
nicht darum, dass die Qualität der Leistungserbringung durch die 
Anbieter niedrigschwelliger Entlastungsangebote kontrolliert wird.  
 

·  Selbst wenn man zugrunde legt, dass die Alltagsbegleiter im Rah-
men der niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote 
schwerpunktmäßig Unterstützung bei der hauswirtschaftlichen 
Versorgung anbieten, werden sie dieses ohne entsprechendes 
Qualitätsmanagement tun. Bei den Pflegediensten ist dieses sys-
tematisch anders. Dort wird selbstverständlich auch die hauswirt-
schaftliche Versorgung qualitätsgesichert erbracht. Die hauswirt-
schaftliche Versorgung ist Teil des Qualitätsmanagements und 
wird auch überprüft. Deswegen muss sich der Gesetzgeber hier im 
Klaren sein, ob für die gleichen Leistungen im SGB XI bewusst un-
terschiedliche Standards eingeführt werden sollen. 

 
 
Zu 2.) Keine klare Abgrenzung der Leistungen:  
 
In der Praxis werden die Agenturen und Alltagsbegle iter nicht nur 
Entlastungsleistungen erbringen, sondern es ist anz unehmen, dass 
sie z.B. den Pflegebedürftigen auch waschen, wenn d iese darum bit-
ten, obwohl das Waschen eine Leistung der Grundpfle ge ist.  
 
Eine ähnliche Situation besteht bereits bei den „Haushaltshilfen“ in Haus-



 
 
 

 
 

bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 
Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 

Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 
bund@bpa.de  – www.bpa.de   

29 

halten mit Pflegebedürftigen: Auch hier geht es eigentlich um eine Entlas-
tung nur im hauswirtschaftlichen Bereich. Aber die Kräfte, die in der Regel 
für drei Monate 24 Stunden am Tag im Haushalt des Pflegebedürftigen 
arbeiten und wohnen,  erbringen erfahrungsgemäß auch pflegerische 
Leistungen. Dieses belegen auch Untersuchungen des Deutschen Insti-
tuts für angewandte Pflegeforschung: in 73,2 % der Fälle übernahmen die 
Haushaltshilfen die Zubereitung von Mahlzeiten, in 44,4 % das An- und 
Auskleiden, das Baden, Waschen und Duschen und in 43,6 % die weitere 
Körperpflege (Andrea von der Malsburg / Michael Isfort: Haushaltsnahe 
Dienstleistungen durch Migrantinnen in Familien mit Pflegebedürftigkeit. 
24 Stunden verfügbar – Private Pflege in Deutschland. In: WISO direkt. 
Analysen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, Ausgabe Juni 2014, hrsg. v. 
der Friedrich-Ebert-Stiftung). 
 
 
Zu 3.) Höheres Budget für Entlastungsleistungen als  für Sachleis-
tungen der Pflegedienste:  
 
Durch das Gesetz gibt es für Entlastungsleistungen ein erheblich 
größeres Budget als für die klassische ambulante Sa chleistung 
durch Pflegedienste (bedingt durch die Verknüpfung mit der Kurz-
zeit- und Verhinderungspflege). Dadurch entsteht ei ne Sogwirkung 
von der ambulanten Pflege hin zu den Entlastungslei stungen. Dieses 
führt zu einer Deprofessionalisierung und gefährdet  die ambulante 
Pflege. Angesichts der demografischen Entwicklung m uss die ambu-
lante aber gestärkt und darf nicht ausgehöhlt werde n.  
 
Wie groß das Budget für die Entlastungsleistungen sein kann, soll an dem 
folgenden Beispiel erläutert werden: 
 
Ein Pflegebedürftiger der Pflegestufe I ohne eingeschränkte Alltagskom-
petenz kann bei Ausschöpfung aller Leistungen für Entlastungsleistungen 
durch Alltagsbegleiter monatlich 866,50 Euro zum Einkauf von Leistungen 
zur Verfügung, aber nur noch 234 Euro für Sachleistungen vom Pflege-
dienst. Bei einem Pflegebedürftigen der Pflegestufe II mit eingeschränkter 
Alltagskompetenz stehen für Betreuungsleistungen monatlich 1.536 Euro, 
aber für die Sachleistungen durch Pflegedienste nur 649 Euro zur Verfü-
gung. Diese beiden Beispiele werden im Anhang I erläutert (s. Seite 56). 
 
Der Gesetzgeber lenkt auf diese Weise einen Großteil des Budgets für 
ambulante Pflege in die Entlastungsleistungen. Hinzu kommt: Die Alltags-
begleiter und Haushaltsagenturen, die die Entlastungsleistungen erbrin-
gen, müssen nicht im Entferntesten die gleichen Anforderungen erfüllen 
wie die Pflegedienste. Pflegedienste sehen sich dadurch einer massiven 
Wettbewerbsverzerrung und Ungleichbehandlung ausgesetzt. Alle Prinzi-
pien, die bisher für das SGB XI bei der Leistungserbringung galten, wer-
den gelten bei den Entlastungsleistungen nicht: Keine Zulassung, kein 
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Versorgungsvertrag, keine Qualitätskontrollen, kein Mindestlohn, keine 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten, kein Pflegevertrag, usw. 
Aber der Gesetzgeber verabschiedet sich nicht grundsätzlich von diesen 
Anforderungen, sondern er bevorzugt nur einseitig die Alltagsbegleiter und 
Haushaltsagenturen, indem er ihnen den Großteil des ambulanten Bud-
gets zubilligt und sie zugleich nur minimal reglementiert. Der Gesetzgeber 
muss sich im Klaren sein, dass er das System der häuslichen Versorgung 
durch zugelassene ambulante Pflegedienste damit gefährdet und gezielt 
Anreize für ein Subsystem und prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
schafft. 
 
 
 
Zu 4.) Förderung von prekären Beschäftigungsverhält nisse und 
Schwarzarbeit:   
 
Die Entlastungsleistungen begünstigen prekäre Besch äftigungsver-
hältnisse und Schwarzarbeit.   
 
Schon jetzt agieren Agenturen, die sog. Haushaltshilfen für Haushalte mit 
Pflegebedürftigen anbieten, zumindest im rechtlichen Graubereich. 
Schwarzarbeit ist dabei keine Seltenheit. Durch die Neuregelung besteht 
die Gefahr, dass die Entlastungsleistungen durch Kräfte erbracht werden, 
die nicht sozialversicherungspflichtig beschäftigt werden. 
 
Viele Agenturen und Einzelpersonen werden als Dienstleister die Möglich-
keit der Erbringung von Erstattungsleistungen nutzen, um sich als Leis-
tungserbringer im Rahmen der Pflegeversicherung zu positionieren und so 
legale Angebote unterbreiten zu können. Die Schwarzarbeit aber wird 
nach Einschätzung des bpa aufgrund der Neuregelung nicht reduziert, 
sondern aufgrund zusätzlicher legalisierter Leistungserbringer weiter zu-
nehmen. Daran ändert auch der Hinweis in der Begründung nichts, dass 
die Agenturen „eine legale und sozialversicherungsrechtlich einwandfreie 
Beschäftigung“ zu gewährleisten haben. Denn die Umsetzung dessen 
wird – anders als bei den Pflegediensten – weder als Eingangsvorausset-
zung verlangt noch geprüft. Die Agenturen müssen „eigenständig für die 
Einhaltung aller geltenden Vorschriften sorgen“, so die Gesetzesbegrün-
dung. Die neue Erstattungsleistung bildet dadurch einen besonderen An-
reiz für Schwarzarbeiter oder Scheinselbstständige in Pflegehaushalten, 
die zu Hunderttausenden im Land bestehen. Insbesondere die osteuropä-
ischen Vermittlungsagenturen mit ihren prekären Beschäftigungsverhält-
nissen werden von diesen zusätzlichen Leistungen profitieren und ihr Ge-
schäftsmodell hierauf ausrichten. Der Scheinselbstständigkeit sowie die 
Schwarzarbeit und insbesondere auch prekäre Beschäftigungen werden 
offensichtlich bewusst in Kauf genommen. 
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Zu 5.) Kein Mindestlohn:  
 
Es nicht sichergestellt, dass die Kräfte, die Entla stungsleistungen 
erbringen, den allgemeinen oder den Pflege-Mindestl ohn erhalten.  
Ab 1. Oktober 2015 gilt der Pflegemindestlohn auch für Betreuungskräfte, 
Alltagsbegleiter und Assistenzkräfte. Damit scheint es zunächst so, als ob 
auch die Kräfte, die die niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungs-
leistungen erbringen, den Pflegemindestlohn erhalten. Das ist allerdings 
keineswegs gesichert. Denn aufgrund der geschilderten Anreize ist davon 
auszugehen, dass die Entlastungsleistungen entweder in Form von 
Schwarzarbeit oder durch (Schein-) Selbständige erbracht werden, wie es 
heute bereits häufig bei den ausländischen „Haushaltshilfen“ in Haushal-
ten mit Pflegebedürftigen der Fall ist. In beiden Fällen erhalten die Kräfte 
weder den ab 1. Januar 2015 gültigen allgemeinen Mindestlohn noch den 
Pflegemindestlohn. Das, was die Wissenschaftler Michael Isfort und An-
drea von Malsburg für die ausländischen Haushaltshilfen in Familien mit 
Pflegebedürftigen fordern, muss auch für die Kräfte gelten, die Entlas-
tungsleistungen erbringen: „Eine faire Bezahlung für die Arbeit sowie die 
Einhaltung von Arbeits- und Ruhezeiten müssen nicht nur gefordert, son-
dern auch überprüft werden“ (Andrea von der Malsburg / Michael Isfort: 
Haushaltsnahe Dienstleistungen durch Migrantinnen in Familien mit Pfle-
gebedürftigkeit. 24 Stunden verfügbar – Private Pflege in Deutschland. In: 
WISO direkt. Analysen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, Ausgabe Juni 
2014, hrsg. v. der Friedrich-Ebert-Stiftung). 
 
 
 
Zu 6.) Höhere Ausgaben als vorgesehen:  
 
Der Gesetzentwurf plant lediglich Mehrausgaben in H öhe von 90 Mil-
lionen Euro pro Jahr ein. Dahinter steht die Annahm e, dass lediglich 
2 % der Pflegegeldempfänger die neue Leistung in An spruch neh-
men. Nach Berechnungen des Instituts der Deutschen Wirtschaft 
Köln ergeben sich aber Kosten von etwa 1,4 Milliard en Euro pro Jahr, 
wenn 50 % der Pflegegeldempfänger die Entlastungsle istungen nut-
zen.  
 
Der Gesetzgeber begründet seine Annahme nicht, warum nur 2 % der 
Pflegebedürftigen die Entlastungsleistungen in Anspruch nehmen. Warum 
2 % und warum nicht 1 %, 5 %, 10 % oder 50 %? Es gibt keine Erfah-
rungswerte, auf die sich diese Annahme stützen kann. Vielmehr unterstellt 
der Gesetzgeber bei anderen neuen Leistungen, dass zunächst 50 % der 
Berechtigten diese in Anspruch nehmen (so bei der Gewährung der 104 
Euro pro Monat für Pflegebedürftige ohne eingeschränkte Alltagskompe-
tenz und bei der Leistungsflexibilisierung  der Verhinderungspflege; s. 
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Bundestags-Drucksache 18/1798, S. 19). Deswegen ist davon auszuge-
hen, dass die Kosten für die Entlastungsleistungen die einkalkulierten 90 
Millionen Euro bei Weitem übersteigen werden. Davon geht auch das In-
stitut der deutschen Wirtschaft Köln aus, das in seiner Untersuchung zu 
den finanziellen Auswirkungen der Entlastungsleistungen zu folgendem 
Fazit kommt: 
 

„Die maximal möglichen Ausgabeneffekte, die sich für die soziale 
Pflegeversicherung aus der Ergänzung des § 45 b um eine neue 
Kombinationsleistung mit Betreuungs- und Entlastungsangeboten 
ergeben, liegen weit über den vom BMG ausgewiesenen Zusatz-
kosten von 90 Millionen Euro. Die Annahmen, die der BMG-
Schätzung zugrunde liegen, werden nicht ausgewiesen. Selbst 
wenn nur 50 Prozent des berechtigten Personenkreises die neue 
Kombinationsleistung nutzen würden – eine Annahme, die im Re-
ferentenentwurf bezüglich anderer Maßnahmen getroffen wird – 
ergäbe sich immer noch ein fünfzehnfach höherer Finanzierungs-
aufwand. Warum jedoch weit weniger als die Hälfte der Berechtig-
ten die neue Kombinationsleistung nutzen sollten, ist nicht nach-
vollziehbar. Denn für die bisherigen Pflegegeldempfänger ergeben 
sich eindeutige finanzielle Anreize durch die neue Kombinations-
leistung. Klarstellung und Diskussion sind vonnöten, denn dem hier 
exemplarisch dargestellten Finanzierungsaufwand entspräche der-
zeit ein Beitragsaufkommen von umgerechnet etwas mehr als ei-
nem zusätzlichen Zehntelpunkt Beitragssatz. Mit anderen Worten: 
Die im Referentenentwurf eingestellte Beitragssatzanpassung von 
2,05 auf 2,35 Prozent zum 1.1.2015 wäre in diesem Fall zu gering 
bemessen.“  
 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Kostenerstattung für 
niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote im Rah-
men des Sachleistungsbudgets. Eine Modellrechnung zur Schät-
zung maximaler Ausgabeneffekte. Kurzgutachten für den bpa von 
Jochen Pimpertz / Susanna Kochskämper, Juni 2014 

 
Das vollständige Gutachten ist dieser Stellungnahme als Anlage 2 (s. Sei-
te 58) beigefügt. 
 
 
Zu 7.) Mehr Bürokratie:  
 
Die bisher einheitliche ambulante Pflegesachleistun g wird aufgeteilt 
in die Sachleistung und in die Entlastungsleistung.  Die Entlastungs-
leistungen werden im Rahmen der Kostenerstattung ab gewickelt. 
Das bedeutet für die Pflegekassen zusätzlichen Aufw and bei der In-
formation der Versicherten und insbesondere auch be i der Vergü-
tung.  
 
Darauf weist auch der GKV-Spitzenverband in seiner Stellungnahme hin: 
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„Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass insbesondere bei einer gleichzei-
tigen Inanspruchnahme von  Sachleistungen nach § 36 SGB XI einerseits 
und von Betreuungs- und Entlastungsleistungen mit Kostenerstattung im 
Rahmen des Sachleistungsbudgets andererseits ein wesentlich erhöhter 
Verwaltungs- und Beratungsaufwand entsteht.“ 
 
 
 
ZUSAMMENFASSUNG  
 
Der bpa befürchtet, dass es durch eine Übertragung der Sachleistungen 
auf die niedrigschwelligen Betreuungs- und Entlastungsangebote, die 
durch Agenturen erbracht werden sollen, künftig zu einer Billig-Pflege 
kommt, für die weder die strengen Qualitätsanforderungen der §§ 112 ff. 
SGB XI gelten noch die besonderen Zulassungskriterien gem. §§ 71 ff. 
SGB XI. Der bpa appelliert mit allem Nachdruck an den Gesetzgeber, die-
se Entwicklung zu stoppen!  
 

·  Es darf bei der Pflege weder um Deprofessionalisierung noch um 
Wettbewerbsverzerrung zugunsten von Billiganbietern  gehen.  

·  Es darf nicht sein, dass die Qualitätssicherung in der Pflege davon 
abhängt, wer die Leistung erbringt. 

·  Es darf keine Ungleichbehandlung der Leistungserbringer geben, 
bei der Agenturen, die niedrigschwellige Betreuungs- und Entlas-
tungsleistungen erbringen, fast keine Auflagen erfüllen müssen, 
während zugelassene ambulante Pflegedienste stark reglementiert 
und scharf kontrolliert werden.  

·  Wer Schwarzarbeit und prekäre Beschäftigung verhindern will und 
qualitätsgesicherte Pflege, Betreuungs- und Entlastungsleistungen 
erbringen lassen will, muss das Potential der Pflegedienste, nut-
zen. Es bedarf keiner neuen Leistungserbringer dafür.  

  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
Der bpa fordert, § 45 b Abs. 3 SGB XI (n.F.) zu streichen.  
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Niedrigschwellige Entlastungsangebote –  
§ 45 c Abs. 3 a SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 18 e), Gesetzesbefehl S. 12, Begründung S. 34 ff.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Als grundsätzlich förderungsfähige niedrigschwellige Entlastungsangebote 
werden insbesondere Serviceangebote für haushaltsnahe Dienstleistun-
gen, Alltagsbegleiter sowie Pflegebegleiter festgelegt. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Zu der grundsätzlichen Kritik des bpa an den hier genannten Agenturen 
wird auf die Ausführungen oben zum Einsatz von bis zu 50 % der ambu-
lanten Sachleistungsbeträge für niedrigschwellige Betreuungs- und Ent-
lastungsleistungen gem. § 45 b Abs. 3 SGB XI verwiesen.  

 

  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
Bei der vorliegenden Regelung bedarf es Änderungen, um Schwarzarbeit 
und Dumpinglöhne zu verhindern und ein Mindestmaß an Qualität zu ge-
währleisten. Dabei muss sichergestellt werden, dass die Serviceangebote 
ein Qualitätsmanagement entsprechend § 112 SGB XI einrichten, regel-
mäßig extern kontrolliert werden, nur sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte einsetzen und einen Vertrag mit den Pflegebedürftigen entspre-
chend § 120 SGB XI abschließen.  
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Beitragssatzerhöhung – § 55 SGB XI  
  
Artikel 1, Nr. 21, Gesetzesbefehl S. 12, Begründung S. 39  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Der Beitragssatz für die soziale Pflegeversicherung soll zum 01.01.2015 
um 0,2 % steigen.  

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Eine Anhebung des Beitragssatzes wird vom bpa begrüßt, da sich nur so 
die Dynamisierung und die Leistungsverbesserungen finanzieren lassen. 
Angesichts der zu erwartenden Entwicklung und der in der Vergangenheit 
ausgebliebenen Dynamisierung wäre auch eine noch höhere Beitrags-
satzsteigerung gut zu begründen, denn die Pflegeversicherung steht vor 
großen Herausforderungen, die nur auf einer gesicherten finanziellen 
Grundlage bewältigt werden können und die auf keinen Fall aus den 
Rücklagen bestritten werden dürfen: 
 

·  Die Anzahl der Pflegebedürftigen wird in den nächsten Jahren wei-
ter steigen. Nach Angaben des Bundesgesundheitsministeriums 
steigt die Zahl der Pflegebedürftigen zwischen den Jahren 2010 
und 2020 um 400.000 Menschen (+16,5 %). 

·  Um eine schleichende Entwertung der Pflegeleistungen zu verhin-
dern, ist eine regelgebundene Dynamisierung der Leistungen not-
wendig, die aber bisher nicht eingeplant ist. 

·  Bei Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs muss es 
einen dauerhaften Bestandsschutz für die bisher eingestuften 
Pflegebedürftigen und die bisherigen Leistungen gem. § 45 b und 
§ 87 b SGB XI auf Grundlage einer Einstufung nach § 45 a SGB XI 
geben. Zudem werden mehr Menschen als bisher Leistungen der 
Pflegeversicherung in Anspruch nehmen können.  

 
Der hieraus resultierende Finanzierungsbedarf in der Pflegeversicherung 
ist nicht durch die im 1. Pflegestärkungsgesetz vorgesehene Beitrags-
satzerhöhung gedeckt. Der bpa bedauert es, dass sich Regierungskoaliti-
on nicht auf den erforderlichen größeren Finanzierungsrahmen hat ver-
ständigen können. Dieses wäre ein wichtiges Signal an die Pflegebedürf-
tigen, die Angehörigen, die Pflegekräfte und die Einrichtungen gewesen. 
Denn es steht fest: Der laufende Finanzbedarf der Pflegeversicherung 
wird in den nächsten Jahren weiter steigen.  
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Investitionskosten – § 82 SGB XI  
  
– neu – Artikel 1, Nr. 24 a  
  
  
Nach den Urteilen des Bundessozialgerichts (BSG) vom 09.08.2011 (Ak-
tenzeichen B 3 P 4/10 R; B 3 P 2/11 R; B 3 P 3/11 R; B 3 P 6/10 R) erfolg-
te eine vom bpa ausdrücklich unterstützte gesetzliche Klarstellung, um 
auch künftig eine gerechte Lastenverteilung unter den Pflegebedürftigen, 
einen fairen Wettbewerb unter den Pflegeeinrichtungen und die Versor-
gungssicherheit in der Pflege zu wahren.  
 
Offenbar reicht diese gesetzliche Klarstellung nicht aus, da mittlerweile in 
einzelnen Bundesländern diskutiert wird,  ein durch Tilgung bewirktes An-
wachsen des Eigenkapitals nicht bei der Ermittlung der betriebsnotwendi-
gen Investitionsbeträge zu berücksichtigen. Gegen jede wirtschaftliche 
Vernunft wird darüber hinaus versucht, diesen Ansatz auf Pachteinrich-
tungen zu übertragen.  
 
Insofern regt der bpa dringend eine intensive Prüfung und Klarstellung an, 
welche auch einen Verzicht auf weitgehende bürokratische Anforderungen 
umfasst. 
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Entbürokratisierung der Vergütungsfindung –  
§§ 84, 85 und 89 SGB XI 

 

  
– neu – Artikel 1, Nr. 24 b und 26 a, §§ 84 Abs. 2 Satz 4 und § 89 Abs. 1 Satz 3 
SGB XI 

 

  
  

A) Vorschlag des bpa für eine Neuregelung   
  
  
Aus Sicht des bpa sollte im Rahmen der anstehenden SGB XI-Reform die 
Gelegenheit nicht ungenutzt verstreichen, die Vergütungsfindung in der 
Pflegeversicherung deutlich zu entbürokratisieren. Die mit dem PNG in 
den §§ 84 und 89 SGB XI vorgenommenen Neuregelungen sind jedoch 
nicht geeignet, den infolge der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
aus dem Jahr 2009 aufgetretenen Schwierigkeiten bei Vergütungsver-
handlungen hinreichend wirksam zu begegnen und den Wettbewerb zu 
fördern.  
 
Die Sicherstellung der Versorgung pflegebedürftiger Menschen auch in 
Zukunft bedarf nicht der Rückkehr zum Selbstkostendeckungsprinzip, 
sondern des Erhalts der Wettbewerbsfähigkeit der Pflegeeinrichtungen 
durch leistungsgerechte Vergütung. Diese ist nicht damit zu erreichen, 
dass Lohnkosten, die im Rahmen der Pflegevergütung den größten Aus-
gabenblock darstellen, lediglich zum „durchlaufenden Posten“ werden. 
Nicht die „Zahlung von Tariflöhnen“, sondern bereits die Kalkulation auf-
grund von tarifvertraglichen oder tarifvertragsähnlichen Regelungen muss 
ausdrücklich als wirtschaftlich angemessen anerkannt werden. Sicherzu-
stellen ist, dass jeder ambulanten und stationären Einrichtung ein Budget 
ermöglicht wird, mit dem sie auch bei der Gewinnung von Fachpersonal 
wettbewerbsfähig bleiben kann.  
 
Die Vergütungsfindung soll seit den Entscheidungen des BSG vom 
29.01.2009 über ein aufwändiges, mehrstufiges Verfahren erfolgen, das 
im Ergebnis mit einer Rückkehr zum Selbstkostendeckungsprinzip ver-
bunden ist und dem marktorientierten Versorgungskonzept des SGB XI 
widerspricht. Dies wird mit den im Gesetzentwurf vorgesehenen Ergän-
zungen der §§ 84 Abs. 2 und 89 Abs. 1 zulasten der Wettbewerbsfähigkeit 
der Pflegeeinrichtungen zusätzlich befördert. 
 
Der bpa hat deshalb die nachfolgenden Vorschläge entwickelt, die die 
Vergütungsfindung wesentlich entbürokratisieren und gleichzeitig die Leis-
tungsgerechtigkeit der Vergütung ermöglichen können. 

 

 
 
 

 



 
 
 

 
 

bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 
Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 

Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 
bund@bpa.de  – www.bpa.de   

38 

B) Änderungsvorschläge   
  
Zu § 84 
 
a) Orientierung an durchschnittlichen Entgelten der Vergleichsgruppe 
 
Das BSG unterstellt, dass Pflegesatz- und Entgeltforderungen im unteren 
Drittel der vergleichsweise ermittelten Pflegesätze/Entgelte als ohne wei-
teres wirtschaftlich gelten, während bei höheren Vergütungsforderungen 
zunächst einmal Unwirtschaftlichkeit vermutet wird, die die Einrichtung zu 
Rechtfertigungen und Nachweisen zwingt.  
 
Die obere Grenze des unteren Drittels ist jedoch eine mehr oder minder 
zufällige Größe. Ob eine Einrichtung mit ihren Vergütungsforderungen als 
zunächst per se wirtschaftlich oder unwirtschaftlich gilt, ist abhängig von 
den Gegebenheiten der günstigsten Einrichtung. Ein „Ausreißer“ nach un-
ten, der unter einem betriebswirtschaftlichen Blickwinkel wohl eher die 
Vermutung einer unwirtschaftlichen Betriebsführung nahe legen würde, ist 
ausschlaggebend für die Drittelgrenze, deren Überschreitung im Zweifel 
zu einer Pflicht der Pflegeeinrichtungen zur Offenbarung von Betriebsge-
heimnissen führt.  
 
Das BSG entnimmt die „Drittelgrenze“ einem Rechtsgedanken aus § 35 
Abs. 5 Satz 4 SGB V, nach dem der Festbetrag für Arzneimittel in einer 
der Festbetragsgruppen nach § 35 Abs. 1 SGB V „den höchsten Abgabe-
preis des unteren Drittels des Intervalls zwischen dem niedrigsten und 
dem höchsten Preis einer Standardpackung nicht übersteigen“ soll. Die 
Beurteilung von Pflegesatzforderungen ist jedoch in Interessenlage und 
Systematik mit der Festbetragsregelung für Arzneimittel nicht vergleich-
bar. Die Pflegesatzvereinbarungen sind seit Einführung der Pflegeversi-
cherung Gegenstand interessenausgleichender Vereinbarungen zwischen 
Pflegeeinrichtungen und Kostenträgern als Sachwaltern der Versicherten-
interessen gewesen und nicht - wie auf dem Arzneimittelmarkt – von den 
jeweiligen Arzneimittelherstellern frei festgesetzte Preise. Das „Vollkasko-
prinzip“ im SGB V hielt Versicherte mangels eigener Kostenbelastung 
grundsätzlich nicht zu einem wirtschaftlichen Verhalten in dem Sinne an, 
dass ein möglichst kostengünstiges Arzneimittel gewählt wird. Dass in 
diesem Bereich mit einer Drittelregelung bei Festbeträgen einer unbe-
schränkten Kostenentwicklung nach oben Einhalt geboten werden muss-
te, ist nachvollziehbar, jedoch nicht zu vergleichen mit der Ausgangslage 
im Bereich der Pflegeversicherung. Diese „Teilkaskoversicherung“ führt 
stets zu Eigenbelastungen der Pflegebedürftigen, die schon vor diesem 
Hintergrund den Preis zu einem Kriterium bei der Auswahl der Pflegeein-
richtung machen. Letztendlich liegt für die Vergütungsfindung im SGB XI 
der Vergleich mit dem Recht der Wirtschaftlichkeitsprüfung der Ärzte, bei 
dem es auf eine Durchschnittsbetrachtung ankommt, wesentlich näher. 
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b) Entlastung von unnötigem Verwaltungsaufwand bei Vergütungs-

vereinbarungen  
 
Die zwar als Bestandteil der Vergütungsvereinbarung, jedoch gleichwohl 
ausdrückliche Festlegung der wesentlichen Leistungs- und Qualitäts-
merkmale der Einrichtung ist angesichts der üblichen entsprechenden 
rahmenvertraglichen Festlegungen für Einrichtungen ohne besonderen 
Versorgungsauftrag verzichtbar und lediglich bei Spezialeinrichtungen, de-
ren Merkmale von den Festlegungen des Rahmenvertrages abweichen, 
erforderlich. Eine entsprechende Ergänzung des Absatzes 5 soll die Ein-
richtungen von unnötigem Verwaltungsaufwand entlasten. 
 
 
c) Vergütungszuschläge für Härtefälle 
 
In § 84 Abs. 2 S. 2 SGB XI ist klargestellt, dass neben der Vereinbarung 
der Pflegesätze für die Pflegeklassen 1 bis 3 auch die Vereinbarung eines 
Pflegesatzes für Härtefälle möglich ist. Härtefälle zeichnen sich durch ei-
nen außergewöhnlich hohen und intensiven Pflegeaufwand aus, der das 
übliche Maß der Pflegestufe III weit übersteigt. Die Vereinbarung von Ver-
gütungszuschlägen für solche Härtefälle ist bisher als „Kann-Regelung“ 
gestaltet; um Diskussionen über eine Verpflichtung der Kostenträger zur 
Finanzierung härtefallbedingter Mehrleistungen der Einrichtungen und 
gleichzeitigen Entlastung der betroffenen Pflegebedürftigen in Zukunft zu 
vermeiden, ist die Regelung des § 84 Abs. 2 S. 2 2. Hs. SGB XI aus Sicht 
des bpa zukünftig als „Muss-Regelung“ zu gestalten. 
 
 
 
 
Änderungsvorschlag zu § 84  
 
Der bpa schlägt eine Änderung der Absätze 2 und 5 vor; aufgrund der 
Geltung der Grundsätze der Vergütungsfindung für den stationären Be-
reich auch im ambulanten Bereich ist § 89 Absatz 3 Satz 4 entsprechend 
anzupassen (siehe dort). 
 
(1) unverändert 
 
(2) 1Die Pflegesätze müssen leistungsgerecht sein. 2Sie sind nach dem 
Versorgungsaufwand, den der Pflegebedürftige nach Art und Schwere 
seiner Pflegebedürftigkeit benötigt, in drei Pflegeklassen einzuteilen; für 
Pflegebedürftige, die als Härtefall anerkannt sind, werden können Zu-
schläge zum Pflegesatz der Pflegeklasse 3 zumindest bis zur Höhe des 
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kalendertäglichen Unterschiedsbetrages vereinbart werden, der sich aus 
§ 43 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 und 4 ergibt. 3Bei der Zuordnung der Pflegebe-
dürftigen zu den Pflegeklassen sind die Pflegestufen gemäß § 15 zugrun-
de zu legen, soweit nicht nach der gemeinsamen Beurteilung des Medizi-
nischen Dienstes und der Pflegeleitung des Pflegeheims die Zuordnung 
zu einer anderen Pflegeklasse notwendig oder ausreichend ist. 4Die Pfle-
gesätze müssen einem Pflegeheim bei wirtschaftlicher Betriebsführung 
ermöglichen, seine Aufwendungen zu finanzieren und seinen Versor-
gungsauftrag zu erfüllen. 5Überschüsse verbleiben dem Pflegeheim; Ver-
luste sind von ihm zu tragen. 6Der Grundsatz der Beitragssatzstabilität ist 
zu beachten. 7Bei der Bemessung der Pflegesätze einer Pflegeeinrichtung 
können die ist der Durchschnitt der Pflegesätze derjenigen Pflegeeinrich-
tungen, die nach ihrer Art und Größe sowie hinsichtlich der in Absatz 5 
genannten Leistungs- und Qualitätsmerkmale im Wesentlichen gleichartig 
sind, als stets wirtschaftlich angemessen berücksichtigt werden zu be-
rücksichtigen. 8Überschreitungen sind, soweit sie erheblich sind, geson-
dert zu begründen und insbesondere dann wirtschaftlich angemessen, 
wenn sie sich kalkulatorisch auf tarifvertragliche oder tarifvertragsähnliche 
Regelungen stützen lassen. 
 
(3) unverändert 
 
(4) unverändert 
 
(5) In der Pflegesatzvereinbarung sind die wesentlichen Leistungs- und 
Qualitätsmerkmale der Einrichtung festzulegen, sofern diese von den 
Festlegungen im jeweiligen Rahmenvertrag nach § 75 SGB XI abweichen. 
Hierzu gehören insbesondere   
 

1. die Zuordnung des voraussichtlich zu versorgenden Personen-
kreises sowie Art, Inhalt und Umfang der Leistungen, die von der 
Einrichtung während des nächsten Pflegesatzzeitraums erwartet 
werden, 
 
2. die von der Einrichtung für den voraussichtlich zu versorgenden 
Personenkreis individuell vorzuhaltende personelle Ausstattung, 
gegliedert nach Berufsgruppen, sowie 
 
3. Art und Umfang der Ausstattung der Einrichtung mit Ver-
brauchsgütern (§ 82 Abs. 2 Nr. 1). 

 
(6) unverändert 
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Zu § 85 
 

a) Nachweispflichten der Pflegeeinrichtung 
 
Zu den Regelungen für die Bemessung der Vergütung gehört nach § 84 
Abs. 2 SGB XI der Grundsatz, dass Überschüsse dem Pflegeheim bleiben 
und Verluste von ihm zu tragen sind. Den Pflegeeinrichtungen können 
nicht einerseits mit der Prospektivität der Pflegesätze erhebliche unter-
nehmerische Risiken aufgebürdet und andererseits Offenbarungspflichten 
auferlegt werden, die nur bei Praktizierung des Selbstkostendeckungs-
prinzips zu rechtfertigen wären. Das Recht zur Forderung von Selbstkos-
tennachweisen nach der Interpretation des § 85 Abs. 3 durch die Kosten-
träger infolge der BSG-Entscheidungen kommt einem Ausforschungsbe-
weis nahe, der tief in die wirtschaftliche Betätigungsfreiheit der Einrichtun-
gen eingreift. Mit dem Preis- und Leistungsvergleich nach § 84 Abs. 2 in 
der vorgeschlagenen Neufassung kann die Angemessenheit der Pflege-
vergütung regelmäßig ohne diesen unverhältnismäßigen Eingriff in die Un-
ternehmensfreiheit festgestellt werden. In § 85 Abs. 3 ist daher klarzustel-
len, dass Kostennachweise nur im Ausnahmefall verlangt werden können. 
 

b) Vereinfachtes Pflegesatzverfahren 
 
Die vom BSG im Jahr 2009 entwickelte Systematik zur Ermittlung einer 
leistungsgerechten Pflegevergütung führt mit ihrem mehrstufigen Verfah-
ren wiederum zu einem großen bürokratischen Aufwand sowohl auf Ein-
richtungs- wie auf Kostenträgerseite. Die damit einhergehenden Belastun-
gen und Auseinandersetzungen sind sinnvollerweise so gering wie mög-
lich zu halten. Bereits in der Vergangenheit sind in Bundesländern verein-
fachte Verfahren zur Fortentwicklung bereits vereinbarter Pflegesätze und 
Entgelte durchgeführt worden; orientiert etwa an allgemeinen Kostenstei-
gerungsraten unter besonderer Berücksichtigung der allgemeinen Perso-
nalkostenentwicklung im Bereich der Altenpflege wurden den Pflegeein-
richtungen pauschale Erhöhungen angeboten. Den Einrichtungen stand 
dabei offen, das Angebot etwa aus Wettbewerbsgründen nicht anzuneh-
men oder Einzelverhandlungen zu führen. Über die Zulässigkeit dieser 
Praxis ist nach den Urteilen des BSG vom 29.01.2009 erhebliche Verunsi-
cherung eingetreten.  
 
Dabei entsprechen diese vereinfachten Verfahren dem Interesse aller 
Pflegesatzparteien an möglichst unbürokratischen Pflegesatzverhandlun-
gen ebenso wie den gesetzlichen Vorgaben zur Vergütungsermittlung 
auch nach aktueller Lesart des Bundessozialgerichts. Besteht eine Pfle-
gesatz- bzw. Entgeltvereinbarung zwischen den Vertragsparteien, ist im 
Grundsatz von der Richtigkeit auszugehen (Vermutung der Richtigkeit der 
Vorvereinbarung, ständige Rechtsprechung des BSG, Urteil vom 
30.10.1963,  6 RKa 4/62; Urteil vom 19.03.1997, 6 RKa 36/96; Urteil vom 
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16.07.2003, B 6 KA 29/02 R; LSG Hessen, Urteil vom 10.12.2003, L 7 KA 
4456/00). Unabweisbare Kostensteigerungen, die bspw. das Statistische 
Bundesamt  ausweist, entsprechen aufgrund ihrer Unabweisbarkeit stets 
den Grundsätzen wirtschaftlicher Betriebsführung. Die Möglichkeit zur 
Vereinbarung pauschaler Erhöhungen auch auf regionaler Ebene wider-
spricht dabei auch nicht dem Grundsatz, dass die Pflegesatzvereinbarung 
für jede Einrichtung gesondert abzuschließen ist; sie führt nicht zu Ein-
heitspreisen, sondern sattelt auf einrichtungsindividuell bestehenden Ver-
einbarungen auf.  
 
Der bpa schlägt daher vor, dieses Verfahren mit ein em neu einzufü-
genden Absatz 3a ausdrücklich in § 85 SGB XI zu ver ankern.  Gleich-
zeitig sollte in § 85 Abs. 4 SGB XI die Verpflichtung zum unverzüglichen 
Abschluss der Pflegesatzvereinbarung gesetzlich explizit betont werden; 
in der Praxis sind die Einrichtungen häufig trotz Einigung in der Sache mit 
Verzögerungen durch die Kostenträgerseite konfrontiert. 
 
Änderungsvorschlag zu § 85  

(1) unverändert 
(2) unverändert 
 
(3) 1Die Pflegesatzvereinbarung ist im Voraus, vor Beginn der jeweiligen 
Wirtschaftsperiode des Pflegeheims, für einen zukünftigen Zeitraum (Pfle-
gesatzzeitraum) zu treffen. 2Das Pflegeheim hat durch eine Kalkulation 
Art, Inhalt, Umfang und erwartete Kosten der Leistungen, für die es eine 
Vergütung beansprucht, durch Pflegedokumentationen und andere geeig-
nete Nachweise rechtzeitig vor Beginn der Pflegesatzverhandlungen dar-
zulegen; es hat außerdem die schriftliche Stellungnahme der nach heim-
rechtlichen Vorschriften vorgesehenen Interessenvertretung der Bewoh-
nerinnen und Bewohner beizufügen. 3Soweit dies auch unter Berücksich-
tigung der Bemessungsgrundsätze nach § 84 Abs. 2 Sätze 7 und 8 zur 
Beurteilung seiner Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit im Einzelfall 
erforderlich ist, hat das Pflegeheim auf Verlangen einer Vertragspartei zu-
sätzliche Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. 4Hierzu gehö-
ren auch pflegesatzerhebliche Angaben zum Jahresabschluss entspre-
chend den Grundsätzen ordnungsgemäßer Pflegebuchführung, zur per-
sonellen und sachlichen Ausstattung des Pflegeheims einschließlich der 
Kosten sowie zur tatsächlichen Stellenbesetzung und Eingruppierung. 
5Personenbezogene Daten sind zu anonymisieren. 
 
(3a) Abweichend von Absatz 3 können die Vertragsparteien auf Vorschlag 
der Pflegesatzkommission für einen künftigen Pflegesatzzeitraum auch 
pauschale Veränderungen vereinbarter Pflegesätze in angemessener 
Höhe einvernehmlich festlegen; die Verpflichtung zur Vorlage der schriftli-
chen Stellungnahme der nach heimrechtlichen Vorschriften vorgesehenen 
Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Bewohner bleibt unberührt.  
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(4) 1Die Pflegesatzvereinbarung kommt durch Einigung zwischen dem 
Träger des Pflegeheimes und der Mehrheit der Kostenträger nach Absatz 
2 Satz 1 zustande, die an der Pflegesatzverhandlung teilgenommen ha-
ben. 2Sie ist unverzüglich schriftlich abzuschließen. 3Soweit die Vertrags-
parteien sich bei den Pflegesatzverhandlungen durch Dritte vertreten las-
sen, haben diese vor Verhandlungsbeginn den übrigen Vertragsparteien 
eine schriftliche Verhandlungs- und Abschlussvollmacht vorzulegen. 
 
(5) bis (7) unverändert 
 

Zu § 89 – Bemessungsgrundsätze für die Vergütung am bulanter 
Pflegeleistungen  

Die Bemessungsgrundsätze in § 84 Abs. 2 Sätze 7 und 8 werden in § 89 
für ambulante Pflegeleistungen für entsprechend anwendbar erklärt.  
 
Änderungsvorschlag zu § 89  

(1) Die Vergütung der ambulanten Pflegeleistungen und der hauswirt-
schaftlichen Versorgung wird, soweit nicht die Gebührenordnung nach 
§ 90 Anwendung findet, zwischen dem Träger des Pflegedienstes und den 
Leistungsträgern nach Absatz 2 für alle Pflegebedürftigen nach einheitli-
chen Grundsätzen vereinbart. Sie muss leistungsgerecht sein. Die Vergü-
tung muss einem Pflegedienst bei wirtschaftlicher Betriebsführung ermög-
lichen, seine Aufwendungen zu finanzieren und seinen Versorgungsauf-
trag zu erfüllen; eine Differenzierung in der Vergütung nach Kostenträgern 
ist unzulässig. 
 
(2) unverändert 
 
(3) 1Die Vergütungen können, je nach Art und Umfang der Pflegeleistung, 
nach dem dafür erforderlichen Zeitaufwand oder unabhängig vom Zeit-
aufwand nach dem Leistungsinhalt des jeweiligen Pflegeeinsatzes, nach 
Komplexleistungen oder in Ausnahmefällen auch nach Einzelleistungen 
bemessen werden; die Vergütung von Leistungen der häuslichen Betreu-
ung nach § 124 ist mit Wirkung ab dem 1. Januar 2013 nach Zeitaufwand 
zu bemessen, sonstige Leistungen wie hauswirtschaftliche Versorgung, 
Behördengänge oder Fahrkosten können auch mit Pauschalen vergütet 
werden. 2Die Vergütungen haben zu berücksichtigen, dass Leistungen 
von mehreren Pflegebedürftigen gemeinsam abgerufen und in Anspruch 
genommen werden können; die sich aus einer gemeinsamen Leistungsin-
anspruchnahme ergebenden Zeit- und Kostenersparnisse kommen den 
Pflegebedürftigen zugute. 3Darüber hinaus sind auch Vergütungen für Be-
treuungsleistungen nach § 36 Abs. 1 zu vereinbaren. 4§ 84 Abs. 2 Sätze 7 
und 8, Abs. 4 Satz 2, § 85 Abs. 3 bis 7 und § 86 gelten entsprechend. 
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Anerkennungsbetrag für Herabstufung  – § 87 a Abs. 4 SGB XI  
  
Artikel 1, Nr. 25, Gesetzesbefehl S. 12, Begründung S. 39  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Der Anerkennungsbetrag für die Herabstufung eines Pflegebedürftigen in 
eine niedrigere Pflegestufe soll im Zuge der Dynamisierung von 1.536 Eu-
ro auf 1.597 Euro angehoben werden. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Seit 2008 haben vollstationäre Pflegeeinrichtungen einen Anspruch auf 
Zahlung eines „Anerkennungsbetrages“ in Höhe von 1.536 € (unter Be-
rücksichtigung der nunmehr geplanten Erhöhung von 1.597 €), wenn ein 
Pflegebedürftiger nach Durchführung aktivierender oder rehabilitativer 
Maßnahmen in eine niedrigere Pflegestufe einschließlich der sog. Pflege-
stufe 0 zurückgestuft wird. Aus Sicht des bpa war damals und ist heute zu 
begrüßen, wenn Erfolge der aktivierenden Pflege durch vollstationäre Ein-
richtungen belohnt werden.  
 
Angesichts der jüngsten Rechtsprechung des Landessozialgerichts 
Nordrhein-Westfalen und der Forderungen der Pflegekassen im Gemein-
samen Rundschreiben zu den leistungsrechtlichen Vorschriften, mit denen 
den Einrichtungen über die aktivierende Pflege und die im Rahmen der 
Pflegeversicherung finanzierten Regelleistungen hinaus ein „erkennbares 
Mehr an Maßnahmen“ nebst nachvollziehbarer Darlegung und Nachweis 
in Pflegeplanung und Dokumentation für einen Anspruch auf den Aner-
kennungsbetrag abverlangt werden, droht die Regelung ins Leere zu lau-
fen. Wenn die aktivierende Pflege als Regelleistung für einen Zahlungs-
anspruch aufgrund einer Herabstufung nicht ausreicht und ein „Mehr“ ge-
genüber dem „Standard“ verlangt wird, der zudem entsprechend zu do-
kumentieren sein soll, dürfte dies mit der am „Standard“ bemessenen Per-
sonalausstattung für die Einrichtungen nicht umsetzbar sein. Erfolge der 
professionellen, aktivierenden Pflege blieben entgegen der ursprünglichen 
Intention ohne Anerkennung durch den Gesetzgeber. Aus Sicht des bpa 
bedarf die Vorschrift daher der Umgestaltung, um den Einrichtungen eine 
realistische Möglichkeit zu geben, einen Anerkennungsbetrag für Erfolge 
ihrer aktivierenden Versorgung beanspruchen zu können. 
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Zusätzliche Betreuungskräfte  – § 87 b SGB XI  
  
Artikel 1, Nr. 26, Gesetzesbefehl S. 12 f., Begründung S. 39 f.  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Bisher konnten stationäre und teilstationäre Pflegeeinrichtungen für je 24 
Bewohner mit dementiellen Erkrankungen eine zusätzliche Betreuungs-
kraft einsetzen. Künftig ist dieses für je 20 Bewohner möglich. Eine de-
mentielle Erkrankung ist keine Voraussetzung mehr. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  

Der bpa begrüßt diese Verbesserung des Betreuungsschlüssels. Der Ge-
setzgeber greift damit einen Vorschlag auf, den der bpa bereits im Rah-
men des Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes eingebracht hat. Die vorgese-
hene Regelung verbessert für alle Bewohner spürbar die Betreuung, ent-
lastet die Pflegekräfte und führt bei den stationär versorgten Versicherten 
nicht zu erhöhten Zuzahlungen oder einer Erhöhung des Pflegesatzes. 
Der bpa unterstützt diese Neuregelung daher nachdrücklich.  
 
In der Begründung verweist der Gesetzgeber darauf, dass diese Regelung 
„im Übergang auf den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff“ jetzt ausgebaut 
wird. Der bpa plädiert in diesem Zusammenhang dringend dafür, dass 
auch weiterhin bei den stationär versorgten Versicherten die einge-
schränkte Alltagskompetenz erhoben wird und der entsprechende Bedarf 
festgestellt wird. Das ist notwendig, damit dieser Bedarf auch nach Einfüh-
rung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs berücksichtigt und eine 
Schlechterstellung dieser Versicherten verhindert werden kann. 
 
Aus Sicht des bpa besteht die Gefahr, dass nach der Einführung des neu-
en Pflegebedürftigkeitsbegriffs die Träger der Sozialhilfe die Vergütungs-
zuschläge für die zusätzlichen Betreuungskräfte von den Leistungsbeträ-
gen für die neuen Pflegegerade wieder abziehen, weil sie die Vergütungs-
zuschläge als Sonderleistungen betrachten. Diese Argumentation könnte 
sich auf die Formulierung in der Begründung stützen, dass „die Träger der 
Sozialhilfe weder ganz noch teilweise mit den Vergütungszuschlägen be-
lastet werden“ dürfen. Wenn die Träger der Sozialhilfe derzeit nicht mit 
Vergütungszuschlägen belastet werden dürfen, die Vergütungszuschläge 
aber im neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff integriert werden, könnten die 
Träger der Sozialhilfe argumentieren, dass die Leistungsbeträge für die 
Vergütungszuschläge von den Leistungsbeträgen für die neuen Pflege-
grade wieder abgezogen werden müssten. Um dieses zu vermeiden, soll-
te der Gesetzgeber aus Sicht des bpa in § 87 b SGB XI die Vergütungs-
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zuschläge als notwendige, angemessene und bedarfsdeckende Ausstat-
tung verankern. Nur so ist gewährleistet, dass auch nach Einführung des 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs die geschaffenen Arbeitsplätze für die 
Betreuungskräfte erhalten und die Pflegefachkräfte entlastet werden.  
 
Der bpa weist ergänzend darauf hin, dass durch die vorgesehene Neure-
gelung der  zusätzlichen Betreuungskräfte die entsprechende „Richtlinie 
nach § 87b Abs. 3 SGB XI zur Qualifikation und zu den Aufgaben von zu-
sätzlichen Betreuungskräften in stationären Pflegeeinrichtungen“ überar-
beitet werden muss. Bei dieser Überarbeitung ist auch darauf zu achten, 
dass heutige Streitfälle bezüglich der jährlichen Qualifizierungsangebote 
vermieden werden. Entscheidend muss das Erreichen des verlangten 
Fortbildungsumfangs sein, nicht die zeitliche Bündelung. 

 
 

 

C) Änderungsvorschläge   
  
Der bpa bittet um die oben aufgezeigten Klarstellungen.   
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Kostenerstattung – § 91 SGB XI  
  
– neu – Artikel 1, Nr. 26 b  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Der bpa schlägt vor, in § 91 SGB XI auf die Beschränkung der Kosteners-
tattungspflicht der Pflegekassen auf 80% der im Gesetz genannten pau-
schalen Leistungsbeträge zu verzichten. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  

Bei der Kostenerstattungsregelung nach § 91 SGB XI besteht folgendes 
Problem: Pflegebedürftige Versicherte erhalten bei gleichen Vorausset-
zungen je nach vergütungsbezogener Vertragslage der gewählten Einrich-
tung niedrigere Leistungsbeträge der Pflegeversicherung und werden so 
ohne sachlichen Grund in ihrer Wahlfreiheit nach § 2 Abs. 2 einge-
schränkt. 
 
Die Pflegevergütung wird im Allgemeinen zwischen den Vertragsparteien 
nach §§ 85 Abs. 2 und 89 Abs. 2 vereinbart; kommt eine solche Vereinba-
rung nicht zustande, können die Pflegeeinrichtungen die Vergütung für ih-
re Leistungen unmittelbar mit den Pflegebedürftigen vereinbaren. Für die-
sen Fall sieht § 91 die Kostenerstattung durch die Pflegekassen hinsicht-
lich der pflegebedingten Aufwendungen vor. Allerdings werden bisher ma-
ximal 80% des Betrages erstattet, den die Pflegekasse nach Art und 
Schwere der Pflegebedürftigkeit des Pflegebedürftigen zu zahlen hätte, 
wenn eine Pflegesatzvereinbarung bestünde.  
 
Diese Regelung schränkt durch die Belastung mit einem erheblich höhe-
ren finanziellen Eigenanteil die Wahlfreiheit derjenigen Versicherten ein, 
die sich von einer zugelassenen Pflegeeinrichtung betreuen lassen möch-
ten, die nicht über eine Vergütungsvereinbarung nach §§ 85, 89 SGB XI 
verfügt. Für diese Ungleichbehandlung von Versicherten besteht indes 
kein sachlicher Grund.  
 
Eine Kostenerstattung ist zum einen nur möglich, wenn die gewählte Ein-
richtung durch einen Versorgungsvertrag mit den Landesverbänden der 
Pflegekassen zugelassen ist. Eine Einrichtung ohne Pflegesatzvereinba-
rung bietet also ohne Unterschied zu einer Einrichtung mit Pflegesatzver-
einbarung die Gewähr für eine leistungsfähige und wirtschaftliche pflegeri-
sche Versorgung sowie die Erfüllung aller weiteren gesetzlichen Anforde-
rungen des § 72 Abs. 2.  
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Eine bis zur Höhe der Leistungsbeträge nach dem Dritten Abschnitt des 
Vierten Kapitels ungedeckelte Erstattung führt zum anderen nicht zu einer 
Mehrbelastung der öffentlichen Kostenträger. Preisvereinbarungen zwi-
schen Pflegeeinrichtungen und Pflegebedürftigen, die ohne Beteiligung 
der Kostenträger getroffen werden, sollen nicht zulasten des Sozialhilfe-
trägers gehen. Aus diesem Grund ist nach § 91 Abs. 2 S. 3 die Funktion 
des Sozialhilfeträgers als nachrangiger Kostenträger ausgesetzt; ihm ist 
es untersagt, über die von der Pflegekasse zu leistende Kostenerstattung 
hinausgehende Beträge zu übernehmen. Diese Regelung bietet die Ge-
währ dafür, dass die Versorgung von Pflegebedürftigen durch Einrichtun-
gen ohne Vergütungsvereinbarung auch in Zukunft die Ausnahme bleiben 
wird. Macht jedoch ein Versicherter von seiner durch § 2 gewährleisteten 
Wahlfreiheit zugunsten einer solchen Ausnahme Gebrauch, besteht für 
eine Sanktionierung der Ausübung dieses Rechtes durch „Strafabzug“ 
beim Leistungsbetrag der Pflegekasse kein sachlicher Grund. 
 

  
C) Änderungsvorschlag   

  
Der bpa schlägt vor, in § 91 Abs. 2 SGB XI auf die Beschränkung der Kos-
tenerstattungspflicht der Pflegekassen auf 80% der im Gesetz genannten 
pauschalen Leistungsbeträge zu verzichten und so die Gleichbehandlung 
der Pflegebedürftigen unabhängig von der vergütungsbezogenen Ver-
tragslage der gewählten zugelassenen Pflegeeinrichtungen herzustellen. 
 
(2) 1Den Pflegebedürftigen werden die ihnen von den Einrichtungen nach 
Absatz 1 berechneten Kosten für die pflegebedingten Aufwendungen er-
stattet. 2Die Erstattung darf jedoch 80 vom Hundert des Betrages den Be-
trag nicht überschreiten, den die Pflegekasse für den einzelnen Pflegebe-
dürftigen nach Art und Schwere seiner Pflegebedürftigkeit nach dem Drit-
ten Abschnitt des Vierten Kapitels zu leisten hat. 3Eine weitergehende 
Kostenerstattung durch einen Träger der Sozialhilfe ist unzulässig. 
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Einbeziehung von Pflegebedürftigen in die Qualitäts prüfung –   
§ 114 Abs. 5 SGB XI 

 

  
Artikel 1, Nr. 27, Gesetzesbefehl S. 13, Begründung S. 40 f.   
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
Gibt es im Rahmen einer Anlass-, Regel- oder Wiederholungsprüfung 
sachlich begründete Hinweise auf eine nicht fachgerechte Pflege bei Pfle-
gebedürftigen, auf die sich die Prüfung nicht erstreckt, sind die betroffenen 
Pflegebedürftigen unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen in die Prüfung einzubeziehen. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Eine Umsetzung dieser Regelung würde in der Praxis dazu führen, dass 
die Repräsentativität der Stichprobe gefährdet wäre. Der bpa weist darauf 
hin, dass die Selbstverwaltung in der Schiedsstelle lange um die beste 
Form der Repräsentativität gerungen hat, die durch die vorliegende Rege-
lung wieder verzerrt werden könnte. Nach Ansicht des bpa können die 
Pflegebedürftigen, die ggf. zusätzlich in die Prüfung einbezogen werden 
sollen, nur separat dargestellt werden: Wenn also normalerweise neun 
Bewohner mit in die Prüfung einbezogen werden, aber aufgrund von Hin-
weisen zwei zusätzlich beteiligt werden sollen, dann erfolgt die Darstel-
lung der Ergebnisse im Qualitätsbericht an die Pflegeeinrichtung. Die Rep-
räsentativität der Stichprobe darf durch die Erweiterung nicht angetastet 
werden. Dieses hätte Auswirkungen auf die Note und deren Veröffentli-
chung. Die Veröffentlichung ist aber im Rahmen der Selbstverwaltung 
nach § 115 SGB XI geregelt. Der bpa geht davon aus, dass der Gesetz-
geber nicht beabsichtigt, in die entsprechenden Regelungen der Selbst-
verwaltung auf diese Art einzugreifen. Der bpa bittet daher um entspre-
chende Klarstellung.  
 
Kritisch bewertet der bpa, dass es bei der vorliegenden Formulierung al-
leine im Ermessen der Prüfer liegt, die Prüfung entsprechend zu erwei-
tern. Der Prüfer soll offenbar alleine entscheiden, was sachlich begründet 
ist. Das bedeutet zudem, dass der Prüfer immer entscheiden kann, aus 
einer Regelprüfung eine Anlassprüfung zu machen. Würde auf dieser 
Grundlage eine Einbeziehung der Ergebnisse in die sog. Pflegenote erfol-
gen, wären die Ergebnisse in hohem Maße beeinflussbar und damit will-
kürlich. 
 
Die Einbeziehung der von Hinweisen auf eine nicht fachgerechte Pflege 
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betroffenen Pflegebedürftigen erfolgt nach dem Entwurf unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen. In diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, dass die Praxis der Medizinischen Dienste, Einwilli-
gungen bei Betreuern trotz der eindeutigen Regelung in § 114 a Abs. 3 a 
SGB XI lediglich telefonisch einzuholen, offenbar unverändert fortgesetzt 
wird. Es wird seitens des MDS für ausreichend erachtet, wenn der Prüfer 
das Verfahren zur Einholung der Einwilligung dokumentiert und dies durch 
seine Unterschrift bestätigt. Tatsächlich erfolgt auf diese Weise allenfalls 
eine Dokumentation eines Gespräches durch einen Mitarbeiter des MDK 
in Textform, die von § 114 a Abs. 3 a SGB XI auch zum Schutz der betrof-
fenen Pflegebedürftigen geforderte Abgabe der Einwilligung in Textform 
durch den zur Einwilligung Berechtigten ist damit jedoch nicht gewährleis-
tet. Um die Einhaltung der bereits mit dem PNG erleichterten Formanfor-
derungen sicherzustellen, sollte in § 114 Abs. 3 a SGB XI klargestellt wer-
den, dass die Erklärung der Einwilligung durch den hierzu Berechtigten 
selbst in Textform erfolgen muss. 
  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
Der bpa bittet um die oben aufgezeigten Klarstellungen.    
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Ergebnisse von Qualitätsprüfungen – § 115 SGB XI  
  
Artikel 1, Nr. 28, Gesetzesbefehl S. 13, Begründung S. 41  
  
  

A) Beabsichtigte Neuregelung   
  
1.) Die Ergebnisse aller in die Prüfung einbezogenen Personen sind bei 
der Darstellung der Qualität im Transparenzbericht zu berücksichtigen. 
 
2.) Neu: Der bpa macht darauf aufmerksam, dass in § 115 SGB XI eine 
Verankerung des indikatorengestützen Verfahrens zur Messung von Er-
gebnisqualität in der Pflege notwendig ist.  
 
 

 

B) Stellungnahme   
  
Zu 1.)  
Dass alle in die Prüfung einbezogenen Personen bei der Darstellung der 
Qualität im Transparenzbericht zu berücksichtigen sind, ist eine Folgeän-
derung zur neuen Regelung in § 114 Abs. 5 SGB XI. Da damit die Reprä-
sentativität verzerrt und massiv in einen mühsam im Rahmen der Selbst-
verwaltung gefundenen Kompromiss eingegriffen würde, appelliert der 
bpa an den Gesetzgeber, diese Formulierung so nicht in das Gesetz auf-
zunehmen. 
 
Zu 2.) 
Nachdem im Zuge des PNG in § 113 SGB XI auch das 
indikatorengestützte Verfahren zur Messung von Ergebnisqualität in der 
Pflege berücksichtigt wurde, muss zwingend auch in § 115 SGB XI eine 
gesetzliche Klarstellung erfolgen. 
 
Unter den Vertragspartnern der Pflegetransparenzvereinbarung (PTVs 
und PTVa) bestand bei Abschluss der Vereinbarung Einvernehmen, diese 
Vereinbarung anzupassen, sobald pflegewissenschaftlich gesicherte Er-
kenntnisse über Indikatoren der Ergebnis- und Lebensqualität vorliegen.  
 
Dabei war klar, dass für den stationären Bereich (PTVs) insbesondere das 
vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) und vom Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geplante „Mo-
dellprojekt Messung Ergebnisqualität in der stationären Altenpflege“ zu 
berücksichtigen ist, dessen Ergebnisse vorliegen. Um weiter an der Um-
setzung zu arbeiten, ist es notwendig, hierzu die gesetzlichen Grundlagen 
zu schaffen und das im Beirat des Modellversuchs für erforderlich gehal-
tene weitere Modellprojekt für den ambulanten Bereich in Auftrag zu ge-
ben. 
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Es wäre ein weiteres unverständliches Signal, wenn die vom BMG und 
BMFSFJ geförderten Projekte bei der Umsetzung an einer fehlenden ge-
setzlichen Regelung scheitern würden.  
 
Der bpa begrüßt eine gesetzliche Regelung, die einen von den Vertrags-
parteien zu vereinbarenden Systemwechsel ermöglichen würde. Vor dem 
Hintergrund der Förderung durch zwei Bundesministerien halten wir es für 
notwendig, dass mit einer entsprechenden gesetzlichen Regelung die Op-
tion zum Systemwechsel eröffnet wird.  
  
  

C) Änderungsvorschläge   
  
§ 115 Abs. 1 a SGB XI wird wie folgt gefasst:  
  
(1a) Die Landesverbände der Pflegekassen stellen sicher, dass 
 

1. die von Pflegeeinrichtungen erbrachten Leistungen und deren 
Qualität, insbesondere hinsichtlich der Ergebnis- und Lebens-
qualität, sowie 

 
2. die Informationen vollstationärer Einrichtungen über Regelun-

gen zur ärztlichen, fachärztlichen und zahnärztlichen Versor-
gung sowie zur Arzneimittelversorgung gemäß § 114 Absatz 1 

 
für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen verständlich, übersichtlich 
und vergleichbar sowohl im Internet als auch in anderer geeigneter Form 
kostenfrei veröffentlicht werden. Hierbei sind die Ergebnisse der Qualitäts-
prüfungen des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung und des 
Prüfdienstes des Verbandes der privaten Krankenversicherung e. V. so-
wie gleichwertige Prüfergebnisse nach § 114 Abs. 3 und 4 oder Prüfer-
gebnisse, die auf Basis einer bundesweit einheitlichen Datenerhebung vor 
dem Hintergrund einer entsprechenden Vereinbarung der Selbstverwal-
tung zu den Kriterien der Veröffentlichung einschließlich der Bewertungs-
systematik erhoben wurden, zugrunde zu legen; sie können durch in an-
deren Prüfverfahren gewonnene Informationen, die die von Pflegeeinrich-
tungen erbrachten Leistungen und deren Qualität, insbesondere hinsicht-
lich der Ergebnis- und Lebensqualität, darstellen, ergänzt werden. Bei An-
lassprüfungen nach § 114 Abs. 5 bilden die Prüfergebnisse aller in die 
Prüfung einbezogener Pflegebedürftigen die Grundlage für die Bewertung 
und Darstellung der Qualität.  [weiter wie bisher] 
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II. Stellungnahme zum Antrag „Menschenrecht auf gut e Pflege ver-
wirklichen“ 
 

Zur Vorbemerkung, Ziffer I  
 
Der Antrag will Menschen, die auf Pflege angewiesen sind, Pflegekräfte 
und Angehörige unterstützen und stärken, indem er ihnen entsprechende 
Ansprüche und Rechte zubilligt:  
 

„Menschen, die auf Pflege und Assistenz angewiesen sind, ha-
ben einen Anspruch auf darauf, bestmöglich gepflegt, versorgt 
und unterstützt zu werden. … Beschäftigte in der Pflege haben 
ein Recht auf gute Arbeitsbedingungen und faire Löhne. … An-
gehörige brauchen die Sicherheit, dass ihre Familienmitglieder, 
Freundinnen und Freunde gut versorgt sind.“ 

 
Der bpa unterstützt diese Anliegen grundsätzlich. Der bpa setzt sich seit 
vielen Jahren für eine qualitativ gesicherte Pflege und verlässliche Rah-
menbedingungen in der Pflege ein. Angesichts des demografischen Wan-
dels und der rasanten Zunahme an pflegebedürftigen Menschen und des 
gravierenden Mangels an Pflegefachkräften bedarf es dringend entspre-
chender Reformschritte.  
 
Der bpa teilt die Einschätzung des Antrags, dass die mit dem 1. Pflege-
stärkungsgesetz vorgesehenen Leistungserhöhungen nicht ausreichen, 
um den Kaufkraftverlust der vergangenen Jahre auszugleichen (s. dazu 
die Ausführungen oben zu § 30 SGB XI). Allerdings begrüßt der bpa die 
vorgesehenen Verbesserungen ausdrücklich und sieht sie als wirksame 
Maßnahme, um Pflegebedürftige und Angehörige zu unterstützen und 
Pflegekräfte zu entlasten.  
 
Der bpa weist die im Antrag aufgestellte Behauptung, dass der Alltag von 
Pflegekräften von „schlechter Bezahlung“ geprägt ist, in aller Deutlichkeit 
zurück. So hat eine Untersuchung des Fachmagazins "Wohlfahrt Intern" 
kürzlich ergeben, dass die Gehälter von Beschäftigten in der Altenhilfe mit 
denen anderer Branchen durchaus mithalten und teilweise sogar deutlich 
darüber liegen. Im Vergleich zu KFZ-Mechatronikern, Bankkaufleuten 
oder Industriemeistern schneiden Mitarbeiter in der Altenhilfe nicht 
schlecht ab. Ihre Jahreseinkommen liegen bis zu 36 % höher (s. Bran-
chen-Tarifvergleich. Lukrative Pflege. In: Wohlfahrt intern, Ausgabe 
9/2014, S. 36 – 43).   
 
Der Antrag setzt sich sehr kritisch mit der vorgesehenen Erhöhung der 
Zahl der Betreuungskräfte auseinander. Dieses führe „kaum zu einer Ent-
spannung der Arbeitssituation der Pflegefachkräfte“. Diese Einschätzung 
teilt der bpa nicht. Vielmehr wird die beabsichtigte Verbesserung des Be-
treuungsschlüssels bei den zusätzlichen Betreuungskräften gem. § 87 b 
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SGB XI ausdrücklich begrüßt. Bereits in der Vergangenheit hat sich ge-
zeigt, dass diese Kräfte einerseits die Betreuungssituation in den Pflege-
heimen verbessert und andererseits zu einer Entlastung der Pflegefach-
kräfte führt.  
 
 
Zu Ziffer II, Antragsforderungen   
  
Der Antrag fordert die Abschaffung des Teilkostenprinzips zugunsten ei-
ner bedarfsdeckenden Vollabsicherung, einen vollständigen Ausgleich 
des Realwertverlusts und zusätzlich die Erhöhung aller Sachleistungsbe-
träge um 25 %. Die hinter diesen Forderungen stehenden Leistungsver-
besserungen begrüßt der bpa im Grundsatz. Allerdings sieht der bpa die 
notwendige Gegenfinanzierung nicht durch die im Antrag vorgeschlage-
nen Maßnahmen als gewährleistet an.  

 

  
Die Fraktion DIE LINKE. setzt sich des Weiteren für eine zügige gesetzli-
che Verankerung und Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
ein. Dabei müsse der Bestandsschutz „in Höhe des bisherigen Leistungs-
anspruchs“ sichergestellt werden. Der bpa hat die Vorbereitungen für den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff sehr intensiv begleitet. Der bpa warnt 
davor, mit der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs zu hohe 
Erwartungen zu verknüpfen. In der Fachdiskussion und der Öffentlichkeit 
wird mitunter der Eindruck erweckt, dass mit dem neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriff automatisch die notwendigen Leistungsverbesserungen um-
gesetzt und viele Probleme gelöst würden. Aus Sicht des bpa ist es ent-
scheidend, ob es aber tatsächlich zu realen Verbesserungen kommt, oder 
ob es nur nominelle Veränderungen (fünf Pflegegrade satt drei Pflegestu-
fen) gibt. Wenn jemand im Jahr 2017 im Pflegegrad III eingestuft ist, aber 
weniger Sachleistungen erhält als im Jahr 2015 in Pflegestufe II, wird der 
neue Pflegebedürftigkeitsbegriff keine Akzeptanz finden. Deswegen ist die 
im Antrag geforderte Sicherstellung des Bestandsschutzes in Höhe der 
Leistungsansprüche auf dem Niveau vom 1. Januar 2015 entscheidend. 

 

  
Der bpa begrüßt den im Antrag vorgesehenen Ausbau der Infrastruktur 
und der alternativen Wohn- und Versorgungsformen für Pflegebedürftige. 
Dabei ist insbesondere sicherzustellen, dass die Bundesländer ihrer Ver-
antwortung für die Investitionskosten nachkommen (s. § 9 SGB XI) und 
verlässliche Rahmenbedingungen auch für stationäre Pflegeeinrichtungen 
schaffen. 

 

  
Der Antrag fordert einen gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro pro Stun-
de, um Lohndumping in der Pflege zu verhindern. Außerdem soll für 
Grundpflegekräfte ein Pflegemindestlohn von 12,50 Euro gelten. Der bpa 
weist den Vorwurf von Lohndumping in der Pflege zurück. Angesichts des 
Fachkräftemangels in der Pflege gibt es eine große Nachfrage nach Pfle-
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gekräften, die sich auch auf die Gehälter auswirkt (s. dazu oben auch die 
Untersuchung von „Wohlfahrt intern“). Die Forderung nach einem allge-
meinen Mindestlohn in Höhe von 10 Euro und einem Pflegemindestlohn 
von 12,50 Euro weist der bpa als unrealistisch zurück. Durch das Tarifau-
tonomiestärkungsgesetz, das zum 1. Januar 2015 in Kraft tritt, wird es in 
Deutschland erstmals einen allgemeinen Mindestlohn von 8,50 € geben. 
Außerdem hat die beim Bundesarbeitsministerium angesiedelte Kommis-
sion gerade erst vorgeschlagen, den Pflegemindestlohn ab 2015 für 
Grundpflegekräfte auf 8,65 Euro (Ost) bzw. 9,40 Euro (West) festzulegen. 
Ab 2017 soll dieser Pflegemindestlohn auf 9,50 Euro (Ost) bzw. 10,20 Eu-
ro (West) ansteigen.  
 
Eine noch weitergehende Erhöhung, so wie sie der Antrag fordert, ließe 
sich keinesfalls umsetzen. Bereits jetzt werden die Pflegeeinrichtungen  
Schwierigkeiten haben, die durch den allgemeinen Mindestlohn bzw. den 
Pflegemindestlohn gestiegene Lohnkosten in den Pflegesatzverhandlun-
gen mit den Pflegekassen – und insbesondere mit den Sozialhilfeträgern 
– durchzusetzen.  
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Anlage 1  
 
Übersicht über die Leistungen der Pflegeversicherun g 2014 und nach dem 1. 
Pflegestärkungsgesetz im Vergleich 
 
Sachleistungen Häusliche Pflege bisher  
(Grundpflege, hauswirtschaftliche Versorgung, Betreuungsleistungen) für Menschen  
ohne  erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz  
 Sachleistungen 2015:  Geldleistungen 2015  

 
Neu: Mix  50 % Sac h-
leistung (als Erstat-
tungsleistung) plus 104 
Euro  (gem. § 45 b SGB 
XI) 

Pflegestufe 0 Keine Leistungen.   
Pflegestufe I bis zu 468 Euro monatlich. bis zu 244 Euro monat-

lich. 
bis zu 338 Euro monat-
lich. 

Pflegestufe II bis zu 1.144 Euro monat-
lich. 

bis zu 458 Euro monat-
lich. 

bis zu 676 Euro monat-
lich. 

Pflegestufe 
III 

bis zu 1.612 Euro monat-
lich. 

bis zu 728 Euro monat-
lich. 

bis zu 910 Euro monat-
lich. 

Härtefall: bis zu 1.995 Euro monat-
lich. 

  

 
Häusliche Pflege (Grundpflege, hauswirtschaftliche Versorgung, Betreuungsleistungen) für Men-
schen  
mit  erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz (gem. § 45 a SGB XI, z.B. Demenz) 
Sachleistungen Neu: Mix - 50 % Sachleistung erstattet plus erhöhter 

Betrag 208 Euro (gem. § 45 b SGB XI) 
Pflegestufe 0 bis zu 231 Euro monatlich. bis zu 323,50 Euro monatlich . 
Pflegestufe I bis zu 689 Euro monatlich. bis zu 552,50 Euro monatlich 
Pflegestufe II bis zu 1.298 Euro monat-

lich. 
bis zu 857 Euro monatlich. 

Pflegestufe 
III 

Keine zusätzlichen Leistun-
gen1612 Euro monatlich 

bis zu 1.014 Euro monatlich. 

 

 
Zu beachten: 
 

1. Fallbeispiel  
 

Herr Meyer, Pflegestufe I ,  
hat bisher Geldleistungen in Anspruch genommen in Höhe von: 

  
235 Euro  

Herr Meyer nimmt zukünftig den Mix in Anspruch und bekommt:  
50 % Sachleistung plus Grundbetrag (§ 45 b  SGB XI)  338 Euro 
50 % Geldleistung + 122 Euro 
(Entspricht einer Steigerung um 96 %)  = 460 Euro  
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2. Fallbeispiel  
 

Frau Müller, Pflegestufe II , mit Demenz (§ 45 a SGB XI),  
hat bisher Geldleistungen in Anspruch genommen in Höhe von: 

  
440 Euro 

und erhöhtem Erstattungsbetrag 200 Euro (§ 45 b SGB XI)  + 200 Euro 

 = 640 Euro  

Frau Müller nimmt zukünftig den Mix in Anspruch und bekommt:  
50 % Sachleistung plus erhöhter Betrag (§ 45 b  SGB XI)  857 Euro 
50 % Geldleistung + 272,50  Euro 
(Entspricht einer Steigerung um 77 %.)  = 1.129,50 Euro  
 
Zusätzlich zu diesen Beträgen können die beiden zukünftig jeweils jährlich bis zu 2.418 Eu-
ro an Verhinderungspflege durch sonstige Dienstleiter oder Pflegedienste, erbringen lassen 
und von der Pflegekasse bekommen sie diesen Betrag erstattet. Das entspricht max. 201,50 
Euro  im Monatsdurchschnitt. 
 
Wohnen sie in einer Wohngemeinschaft (§ 38 a SGB XI), erhalten sie weiterhin jeweils einen 
Betrag von monatlich 205 Euro für Leistungen sonstiger Dienstleiter oder von Pflegediens-
ten. 
 
 
Im Fallbeispiel 1  
 
hätte Herr Meyer, bei maximaler Ausschöpfung der Geld- und Erstattungsleistung, inklusive 
der Verhinderungspflege und dem Wohngemeinschaftsbetrag: 
 

�  für Dienstleister wie Vermittlungsagenturen, monatl ich 866,50 Euro zum Ein-
kauf von Leistungen zur Verfügung. 
  

�  Für die Sachleistungen durch zugelassene Pflegedien ste verblieben ihm mo-
natlich 
234 Euro. 

 
 
 
Im Fallbeispiel 2   
 
hätte Frau Müller, bei maximaler Ausschöpfung der Geld- und Erstattungsleistung, inklusive 
der Verhinderungspflege und dem Wohngemeinschaftsbetrag: 
 

�  für Dienstleister wie Vermittlungsagenturen,  monat lich 1.536 Euro zum Einkauf 
von Leistungen zur Verfügung.  
 

�  Für die Sachleistungen durch zugelassene Pflegedien ste verblieben ihr monat-
lich  
649 Euro. 



 

 

Köln, 03. Juni 2014 
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1 Ausgangssituation 

Im Rahmen des Fünften SGB XI-Änderungsgesetzes möchte die Bundesregierung unter ande-
rem eine neue Kombinationsleistung einführen (§ 45 b Absatz 3 (neu) SGB XI).1 Pflegebedürfti-
ge der Pflegestufen I bis III sowie Personen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz 
(Pflegestufe 0) sollen künftig maximal die Hälfte des Budgets für ambulante Sachleistungen  
(§ 36 und § 123) zur Finanzierung so genannter niedrigschwelliger Betreuungs- und Entlas-
tungsangebote in Anspruch nehmen können (BMG 2014a, 10). Im Gegensatz zum Pflegesach-
leistungsbezug ist für die Finanzierung niedrigschwelliger Angebote eine Kostenerstattung vor-
gesehen.  
 
Fraglich ist, ob mit dieser Neuregelung ein Anreiz zur Leistungsausweitung entsteht, der die ge-
setzliche Pflegeversicherung mit zusätzlichen Ausgaben konfrontiert, die über das im Referen-
tenentwurf genannte Volumen hinausgehen.  
 
Das zuständige Bundesministerium für Gesundheit (BMG) rechnet mit einem zusätzlichen Fi-
nanzierungsaufwand für diese neue Kombinationsleistung in Höhe von 90 Millionen Euro pro 
Jahr (BMG 2014a, 21). Dabei fällt auf, dass die der Berechnung zugrunde liegenden Annahmen 
nicht deutlich gemacht werden. In der Gesetzesbegründung heißt es, dass „ein Teil der bisheri-
gen Pflegegeldempfänger“ von dieser neuen Möglichkeit Gebrauch machen wird. Im Gegensatz 
dazu werden die Annahmen im Kontext anderer Leistungsausweitungen konkret benannt: Bei 
der Erweiterung der Verhinderungspflege um Mittel der Kurzzeitpflege unterstellt der Referen-
tenentwurf, dass „die Hälfte der bisherigen Empfänger von Verhinderungspflege“ auf das neue 
Angebot zurückgreifen wird. Wenn künftig die Leistungsansprüche im Rahmen des  
§ 45 b Absatz 1 auf alle Pflegebedürftigen, also auch auf Personen ohne erhebliche Einschrän-
kung der Alltagskompetenz ausgeweitet werden, rechnet das Ministerium damit, dass „die Leis-
tungen von diesem Personenkreis zunächst etwa halb so häufig in Anspruch genommen wer-
den wie von Personen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz“ (BMG, 2014a, 21). 
 
Zwar lassen sich diese Annahmen über das zukünftige Nachfrageverhalten in Ermangelung va-
lider Daten nicht weiter empirisch untermauern. Immerhin aber sticht die unterschiedliche 
Handhabung bei der Ableitung möglicher Ausgabeneffekte ins Auge. Um eine Diskussion über 
mögliche fiskalische Folgen der Pflegereform wenigstens auf der Basis plausibel belegter An-
nahmen führen zu können, soll im Folgenden auf mögliche Hypothesen rückgeschlossen wer-
den, die den Berechnungen zum § 45 b Absatz 3 zugrunde gelegen haben können. Dazu wird 
zunächst aus theoretisch abgeleiteten Fallkonstellationen und der bisherigen Inanspruchnahme 
der Pflegeleistungen der maximal mögliche Ausgabeneffekt geschätzt. Auf dieser Grundlage 
lassen sich dann Vergleiche zu den an anderen Stellen getroffenen Annahmen ziehen und 
Zweifel an den Berechnungen zum Finanzierungstableau zerstreuen oder erhärten. 
 
 
 
 
 

                                                 
1  Die im Folgenden genannten Paragraphen beziehen sich ohne Ausnahme auf das Elfte Sozialgesetz-

buch SGB XI, die Hinweise auf § 45 b beziehen sich jeweils auf die Fassung im Referentenentwurf 
des BMG, Stand 08.04.2014. 
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2 Identifikation problematischer Fallkonstellatione n 

Pflegebedürftige haben bislang in der häuslichen Pflege die Wahl zwischen der Auszahlung ei-
nes Pflegegeldes oder der Inanspruchnahme von Pflegesachleistungen, zum Beispiel in Form 
eines ambulanten Pflegedienstes sowie einer Kombination aus beidem. Dabei liegt der An-
spruch auf Pflegegeld über alle Pflegestufen hinweg unter dem jeweiligen Pflegesachleistungs-
budget (Tabelle 1, Spalten 2 und 3).  
 
Mit der neuen Kombinationsleistung nach § 45 b Absatz 3 soll es nun den Beziehern von Pfle-
gesachleistungen sowie den bisherigen Beziehern von Pflegegeld ermöglicht werden, einen Teil 
des Sachleistungsbudgets zu nutzen, um zusätzliche Hilfestellung im Alltag zu erhalten, so ge-
nannte niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote. Diese werden beispielsweise 
durch Agenturen für haushaltsnahe Dienstleistungen, durch Alltagsbegleiter und/oder Pflegebe-
gleiter bereitgestellt. Wird diese neue Wahlleistung in Anspruch genommen, reduziert sich der 
Pflegegeldanspruch anteilig entsprechend der bisherigen Bestimmungen zur Kombination von 
Pflegegeld und Pflegesachleistungen. 
 
Aus dem neuen Wahlrecht ergeben sich unterschiedliche Fallkonstellationen, die zu einer im 
Gegensatz zum Status quo höheren Belastung der gesetzlichen Pflegeversicherung führen 
können.  
 
-  Unproblematisch sind zunächst jene Bestandsfälle, die im Rahmen der ambulanten Ver-

sorgung den Bezug von Pflegesachleistungen gewählt haben. Sollten sie künftig einen 
Teil des Sachleistungsbudgets für niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebo-
te nutzen und damit das Angebot von professionellen Pflegediensten substituieren, führt 
das zu keinen zusätzlichen Kosten für die Pflegeversicherung.  
 

-  Für neue Pflegefälle ergibt sich durch die Neuerung ebenfalls keine zusätzliche finanzielle 
Belastung der gesetzlichen Pflegeversicherung im Vergleich zum Status quo, sofern diese 
sich ausschließlich für den Bezug von Pflegesachleistungen entscheiden.  
 

-  Die neue Kombinationsleistung wird aber für jene Pflegebedürftige attraktiv, die aus-
schließlich privat organisierte niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote 
nutzen wollen, ohne auf das Pflegegeld gänzlich verzichten zu müssen bzw. zu wollen. 
Die Mitglieder dieser Gruppe erfahren den maximalen finanziellen Vorteil, wenn sie ein 
anteiliges Pflegegeld beziehen (50 Prozent) und den verbleibenden Anteil des Sachleis-
tungsbudgets (50 Prozent) für die neuen Betreuungs- und Entlastungsangebote nutzen. In 
diesen Fällen entstehen der gesetzlichen Pflegeversicherung je nach Pflegestufe pro Fall 
und Monat Mehraufwendungen bis zu den in Tabelle 1, Spalte 5 ausgewiesenen Beträ-
gen.  

 
Dabei wird § 45 b Absatz 3 Satz 4 so interpretiert, dass bis zu 50 Prozent des Pflegesachleis-
tungsbudgets für die Kostenerstattungslösung in Anspruch genommen werden können.  
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Tabelle 1 
Fallkonstellationen mit höheren finanziellen Belast ungen 
Leistungssätze für Pflegegeld und ambulante Sachleistungen sowie einer anteiligen 
Kombination beider Leistungen 

Pflegestufen 

Leistungssätze  
(Stand 1.1.2015) 

Maximalszenario  
 

Pflegegeld ambulante 
Sachleistungen 

Kombination aus 
hälftigem Pflege-
geld und hälftigem 
Sachleistungsbud-
get  

Differenz zu 
ausschließli-
chem Pflege-
geldbezug 

Euro pro Monat 

0 123 231 177 54 

I 244 468 356 112 

I erhöhter B e-
trag 

316 689 502,5 186,5 

II 458 1.144 801 343 

II erhöhter B e-
trag 

545 1.298 921,5 376,5 

III 728 1.612 1.170 442 

Kombination aus Pflegegeld und Kostenerstattung für niedrigschwellige Angebote unter der Annahme ei-
ner 50-prozentigen Inanspruchnahme des gesamten Pflegesachleistungsbudgets. 
Quelle: BMG, 2014a, eigene Zusammenstellung 
 
Theoretisch ergibt sich eine weitere Fallkonstellation, die die gesetzliche Pflegeversicherung 
sogar noch stärker belasten könnte. Das wäre dann der Fall, wenn der bisherige Pflegegeldbe-
zug nicht anteilig, sondern vollständig durch den Pflegesachleistungsbezug substituiert würde. 
Die finanzielle Belastung stiege dann im Einzelfall um die volle statt der hälftigen Differenz zwi-
schen Sachleistungsbudget und Pflegegeld (Tabelle 1, Differenz Spalte 3 und 2). Um diese 
Fallkonstellation plausibel unterstellen zu dürfen, müssen allerdings zusätzliche Annahmen zu 
dem Nachfrageverhalten der Pflegebedürftigen getroffen werden. Denn es stellt sich die Frage, 
warum Pflegegeldempfänger nicht bislang schon von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen und 
das nominal höhere Pflegesachleistungsbudget ausschöpfen. Dass diese Wechseloption erst 
mit dem neuen Wahlrecht zugunsten niedrigschwelliger Betreuungs- und Entlastungsangebote 
wahrgenommen werden soll, wäre nur mit einer besonderen Pflegepräferenz zu erklären, res-
pektive mit der Option, die Präferenz zugunsten einer Betreuung im persönlichen Umfeld nun 
auch auf dem Wege der Kostenerstattung niedrigschwelliger Angebote zu organisieren. Zusätz-
lich dürften keine grundsätzlichen Vorbehalte gegen den Sachleistungsbezug professioneller 
Dienste vorliegen. Denn die kostensteigernde Wirkung käme erst dann voll zum Tragen, wenn 
das Pflegesachleistungsbudget vollständig ausgeschöpft würde. Bereits diese ersten Überle-
gungen verdeutlichen, dass ein solcher Fall zwar theoretisch abgeleitet werden kann, in der 
Praxis aber wohl eher die Ausnahme sein wird und kaum als Referenz für die Schätzung maxi-
mal möglicher Ausgabeneffekte herangezogen werden darf. 
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3 Berechnung eines maximal möglichen Ausgabeneffekt s 

Im nächsten Schritt gilt es eine Annahme darüber zu treffen, in welchem Umfang jeweils in den 
unterschiedlichen Pflegestufen von der neuen Kombinationsleistung nach § 45 b Absatz 3 Ge-
brauch gemacht wird. Denn aus Tabelle 1 ergibt sich, dass der finanzielle Anreiz, das Options-
recht zu nutzen, mit der Pflegeintensität steigt. Mit Blick auf vorrangig einkommensmaximieren-
de Motive wäre es also durchaus plausibel zu unterstellen, dass die Neigung, die neue Kombi-
nationsleistung nachzufragen, mit der Pflegestufe ansteigt. 
 
Allerdings zeigt die Pflegestatistik des BMG, dass der weitaus größere Teil der Pflegebedürfti-
gen bislang das Pflegegeld in Anspruch nimmt. Im Jahresdurchschnitt 2013 wurde über alle 
Pflegestufen hinweg das Pflegegeld in 1,149 Millionen der ambulant versorgten Pflegefälle ge-
wählt. Auf die bisher bereits mögliche Kombination von Pflegegeld und Sachleistungsbezug ent-
fielen 403.000 Fälle, lediglich in 132.700 Fällen entschieden sich die Betroffenen ausschließlich 
für den Bezug von Pflegesachleistungen (BMG, 2014b). Diese Zahlen offenbaren, dass die 
überwiegende Mehrheit der Pflegebedürftigen und ihrer Familienangehörigen trotz der monetä-
ren Anreizstrukturen offenkundig eine innerfamiliäre Organisation der Pflege präferieren (so 
auch TNS Infratest Sozialforschung, 2011, 44), möglicherweise weil fremde, im Rahmen pro-
fessioneller Pflegedienste eventuell auch wechselnde Pflegepersonen als nachteilig empfunden 
werden (Runde et al., 2009, 38). Über diese Plausibilitätsüberlegungen hinaus stehen aber kei-
ne empirisch fundierten Informationen zu den Präferenzen der Pflegegeldempfänger zur Verfü-
gung. Ob sich aus dem mit der Pflegeintensität steigenden finanziellen Anreiz zugunsten der 
neuen Kombinationsleistung nach § 45 b Absatz 3 auch tatsächlich ein nach den Pflegestufen 
unterschiedliches Nachfrageverhalten ergibt, kann nicht belegt werden.  
 
Tabelle 2 
Modellrechnung maximale Ausgabenwirkung 
Zusätzliche Ausgaben infolge einer anteiligen Kombination von Pflegegeld und Pflegesachleis-
tungsbudget im Rahmen des § 45 b Absatz 3 (neu) durch alle bisherigen Pflegegeldempfänger 
 

Pflegestufen 

Leistungsempfänger Zusatzkosten pro Fall  Zusatzkosten 
insgesamt 

Jahresdurchschnitt 
2013 

Euro  Millionen Euro 

pro Monat pro Jahr 

0 52.368 54 648 33,9 

I 576.254 112 1.344 774,5 

I erhöhter Betrag 143.913 186,5 2.238 322,1 

II 188.330 343 4.116 775,2 

II erhöhter Betrag 105.509 376,5 4.518 476,7 

III 82.492 442 5.304 437,5 

insgesamt 1.148.866   2.819,9 
Leistungsempfänger: Jahresdurchschnitt 2013; Zusatzkosten: hälftige Differenz des ambulanten Pflege-
leistungsanspruchs und des Pflegegeldes (siehe Tabelle 1). 
Quellen: Bundesministerium für Gesundheit 2014a und 2014b, eigene Berechnungen 
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Stattdessen ist aber eine Berechnung des maximalen Finanzierungsbedarfs im Rahmen eines 
Extremszenarios möglich. Dazu wird unterstellt, dass alle bisherigen (und künftigen) Bezieher 
von Pflegegeld eine Konstellation wählen, die je nach Pflegeintensität zu den in Tabelle 1, Spal-
te 5 ausgewiesenen Mehrausgaben pro Fall führen. Des Weiteren werden für die Berechnung 
Anzahl und Verteilung der Pflegefälle entsprechend der Pflegefallstatistik aus dem Jahr 2013 
verwendet (BMG, 2014b) sowie die im Referentenentwurf genannten Pflegesätze, die mit In-
krafttreten der Reform ab dem 1.1.2015 gelten sollen. Unter diesen Annahmen ergeben sich die 
in Tabelle 2 ausgewiesenen zusätzlichen Ausgabeneffekte. Bei einer 100-prozentigen Inan-
spruchnahme der neuen Kombinationsleistung nach § 45 b Absatz 3 wären zusätzliche Ausga-
ben in Höhe von 2,82 Milliarden Euro zu finanzieren. Wichtig zu betonen: Es handelt sich um 
ein extremes Szenario, dass keine Aussagen über die Eintrittswahrscheinlichkeit zulässt.  
 

4 Alternative Annahmen zum Nachfrageverhalten 

Da alternative Hypothesen über das Nachfrageverhalten nach Einführung des neuen  
§ 45 b Absatz 3 nicht hinreichend mit empirischen Indizien fundiert werden können, muss aus 
dem Maximalszenario rückgeschlossen werden, welche Annahmen den Berechnungen des 
BMG wohl zugrunde gelegen haben.  
 
So lässt sich aus dem Verhältnis maximal möglicher Zusatzausgaben und den im Referenten-
entwurf genannten 90 Millionen Euro ableiten, dass das BMG – sofern die hier unterstellten An-
nahmen geteilt werden – bei seiner Schätzung davon ausgegangen sein muss, dass nicht 100 
Prozent, sondern lediglich 3,2 Prozent der bisherigen Empfänger von Pflegegeld von der neuen 
Kombinationsleistung Gebrauch machen werden. Folgt man dieser Interpretation, dann wirft 
diese Schätzung der Inanspruchnahme Fragen auf, weil sie im Vergleich zu den Schätzungen 
der eingangs genannten weiteren Maßnahmen deutlich abweicht. Zwar ergibt sich diese Dis-
krepanz vor allem aus der Berechnung eines extremen Szenarios. Der Einwand einer ungewis-
sen Schätzung trifft aber gleichermaßen auf die BMG-Zahlen zu den Ausgabeneffekten anderer 
Maßnahmen zu. Würde man also zum Beispiel analog zu der Leistungsausweitung des § 45 b 
Absatz 1 oder der ergänzenden Inanspruchnahme von Mitteln der Kurzzeitpflege im Rahmen 
der Verhinderungspflege unterstellen, dass etwa die Hälfte der heutigen Pflegegeldempfänger 
die neue Kombinationsleistung beanspruchten, läge der anfängliche Mehraufwand infolge des § 
45 b Absatz 3 bei 1,42 Milliarden Euro pro Jahr, bei einer Inanspruchnahme durch 30 (20/10) 
Prozent der bisherigen Pflegegeldempfänger entsprechend bei 846 (564/282) Millionen Euro. 
 
Alternativ könnte das BMG möglicherweise davon ausgegangen sein, dass die Kombinations-
leistung in einigen Pflegestufen verstärkt, dafür aber in anderen Stufen gar nicht nachgefragt 
wird. Selbst wenn auch für diese Hypothese keine empirischen Indizien vorgelegt werden kön-
nen, sollen hier solche Konstellationen beispielhaft aufgeführt werden: 
 
-  Unter der Annahme, Pflegebedürftige der Stufen 0 und I verzichten auf die neue Kombi-

nationsleistung nach § 45 b Absatz 3, während alle anderen Pflegegeldempfänger ab der 
Pflegestufe I zu 100 (50) Prozent das Pflegesachleistungsbudget anteilig für niedrig-
schwellige Angebote ausschöpfen, ergäbe sich ein anfänglicher Ausgabeneffekt von 
1,689 (0,845) Milliarden Euro pro Jahr. 
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-  Verzichten umgekehrt alle Pflegebedürftigen ab Stufe II auf die Kombinationsleistung 
nach § 45 b Absatz 3, während die Pflegegeldempfänger der Pflegestufen 0 und I zu 100 
beziehungsweise 50 Prozent von dem zusätzlichen Leistungsangebot Gebrauch machen, 
dann ergibt sich ein anfänglicher Ausgabeneffekt von 1,131 Milliarden respektive 565 Mil-
lionen Euro pro Jahr. 

 
Diese willkürlich getroffenen Annahmen lassen sich nahezu beliebig variieren. Mit anderen Wor-
ten: Es ließe sich auch auf unterschiedlichen Wegen das vom BMG geschätzte zusätzliche 
Ausgabenvolumen von 90 Millionen Euro reproduzieren. Angesichts dieser Unklarheit ist drin-
gend auf Transparenz der zugrunde liegenden Annahmen zu drängen, um im Rahmen einer 
möglichst empirisch fundierten Diskussion das Finanztableau zum Gesetzentwurf überprüfen 
und möglichen Nachfinanzierungsbedarf zu Lasten der Beitragszahler ausschließen zu können. 
 

5 Fazit 

Die maximal möglichen Ausgabeneffekte, die sich für die soziale Pflegeversicherung aus der 
Ergänzung des § 45 b um eine neue Kombinationsleistung mit Betreuungs- und Entlastungsan-
geboten ergeben, liegen weit über den vom BMG ausgewiesenen Zusatzkosten von 
90 Millionen Euro. Die Annahmen, die der BMG-Schätzung zugrunde liegen, werden nicht aus-
gewiesen. Selbst wenn nur 50 Prozent des berechtigten Personenkreises die neue Kombinati-
onsleistung nutzen würden – eine Annahme, die im Referentenentwurf bezüglich anderer Maß-
nahmen getroffen wird – ergäbe sich immer noch ein fünfzehnfach höherer Finanzierungsauf-
wand. Warum jedoch weit weniger als die Hälfte der Berechtigten die neue Kombinationsleis-
tung nutzen sollten, ist nicht nachvollziehbar. Denn für die bisherigen Pflegegeldempfänger er-
geben sich eindeutige finanzielle Anreize durch die neue Kombinationsleistung. Klarstellung 
und Diskussion sind vonnöten, denn dem hier exemplarisch dargestellten Finanzierungsauf-
wand entspräche derzeit ein Beitragsaufkommen von umgerechnet etwas mehr als einem zu-
sätzlichen Zehntelpunkt Beitragssatz. Mit anderen Worten: Die im Referentenentwurf eingestell-
te Beitragssatzanpassung von 2,05 auf 2,35 Prozent zum 1.1.2015 wäre in diesem Fall zu ge-
ring bemessen.  
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Stellungnahme 
 
des dbb beamtenbund und tarifunion 
 
zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch – Leistungsausweitung für Pflegebe-
dürftige, Pflegevorsorgefonds (5. SGB XI-ÄndG), BT-Drs. 18/1798 
 

sowie  

 
zum Antrag der Fraktion DIE LINKE „Menschenrecht auf gute Pflege ver-
wirklichen – Soziale Pflegeversicherung solidarisch weiterentwic keln“,  
BT-Drs. 18/1953 

 

Berlin, 10. September 2014 

Zusammenfassung: 
 

- Leistungsausweitungen und -dynamisierungen werden be-
grüßt, eine gemeinsame Einführung mit dem neuen Pfl egebe-
dürftigkeitsbegriff wäre sinnvoller gewesen. 

 

- Übertragung der leistungsrechtlichen Verbesserungen auf die 
PKV ist richtig. 

 

- Beitragssatzanhebung wird mitgetragen. 
 

- Pflegevorsorgefonds ist sinnvoll, aber hätte bereit s früher 
eingerichtet werden sollen. 

 

- zehntägige Beurlaubung mit Entgeltersatzleistung be i kurzfri s-
tig auftretender Pflegebedürftigkeit darf nicht wei ter aufge-
schoben werden. 
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Stellungnahme 

dbb beamtenbund und tarifunion 

 

 
Allgemeines 
 
Die seit Jahren überfällige Reform der Pflegeversich erung wird zwar mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf angegangen, bleibt jedoc h im Hinblick auf ihre 
Nachhaltigkeit und ihren Umfang hinter den Erwartun gen des dbb zurück. Die 
schrittweise Umsetzung in mehreren separaten Gesetzgebungsverfahren mag 
unter anderem der Notwendigkeit geschuldet sein, da s neue Begutachtungs-
verfahren und die Neudefinition des Pflegebedürftig keitsbegriffs zunächst 
modellhaft zu erproben. 
Allerdings erscheint aufgrund kalkulatorischer Unwä gbarkeiten eine Vorweg-
nahme (zumindest in Teilen) der Leistungsreform get rennt von einem neuen 
Begutachtungsverfahren nicht sinnvoll. Der dbb sieh t die Gefahr, dass einige 
der mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ausgeweitete n Leistungen später aus 
Kostengründen wieder zurückgenommen werden müssen. Dies könnte – schon 
aus Gründen des Vertrauensschutzes – teurer werden als kalkuliert. 
 
Unabhängig von der späteren Implementierungsproblematik der aktuell vorge-
sehenen Leistungsverbesserungen, kann der dbb nicht nachvollziehen, wieso 
die Einführung einer Entgeltersatzleistung bei eine r bis zu zehntägigen Beur-
laubung für plötzlich eintretende Pflegefälle nicht  durchaus auch im aktuellen 
Gesetzgebungsverfahren hätte geregelt werden können . Ein derartiger Vor-
stoß wird vom dbb seit vielen Jahren gefordert: er wäre in seinen finanziellen 
Auswirkungen für die Pflegeversicherung überschaubar, führt jedoch im Ge-
genzug zu einer deutlichen Entlastung der betroffen en Personen, die sich 
zweifelsohne in solchen Momenten in einer absoluten  Ausnahmesituation be-
finden. 
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Zu den Regelungen im Einzelnen: 
 
 
Leistungsdynamisierung 
 
§ 30 SGB XI sieht in der Fassung des zum 1. Juli 2008 in Kraft getretenen Pfle-
ge-Weiterentwicklungsgesetzes vor, dass alle drei Ja hre, erstmals im Jahr 
2014 für das Jahr 2015, die Notwendigkeit und Höhe einer Anpassung der Leis-
tungen der Pflegeversicherung zu prüfen sind. Diese  Vorgabe wird mit dem 
nun vorliegenden Gesetzentwurf umgesetzt und ist in sofern konsistent. 
 
Die Orientierung an der kumulierten Preisentwicklun g der letzten drei abge-
schlossen Kalenderjahre, wie im Gesetzestext vorgegeben, ist sicherlich ein 
Schritt in die richtige Richtung. Allerdings wäre au s Sicht des dbb eine stärker  
regelgebundene, automatische Dynamisierung ohne diskretionären Spielraum 
nach einer im SGB XI fest verankerten Formel der el egantere und rechtssiche-
re Weg.  
 
 
Verhinderungspflege  
 
Das Instrument der Verhinderungspflege dient in bes onderem Maße der Entlas-
tung von pflegenden Angehörigen. Neben der vorgesehenen Dynamisierung um 
4 Prozent wird in § 39 Abs. 1 SGB XI die Dauer des Maximalbezugs von vier auf 
sechs Wochen erhöht. Dies stellt einen sinnvollen Beitrag zur verbesserten 
Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf dar und  wird vom dbb unter-
stützt. 
 
 
Entlastungsangebote 
 
Neben den bisher bereits bestehenden Betreuungsangeboten für demenziell 
Erkrankte wird in § 45c SGB XI zum einen der Kreis der Anspruchsberechtigten 
auf sämtliche Pflegebedürftige ausgeweitet. Zum and eren werden so genann-
te Entlastungsleistungen eingeführt, die die Betrof fenen nach individuellem 
Bedarf mit den Betreuungsleistungen frei kombiniere n können. Wie schon 
letztgenannte sollen auch die Entlastungsleistungen  niedrigschwellig angebo-
ten werden. Sie decken im Wesentlichen Unterstützung sleistungen bei der 
hauswirtschaftlichen Versorgung, Beratungsleistungen sowie stärkende und 
stabilisierende Alltagsbegleitung (zum Beispiel Beh örden- oder Friedhofsgän-
ge) ab. In dieser Funktion dienen sie auch der Unte rstützung von pflegenden 
Angehörigen. 
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Wie in der Begründung zum Gesetzentwurf richtig kons tatiert, sind Betroffene 
und ihre Angehörigen gerade zu Beginn einer Pflegebedürftigkeit bzw. bei be-
ginnender erheblicher Einschränkung der Alltagskompetenz besonders stark 
belastet. Deshalb wird unterstellt, dass die Inansp ruchnahme von nied-
rigschwelligen Angeboten als erste Anlaufstelle das  Mittel der Wahl für die 
Betroffenen ist. Der dbb teilt diese Einschätzung u nd unterstützt die Entlas-
tungsangebote deshalb auch vollumfänglich. Allerdin gs steht die in § 45c Abs. 
3a SGB XI vorgesehene Abrechnung dieser Leistungen mit Hilfe des Kostener-
stattungsprinzips aus Sicht des dbb dem Gedanken einer möglichst nied-
rigschwelligen Bereitstellung diametral entgegen. N eben möglichen finanziel-
len Belastungen für die Betroffenen kann das Erford ernis zur Einreichung von 
Rechnungen, verbunden mit der Ungewissheit über Erstattungshöhe und -
zeitpunkt, zu einem Inanspruchnahme-hemmnis führen und der ursprünglichen 
Intention des Gesetzgebers damit entgegenstehen. Der dbb spricht sich dafür 
aus, entsprechende Entlastungsleistungen als Sachleistungen zu erbringen und 
direkt mit der Pflegeversicherung abzurechnen. 
 
Beratungsangebote müssen aus Sicht des dbb weiterhin kostenlos bleiben und 
über die Pflegestützpunkte bzw. die COMPASS private Pflegeberatung GmbH 
erfolgen. Der vom Gesetzgeber vorgesehene und in der Tat noch nicht flä-
chendeckend erfolgte Ausbau von Beratungsnetzwerken muss nicht durch In-
anspruchnahme von beratenden Entlastungsleistungen kompensiert werden. 
Schließlich würde eine Inanspruchnahme im Rahmen der Entlastungsleistungen 
das Budget der Betroffenen schmälern. 
 
Ausdrücklich begrüßt der dbb die Festschreibung, da ss bei den einzurichten-
den Agenturen für haushaltsnahe Dienst- und Serviceleistungen besonderes 
Augenmerk auf die Einhaltung sozialer Standards und die Beschäftigungsbe-
dingungen gelegt wird.  
 
 
Wohnumfeld  
 
Neben der planmäßigen Dynamisierung der Leistungen werden in § 40 SGB XI 
auch die Zuschüsse für wohnumfeldverbessernde Maßnahmen erhöht. Diesbe-
zügliche Zuschüsse werden von 2.557 auf 4.000 Euro je Maßnahme angehoben, 
bei mehreren Pflegebedürftigen auf bis zu 10.228 bz w. 16.000 Euro. Zu be-
grüßen ist neben der Anhebung der Förderung, dass nunmehr bereits vor der 
Neugründung und dem Einzug in die gemeinsame Wohnung ein Anspruch auf 
Leistungen nach § 38a SGB XI besteht. Dies senkt aus Sicht des dbb die Barrie-
ren zur Gründung einer ambulant betreuten Wohngruppe  und stellt einen 
sinnvollen Beitrag zur Umsetzung des Prinzips ambulant vor stationär dar. 
 
 
Flexibilisierung/Kombinationsmöglichkeiten 
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Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden zahlreich e Kombinationsmög-
lichkeiten einzelner Leistungen ermöglicht. Dies di ent der Flexibilisierung und 
Individualisierung der Inanspruchnahme. So werden ambulante Pflegesachleis-
tungen nach § 36 SGB XI, Pflegegeld nach § 37 SGB XI sowie die mit dem Pfle-
ge-neuausrichtungsgesetz (PNG) eingeführte Möglichkeit der Inanspruchnahme 
von Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI in § 41 SGB XI gleichrangig ne-
beneinander gestellt. Die Anrechnungsregelungen der  einzelnen Leistungen 
werden teilweise deutlich vereinfacht bzw. entfalle n ganz. Die Kombinati-
onsmöglichkeiten gelten ebenfalls für die Inanspruc hnahme von Betreuungs- 
und Entlastungsleistungen gemäß § 45c SGB XI. Der dbb begrüßt die Neurege-
lungen ausdrücklich. 
 
Die Kurzzeitpflege kann gemäß § 42 SGB XI künftig um den Betrag der Verhin-
derungspflege erhöht und um bis zu vier Wochen verl ängert werden. Auch an 
dieser Stelle wird nach Auffassung des dbb ein wich tiger Beitrag zur besseren 
Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf geleist et. 
 
 
Aufbau eines Pflegevorsorgefonds 
 
Mit dem Aufbau eines zweckgebundenen und vor politischem Zugriff ge-
schützten Pflegevorsorgefonds wird eine langjährige Forderung  des dbb um-
gesetzt. Die Verortung des Kapitalstocks bei der De utschen Bundesbank be-
grüßt der dbb aus diesem Grund ausdrücklich. 
 
Die nun vorgesehene Bildung einer kapitalgedeckten Demografiereserve hätte 
aus Sicht des dbb schon viel früher verwirklicht we rden müssen. Fraglich ist 
allerdings, ob mit Hilfe der vorgesehenen Zuführung  von 0,1 Beitragssatzpunk-
ten tatsächlich hinreichende Reserven gebildet werde n können. Der dbb stellt 
die Systematik der Teilkaskoversicherung in der Pfl ege keinesfalls in Frage. 
Allerdings sollte zumindest die Möglichkeit einer m aßvollen Aufstockung des 
Zuschusses aus Steuermitteln diskutiert werden. Gle iches sollte entsprechend 
auch für die private Pflegeversicherung in Erwägung  gezogen werden. Schließ-
lich stellt der Demografische Wandel und der damit v erbundene Anstieg der 
Zahl pflegebedürftiger Personen ein gesamtgesellschaftliches Problem dar. 
Gemäß § 136 SGB XI soll das Sondervermögen im Pflegevorsorgefonds bei 
planmäßigen Kapitalflüssen bis zum Jahr 2055 aufgebraucht sein. Die Begrün-
dung, dass sich bis zum Jahr 2055 geburtenstarke und schwächer besetzte 
Jahrgänge wieder auf ein Normalmaß angeglichen haben und somit der prog-
nostizierte „Peak“ zwischen dem Jahr 2035 und 2050 weitestgehend über-
wunden ist, mag auf den ersten Blick richtig ersche inen. Zu beachten ist al-
lerdings, dass neben der Zahl der Pflegebedürftigen  auch die Summe der Bei-
tragszahler für eine nachhaltige Finanzbasis der Pf legeversicherung von ent-
scheidender Bedeutung ist. Deshalb sollte der Fonds aus Sicht des dbb nicht 
grundsätzlich auf Kapitalverzehr ausgelegt sein. 
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Beitragssatz 
 
Die in § 55 SGB XI festgelegte Anhebung des Beitragssatzes zur sozialen Pfle-
geversicherung in Höhe von 0,3 Prozentpunkten trägt  der dbb vor dem Hinter-
grund der Notwendigkeit von Leistungsausweitungen und der Bildung einer 
Demografiereserve mit. Die Leistungssteigerungen stehen dem Grundsatz der 
Beitragssatzstabilität nicht entgegen. Dennoch wäre  es aus Sicht des dbb sinn-
voller, wenn die Leistungsseite gemeinsam mit dem n euen Pflegebedürftig-
keitsbegriff und Begutachtungsassessment reformiert  worden wäre. 
 
 
Fazit: 
 
Insgesamt bringt der Gesetzentwurf viele Verbesseru ngen auf der Leistungs-
seite mit sich. Neben der ohnehin anstehenden Dynam isierung werden be-
währte Förderinstrumente (wie etwa die Förderung vo n ambulant betreuten 
Wohngruppen) deutlich ausgebaut. Durch sinnvolle Kombinationsmöglichkei-
ten einzelner Maßnahmen werden die individuellen Wah lmöglichkeiten ver-
bessert. Dies führt zu einem besseren Zuschnitt der  Leistungen auf die indivi-
duellen Bedürfnisse (auch die der Angehörigen). Durch obligatorische Bera-
tungsleistungen soll sichergestellt werden, dass de r Maßnahmenzuschnitt op-
timale Anwendung findet. 
 
Der dbb begrüßt, dass entsprechend der Vorgaben des § 110 SGB XI die ge-
planten leistungsrechtlichen Verbesserungen ebenso auf die private Pflegever-
sicherung übertragen werden. 
 
Der dbb bedauert jedoch außerordentlich, dass einig e elementare Reformvor-
haben weiter in die Zukunft verschoben werden. Dies  sind insbesondere die 
Reform des Pflegebedürftigkeitsbegriffs verbunden mi t einem neuen Begut-
achtungs-assessment, die Verbesserung der Situation des Pflegepersonals und 
der professionellen Helfer sowie die Einführung ein er Lohnersatzleistung für 
Arbeitnehmer, die für pflegebedürftige Angehörige i n einer akut auftretenden 
Pflegesituation eine bedarfsgerechte Pflege oder pf legerische Versorgung si-
cherstellen müssen. 
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Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE „ Menschenrecht auf gute Pflege ver-
wirklichen – Soziale Pflegeversicherung solidarisch weiterentwickeln“  BT-
Drs. 18/1953 
 
 
Die derzeitig in Deutschland herrschende Pluralität  der Versicherungsformen 
sorgt auch für einen intensiven Wettbewerb zwischen den Versicherungssys-
temen. Dieser Wettbewerb ist für die Versorgung der Bevölkerung mit Ge-
sundheits- und Pflegeleistungen vorteilhaft, da er zu Innovationen anregt und 
Mangelverwaltung über Wartelisten vermeidet. Die mit  der Einführung einer 
Bürgerversicherung verbundene Einschränkung des Wettbewerbs hätte somit 
nachteilige Auswirkungen auf die Gesundheitsversorgung in Deutschland. 
 
Die private Pflegeversicherung ist derzeit solide f inanziert – erwirtschaftet 
sogar deutliche Überschüsse, welche Begehrlichkeiten wecken. Entsprechend 
wenig überrascht es den dbb, dass die Fraktion DIE LINKE nun in ihrem Antrag 
die Einführung einer so genannten Bürgerversicherung - zunächst für den 
Zweig der Pflegeversicherung - fordert. 
 
Der dbb lehnt jegliche Forderung nach Einführung ei ner vermeintlich solidari-
schen Bürgerversicherung grundsätzlich ab. Dies gilt besonders vor dem Hin-
tergrund der Tatsache, dass das Motiv, die Reserven der privat Pflegeversi-
cherten in eine Pflege-Bürgerversicherung zu überfü hren, verfassungsrechtlich 
äußerst fragwürdig ist. Die Überschüsse für kurzfri stig gedachte Leistungsaus-
weitungen oder gar die Abkehr vom Teilkaskoprinzip zu nutzen, hat aus Sicht 
des dbb wenig mit Solidarität zu tun. Die durch den  demografischen Wandel 
verursachten finanziellen Belastungen werden langfr istig durch die Maßnahme 
keineswegs behoben. 
 
Rentner sollen gemäß dem Antrag in einer „Bürger -Pflegeversicherung“ künf-
tig nur noch mit dem halben Beitragssatz belastet w erden, während die ande-
re Hälfte von der Rentenversicherung getragen wird. Dies widerspricht dem 
Grundsatz der Generationengerechtigkeit und wird vo m dbb abgelehnt. Es ist 
zu bedenken, dass auch die aktuelle Rentnergeneratio n eher zu den Begüns-
tigten der vorleistungsunabhängigen umlagefinanzier ten sozialen Pflegeversi-
cherung gehört. 
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Der dbb bekennt sich ausdrücklich zum gegliederten Gesundheitssystem von 
GKV und PKV in Deutschland und lehnt die Forderung der Fraktion DIE LINKE 
als nicht zielführend ab.  
 
Die geschlechter- und kultursensible Pflege und Assistenz ist hingegen keine 
Frage einer Bürgerversicherung und sollte auch nach Dafürhalten des dbb er-
möglicht und entsprechend geschultes Personal  aufgestockt werden. 
 
Die Forderung der Fraktion DIE LINKE nach flexibleren Arbeitszeitregelungen 
und Teilzeitvereinbarungen, sollte ein Pflegefall e intreten, wird vom dbb be-
grüßt. Zusätzlich fordert der dbb die zeitnahe Einf ührung der geplanten Ent-
geltersatzleistung für eine zehntägige Pflegeauszei t bei kurzfristig eintreten-
der Pflegebedürftigkeit. Es wäre durchaus möglich, dieses Vorhaben bereits 
im aktuellen Gesetzentwurf zu verwirklichen.  
 
Die darüber hinausgehende Forderung der Fraktion DIE LINKE nach einer 
sechs-wöchigen, rein arbeitgeberfinanzierten Entgel tfortzahlung für die Pfle-
ge eines Angehörigen hält der dbb zwar für wünschen swert, aber wohl kaum 
für umsetzbar noch für verhältnismäßig. 
  
Hinsichtlich der Forderung nach Nichteinführung des  Pflegevorsorgefonds ver-
weist der dbb auf seine entsprechenden Ausführungen  in seiner Stellungnahme 
zum 5. SGB XI-Änd.Ges.  
 
Auch wenn der dbb gegenüber der Einführung des so genannten „ Pflege-Bahr“  
durchaus Vorbehalte angebracht hatte, sollte auf ei ne von der Fraktion DIE 
LINKE geforderte Rückabwicklung der bisher abgeschlossenen Verträge, auch 
aus Gründen der politischen Glaubwürdigkeit, verzic htet werden. 
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